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Abschnitt A 

Vorwort 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag im Jahr 1970, vor 
Verabschiedung des Städtebauförderungsgesetzes, erstmals einen 
Städtebaubericht vorgelegt (Drucksache VI/1497). Der nunmehr vor- 
liegende zweite Städtebaubericht soll die bisherigen Analysen erwei- 
tern, absehbare Entwicklungen aufzeigen und Erfahrungen in städte- 
baulichen Maßnahmenbereichen des Bundes darstellen. Er behandelt 
hierbei Aspekte, die unter gewandelten gesellschaftlichen Rahmen- 
bedingungen in enger Wechselbeziehung zu städtebaulichen Entwick- 
lungen in Stadt und Land stehen. 

Der Bericht beschränkt sich bewußt auf solche Gesichtspunkte, die 
sich aus der Sicht des Bundes für den Städtebau ergeben. Dabei wird 
nicht der Anspruch erhoben, für alle Bereiche die passende städtebau- 
liche Antwort bereits zu bieten. Auch hier wird eine Reformpolitik 
nur schrittweise und in Abstimmung mit allen Beteiligten möglich sein. 
Zu den Beteiligten gehören insbesondere die Länder und die Gemein- 
den. Denn die Gemeinden sind es, die durch die Handhabung ihrer 
Planungshoheit wesentlich die Siedlungsentwicklung konkret gestal- 
ten, und die Länder können in der Ausführung der Gesetze und in 
Wahrnehmung ihrer eigenen Regelungskompetenz die Rahmenbedin- 
gungen der regionalen Verflechtungsbereiche entscheidend bestim- 
men. Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine geordnete Sied- 
lungsentwicklung eine weitere Verstärkung der Zusammenarbeit von 
Bund, Ländern und Gemeinden erfordert. Sie bietet hierzu ihre Bereit- 
schaft an. 

Zur Ergänzung und Erläuterung des Berichts sind im Anhang einige 
Dokumente beigefügt. Sie geben nicht in allen Einzelheiten die Auf- 
fassung der Bundesregierung wieder. Die Bundesregierung betrachtet 
die Dokumente aber als wichtige Grundlagen für die weitere Entwick- 
lung der Städtebaupolitik und wird hierzu — soweit Veranlassung 
besteht — noch gesondert Stellung nehmen. 

Die gleichzeitige Vorlage von Städtebaubericht und Raumordnungs- 
bericht soll dazu beitragen, Zusammenhänge und entsprechende Ko- 
ordinationserfordernisse zwischen Raumordnung und Städtebau 
stärker in das Bewußtsein der Öffentlichkeit zu tragen. 
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Abschnitt B 

Aufgabe und Aufbau des Berichts 


Aufgabe des Berichts 

1 . Der im Jahre 1970 dem Bundestag von der Bun- 
desregierung vorgelegte Städtebaubericht bot eine 
breite Grundlage für die Diskussion der mit Län- 
dern und Gemeinden längerfristig zu erarbeitenden 
Zielvorstellungen für die Entwicklung von Städten 
und Gemeinden in der Bundesrepublik. Er enthielt 
darüber hinaus eine Reihe von Anregungen für die 
künftige Steuerung zentraler Probleme der Kommu- 
nen sowie Ankündigungen von notwendigen, auf 
die Entwicklung von Städten und Gemeinden be- 
zogenen Maßnahmen der Bundesregierung. Diese 
Diskussion wurde in einer breiten, von interessier- 
ten Bürgern, Fachleuten aus Wissenschaft und Ver- 
waltung sowie Politikern aller Parteien und poli- 
tischen Ebenen gebildeten Öffentlichkeit geführt und 
hat zu einer Vertiefung der Problemkenntnis in 
vielen Bereichen der Siedlungsentwicklung von 
ländlichen Gemeinden bis zu Großstädten und Ver- 
dichtungsräumen beitragen. Inzwischen haben sich 
einige Rahmenbedingungen der Siedlungsentwick- 
lung verändert. Kennzeichnend hierfür sind vor 
allem 

— ■ die Bevölkerungsstagnation bzw. der mögliche 
Bevölkerungsrückgang in der Bundesrepublik 
Deutschland, 

— die zunehmende Verknappung wichtiger natür- 
licher Ressourcen, 

— die schwieriger gewordenen Bedingungen für 
das wirtschaftliche Wachstum, 

— strukturelle Anpassungsprozesse in bestimmten 
für die städtebauliche Entwicklung wichtigen 
Branchen. 

Auf dieser Grundlage soll der vorgelegte Bericht 
schwerpunktmäßig insbesondere 

— die seitherige Entwicklung an ausgewählten, für 
die Lage besonders kennzeichnenden Problembe- 
reichen darstellen, analysieren und bewerten so- 
wie 

— über die Verwirklichung von seinerzeit ange- 
kündigten Maßnahmen der Bundesregierung und, 
soweit möglich, die hieraus vorliegenden Er- 
fahrungen berichten. 

Die Bundesregierung hat großen Wert darauf ge- 
legt, diese Darstellung in den größeren Rahmen 
einzufügen, der einerseits von allgemein politi- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
her gegeben ist und der andererseits in einem 
räumlichen Bezugssystem von dem nunmehr verab- 
schiedeten Bundesraumordnungsprogramm bestimmt 
wird. Wenngleich das räumliche Bezugssystem 


schon wegen der Lesbarkeit der Darstellung nicht 
in jedem Einzelfall ausdrücklich erwähnt werden 
kann, so zieht sich diese Ausrichtung als Grund- 
linie durch den gesamten Bericht. Damit soll auch 
deutlich werden, wie sehr sich die in ländlichen wie 
städtischen Räumen verstärkenden Verpflechtungs- 
tatbestände bestimmend auf das Spannungsverhält- 
nis auswirken, das durch vorgegebene Rahmenbe- 
dingungen und übergeordnete Planungen im Be- 
reich des Bundes und der Länder einerseits und 
durch die kommunale Planungshoheit andererseits 
gegeben ist. 

Wenngleich der Bericht in erster Linie zur Unter- 
richtung des Deutschen Bundestages über Entwick- 
lungen, Probleme und Aufgaben im Bereich des 
Städtebaus dient, so soll er darüber hinaus auch den 
in Ländern und Gemeinden kommunalpolitisch In- 
teressierten und Tätigen einen Überblick über 
Hauptprobleme der städtebaulichen Entwicklung 
aus der Sicht der Bundesregierung und damit auch 
Anregungen und Vergleichsmöglichkeiten für die 
Analyse und Bewertung kommunalpolitischer Fra- 
gen geben. Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung 
hat hierfür wertvolle Hinweise gegeben. 

Aufbau des Berichts 

2 . Im Ersten Teil des Berichts werden Problem- 
bereiche der Siedlungsentwicklung in ihren Grund- 
zügen dargestellt, analysiert und bewertet und dar- 
aus am Ende eines jeden Kapitels allgemeine Fol- 
gerungen für weiteres Handeln gezogen. Auf dieser 
Grundlage wird im anschließenden Zweiten Teil be- 
richtet, welche Maßnahmen im Zuständigkeitsbe- 
reich des Bundesministers für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau im Berichtszeitraum durchge- 
führt wurden, welche Erfahrungen und Ergebnisse 
hieraus vorliegen bzw. welche weiteren Maßnahmen 
für die Zukunft eingeleitet wurden. 

Wegen der notwendigen Beschränkung auf einige 
Schwerpunkte der städtebaulichen Entwicklung be- 
darf die getroffene Auswahl der Problembereiche 
einer Erläuterung, die sich aus der folgenden Zu- 
sammenfassung ergibt: 

3 . Die von der Bundesregierung seit Jahrzehnten 
betriebene Förderung des Wohnungsbaues hat zwar 
einerseits zu einem Rekord im Bestand an Woh- 
nungen in der Bundesrepublik geführt, der sich in 
dem Ende 1974 erreichten Gleichstand zwischen der 
Zahl der Wohnungen und der Zahl der Llaushalte 
ausdrückt. Andererseits bestehen noch gravierende 
räumliche und soziale Ungleichheiten der Wohnver- 
hältnisse. Sie haben sich mit einer gewissen Zwangs- 
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läufigkeit u. a. deshalb ergeben, weil die Förde- 
rung des Wohnungsbaues nach dem zweiten Welt- 
krieg zunächst und in erster Linie auf die Schaffung 
neuen Wohnraums abzielte und die städtebaulichen 
Zusammenhänge dabei eine untergeordnete Rolle 
spielten. Wenn jedoch — wie sich immer deutlicher 
zeigt — gerade der Wohnungsbau eine der Bestim- 
mungsgrößen städtebaulicher Entwicklung und Ge- 
staltung ist, so mußte seine lange Zeit isolierte Be- 
handlung zu um so stärkeren städtebaulichen Aus- 
wirkungen führen, je intensiver er betrieben wurde. 
So kam beispielsweise die häufig in Siedlungsrand- 
lagen stattfindende Neubautätigkeit — des freien 
wie des sozialen und öffentlich geförderten Woh- 
nungsbaues — der ohnehin bestehenden Tendenz 
zur Randwanderung weiter Bevölkerungskreise ent- 
gegen, wobei diese Entwicklung durch weitere Fak- 
toren — etwa der Ausdehnung insbesondere des 
Dienstleistungssektors in den Innenstädten — zu- 
sätzlichen Antrieb erhielt. Der städtebauliche Effekt 
ist, sehr verkürzt dargestellt, bekannt: Neubau- 
viertel mit oft mangelhafter Infrastrukturausstat- 
tung einerseits, verödete Innenstädte und absin- 
kende Wohnsubstanz in den Altbauvierteln ande- 
rerseits mit der Folge unterschiedlicher aber häufig 
mangelhafter Qualität des Wohnumfeldes in beiden 
Bereichen. Die beobachteten Segregationserscheinun- 
gen — überwiegend junge Familien in neuen Sied- 
lungen, überwiegend alte Menschen und häufig aus- 
ländische Arbeitnehmer und einkommensschwache 
Familien in den Altbaugebieten — sind weitere Be- 
standteile dieser städtebaulich und in der Folge oft 
auch wohnungsmäßig unbefriedigenden Situation. 
Sie wurde von einer Vielzahl betroffener Gemeinden 
zwar seit längerem erkannt, eine Abhilfe war aber 
häufig schon deshalb nicht möglich, weil etwa das 
zur Verfügung stehende bodenrechtliche Instrumen- 
tarium unzulänglich war. 

Für den Bericht kam es also darauf an, dieses Wir- 
kungsgefüge in seinem Zusammenhang darzustel- 
len und damit auf die Notwendigkeit eines kombi- 
nierten Maßnahmeneinsatzes hinzuweisen. Dabei 
spielt neben der Verbesserung des bodenrechtlichen 
Instrumentariums die Aufgabe der Bestandserhal- 
tung mit Hilfe der Modernisierung von Wohnungen 
ebenso eine Rolle wie Bemühungen, vorhandene In- 
frastruktureinrichtungen voll zu nutzen, zu erhalten 
bzw. auszubauen. Tatsächlich ist an vielen Orten 
bereits zu beobachten, wie diese Aufgabe der Erhal- 
tung die Struktur des städtebaulichen Gesamtgefü- 
ges um ein ausschlaggebendes Element ergänzt. Zu- 
dem fällt diese Entwicklung im städtebaulichen Be- 
reich zusammen mit den eingangs genannten Ver- 
änderungen seiner Rahmenbedingungen. 

4 . Die geschilderten Entwicklungen sind eng ver- 
flochten mit den Standortproblemen von Betrieben 
im Produktions- und Dienstleistungsbereich. Diese 
Verflechtungen sind übrigens zu komplex, als daß 
Ursache und Wirkung in jedem Fall deutlich gegen- 
einander abgrenzbar wären. Es ist aber erkennbar, 
daß das starke wirtschaftliche Wachstum der ver- 
gangenen Jahre, verbunden mit Standortentschei- 
dungen vieler Betriebe zugunsten bestimmter zen- 
traler Bereiche in den Gemeinden — Innenstädte 


und Ortskerne, die häufig als Kerngebiete ausge- 
wiesen sind oder waren — an den allgemein bevor- 
zugten Standorten zu scharfen Flächenkonkurrenzen 
geführt hat. Sie wurden — nicht zuletzt wegen des 
geltenden Bodenrechts — in der Regel zugunsten 
des wirtschaftlich Stärkeren entschieden. Dabei waren 
die zur jeweiligen Standortqualität beitragenden 
Faktoren in sich durchaus unterschiedlich und reich- 
ten etwa von meßbaren Größen wie hoher Ereichbar- 
keit bis zu solchen Unwägbarkeiten wie etwa des 
Repräsentationsfaktors „gute Adresse". 

Die Folgen dieser Entwicklung wurden für den Be- 
reich des Wohnungsbaues bzw. der Wohnfunktion in 
den fraglichen Bereichen bereits oben skizziert. Da- 
neben sind für die Standortproblematik von Betrie- 
ben die auffälligsten Erscheinungen in diesem Zu- 
sammenhang 

— die Strukturveränderungen im Einzelhandel mit 
dem Verschwinden einer Vielzahl kleinerer Be- 
triebe, 

— die verstärkte Verlegung von Produktionsbetrie- 
ben in Randlagen oder ihre 'völlige Abwande- 
rung, 

— die starke Konzentration von Dienstleistungsbe- 
trieben insbesondere privater wie öffentlicher 
Verwaltungen in den Kernbereichen und deren 
damit verbundenen Überlastung insbesondere 
durch den Individualverkehr. 

Zahlreiche Gemeinden haben versucht, diese Über- 
lastung und die insgesamt nachteiligen Folgen einer 
Monostruktur einzelner Gemeinderäume durch die 
Planung und teilweise Errichtung von Neben- 
zentren zu vermindern. In Einzelfällen wurde an- 
gestrebt — durchaus im Sinne des übergeordneten 
Ziels der Raumordnung, bestehende räumliche und 
strukturelle Ungleichheiten auszugleichen — , durch 
ein System von wachstumsdämpfenden Maßnahmen 
den auf größere Gemeinden und deren Verflech- 
tungsbereich insgesamt wirkenden Druck zu mil- 
dern. 

Nunmehr ist allerdings zu beobachten, daß die in- 
zwischen eingetretene Abschwächung des wirtschaft- 
lichen Wachstum in der kommunalen Diskussion zu 
Unsicherheiten über die Richtigkeit dieses Ziels und 
der daraus abgeleiteten Maßnahmen zu führen 
scheint. Wie der vorgelegte Bericht deutlich macht, 
hat aber die Abschwächung des Wirtschaftswachs- 
tums grundsätzlich nichts daran geändert, daß Flä- 
chenkonkurrenzen und Nutzungskonflikte wegen 
der weiterhin wachsenden Flächenansprüche im pri- 
vaten wie im Öffentlichen Bereich auch für die Zu- 
kunft erwartet werden müssen. Es ist auch — mit 
Ausnahme von Einzelerscheinungen — gegenwär- 
tig nicht abzusehen, daß sich diese Konflikte in na- 
her Zukunft in anderen als den bisherigen Brenn- 
punkten der Entwicklung, den innerstädtischen und 
daran anschließenden Kernbereichen, abspielen wer- 
den. Diese Erwartung wird unterstrichen von den 
Feststellungen des Raumordnungsberichtes der Bun- 
desregierung, daß nämlich 

— eine Zunahme von Arbeitsplätzen im sekundä- 
ren Bereich nicht zu erwarten ist, Umstrukturie- 
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rungsprozesse in vorhandenen Industriegebie- 
ten (großräumig) daher in noch stärkerem Maße 
zu erwarten sind als bisher und 

— die Zunahme des tertiären Sektors die Probleme 
der Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten 
an wenigen Standorten weiter begünstigen wird, 

wenn nicht mit den Instrumenten der Raumordnung 
bzw. der kommunalen und der städtebaulichen Ent- 
wicklungsplanung steuernd eingegriffen wird. Hier 
liegen also auch unter veränderten Rahmenbedin- 
gungen für die Zukunft wichtige Aufgaben für die 
Gestaltung des kommunalen Geschehens. 

5 . Ein entscheidender Faktor für die Steuerungs- 
möglichkeit der weiteren Entwicklung ist die Be- 
handlung der in den Gemeinden und deren Verflech- 
tungsbereichen vorliegenden Verkehrsprobleme. 
Die Bundesregierung hat besonders in den letzten 
Jahren größten Wert darauf gelegt, die Verkehrs- 
verhältnisse in den Gemeinden zu verbessern. Für 
die Zukunft kommt es darauf an, in den kommunalen 
wie in den übergreifenden Planungen zu einer vol- 
len inhaltlichen Abstimmung von Verkehrs- und 
Flächennutzungsplanung sowie der Umweltplanung 
vorzustoßen. Ein positiver Niederschlag dieser Be- 
mühungen hängt entscheidend davon ab, ob und in 
welcher Weise der öffentliche Personennahverkehr 
nachhaltig gestärkt werden kann. Dies gilt auch 
unter der Annahme, daß die weltweite Krise der 
Energieversorgung keine wesentliche Einschränkung 
des individuellen Kraftfahrzeugsverkehrs erzwingt, 
weil selbst eine wesentlich auf das Kraftfahrzeug 
gestützte Siedlungsstruktur ohne leistungsfähigen 
öffentlichen Personennahverkehr die bestehenden 
Belastungen nicht mehr tragen kann. Der Bericht 
stellt daher die neuralgischen Bezugspunkte in dem 
Gefüge von Siedlungs- und Verkehrsstruktur in ih- 
rem Zusammenhang dar und leitet damit zur Be- 
trachtung eines weiteren Querschnittsbereichs über, 
nämlich dem des Umweltschutzes. 

6. Die Frage des Umweltschutzes greift zwar weit 
in den Bereich der Rahmenbedingungen kommuna- 
len Lebens aus. Andererseits ist nicht zu verkennen, 
daß eine Betrachtung des Themas Umweltbelastung 
und Siedlungsentwicklung sich an zahlreichen Punk- 
ten zu konkreten und in ihren Auswirkungen erheb- 
lichen städtebaulichen Problemknoten verdichtet. 
Dies gilt im übrigen keineswegs nur, wie lange Zeit 
ohne weiteres angenommen, für städtische Verdich- 
tungsräume, sondern ebenso für dünner besiedelte 
Gebiete und ländliche Gemeinden. Mit leicht ver- 
ändertem Bedeutungsinhalt gilt daher der in zahl- 
reiche Lebensbereiche hineinwirkende Gedanke der 
Bestandserhaltung durchaus auch für die Aufgabe 
des Umweltschutzes. Es kam also darauf an, die Be- 
handlung dieser Frage auf die siedlungsrelevanten 
Themen einzugrenzen. Dies sind insbesondere 

— die sich gegenseitig verstärkenden Belastungs- 
faktoren des Klimas und des Lärms sowie 

— die Möglichkeiten verstärkter umweltbezogener 
Planungen. 


7 . Die mit der Frage des Umweltschutzes u. a. ge- 
stellten Aufgaben einer leistungsfähigen technischen 
Infrastruktur etwa im Bereich der Ver- und Entsor- 
gung hängen aber nicht zuletzt wegen der knappen 
kommunalen Manövrierfähigkeit im Investitionsbe- 
reich mit der sozialen Infrastrukturausstattung der 
Gemeinden eng zusammen. Der Grad der infrastruk- 
turellen Versorgung in diesem Bereich ist auch unter 
dem Gesichtspunkt der Raumordnung ein entschei- 
dender Faktor für den Einsatz raumwirksamer Mittel 
zur Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen. 
Die zunehmende Abhängigkeit des einzelnen Bür- 
gers, besonders aber bestimmter Gruppen unserer 
Gesellschaft, von diesen Einrichtungen verstärken 
ihre Bedeutung für die Umweltqualität in Stadt und 
Land. Der Bereich ist jedoch — u. a. wegen sehr un- 
terschiedlich gelagerter Zuständigkeiten und Finan- 
zierungsregelungen — insgesamt bisher nicht ohne 
weiteres bis ins einzelne überschaubar. Deshalb 
kann derzeit eine umfassende Infrastrukturanalyse 
nicht geleistet werden. Gleichwohl wird aus dem 
Bericht deutlich, daß bei der Ausstattung mit Ein- 
richtungen der sozialen Infrastruktur noch erheb- 
liche räumliche und sektorale Versorgungsunter- 
schiede bestehen. Wenngleich der gegenwärtige 
Kenntnisstand klare Schlüsse hieraus noch nicht er- 
laubt, so verdient ein Problem mit Sicherheit wei- 
tere Untersuchung: Es fällt auf, daß einerseits Mil- 
lionenstädte relativ häufig unterversorgt sind, daß 
andererseits aber auch Gemeinden mit weniger als 
10 000 Einwohnern erhebliche Versorgungsungleich- 
gewichte aufweisen. Tragfähige Aussagen — etwa 
für das Problem von Gemeindegrößen oder für die 
Raumordnung — werden sich allerdings erst finden 
lassen, wenn neben anderen Erfordernissen brauch- 
bare Methoden der Bedarfsermittlung und Bedarfs- 
schätzung sowie der Nutzenverteilung gefunden 
werden. Dies ist bisher nicht der Fall. Die Bundes- 
regierung unterstützt daher im Rahmen ihrer For- 
schungstätigkeit auf nationaler und internationaler 
Ebene diesbezügliche Versuche. Unabhängig davon 
gilt auch für diesen Bereich die Forderung, stärker 
als bisher die Möglichkeiten zur Erhaltung und zum 
Ausbau bestehender Einrichtungen zu prüfen und 
wahrzunehmen. Offensichtlich wird der Neubau ge- 
rade von sozialer Infrastruktur zu einem finanziel- 
len Problem, das mit den traditionellen Methoden 
der Bedarfs- und Nutzenbeurteilung nicht mehr ge- 
löst werden kann. Soweit damit die allgemeine Si- 
tuation der Gemeindefinanzen angesprochen ist, hat 
die Bundesregierung dazu im Rahmen ihrer gesamt- 
staatlichen Verantwortung für die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage betr. Lage der Städte, Gemein- 
den und Kreise (Drucksache 7/2409 vom 22. Juli 
1974) Stellung genommen. Insoweit wird auf die 
dort gemachten Ausführungen verwiesen. 

8 . Unter diesem Gesichtspunkt wie auch aufgrund 
der mehrfach erwähnten veränderten Rahmenbe- 
dingungen gewinnt der Erhaltungsgedanke im 
Städtebau einen Rang, der ihn immer deutlicher von 
der konkret nur schwer faßbaren Nostalgiebewe- 
gung der vergangenen Jahre abhebt und zu nach- 
prüfbaren Kriterien seiner Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit führt. 
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Im Bereich des Denkmalschutzes und der Erhaltung 
denkmalswerter Substanz ist hierfür schon einiges 
geschehen. Die Bemühungen der Bundesregierung 
bei der Förderung der Moderniserung von Woh- 
nungen im Rahmen stadtstruktureller Erfordernisse 
sind ein weiterer Schritt auf diesem Wege. Im übri- 
gen scheint sich auch die Erneuerung von Städten 
und Dörfern in Anwendung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes immer mehr in dieser Richtung zu be- 
wegen, von der Flächensanierung weg, zur Objekt- 
sanierung und Modernisierung hin. Es ist natürlich 
verfrüht, beim gegenwärtigen Stand der Erhaltungs- 
diskussion und der Erhaltungsbemühungen von 
einer grundlegenden Umkehr der Städtebaupolitik 
zu sprechen. Ein Ansatz hierzu könnte gleichwohl 
vorliegen. Die Diskussion könnte jedenfalls dazu 
beitragen, allzu subjektive und teils modebedingte 
Elemente städtebaulicher Vorstellungen zu versach- 
lichen und stadtstrukturelle, soziale und wirtschaft- 
liche Gesichtspunkte einer neuen Städebaupolitik 
stärker zu betonen. 

9 . Dazu ist zunächst vordringlich eine entsprechend 
ausgeglichene Behandlung der Nutzungsprobleme 
der Siedlungsfläche. Die vielfältigen Erscheinungen 
kommunalen Lebens finden ihren Niederschlag in 
der Fläche. Der Grundzug zunehmender Flächenan- 
sprüche läßt eine Ausweitung der Siedlungsfläche 
— ■ offensichtlich durch alle Veränderungen der Rah- 
menbedingungen hindurch — - und damit auch für 
die Zukunft Flächenkonkurrenzen und Nutzungskon- 
flikte erwarten. Damit ist auch der Bezugspunkt her- 
ausgearbeitet, der den Übergang zum Zweiten Teil 
des Berichts bestimmt. 

10. Die Reform der städtebaulich relevanten Rechts- 
ordnung ergibt sich dabei als eine Hauptaufgabe im 
Rahmen der Zuständigkeit des Bundes für Städtebau 
und Bodenrecht. Der Bericht setzt dabei die weitge- 
hende Kenntnis der Einzelheiten des Gesetzent- 
wurfes der Bundesregierung zur Novellierung des 
Bundesbaugesetzes voraus, verdeutlicht jedoch die 
Schwerpunkte der vorgesehenen Neuregelung vor 
dem Hintergrund der im Bericht dargestellten städte- 
baulichen Probleme. Dies ist im gegenwärtigen Zeit- 
punkt insbesondere deshalb erleichtert, weil nun- 
mehr bereits eine mehrjährige Erfahrung mit dem 
Vollzug des Städtebauförderungsgesetzes vorliegt, 
das das Städtebaurecht fortentwickelt und für seinen 
Geltungsbereich die Mängel des Bundesbaugesetzes 
zum Teil beseitigt, zum Teil entschärft hat. Aus den 
Erfahrungsberichten der Länder ist vor allem zu ent- 
nehmen, daß einige Gemeinden ihre ursprünglich auf 
mehr Flächensanierung ausgerichtete Sanierungs- 
konzeption zugunsten einer stärkeren Berücksichti- 
gung von erhaltender Erneuerung und Modernisie- 
rung umstellen. Auch die Länder stimmen darin 
überein, daß der Modernisierungsförderung im Zuge 
von Sanierungsmaßnahmen künftig stärkere Bedeu- 
tung zukommen wird. 

11 . Der Städtebaubericht 1970 hatte sich ausführlich 
mit der Frage einer stärkeren Mitwirkung der Bür- 
ger und der Öffentlichkeit am Planungsprozeß be- 
faßt. Die damalige Erwartung, daß bei vielen Bürgern 
unseres Landes die grundsätzliche Bereitschaft zu 


stärkerem bürgerschaftlichen Engagement für die 
Gestaltung ihrer Umwelt und die sie in ihren Aus- 
wirkungen betreffenden kommunalen Planungen 
vorhanden sei, hat sich voll bestätigt. Die Formen 
dieser Mitwirkung reichen von spontanen Initiativ- 
gruppen für auftauchende Einzelprobleme bis zu 
institutionalisierten Bürgervereinigungen zur stän- 
digen Begleitung und Beratung übergreifender kom- 
munaler Entwicklungsplanungen. Aufgabenstellung, 
Formen und Anzahl dieser in vielen Gemeinden al- 
ler Größenklassen tätigen Bürgergremien lassen sich 
derzeit jedoch nur schwer überblicken und in ihrer 
Wirksamkeit noch schwerer beurteilen. Die der Bun- 
desregierung bekannten Formen bürgerschaftlicher 
Beteiligung und die dabei auftretenden Probleme 
und Erfahrungen lassen wegen der genannten Fülle 
der Erscheinungen derzeit auch keine Aussage zu, 
die den Anspruch erfüllen würde, für die Situation 
in der Bundesrepublik hinreichend repräsentativ zu 
sein. Die Mitwirkungsbereitschaft von Bürgern an 
kommunalen Planungen würde nicht sinnvoll geför- 
dert werden, wenn sie für alle Bereiche in bestimmte 
Richtungen und Formen gelenkt werden würde. So 
sieht auch der Regierungsentwurf der Novelle zum 
Bundesbaugesetz eine stärkere Beteiligung der Bür- 
ger an der Bauleitplanung vor, ohne dafür ein be- 
stimmtes Verfahren im einzelnen festzulegen. 

Aufgrund der Berichte der Länder über ihre Erfah- 
rungen bei der Anwendung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes ergibt sich, daß die Mitwirkung der 
betroffenen Bevölkerung in Form und Umfang noch 
recht unterschiedlich ist. Sie wird aber von den 
Ländern insgesamt positiv gewertet, weil sie 

— die Entwicklung von Planungsalternativen för- 
dert und 

— zur Verbesserung der Planungsergebnisse bei- 
trägt. 

Diesen Vorteilen steht als Nachteil allerdings oft 
eine zeitliche Verzögerung des Planungsablaufs und 
ein finanzeller Mehraufwand gegenüber. 

Auch hinsichtlich des Sozialplans zeichnet sich ab, 
daß sich die gesetzlichen Bestimmungen des Städte- 
bauförderungsgesetzes bewährt haben. Jedenfalls 
erkennen die Gemeinden durchweg die Sozialpla- 
nung als notwendige Ergänzung der Sanierungsvor- 
bereitung und -durchführung an. Bezüglich der be- 
sonderen bodenrechtlichen Gebote des Städtebauför- 
derungsgesetzes wird berichtet, daß offensichtlich 
bereits die Möglichkeit der Verhängung von 
Zwangsmaßnahmen zu besseren Verhandlungser- 
gebnissen geführt hat. 

12 . In der Städtebaupolitik des Bundes haben seit 
langem die Demonstrativbaumaßnahmen einen fe- 
sten und wichtigen Platz. Sie haben sich in ihren 
Förderungsschwerpunkten im Laufe der Zeit weiter 
entwickelt. Dabei stehen nunmehr nicht nur Fragen 
des Wohnungsbaues in technischer und organisato- 
rischer Hinsicht im Vordergrund, sondern ebenso 
die Aufgabe, den Wohnungsbau in den Städtebau 
zu integrieren und dabei die gesellschaftlichen und 
sozialen Belange — etwa im Rahmen von Sonder- 
wohnformen für Behinderte, alte Menschen, kinder- 
reiche Familien — demonstrativ zu berücksichtigen. 


11 


Drucksache 7/3583 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


13 . Die Demonstrativbaumaßnahmen sind somit — 
neben den vom Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau durchgeführten Wettbe- 
werben — auch wichtige Erkenntnisquellen der 
Bundesregierung sowohl für die Weiterentwicklung 
ihrer Städtebaupolitik als auch für Fragestellungen, 
die im Rahmen der städtebaulichen Forschung ver- 
tieft zu behandeln sind. Der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat — auf- 
bauend auf seinen bisherigen Erfahrungen mit der 
städtebaulichen Forschung — ein Mittelfristiges 
Forschungsprogramm Raumentwicklung und Sied- 
lungsentwicklung (MFPRS) aufgestellt, das seit 
Herbst 1974 der Forschungsförderung zugrunde ge- 
legt wird und vor allem 

— die Forschung in den Bereichen Raumordnung 
und Städtebau zusammenführt, 

— die Forschungsschwerpunkte aufgrund einer pro- 
grammatischen Zielsetzung durch den Bundesmi- 
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau festlegt und damit 

— die Voraussetzung für eine stärkere Umsetzung 
und Nutzbarmachung von Forschungsergebnis- 
sen schafft. 


Gleichzeitig dient das Programm einer verstärkten 
Koordinierung der Forschungsbemühungen der ein- 
zelnen Bundesressorts und bietet damit auch eine 
geeignete Grundlage für die Abstimmung mit der 
Forschungstätigkeit der Länder auf diesem Gebiet. 


14 . Schließlich besteht für alle Vorhaben auf dem 
Gebiete der Städtebaupolitik in Bund, Ländern und 
Gemeinden ein großer Bedarf an gesicherten stati- 
stischen* Informationen. Die Bundesregierung hat 
im Städtebaubericht 1970 angekündigt, im Zusam- 
menwirken mit den Ländern und den Gemeinden 
die Frage zu prüfen, wie die amtliche Statistik in 
den Stand versetzt werden kann, den Zustand und 
die Tendenzen in der räumlichen Entwicklung trans- 
parenter zu machen. 

Inzwischen konnten wichtige städtebauliche Erhe- 
bungsmerkmale in mehrere Vorhaben der Woh- 
nungsstatistik aufgenommen werden. Hiernach kön- 
nen erstmals bundeseinheitliche repräsentative Aus- 
sagen über Wechselbeziehungen zwischen städte- 
baulichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten er- 
wartet werden. 
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Abschnitt C 

Problembereiche der Siedlungsentwicklung 


Wohnungsbau 

15 . Die Wohnung steht als örtlicher Mittelpunkt 
des individuellen und des familiären Lebens unter 
dem besonderen Schutz des Staates. Freizügigkeit 
und Unverletzlichkeit der Wohnung haben verfas- 
sungsrechtlichen Rang. Zu den Voraussetzungen der 
Freizügigkeit gehört ein hinreichend großes, quali- 
tativ befriedigendes und bedarfsgerechtes Woh- 
nungsangebot. Bund, Länder und Gemeinden haben 
deshalb seit Bestehen der Bundesrepublik den Woh- 
nungsbau in großem Umfang gefördert. Mit der För- 
derung soll sozialen Unausgewogenheiten des Woh- 
nungsmarktes entgegengewirkt und — vom Bund 
her gesehen — zugleich ein Beitrag zu einer mög- 
lichst ausgeglichenen wirtschaftlichen Gesamtent- 
wicklung geleistet werden. Zur staatlichen Woh- 
nungspolitik gehört inzwischen auch das Bemühen 
um eine angemessene Gestaltung der Wohnbedin- 
gungen im Hinblick auf die Erreichbarkeit von sozia- 
len Infrastruktureinrichtungen und im Hinblick auf 
das unmittelbare Wohnumfeld. 

Übersicht über die Wohnungsversorgung 
Wohnungsbestand 

16 . Der Bestand an Wohnungen in der Bundes- 
republik Deutschland ist bis Ende 1974 auf rund 
23 Millionen angewachsen und hat damit die Zahl 
der Haushalte erreicht. Der Gleichstand zwischen 
der Zahl der Wohnungen und der Zahl der Haus- 
halte weist darauf hin, daß die akute, allgemeine 
Wohnungsnot der Vergangenheit angehört. Die letz- 
ten statistischen Daten über Einzelheiten des Woh- 
nungsbestandes beruhen auf der 1 ‘’/o- Wohnungs- 
stichprobe 1972, die im April des Jahres 1972 erho- 
ben wurde. Die im folgenden angeführten Daten 
über Alter und Ausstattung der Wohnungen, Wohn- 
flächen und Unterschiede nach den Besitzverhältnis- 
sen an der Wohnung beruhen auf Hochrechnungen 
dieser Stichprobe. 

Alter und Ausstattung der Wohnungen 

17 . Der Anteil der nach 1948 gebauten Wohnungen 
machte im April 1972 bereits mehr als die Hälfte 
des gesamten Wohnungsbestands aus. Im einzelnen 
verteilt sich der Wohnungsbestand auf einzelne 
Altersgruppen, wie Tabelle 1 zeigt. 

Zur Ausstattung der damals rd. 21 Millionen Woh- 
nungen brachte die Stichprobe folgendes Ergebnis: 
42 Vo aller bewohnten Wohnungen hatten mit Bad, 
WC und Sammelheizung eine sehr gute Ausstattung. 
Der Anteil dieser gut ausgestatteten Wohnungen 


Tabelle 1 


Wohnungen aus der Zeit 

Anteil am Bestand (%) 

vor 1900 

17,5 

von 1901 bis 1918 

10,6 

von 1919 bis 1948 

16,2 

von 1949 bis 1972 (April) 

55,7 


100,0 


betrug bei den Eigentümerwohnungen 49 Vo gegen- 
über 38 ‘^/o bei den Mietwohnungen. Von den Alt- 
bauwohnungen (vor 1949) verfügten 23 ^/o über 
eine sehr gute Ausstattung, bei den von 1949 bis 

1964 erbauten Wohnungen waren es 44 ^/o und bei 
den von 1965 bis 1972 erbauten Wohnungen gehör- 
ten 85 der besten Ausstattungskategorie an. Ab 

1965 entfielen Unterschiede in den Ausstattungs- 
merkmalen zwischen Eigentümerwohnungen und 
Mietwohnungen. 

Von allen bewohnten Wohnungen gehörten 1972 
den einzelnen Ausstattungskategorien an: 

42 o/o Ausstattung mit Bad, WC und Sammelheizung 

36 o/o Ausstattung mit Bad, WC aber ohne Sammel- 
heizung, 

70/0 Ausstattung mit WC in der Wohnung aber 
ohne Bad, 

6 0/0 Ausstattung mit WC außerhalb der Wohnung, 
ohne Bad, 

9 0/0 sonstige Ausstattungsmerkmale, davon etwa 
3 0/0 mit WC außerhalb der Wohnung und 
6 0/0 Wohnungen mit Toiletten ohne Wasser- 
spülung. 

Größe der Wohnungen 

18 . Im Durchschnitt des Wohnungsbestands lag 
1972 die Zahl der Räume (einschließlich Küche) je 
Wohnung bei 4,2, die Wohnfläche je Wohnung bei 
75 qm, die Zahl der Personen je Wohnung bei 2,8 
und die Wohnfläche je Person bei 26,4 qm (vgl. 
Tab. 2 und 3, Seite 14). 

Bei den durchschnittlichen Wohnflächen des Woh- 
nungsbestands bestehen erhebliche Unterschiede 
nach den Baujahren der Wohnungen sowie zwi- 
schen Mietwohnungen und Eigentümerwohnungen. 
Eine Differenzierung nach Altersstufen und Besitz- 
verhältnis zeigt, daß die Wohnflächen aller Woh- 
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Tabelle 2 


Wohnungen nach Zahl 
der Räume 

(einschließlich Küche) 

Anteil am Bestand 
(1972) 

("/») 

mit 1 bis 2 Räumen .... 

9 

3 Räumen .... 

25 

4 Räumen .... 

32 

5 Räumen .... 

18 

6 und mehr 


Räumen .... 

16 


100 

Tabelle 3 

Wohnungen nach Fläche 

Anteil am Bestand 
(1972) 

(«/o) 

unter 40 qm 

9 

von 40 bis 60 qm .... 

25 

von 60 bis 80 qm .... 

30 

80 und mehr 
qm 

36 


100 


nungen nahezu stetig anwachsen, wobei jedoch eine 
Flächendifferenz von etwa 30 qm zwischen Mietwoh- 
nungen und Eigentümerwohnunqen erhalten bleibt 
(vgl. Tab. 4). 

Tabelle 4 


Durchschnittliche Flächen bewohnter Miet- und 
Eigentümer- Wohnungen (1972) 

in qm 



insge- 

samt 

bis 

1948 

davon erbaut 

1 1949 bis 1 1965 bis | 

1 1964 1968 1 

1969 bis 
1972 

Miet- 
wohnungen . 

64 

64 

62 

69 

70 

Eigentümer- 
wohnungen . 

95 

90 

95 

106 

109 

Wohnungen 
insgesamt . . 

75 

74 

72 

83 

85 


Wohnkosten 

19_ Zur Mietenstruktur öffentlich geförderter, nicht 
öffentlich geförderter Wohnungen sowie der Woh- 
nungen in vor 1949 errichteten Altbauten erbrachte 
die 1 Vo-Wohnungsstichprobe vom April 1972 die 
folgenden Ergebnisse, die nach Baualter, Gemeinde- 
größen und den wichtigsten Ausstattungsmerkmalen 
aufgegliedert sind (vgl. Tab. 5): 


Tabelle 5 

Durchschnittliche qm-Mieten der Wohnungen von Hauptmieterhaushalten 

(April 1972) 


Baualter 

Wohnungen mit Bad und WC, jeweils mit und ohne Sammelheizung in 

sämtlichen Gemeinden 

Gemeinden rmter 

20 000 Einwohner 

Gemeinden über 

100 000 Einwohner 

mit 

1 ohne 

mit 

ohne 

mit 

ohne 



öffentlich geförderte Wohnungen 


1949 bis 1957 

2,69 

2,28 

2,18 

2,09 

2,81 

2,37 

1958 bis 1960 

2,96 

2,43 

2,76 

2,30 

3,08 

2,51 

1961 bis 1964 

3,02 

2,71 

2,65 

2,64 

3,09 

2,81 

1965 bis 1968 

3,34 

2,87 

3,18 

2,64 

3j36 

3,14 

1969 und später 

3,48 

2,95 

3,34 

3,00 

3,65 

2,93 



nicht öffentlich geförderte Wohnungen 


Altbauten bis 1948 

2,99 

2,44 

2,60 

2,22 

3,20 

2,56 

1949 bis 1957 

3,40 

2,71 

2,74 

2,34 

3,69 

2,99 

1958 bis 1960 

3,70 

2,75 

3,13 

2,51 

4,00 

2,88 

1961 bis 1964 

3,69 

2,86 

3,11 

2,63 

4,15 

3,35 

1965 bis 1968 

3,97 

2,98 

3,53 

2,77 

4,46 

3,52 

1969 und später 

4,31 

3,09 

3,84 

3,20 

4,86 

3,01 
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Die Entwicklung der Mieten zeigt in den letzten 
Jahren einen langsameren Anstieg als in den 60er 
Jahren, wie die folgende Gegenüberstellung der 
Veränderungen von Lebenshaltungskosten und 
Wohnungsmieten in den Jahren 1963 bis 1974 aus- 
weist (Tab. 6): 


Tabelle 6 



Preisindex der 
Lebenshaltung 
aller privaten 
Haushalte 
insgesamt 

darunter 

Wohnungs- 

mieten 

(Veränderungen in Vo gegenüber 
dem Vorjahr) 

1963 

+ 2,9 

+ 5,5 

1964 

+ 2,4 

+ 5,5 

1965 

+ 3,1 

+ 5,7 

1966 

+ 3,7 

+ 8,0 

1967 

+ 1,7 

+ 6,7 

1968 

+ 1,6 

+ 7,3 

1969 

+ 1,9 

+ 6,3 

1970 

+ 3,4 

+ 4,5 

1971 

+ 5,3 

+ 6,1 

1972 

+ 5,5 

+ 5,8 

1973 

+ 6,9 

+ 5,8 

1974 

+ 7,0 

+ 4,9 


Im Jahre 1973 ist der Anstieg der Mieten sogar erst- 
mals hinter dem Anstieg der allgemeinen Lebens- 
haltungskosten zurückgeblieben. Bei den unteren 
Einkommensschichten hat sich der Anteil der Aus- 

Tabelle 7 


Übersicht über den durchschnittlichen Anteil der 
Wohnungsmiete an den ausgabefähigen Einkommen 
bzw. Einnahmen (in °/o) 



1964 

1973 

2-Personen-Haushalte von Ren- 
ten- und Sozialhilfeempfän- 
gern mit geringem Einkom- 
men 

13,9 

18,5 

4-Personen- Arbeitnehmerhaus- 
halte mit mittlerem Einkom- 
men 

9,9 

12,9 

4-Personen-Haushalte von An- 
gestellten und Beamten mit 
höherem Einkommen 

10,6 

11,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Laufende Wirtschafts- 
rechnungen 


gaben für die Wohnungsmiete an den Nettoeinkünf- 
ten in den vergangenen Jahren jedoch rascher er- 
höht als bei den besser verdienenden Haushalten. 
Dies hängt u. a. damit zusammen, daß inzwischen 
auch Haushalte mit niedrigerem Einkommen in zu- 
nehmendem Maße gut ausgestattete Neubauwoh- 
nungen mit entsprechend höheren Mieten bezogen 
haben (Tab. 7). 

Der Anteil der Ehepaare mit extrem hoher Miet- 
belastung von über 25 °/o des Haushaltsnettoeinkom- 
mens ist besonders hoch bei Haushalten mit niedri- 
gen Einkommen und mehreren Kindern. Hierbei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß gerade in diesen 
Fällen das Wohngeld einen gewissen Ausgleich 
schafft. 

Die hohen Kosten der jeweils neuesten Wohnungen 
sind nur für einen Teil der Bevölkerung tragbar. Im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus gewinnt des- 
halb die Nutzung des Bestands an vorhandenen 
älteren gutausgestatteten Wohnungen zunehmend 
an Bedeutung. Etwa 100 000 bis 120 000 Sozialwoh- 
nungen werden jährlich frei, von denen auf Grund 
des § 5 a Wohnungsbindungsgesetz vom 31. Januar 
1974 (BGBl. I S. 137) in Verbindung mit Verordnun- 
gen der Länder in Gebieten mit erhöhtem Woh- 
nungsbedarf ein beträchtlicher Teil für Wohnung- 
suchende aus einkommensschwachen Gruppen der 
Bevölkerung nutzbar gemacht werden kann. 

Nähere Einzelheiten zur Mietenstruktur und künfti- 
gen Mietenentwicklung wird der Wohngeld- und 
Mietenbericht 1975 enthalten, der dem Bundestag 
Mitte dieses Jahre vorgelegt werden wird. 

20 . Eine der wichtigsten öffentlichen Hilfen, die un- 
mittelbar einkommensschwächeren Schichten zugute 
kommt, ist das Wohngeld. Es ergänzt auch die ob- 
jektbezogenen ^örderungsmaßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaus. Das Wohngeld wird 
als Mietzuschuß (über 90 Vo der Wohngeldfälle) 
oder als Lastenzuschuß gewährt, wenn im Einzelfall 
die Wohnkosten im Verhältnis zum Einkommen zu 
hoch sind. Entscheidend sind dabei die Haushalts- 
größe, das Familieneinkommen und die berücksich- 
tigungsfähigen Wohnkosten. 

Seit dem 1. Januar 1971 ist das Zweite Wohngeld- 
gesetz — letzte Fassung vom 14. Dezember 1973 
(BGBl. I S. 1862) — zusammen mit der Wohngeld- 
verordnung und der allgemeinen Verwaltungs Vor- 
schrift zum Zweiten Wohngeldgesetz Rechtsgrund- 
lage für die einheitliche Gewährung von Wohngeld 
im gesamten Bundesgebiet einschließlich des Landes 
Berlin. Das Zweite Wohngeldgesetz hat den Kreis 
der Wohngeldberechtigten erweitert, die Leistungen 
verbessert, das Verfahren vereinfacht und in der 
Vergangenheit erkennbar gewordene Härten weit- 
gehend beseitigt. Durch das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Zweiten Wohngeldgesetzes vom 10. De- 
zember 1973 (BGBl. I S. 1855) wurde der Preis- und 
Einkommensentwicklung Rechnung getragen, indem 
die Höchstbeträge für die zu berücksichtigenden 
Wohnkosten und der allgemeine Freibetrag herauf- 
gesetzt wurden. 
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Die Verbesserung des Wohngeldrechts hat zusam- 
men mit einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit zu 
einer wachsenden Zahl von Wohngeldempfängern 
geführt. Ihre Zahl stieg von 1968 bis 1974 von 
811 000 auf fast 1,6 Millionen. 

21 , Von erheblicher Bedeutung sind auch die in- 
direkten Subventionen für Eigentumsmaßnahmen im 
Wohnungsbau. 1974 sind fast 3,1 Mrd. DM an Woh- 
nungsbauprämien gezahlt worden. Bund und Länder 
tragen jeweils die Hälfte dieser Ausgaben. Von 
1969 bis 1974 hat der Bund rd. 6,7 Mrd. DM für Woh- 
nungsbauprämien gezahlt. Die Steuermindereinnah- 
men durch die steuerliche Begünstigung von Beiträ- 
gen an Bausparkassen machten im gleichen Zeitraum 
4,65 Mrd. DM aus, wovon rd. 2 Mrd. DM auf den 
Bund entfallen. 

1969 bis 1974 betrug der Einnahmeausfall der öffent- 
lichen Hand bei den §§ 7 b und 54 EStG rd. 5,45 Mrd. 
DM, davon für den Bund 2,28 Mrd. DM. Hinzu kom- 
men die Grundsteuervergünstigung, die Grunder- 
werbsteuerbefreiung und das Wohngeld, die u. a. 
auch Bauherrn und Erwerbern von Wohnungseigen- 
tum zugute kommen. Von 1969 bis 1973 ist der An- 
teil der Eigentumsmaßnahmen von 30 Vo auf 41 ^/o 
im sozialen Wohnungsbau gestiegen. 

In diesem Zusammenhang sei auch auf die Ergeb- 
nisse einer kürzlich von der Bausparkasse Wüsten- 
rot durchgeführten Repräsentativerhebung hinge- 
wiesen, die gezeigt haben, daß ein erheblicher Teil 
(rd. 20 ^/o) der unter Inanspruchnahme der Bauspar- 
vergünstigungen und § 7 b EStG gebauten Eigen- 
tümerwohnungen — Eigenheime und eigengenutzte 
Eigentumswohnungen — dem Berechtigungskreis 
des sozialen Wohnungsbaus zuzurechnen ist, obwohl 
für diese Wohnungen keine öffentlichen Mittel in 
Anspruch genommen worden sind. 

Räumliche und soziale Disparitäten 
in der Wohnungsversorgung 

22 , Der hohe Wohnungsbestand, die Verbesserung 
der Ausstattung und die Erhöhung der durchschnitt- 
lichen Wohnflächen garantieren nicht, daß alle Haus- 
halte nach den heute geltenden wohnungspolitischen 
Vorstellungen angemessen versorgt sind. Es be- 
stehen weiterhin erhebliche räumliche und soziale 
Disparitäten in der Wohnungsversorgung, weil 
Wohnungen nach Größe, Ausstattung und Preis nicht 
in der notwendigen Anzahl an den Orten und für 
die Gruppen vorhanden sind, für die sie gebraucht 
werden. Wohnungsüberschüsse in einzelnen Regio- 
nen und in einzelnen Stadtvierteln sowie bei ein- 
zelnen Bevölkerungsgruppen können die Defizite in 
anderen Räumen und bei anderen Gruppen nicht 
ausgleichen. 

Siedlungsstruktur 

23 , Nach dem Wiederaufbau der Städte wurden 
Wohnungen ganz überwiegend in neuerschlossenen 
Gebieten außerhalb der alten städtischen oder dörf- 
lichen Siedlungsbereiche gebaut. Dabei dehnten sich 
die Bauflächen weit in das frühere Umland aus. 


Städte und Dörfer wuchsen in Räumen starker wirt- 
schaftlicher Aktivität zu Verdichtungsgebieten mit 
einer oft ungegliederten Baustruktur zusammen. 

Diese Entwicklung wurde durch die Verbreitung des 
jederzeit flächenintensiv einsetzbaren Kraftfahr- 
zeugs erleichtert und gefördert. Die Wohnung konn- 
te in erheblich größerem räumlichen Abstand vom 
Arbeitsplatz und unabhängig von bestehenden 
Nahverkehrslinien gewählt werden. Motiviert 
wurde der Umzug ins Umland oft von dem Wunsch 
nach dem Wohnen im Grünen, der durch die Ver- 
schlechterung der innerstädtischen Umweltbedingun- 
gen verstärkt wurde. Das Eigenheim mit Garten in 
einem Vorort ist nach wie vor begehrt. 

Die Bodenverknappung und -Verteuerung und der 
starke Wanderungsdruck in die Randgebiete gaben 
in den letzten zehn Jahren Anlaß, an den Siedlungs- 
rändern in großem Umfang geschlossene Wohnge- 
biete mit Mehrfamilienhäusern und teilweise mit 
erheblicher Baudichte zu errichten. Häufig gelang es 
nicht rechtzeitig, in diesen Wohngebieten ausrei- 
chende Infrastrukturanlagen und Versorgungsmög- 
lichkeiten zu schaffen. Wo zudem die Verdichtung 
und Industrialisierung des Wohnungsbaues zu weit 
getrieben wurde, sind inzwischen im Zuge des Um- 
schlags zum Mieter- und Käufermarkt Vorbehalte 
spürbar geworden. Von Wohnen iih Grünen kann in 
diesen Gebieten zudem kaum gesprochen werden. 

Folgewirkungen des Wohnungsbaus 

24 . Durch den Erstbezug von Neubauwohnungen 
werden häufig ganze Umzugsketten ausgelöst. Die 
in die zuletzt fertiggestellten Wohnungen Einziehen- 
den machen ältere, meist preisgünstigere Wohnun- 
gen frei. Die Wohnungsversorgungseffekte der 
Neubauproduktion „sickern" so von höheren Ein- 
kommensschichten zu niedrigeren. Durch den Bezug 
der zwischen 1971 und 1973 fertiggestellten rd. 2 Mil- 
lionen Wohnungen dürften zusammen mit dem 
Nachrücken anderer Haushalte insgesamt schät- 
zungsweise 4 Millionen Haushalte eine neue bzw. 
andere Wohnung erhalten haben. Neben solchen 
grundsätzlich erwünschten „Sickereffekten" ergeben 
sich allerdings in gewissem Umfang auch schichten- 
spezifische Segregationseffekte und sozialpolitisch 
kaum vertretbare Unterschiede der Wohnungsver- 
sorgung. So führt die Neubauproduktion infolge der 
unterschiedlichen Mobilitätsbereitschaft der Bevöl- 
kerung zu erheblichen Veränderungen in der sozia- 
len Schichtung in einzelnen Siedlungsbereichen. 

Der Geburtenrückgang und insbesondere die Ab- 
wanderung des mobilen Teils der Bevölkerung an 
den Stadtrand oder in das Umland führen zu erheb- 
lichem Absinken der Bevölkerungsdichte in den 
alten Siedlungskernen. In einer Reihe von Sied- 
lungskernen hat sich in wenigen Jahren die ange- 
stammte Wohnbevölkerung um über 30 Vo verrin- 
gert, während gleichzeitig in den Randgemeinden 
ein Zuwachs von über 100 Vo keine Seltenheit ist. 
Zur Abwanderung der Wohnbevölkerung aus den 
Innenstädten trug neben der Sogwirkung des Woh- 
nungsneubaus vor allem in einzelnen Verdichtungs- 
gebieten die Ausbreitung des Dienstleistungssektors 
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einschließlich des öffentlichen Dienstes in zentrums- 
nahen Stadtteilen bei. In Einzelfällen wurde dieser 
Prozeß spekulativ ausgenutzt, um Altbauten nach 
bewußtem Verfall abreißen und durch Büroneubau- 
ten mit höherer Rendite ersetzen zu können. 

Segregationsfaktoren 

25. Für das räumliche Auseinanderrücken sozialer 
Schichten sind teilweise gegenläufige Faktoren ver- 
antwortlich. 

Durch Nutzungsänderungen im Wohnungsbestand 
der Innenstädte und durch die Sogwirkung gut aus- 
gestatteter neuer Wohnungen an den Siedlungsrän- 
dern sind in den guten Wohnvierteln am Stadtrand 
wenig preisgünstige Wohnungen zu finden. Wohn- 
gebäude der Innenstädte sind oft alt und die Woh- 
nungen verfügen nicht über eine den heutigen An- 
forderungen entsprechende Ausstattung. Dies hat 
in der Vergangenheit zu Abwanderungen einkom- 
mensstarker Schichten aus solchen Gebieten geführt. 
Die Struktur der Wohnbevölkerung wurde hier viel- 
fach zunehmend von einkommensschwachen Sozial- 
gruppen geprägt, die sich teure Neubauwohnungen 
nicht leisten können. 

Andererseits kann der Wohnwert auch mit Zen- 
trumsnähe wachsen. Die Nähe zur Stadtmitte ist im 
Hinblick auf die gute Erreichbarkeit von zentralen 
Einrichtungen und tertiären Arbeitsstätten wirt- 
schaftlich und gesellschaftlich vorteilhaft. Seit jeher 
erfreuen sich deshalb alte und neuere Villenviertel 
in Zentrumsnähe bei entsprechender Ausstattung 
hoher Wertschätzung. In den letzten Jahren ist auch 
in manchen Städten eine Rückwanderung einzelner 
einkommenstarker Haushalte in zentrale Wohnbe- 
zirke zu beobachten. 

Welcher dieser beschriebenen Faktoren jeweils zum 
Tragen kommt, hängt entscheidend von Ausstattung 
und Größe der Wohnung sowie von der Wohnlage 
ab. Die Wohnlage wird vor allem durch die Wohn- 
dichte, das Ausmaß störender Immissionen und die 
Erreichbarkeit von Arbeitsstätten und sozialen In- 
frastruktureinrichtungen geprägt. Hinreichend große 
Grünanlagen, geringe Geräuschbelästigung, Luft- 
reinheit und die fußläufige Entfernung zur Arbeits- 
stätte und zu bestimmten sozialen Infrastrukturein- 
richtungen sind wesentliche Merkmale einer guten 
Wohnlage. Die Gewichtung der einzelnen Faktoren 
ist stark von subjektiven Vorstellungen beeinflußt. 
Allgemein bilden die Qualität der Wohnlage und 
die Ausstattung der Wohnung zusammen die we- 
sentlichen städtebaulichen Ursachen für Wande- 
rungstendenzen in der Bevölkerung. 

Das Wohnumfeld und die Lage der Kinder 

26. Die Qualität der Wohnlage ist vor allem für die 
Entwicklungschancen der Kinder von entscheidender 
Bedeutung. Kinder leben intensiver im Wohnum- 
feld als Erwachsene. Je kleiner die Wohnungen sind, 
desto mehr benötigen die Kinder Spiel- und Bewe- 
gungsflächen in der Umgebung der Wohnung. Je 
abwechslungsreicher und ungestörter vom Kraftfahr- 
zeugverkehr die Umgebung ist, desto günstiger sind 


die Voraussetzungen für ihre Entwicklung, insbe- 
sondere in sozialer Hinsicht. Die Spielmöglichkeiten 
in der Umgebung sollten so nah an der Wohnung 
liegen, daß ein ständiges Pendeln zwischen Spiel- 
platz und Wohnung möglich ist. 

Hochverdichtete Bauformen und allgemein die Ten- 
denz zur optimalen Nutzung der Grundstücke stehen 
diesen Erkenntnissen über eine kindgerechte Um- 
welt entgegen. Bei der Hochhausbebauung können 
beispielsweise nur Kinder aus den unteren Geschos- 
sen zwischen Wohnung und Wohnumgebung belie- 
big wechseln. Kinder aus den oberen Geschossen 
von Hochhäusern spielen daher erfahrungsgemäß 
später und weniger im Freien als andere Kinder. 
Bei Kleinkindern im Hochhaus tritt infolgedessen 
häufiger Bewegungsarmut auf. 

Auch schulische Minderleistungen, Schulversagen 
und allgemein niedrige Intelligenzleistungen gehen 
häufiger mit ungünstigen Wohnbedingungen wie 
Uberbelegung einher als mit anderen Faktoren. Des 
weiteren besteht offenbar ein deutlicher Zusammen- 
hang zwischen ungünstigen Wohnsituationen und 
der Delinquenz-Rate im Jugendalter. 

Kindgerechte Wohnverhältnisse bestehen daher am 
ehesten in wenig verdichteten Stadtrandlagen und 
in noch als ehemals dörflich zu erkennenden Ge- 
meinden im Stadtumland. Mit wachsender Bebauung 
und mit steigender Verkehrsdichte verschlechtern 
sich aber auch dort das Wohnumfeld und damit die 
Erlebnischancen der Kinder. Von daher wird ver- 
ständlich, daß mit fortschreitender Ausbreitung der 
Siedlungsbereiche auch dort die Gefahr besteht, daß 
sich die Wohnsituation der Kinder verschlechtert. 

Kinderreiche Familien haben auch deshalb beson- 
dere Schwierigkeiten in der Wohnungsversorgung, 
weil sie große Wohnflächen benötigen, aber durch 
die Gebundenheit eines Elternteils an die Wohnung 
geringere Verdienstmöglichkeiten als andere Fami- 
lien haben. Sie sind daher auch durch ihre Einkom- 
menssituation oft gerade auf Wohnungen in solchen 
Gebieten angewiesen, die andere Schichten z. B. we- 
gen der Bevölkerungsdichte und der Umweltsitua- 
tion nach Möglichkeit meiden. Da Vermieter vielfach 
kinderlose oder kinderarme Mieter bevorzugen, um 
erhöhtem Verschleiß der Wohnungen, Lärmbelästi- 
gungen oder ähnlich veranlaßtem Ärger mit der 
Nachbarschaft vorzubeugen, werden kinderreiche 
Familien auf dem Wohnungsmietmarkt selbst bei 
gleicher finanzieller Leistungsfähigkeit benach- 
teiligt. 

Dies gilt um so mehr angesichts der oft noch sehr 
sparsam ausgestatteten Kinderspielplätze. Gerade 
die für Kinder eingeschränkten Bewegungsmöglich- 
keiten in verdichteten Baugebieten erfordern einen 
besonders sorgsamen Ausbau wohnungsnaher Spiel- 
gelegenheiten. Die Bauordnungen der Länder sehen 
deshalb vor, daß bei der Errichtung von Gebäuden 
mit mehr als zwei oder drei Wohnungen Spielplätze 
oder Spielflächen einzurichten sind. Die meisten 
Länder haben diese Regelungen, z. B. auch durch 
den Erlaß von Spielplatzgesetzen, inzwischen weiter 
verbessert oder ergänzt. Diese rechtlichen Grund- 
lagen können jedoch nur einen Rahmen darstellen; 
die Gestaltung einer kinderfreundlichen Wohnum- 
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weit hängt darüber hinaus wesentlich von der Ini- 
tiative der Grundstückseigentümer und vom Ver- 
ständnis der Mitbewohner ab. 

Die Wohnsituation älterer Menschen 

27 . Von der Änderung des Wohnumfeldes ist, wenn 
auch in anderer Weise, die ältere Bevölkerungs- 
schicht ähnlich betroffen. Ältere Menschen, die im 
allgemeinen stärkere örtliche Bindungen besitzen 
und oft nur über ein verhältnismäßig geringes Ein- 
kommen verfügen, sind nicht selten für Jahrzehnte 
in ein und derselben, meist preisgünstigen Woh- 
nung geblieben, auch wenn diese mehr und mehr 
hinter dem allgemeinen Äusstattungsstandard zu- 
rückblieb. Dadurch erhöhte sich mit der Zeit der Be- 
völkerungsanteil alter Menschen in Altbaugebieten, 
so daß die oft großen Altbauwohnungen in der 
Sprache der Wohnungswirtschaft vielfach als unter- 
belegt anzusehen sind. Das räumliche Auseinander- 
rücken der Generationen hat diesen Prozeß geför- 
dert und wird durch die unterschiedliche Wande- 
rungsbereitschaft von älteren und jüngeren Men- 
schen unterstützt. 

Durch die Änderung der sozialen Zusammensetzung 
hat sich die Wohnlage der älteren Menschen zusätz- 
lich zu der umweltbedingten Verschlechterung so- 
wie durch das vielfache Fehlen ausreichender Grün- 
flächen oft so gewandelt, daß sie trotz gleicher 
Wohnraumverhältnisse nicht mehr als identisch mit 
der aus früheren Zeiten gewohnten Umgebung emp- 
funden werden kann. Älteren Menschen droht daher 
heute auch von ihrer Wohnlage her eine starke Ver- 
einsamung. Diese Gefahr erhöht sich, wenn ältere 
Menschen z. B. infolge einer Sanierungsmaßnahme 
in eine Neubausiedlung umziehen, da es ihnen in 
der Regel noch schwerer als jüngeren fällt, dort 
neue Kontakte zu knüpfen. 

Die Vereinsamung und Isolierung älterer Menschen 
hat gravierende Folgen auch für die jüngere Gene- 
ration; denn mangelnde Anschauung der Lebens- 
bedingungen des älteren Menschen schwächt die 
Fähigkeit, das eigene Leben vorausschauend abzu- 
schätzen und verantwortlich zu gestalten, und stärkt 
damit Tendenzen zur individuellen und sozialen In- 
stabilität. 

Die Wohnsituation der Behinderten 

28 . Noch schwieriger als die Lage älterer Menschen 
kann die Wohn- und Umweltsituation für körperlich 
behinderte Menschen sein. In der Bundesrepublik 
leben etwa 4 Millionen Behinderte, darunter 1,3 
Millionen Menschen, die durch Verlust oder Behin- 
derung der Gliedmaßen beeinträchtigt sind. Blind 
oder wesentlich sehbehindert sind 0,3 Millionen, 
durch Verletzung der Wirbelsäule behindert sind 
0,2 Millionen Menschen. 

Den medizinischen Erfolgen, die in der körperlichen 
Stabilisierung der Behinderten erreicht werden 
konnten, stehen viele Unzulänglichkeiten der bau- 
lichen Umwelt gegenüber. Wohngebäude können 
ebenso wie Rathäuser, Theater u. a. öffentliche Ein- 
richtungen wegen fehlender Auffahrtrampen und 


Aufzüge von Gehbehinderten nicht mit eigener 
Kraft betreten werden. Ähnliche Schwierigkeiten 
entstehen z. B. durch hohe Bordkanten, schmale Bür- 
gersteige und beim Einstieg in öffentliche Verkehrs- 
mittel. 

29 . Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau hat sich deshalb seit dem Jahre 
1969 der Lage der Behinderten verstärkt angenom- 
men und sich zusammen mit Ländern und Gemein- 
den darum bemüht, die baulichen Hindernisse, die 
den behinderten Bürgern das Leben erschweren, im 
Interesse der Rehabilitation und gesellschaftlichen 
Integration der Behinderten konsequent abzubauen. 
In der öffentlichen Wohnungsbauförderung wurden 
zusätzliche Bundesdarlehen zur Abfangung der 
Mehrkosten bereitgestellt, die durch eine zweckent- 
sprechende Ausstattung der für Schwerbehinderte 
bestimmten Sozialwohnungen entstehen. Von 1969 
bis 1973 wurden 1 238 Eigenheime bzw. Eigentums- 
wohnungen, 732 Mietwohnungen und 2 547 Wohn- 
heimplätze mit einem Einsatz von rd. 14,3 Millionen 
DM mit zusätzlichen Bundesdarlehen mitfinanziert. 

Zur Definition bautechnischer Mindestanforderun- 
gen, die bei der Prüfung von Anträgen auf zusätz- 
liche Bundesdarlehen zugrunde gelegt werden, hat 
der Fachnormenausschuß Bauwesen auf Veranlas- 
sung des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau Planungsnormen für „Woh- 
nungen für Rollstuhlbenutzer" (DIN 18 025 Blatt 1) 
und für „Wohnungen für Blinde und wesentlich Seh- 
behinderte" (DIN 18 025 Blatt 2) erarbeitet. Für die 
baulichen Maßnahmen im öffentlichen Bereich wur- 
den weitere Normblätter verabschiedet (DIN 18 024 
Blatt 1 „Straßen, Plätze und Wege" und DIN 18 024 
Blatt 2 „öffentlich zugängige Gebäude"). Von einem 
Interministeriellen Ausschuß der Bundesregierung 
wurde, unter Federführung des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, ein 
„Katalog der Schwerpunkte bei der Beseitigung bau- 
licher und technischer Hindernisse" erarbeitet und 
im März 1973 veröffentlicht (GMBl. 1973, S. 182). 
Aufbauend auf der Normengruppe DIN 18 024/025 
gibt der Katalog Planungshinweise für die wichtig- 
sten baulichen Maßnahmen im öffentlichen Bereich. 
Der Katalog, der im Anhang abgedruckt ist, hat die 
Bemühungen um ein behindertengerechtes Bauen 
auf allen Ebenen verstärkt. So wurden in die neuen 
Bauordnungen mehrerer Länder wesentliche Fest- 
legungen zugunsten der Behinderten auf genommen; 
hierzu gehört z. B. die Vorschrift, daß Aufzüge in 
Gebäuden mit mehr als 4 Vollgeschossen von allen 
Wohnungen und von der öffentlichen Verkehrs- 
fläche stufenlos erreichbar sein müssen. Ähnliche 
Regelungen sind im Zusammenhang mit künftigen 
Bauordnungsnovellen von den übrigen Bundes- 
ländern beabsichtigt. Behindertengerechte Festle- 
gungen weisen weiterhin die neuen Musterentwürfe 
der bauaufsichtlichen Richtlinien für Schulen sowie 
für Versammlungsstätten aus. 

Zur Demonstration behindertengerechten Bauens 
werden z. Z. zwei größere Projekte vorbereitet. In 
Bonn wird mit Unterstützung des Bundes ein „Haus 
des Behinderten" errichtet, dem ein Anzahl von 
Wohnungen für behinderte Studenten zugeordnet 
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werden soll. In Stuttgart wird ebenfalls mit Unter- 
stützung des Bundes eine größere Wohn- und Ge- 
meinschaftsanlage für Behinderte geplant. In beiden 
Fällen ist beabsichtigt, entsprechende Maßnahmen 
vor allem auch im umgebenden öffentlichen Bereich 
zu treffen und damit alle Möglichkeiten einer huma- 
nen Architektur beispielhaft darzustellen. 

Da die zur Beseitigung baulicher Hindernisse und 
zur Schaffung einer humanen städtebaulichen Um- 
welt erforderlichen Maßnahmen naturgemäß nur 
schrittweise in die Praxis Eingang finden, wird die 
Bundesregierung ihre Bemühungen um behinderten- 
gerechtes Bauen in allen Bereichen mit Beharrlich- 
keit fortsetzen. 

Die Wohnsituation der ausländischen Arbeitnehmer 

30 . Besondere Wohnungs- und Wohnlageprobleme 
bestehen für ausländische Arbeitnehmer und ihre 
Familien. Ende 1973 befanden sich rd. 2,5 Millionen 
ausländische Arbeitnehmer in der Bundesrepublik. 
Sie sind oft auf die Wohnungen angewiesen, die von 
der deutschen Bevölkerung nicht mehr akzeptiert 
werden. Das beruht z. T. auf schlechten Einkommens- 
verhältnissen, der Ungewißheit über die Dauer ihres 
Aufenthalts und der damit verbundenen geringen 
Bereitschaft, einen gleichhohen Anteil des Einkom- 
mens auf die Wohnung zu verwenden, wie die 
deutsche Bevölkerung. 

Daher konzentrieren sich die ausländischen Arbeit- 
nehmerhaushalte meist in Stadtteilen mit alter Bau- 
substanz und schlechtem Wohnumfeld; nicht wenigen 
alten Ortskernen gibt die ausländische Bevölkerung 
daher heute das Gepräge. Diese Entwicklung muß 
nicht in jedem Fall negativ bewertet werden, da sie 
die sozialen Kontakte unter den ausländischen Ar- 
beitnehmern stärken und damit ihrer Vereinsamung 
entgegenwirken kann. Es gilt jedoch zu verhindern, 
daß aus solchen Wohnbereichen Ghettos werden. 

Wanderungstendenzen 

31 . Insgesamt gesehen bestehen in Großstädten 
Tendenzen zu einer weiteren sozialen Segregation 
der Bevölkerung in verschiedene Wohnbereiche. 
Während sich in zentrumsnahen verdichteten Alt- 
baugebieten die ausländischen Arbeitnehmer und 
ältere einkommensschwache Bevölkerungskreise 
konzentrieren, ziehen in Neubaugebiete vor allem 
jüngere Familien. Während die vorhandene soziale 
Infrastruktur von Altbaugebieten daher oft unge- 
nutzt bleibt, führt der zunächst überdurchschnittliche 
Bedarf an Kindergärten und Schulen in Neubauge- 
bieten zu einer ungleichmäßigen Auslastung. 

In den Einfamilienhaussiedlungen entsteht nicht 
selten zu Beginn ebenfalls eine einseitige soziale 
Zusammensetzung; sie wird jedoch im allgemeinen 
durch die unterschiedliche Entwicklung der Haus- 
halte mit der Zeit gemildert. 

Folgerungen 

Eür die weitere Wohnungsbaupolitik ergeben sich 
im wesentlichen folgende Konsequenzen: 


32 . Der Rückgang des Wohnungsneubaues ist in 
Anbetracht des Sättigungsgrades des Marktes und 
der oft negativen Rückwirkungen neuer Siedlungen 
auf die Wohnlage bestehender Ortsteile allgemein 
zu akzeptieren. Es wird künftig verstärkt darauf an- 
kommen, vorhandene soziale und räumliche Dispari- 
täten zu mildern und der Entstehung neuer einseiti- 
ger Sozialstrukturen in der Wohnungsversorgung 
entgegenzuwirken. Mit dieser Zielrichtung wird der 
Wohnungsneubau, insbesondere der soziale Woh- 
nungsbau, in Zukunft weiterhin erforderlich bleiben. 
Der Bedarf läßt sich jedoch bundesweit mit den bis- 
herigen .Methoden nicht hinreichend exakt pro- 
gnostizieren. Bedarfsprognosen beruhen auf Annah- 
men über die künftige Entwicklung der Bevölkerung 
und der Zahl der selbständigen Haushalte mit wach- 
senden Wohnansprüchen wie über den Wohnungs- 
abgang durch Abriß, Umwidmung und Zusammen- 
legung alter Wohnungen z. B. beim Wegfall von 
Einliegerwohnungen in Eigenheimen. Bei der wahr- 
scheinlichsten Entwicklung der vielfältigen Bedarfs- 
faktoren wird der durchschnittliche langfristige 
Wohnungsbedarf derzeit mit etwa 400 000 bis 
450 000 Wohnungen jährlich angenommen. 

33 . Großbauprojekte zur Gründung von neuen Tra- 
bantenstädten sind nur mit großem Bedacht auf die 
voraussehbaren sozialen Folgen zu planen. Im all- 
gemeinen ist die Anbindung neuer kleinerer Vor- 
haben an vorhandene Siedlungsbereiche vorzu- 
ziehen. Ebenso empfiehlt es sich, im Interesse einer 
kindgerechten Wohnumfeldgestaltung größere Frei- 
räume zu erhalten oder bei sich bietender Gelegen- 
heit neu zu schaffen und diese Freiräume den Kin- 
dern zur Verfügung zu stellen. Dies gilt insbeson- 
dere dort, wo eine verdichtete Bauweise aus Grün- 
den der Infrastruktur erforderlich erscheint. 

34 . Besonderes Augenmerk ist der Sanierung von 
Altbaugebieten und der Modernisierung alter 
Wohngebäude zu widmen. Der Erhaltung älterer Ge- 
bäude ist im Hinblick auf den Substanzwert und die 
gewachsenen Sozialstrukturen stärkeres Gewicht zu 
geben. 

Durch eine Verbesserung der Ausstattung kann der 
Wohnwert der Altbauten oft erhalten und verbes- 
sert werden. Modernisierte Altbauten können auf 
Grund der gegenüber dem Neubau geringeren Auf- 
wendungen einkommenschwachen Schichten ein 
preisgünstiges Wohnen ermöglichen, überwiegend 
auf Grund privater Initiative sind in dem Zeitraum 
zwischen der Wohnungszählung Oktober 1968 und 
der Wohnungsstichprobe April 1972 mindestens 
1 Million Wohnungen modernisiert worden. Die 
staatliche Modernisierungsförderung hat hier insbe- 
sondere die Aufgabe, durch gezielten Mitteleinsatz 
den Bodensatz modernisierungswürdiger Wohnun- 
gen, der von seinen Eigentümern ohne äußeren An- 
stoß in absehbarer Zeit nicht verbessert würde, 
einer Ausstattungsverbesserung zuzuführen. Allein 
im Jahre 1974 wurden von Bund und Ländern für die 
Förderung der Modernisierung erhaltenswürdiger 
Wohnungen in von den Gemeinden auszuweisenden 
Modernisierungszonen ein Bewilligungsrahmen von 
rd. 430 Millionen DM einschließlich der Konjunktur- 
sonderprogramme bereitgestellt. 
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Allerdings wird auch der Abriß alter Gebäude nicht 
immer zu vermeiden sein. Nach statistischer Erfah- 
rung haben Gebäude z. Z. eine durchschnittliche 
Lebensdauer von hundert Jahren. Auch kann oft 
nur durch Abriß von Hinterhofgebäuden der für das 
Wohnumfeld entscheidende Freiraum gewonnen 
werden. Schließlich fördert der Neubau in Altbau- 
gebieten eine bessere soziale Mischung des Ge- 
bietes und damit die besonders im Interesse älterer 
Menschen wichtige Erhaltung differenzierter Sozial- 
strukturen. Die Zahl der Wohnungsabgänge, die 
auch Umwidmungen und Zusammenlegungen ein- 
schließt, wird nach groben Schätzungen mit rd. 
150 000 jährlich angenommen. 

Generell darf die Modernisierung nicht isoliert nur 
als Verbesserung der Wohnausstattung verstanden 
werden. Sie muß Hand in Hand mit einer Verbesse- 
rung des Wohnumfeldes — der Freiraumgestaltung, 
der Verkehrsberuhigung u. a. — gehen und muß 
trotzdem der Gefahr entgegenwirken, daß die Mie- 
ten der modernisierten Gebäude so stark steigen, 
daß eine Nutzung durch einkommenschwächere Be- 
völkerungskreise erschwert wird. Auf die Dauer 
wird eine Modernisierung auch nur dann erfolgreich 
sein, wenn es gelingt, etwaige wirtschaftliche Kräfte, 
die die Wohnnutzung generell zu verdrängen su- 
chen, zu vermindern oder auf andere Standorte zu 
lenken. 

35 . Das Wohngeld ist zu einem unverzichtbaren In- 
strument zur wirtschaftlichen Sicherung des Woh- 
nens für einkommensschwache Haushalte geworden. 
Dies hat auch für den Städtebau, insbesondere für 
Erhaltungsaufgaben, erhebliche Bedeutung. 

36 . Mit den Richtlinien für den Einsatz von Bundes- 
mitteln zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
hat die Bundesregierung bisher schon darauf hinge- 
wirkt, daß der soziale Wohnungsbau im Rahmen 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung durch- 
geführt wird. 

Nach den Richtlinien sollen Wohnungen insbeson- 
dere nur dort errichtet werden, wo ausreichende 
Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen so- 
wie genügend Freiflächen mit Freizeitanlagen und 
ausreichender Begrünung sowie Erholungsgebiete 
vorhanden oder vorgesehen sind. Auch sollen nur 
solche Standorte gewählt werden, die einen größt- 
möglichen Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun- 
gen gewährleisten. Zur Vermeidung sozialer Dispari- 
täten sollen „in Wohnanlagen Wohnungen in unter- 
schiedlicher Wohnform (z. B. Ein- und Zweifamilien- 
häuser, Mehrfamilienhäuser), unterschiedlicher 
Rechtsform (z. B. Eigentumswohnungen, Mietwoh- 
nungen) sowie nach Lage und Größe für unterschied- 
liche Haushaltsgrößen und für alle Altersklassen zur 
Verfügung gestellt werden". Auf die Durchsetzung 
und Konkretisierung solcher Grundsätze wird in Zu- 
kunft verstärkt geachtet werden müssen. 

37 . Insgesamt gesehen, wird der Wohnungsbau im 
Zeichen des Abbaues der sozialen und räumlichen 
Disparitäten künftig weitaus stärker in die allge- 


meine Gemeindeentwicklungspolitik eingebettet 
werden müssen. Nur so wird es möglich sein, ab- 
sehbare Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen 
und zu verhindern oder eingetretene zu mildern. 


Standortprobleme von Betrieben im 
Produktions- und Dienstleistungsbereich 

Produktion und Dienstleistungen 
in der Siedlungsstruktur 

38 . Die Entwicklung der Wirtschaft hat in den Ver- 
dichtungsräumen zu erheblichen Konzentrationen 
von Produktions- und Dienstleistungsbetrieben ge- 
führt. In ländlichen Gebieten sind dagegen Mangel- 
erscheinungen im Dienstleistungsbereich entstanden. 

Seit langem ist es das Ziel der Raumordnungs- und 
Landesplanungspolitik, die historisch und natürlich 
bedingten unterschiedlichen Standortvoraussetzun- 
gen durch gezielte Maßnahmen auszugleichen und 
damit räumliche Disparitäten abzubauen. Infolge 
der Entwicklung der Siedlungsstrukturen haben die 
Standortprobleme im Produktions- und Dienstlei- 
stungsbereich, wenn auch in unterschiedlicher Weise, 
auch die Gemeindeentwicklungspolitik vor neue Auf- 
gaben gestellt. 

Im Dienstleistungsbereich ist eine gute Erreichbar- 
keit von Kunden und Arbeitskräften für die Stand- 
ortwahl von ausschlaggebender Bedeutung. Viele 
Dienstleistungseinrichtungen sind in ihrem Einzugs- 
bereich auf eine hohe Bevölkerungs- und Kunden- 
dichte angewiesen und konzentrieren sich daher vor 
allem in Zentren von Verdichtungsräumen. Für den 
warenproduzierenden Bereich ist die Abhängigkeit 
von der Verkehrsgunst durch die Motorisierung und 
den Ausbau des Straßennetzes etwas gesunken. Für 
die auf Massengutversorgung und Massengutabsatz 
angewiesenen Industrien bleibt jedoch der Eisen- 
bahn- und Wasserstraßenanschluß ein wichtiges 
Standortkriterium. Auch begünstigt die hohe Güter- 
verkehrsdichte vieler Industriebetriebe eine Stand- 
ortwahl am Rande der Siedlungskerne. 

Das Arbeitskräftepotential hat für den sekundären 
und tertiären Wirtschaftsbereich gleichermaßen in 
seiner Abhängigkeit von der Attraktivität des Sied- 
lungsraumes, insbesondere dem Freizeitangebot, der 
sozialen Infrastruktur und dem Wohnungsmarkt, 
zunehmend an Bedeutung gewonnen. Uber die klas- 
sischen Standortvoraussetzungen hinaus hat für den 
sekundären Bereich die Umweltsituation eine zu- 
sätzliche Funktion erhalten. Die Auswirkungen eines 
Industriebetriebes auf die Reinhaltung von Wasser 
und Luft sowie die zu erwartende Lärmbelästigung 
der Umgebung sind für die Realisierungschancen 
einer Standortentscheidung nicht selten ausschlagge- 
bend geworden. 

Die Entwicklung von Standortbedingungen 
im produzierenden Bereich 

39 . Die Zahl der Beschäftigten im produzierenden 
Bereich ist im Bundesgebiet von 1961 bis 1970 insge- 
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samt etwa gleichgeblieben. Zwischen den Sektoren 
des sekundären Bereichs fanden jedoch unterschied- 
liche Entwicklungen statt. Abgenommen hat in die- 
sem Zeitraum die Zahl der Beschäftigten besonders 
im Bergbau, in der Metallerzeugung und im Leder-, 
Textil- und Bekleidungsgewerbe; in der Elektrotech- 
nik sowie im Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
war dagegen teilweise eine erhebliche Zunahme zu 
verzeichnen (Abbildung 1). 

In der Entwicklung der Beschäftigtenstruktur zeich- 
nen sich seit 1970 teilweise gegenläufige Tendenzen 
ab. Es gibt Anzeichen dafür, daß auch künftig mit 
einem Austausch von Beschäftigten zwischen den 
Branchen und Sektoren des produzierenden Be- 
reichs zu rechnen ist. Schon daraus können sich — 
mit wechselndem Ausmaß — ständige Veränderun- 
gen in den Standorterfordernissen von Produktions- 
betrieben auch innerhalb von Gemeinden ergeben. 

40 , Darüber hinaus hat die städtebauliche Entwick- 
lung selbst, insbesondere die Verknappung von Bau- 
flächen in Siedlungskernen, zu Standortverlegungen 
beigetragen. Da insbesondere mit der Automation 
die betrieblichen Flächenansprüche steigen, und 
diese häufig nur in einer Ebene erfüllt werden kön- 
nen, genügen in älteren Baugebieten die vorhande- 
nen Flächen auch kleineren Gewerbebetrieben oft 
nicht mehr. Die Betriebe des sekundären Bereichs 
haben deshalb die Tendenz, sich, soweit möglich, an 
den Rand vorhandener städtischer Agglomerationen 


zu verlagern, um die Vorteile des Raums und ihrer 
Kundenbeziehung weiter zu nutzen und zugleich 
etwaige Schwierigkeiten in der Güterverkehrsbe- 
dienung zu vermeiden. Bei Standortverlagerungen 
werden daher vorwiegend Standorte in Randlagen 
ohnehin bestehender Agglomerationen bevorzugt. 

Auf diese Tendenzen ist bereits im Städtebaubericht 
1970 hingewiesen worden. Sie haben sich, wie insbe- 
sondere neuere Stadtentwicklungspläne ausweisen, 
fortgesetzt. In ländlichen Gebieten werden dagegen 
eher Zweigbetriebe oder neugegründete Betriebe er- 
richtet. 

Die Ansiedlung von Betrieben des produzierenden 
Bereichs an den Siedlungsrändern verursacht mit 
der gleichzeitigen starken Wohnungsbautätigkeit 
den Verlust wertvoller ökologischer Ausgleichsflä- 
chen und schränkt damit auch Naherholungsmöglich- 
keiten ein. Zusätzlich werden die Umweltbedingun- 
gen nicht selten durch Emissionen beeinträchtigt. 
Immer häufiger rücken belästigende Produktions- 
stätten und Wohngebiete näher aneinander, als es 
unter ökologischen Gesichtspunkten und unter 
Aspekten des Immissionsschutzes vertretbar ist. Da- 
durch wird auch die Attraktivität von Siedlungsbe- 
reichen — ein wesentlicher Standortfaktor — ver- 
ringert. 

In der Flächenknappheit und zunehmenden Umwelt- 
beeinträchtigung dürfte auch der Grund dafür liegen, 


Abbildung 1 


Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im Produktions- 
und Dienstleistungsbereich 

Beschäftigte in Mio 



1 Energiewirtschaft, Wasserversorgung 

2 Bergbau 

3 Chemische Industrie, Mineralölverarbeitung 

4 Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbeitung 

5 Gew, u. Verarb. v. Steinen und Erden, Feinkeramik, Glasgewenbe 

6 Metallerzeugung u. -bearbeitung 

7 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 

8 Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik; 

Herstellung von EBM-Waren, Musikinstrumenten, Sport-, Spiel- und Schmuckwaren 

9 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

10 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

11 Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

12 Bauhauptgewerbe 

13 Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

14 Großhandel 

15 Handelsvermittlung 

16 Einzelhandel 

17 Eisenbahnen 

18 Straßenverkehr 

19 Deutsche Bundespost 

20 Restliche Verkehrsträger 

21 Kreditinstitute u.ä. 

22 Versicherungsgewerbe 

23 Dienstleistung von Unternehmen u. freien Berufen 

24 Organisationen ohne Erwerbscharakter 

25 Gebietskörperschaften elnschl. Zivilbedienstete in Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 

26 Sozialversicherung 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Abbildung 2 


Entwicklung der Beschäftigtenzahlen von 1961 bis 1970 
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daß sich bis 1967 bereits 39 ®/o der verlagerten In- 
dustriebetriebe aus Kernstädten und Ergänzungsge- 
bieten von Stadtregionen in weiter entfernten Ge- 
meinden ehemals ländlicher Gebiete ansiedelten und 
sich diese Tendenzen seit 1967 fortgesetzt haben. 
Auf diese Weise tragen die Belastungserscheinungen 
in Stadtregionen ihrerseits zur weiteren Ausdehnung 
von Agglomerationen bei. 

So war z. B. in der Hamburger Innenstadt zwischen 
1962 und 1969 eine Abnahme der Industriebetriebe 
um 39 ^/o zu verzeichnen. In der Innenstadt von Mün- 
chen nahm die Beschäftigtenzahl im verarbeitenden 
Gewerbe zwischen 1961 und 1970 um 17®/o ab, im 
Baugewerbe um 44 Vo; im gleichen Zeitraum wuchs 
in den Randbereichen Münchens die Beschäftigten- 
zahl im verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe 
erheblich an. Ähnliche Tendenzen lassen sich an Ent- 
wicklungsplänen vieler Gemeinden nachweisen. 


Die Entwicklung der Beschäftigtenstruktur 
und Standortwahl von Betrieben 
im Dienstleistungsbereich 

41 . Der Anteil der im tertiären Bereich Beschäftig- 
ten nahm in den letzten Jahren stetig zu. Die damit 
in Zusammenhang stehenden starken Strukturverän- 
derungen in der Wirtschaft haben das Nutzungsge- 
füge vieler Gemeinden erheblich verändert. 

Von 1961 bis 1970 fanden vor allem in den größeren 
Städten erhebliche Umschichtungen vom warenpro- 
duzierenden Bereich zum Dienstleistungsbereich 
statt. Eine Auswertung der Beschäftigtenentwicklung 
in 86 kreisfreien Städten, die ihr Gemeindegebiet in 
diesem Zeitraum nur unerheblich verändert haben, 
zeigt weitgehend übereinstimmende Tendenzen auf 
(vgl. Abb. 2): 

— Soweit die Zahl der Beschäftigten insgesamt ab- 
genommen hat, ist dies ausnahmslos auf Abnah- 
men im produzierenden Bereich zurückzuführen; 
die Abnahmen konnten aber in den meisten Fäl- 
len durch Zunahme im Dienstleistungsbereich ge- 
mildert werden. Besonders sind hiervon größere 
Städte mit einseitiger Wirtschaftsstruktur betrof- 
fen. 

— In den meisten verglichenen Städten war eine 
Zunahme der Gesamtbeschäftigung zu verzeich- 
nen, Hierfür war die wachsende Anzahl von Be- 
schäftigten im Dienstleistungsbereich ausschlag- 
gebend. Diese Entwicklung zeigt sich vorwiegend 
in mittleren und kleineren kreisfreien Städten. 

— In besonderem Maße ist von 1961 bis 1970 die 
Beschäftigtenzahl in Gebietskörperschaften, 
Dienstleistungen von Unternehmen und freien 
Berufen, Kredit- und Finanzierungsinstituten so- 
wie Einrichtungen des Versicherungsgewerbes 
gewachsen. Der starke Zuwachs an Bürobeschäf- 
tigten, der sich bisher vorwiegend auf Mittel- und 
Oberzentren — und hier in Ortkernen — kon- 
zentrierte, führte hier zu einer steigenden Nach- 
frage nach Büroflächen. 

— Aber auch andere Gemeinden mit geringerer Zen- 
tralität wurden vom Wachstum des Dienstlei- 


stungsbereichs erfaßt. Hier ist die Beschäfti- 
gungszahl im Einzelhandel jedoch stärker ge- 
wachsen als in sonstigen Dienstleistungen. Of- 
fenbar vollzog sich das Wachstum der Beschäf- 
tigtenzahl im Dienstleistungsbereich mit der Zen- 
tralitätsstufe der Gemeinden, so daß zunächst die 
Zahl der im Einzelhandel Beschäftigten, danach 
die Zahl der Beschäftigten in sonstigen Dienst- 
leistungsbereichen zunahm. In größeren Städten 
sind im Einzelhandel dann wieder rückläufige 
Beschäftigungszahlen festzustellen. 

42 . Diese Entwicklung steht offenbar auch in enger 
Beziehung zu strukturellen Veränderungen des Ein- 
zelhandels, insbesondere zur Entwicklung größerer 
Betriebseinheiten, Hier zeichnen sich insbesondere 
seit Beginn der sechziger Jahre deutliche Verän- 
derungen in der Struktur der Betriebsformen ab. 

Von 1962 bis 1973 stieg der Anteil von Filialunter- 
nehmen, Warenhausunternehmen und Versandhan- 
delsunternehmen am Umsatz des Einzelhandels, 
während der von kleineren Unternehmen deutlich 
zurückging. Eine Tendenzwende ist zur Zeit nicht 
erkennbar (Abbildung 3). Nach einer Untersuchung 
der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels 
sind allein von 1961 bis 1970 rund 91 000 Betriebe 
aus dem Markt ausgeschieden, das sind 15,3 Vo des 
Betriebsbestandes von 1961 *). Hiervon sind in er- 
ster Linie Kleinbetriebe betroffen. In Großstädten 
gehören vielfach nur noch 20 bis 30 Vo der Betriebe 
in der Innenstadt zum Einzelhandel. Lediglich in 
Klein- und Mittelstädten sind auch heute noch über 
50 o/o aller Einzelhandelsbetriebe in Siedlungsker- 
nen konzentriert. 

Die Gründe für den Strukturwandel sind vielfältig. 
Bei der Entwicklung des Einzelhandels und des 
Handwerks überlagern sich Gründe eines allgemei- 
meinen branchenspezifischen Strukturwandels mit 
siedlungsstrukturellen Gründen für Standortverlage- 
rungen. Zu den Veränderungen der Betriebsstruktur 
in den Innenstädten tragen neben Abwanderungen 
von Einwohnern und Beschäftigten aus der näheren 
Umgebung z. B. auch Änderungen des räumlichen 
Einkaufsverhaltens und ein besonders im Einzugs- 
bereich der Großstädte scharfer Wettbewerb im Ein- 
zelhandel sowie individuelle betriebliche Gründe 
bei, die vor allem Kleinbetriebe in innerstädtischen 
Streulagen zur Aufgabe zwingen. 

Einzelhandelsbetriebe werden in innerstädtischen 
Kerngebieten zunehmend durch Bürobetriebe er- 
gänzt, soweit sie nicht von diesen sogar verdrängt 
werden. Im allgemeinen wird der Bedarf an Ein- 
zelhandelsflächen überlagert durch den Bedarf an 
zusätzlichen Flächen für Bürobetriebe. Dies hat in 
vielen innerstädtischen Kerngebieten zu einer erheb- 
lich erhöhten Nutzungsdichte beigetragen. 

43 . Für das Standortverhalten von Bürobetrieben, 
das vorwiegend auf Siedlungskerne ausgerichtet ist, 
spielen verschiedene Faktoren eine Rolle, deren 
Bedeutung von Fall zu Fall unterschiedlich ist. 


*) Hauptgemeinsdiaft des deutschen Einzelhandels, 
26. Arbeitsbericht 1973, S. 118. 
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Veränderung der Marktanteile der Betriebsformen 
am gesamten Einzelhandelsumsatz 


Abbildung 3 
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Der am häufigsten genannte Grund für die Konzen- 
tration von Bürobetrieben in der Innenstadt ist die 
hohe Erreichbarkeit der Innenstadt als zentraler 
Verkehrsknotenpunkt. Sowohl die äußere Erreich- 
barkeit, als auch die durch die enge räumliche Ver- 
bindung von Arbeits- und Versorgungseinrichtungen 
gegebenen günstigen Bedingungen haben für die 
Standortwahl bestimmter Dienstleistungseinrichtun- 
gen erhebliche Bedeutung. Von ebensolcher Bedeu- 
tung für die Standortwahl sind die Vorteile, die sich 
für die Beschäftigten aus den betriebsnahen Ein- 
kaufs- und Versorgungsmöglichkeiten sowie aus der 
Nähe von gastronomischen Betrieben ergeben. Be- 
sonders gilt dies für berufstätige Hausfrauen und 
Alleinstehende, die Einkaufsmöglichkeiten in der 
Nähe der Arbeitsstätte bevorzugen, um die Zeit 
zwischen Arbeitsende und Ladenschluß besser für 
Besorgungen nutzen zu können. Dieser Umstand er- 
leichtert vielen innerstädtischen Betrieben die An- 
werbung von Personal. Betriebe außerhalb der In- 
nenstadt haben dagegen vielfach Schwierigkeiten, 
Arbeitskräfte zu erhalten, wenn nicht genügend er- 
gänzende Einrichtungen für private Besorgungen in 
der Nähe der Arbeitsstätte liegen. 

Soweit Dienstleistungsbetriebe wie z. B. Banken, 
Versicherungen und Kaufhäuser gerade auch auf den 
Besuch dieser Bevölkerungsteile Wert legen, wer- 
den sie auch künftig bemüht sein, ihre Standorte 
dort zu suchen, wo eine entsprechende Kundendichte 
besteht. 

Ein weiterer wichtiger Standortvorteil der Sied- 
lungskerne ist die hohe Kontaktqualität. Untersu- 
chungen aus den 60er Jahren zeigen zwar, daß in 
einzelnen Betrieben die Zahl der Kontakte pro Be- 
schäftigten und pro Fläche vergleichsweise gering 
ist und die Kontakte häufig auf kleine Publikums- 
abteilungen beschränkt sind. Es darf aber nicht über- 
sehen werden, daß sich Betriebe im Kundenverkehr 
gegenseitig ergänzen und aus diesem Grunde auch 
auf gegenseitige räumliche Zuordnung angewiesen 
sind. 

Nicht zu unterschätzen für die Standortwahl von 
Dienstleistungseinrichtungen ist die höhere Reprä- 
sentativität von innerstädtischen Grundstücken. Die 
Innenstädte sind traditionelle Standorte wirtschaft- 
lichen und administrativen Repräsentationsstrebens 
mit einem hohen Symbolwert, einer guten Adresse 
und einer über die Boden- und Mietpreise verstärk- 
ten Exklusivität. Empirische Untersuchungen öffent- 
licher und privater Einrichtungen weisen darauf hin, 
daß dem Standortprestige vielfach entscheidende Be- 
deutung für die Standortwahl auch von kleineren 
Betrieben beigemessen wird. 

Die genannten Standortfaktoren gelten nicht nur für 
das Standortverhalten privater Dienstleistungsein- 
richtungen, sondern ebenso für die öffentlichen 
Dienste, die ihre eigenen Verwaltungen vielfach 
ebenfalls in der Innenstadt konzentrieren. 

44 . Die hohe Standortkonkurrenz und der Nach- 
fragedruck der Bürobetriebe nach geeigneten Flä- 
chen und Räumen einerseits und der Wegzug großer 
Teile der Wohnbevölkerung andererseits führen zu 
einer deutlichen Reduzierung der Branchenvielfalt in 


den Innenstädten. Kleine und umsatzschwache Be- 
triebe mit beschränktem Kundenkreis können häu- 
fig die steigenden Boden- und Mietpreise nicht mehr 
erwirtschaften und müssen Bürobetrieben oder Fi- 
lialunternehmen weichen. Dies betrifft vor allem 
Einzelhandelsbetriebe, Handwerksbetriebe und ga- 
stronomische Einrichtungen, die überwiegend die 
früher sehr viel zahlreichere Wohnbevölkerung der 
Innenstadt versorgten und bei denen oft branchen- 
und betriebsgrößenspezifische Existenzprobleme mit 
standortspezifischen Gegebenheiten Zusammentref- 
fen. Es kommt zu zahlreichen Betriebsaufgaben oder 
-Verlagerungen. In vielen City- und Cityrandgebie- 
ten wird daher die Nutzungsstruktur zunehmend 
einseitig. 

Dieser Strukturwandel ist häufig verbunden mit 
einer weitgehenden Auflösung der bisherigen Bau- 
und Grundstücksstruktur der Innenstädte, die heu- 
tigen betrieblichen Anforderungen namentlich von 
größeren Betrieben nicht entspricht. Durch den Abriß 
vorhandener Gebäude und den Neubau größerer 
Bauanlagen wird der charakteristische Erlebniswert 
vieler alter Baugebiete mindestens erheblich beein- 
trächtigt. 

Die einseitige Nutzung innerstädtischer Gebiete 
hat häufig zu Verödungserscheinungen geführt. Of- 
fene, andererseits aber nachts menschenleere große 
Innenstadtflächen können nicht nur für die innere 
Sicherheit erhebliche Risiken mit sich bringen; durch 
einseitig auf Geschäfts- und Büronutzung ausgerich- 
tete Gestaltung wird die städtebauliche Struktur er- 
heblich beeinträchtigt. Diesen Tendenzen könnte 
durch verstärkte und detaillierte Festsetzungen von 
gemischten Nutzungsarten — insbesondere auch für 
Wohnzwecke — in innerstädtischen Gebieten und 
entsprechende Gestaltung auch der öffentlichen 
Räume entgegengewirkt werden. 

Gegen eine übersteigerte Konzentration von Dienst- 
leistungseinrichtungen in Innenstädten sprechen 
aber auch gesamtwirtschaftliche Gesichtspunkte. Sie 
führt bei gleichzeitiger Abwanderung der Wohn- 
bevölkerung zu Unterauslastungen von vorhande- 
nen Infrastruktureinrichtungen, wie z. B. von all- 
gemeinbildenden Schulen. Darüber hinaus wächst 
durch die zunehmende Konzentration von Büro- 
betrieben in Oberzentren wie bei jeder wirtschaft- 
lich einseitigen Struktur die Krisenanfälligkeit. 
Den planenden Gemeinden wurden in den letzten 
Jahren die Zielkonflikte zwischen der Förderung 
wirtschaftlicher Entwicklungen einerseits und der 
Erhaltung wertvoller Substanz andererseits zuneh- 
mend bewußt. 

45 . Die Folgen des Wachstums im Dienstleistungs- 
bereich und der Standortwahl in den Siedlungsker- 
nen sind wesentliche Bestandteile von Überlastungs- 
erscheinungen. Sie sind zunächst noch auf größere 
Städte beschränkt. Die bisherige Entwicklung zeigt 
aber, daß zunehmend auch kleinere Gemeinden von 
der Ausdehnung des Dienstleistungsbereichs erfaßt 
werden; dies ist im Interesse des Abbaus regiona- 
ler Disparitäten durchaus erwünscht. Daher müssen 
auch in kleineren Gemeinden, die heute noch viel- 
fach über eine hervorragende Altbausubstanz ver- 
fügen, Gesichtspunkte des wirtschaftlichen Wandels 
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von vornherein systematisch in die gemeindliche 
Entwicklungskonzeption einbezogen werden. Selbst 
wenn im Augenblick einige Anzeichen auf eine 
gewisse Sättigung hindeuten, so ist doch — nament- 
lich in kleineren Gemeinden — langfristig mit einem 
weiteren Strukturwandel in der Wirtschaft zugun- 
sten des Dienstleistungsbereichs zu rechnen. Aller- 
dings wird dieses Wachstum in Zukunft nur mehr 
in Ausnahmefällen auf Zuwanderungen neuer Ar- 
beitskräfte und auf einen generellen Anstieg der 
Beschäftigungszahlen gestützt werden können. Viel- 
mehr ist verstärkt mit einem Austausch von Arbeits- 
plätzen innerhalb von Gemeinden und Verflech- 
tungsbereichen zu rechnen, von denen Kerngebiete 
besonders betroffen sind. 

Folgerungen 

46 . Die politischen Konsequenzen aus der Entwick- 
lung der Wirtschaftsstandorte zu ziehen, fällt an- 
gesichts der widerstreitenden, schwergewichtigen 
Interessen nicht leicht. 

Für den tertiären Bereich wird in den Verdichtungs- 
räumen bei den geschilderten Uberlastungserschei- 
nungen vieler Innenstädte eine Verlagerung des 
Entwicklungsdruckes auf benachbarte Nebenzentren 
in Betracht zu ziehen sein. Für viele Verdichtungs- 
räume wird deshalb eine polyzentrische Siedlungs- 
struktur in Regional- und Stadtentwicklungsplänen 
vorgesehen. Erfolgreich kann dieser Weg indes nur 
sein, wenn auch die Wohnungs- und Infrastruktur- 
politik, insbesondere die Verkehrsplanung, auf die- 
ses Ziel ausgerichtet ist, und wenn sich in den 
Nebenzentren eigenständige, kommunalpolitische 
Initiativen entwickeln können. Nur so besteht die 
Chance, daß das Nebenzentrum auch in der subjek- 
tiven Wertschätzung der Bevölkerung akzeptiert 
wird und sich konkurrierend zum Hauptzentrum 
dauerhaft behaupten kann. Auf diesen Gesichts- 
punkt sollte bei der kommunalen Verwaltungs- 
reform verstärkt Rücksicht genommen werden. 

In ländlichen Gebieten muß den Mangelerscheinun- 
gen in der Versorgung mit Dienstleistungen im 
öffentlichen und im privaten Bereich begegnet wer- 
den. Es ist deshalb eine weitere Konzentration von 
Dienstleistungsbereichen in geeigneten Entwick- 
lungszentren nach dem Bundesraumordnungspro- 
gramm anzustreben. Dabei wäre es wünschenswert, 
u. a. eine ausgewogene Unternehmensgrößenstruk- 
tur zu erreichen. In einer Reihe von Mittelzentren 
ist dafür auch eine geeignete städtebauliche Struk- 
tur vorhanden. Dabei sollten die Erfahrungen der 
Verdichtungsräume genutzt werden, um die Ge- 
fahren einer einseitigen Entwicklung rechtzeitig zu 
erkennen und ihnen Vorbeugen zu können. 

47 . Wegen der Flächenknappheit in den Verdich- 
tungsräumen liegt es zunächst nahe, auch hinsicht- 
lich der Produktionsbetriebe einen ähnlichen Weg 
einzuschlagen und mit ihrer Verlagerung in struk- 
turschwache Räume eine großräumige Polyzentrik 
anzustreben. Dieser Weg steht indes wegen ihrer 
Störwirkungen nicht allen Produktionszweigen 
offen. Auch in den strukturschwachen Räumen ent- 


stehen oft gravierende umweltbedingte Nutzungs- 
konflikte, die keineswegs mit leichterer Hand be- 
handelt werden können als die Standortschwierig- 
keiten in Verdichtungsräumen. Dies gilt z. B. für 
den Konflikt zwischen luftverunreinigenden Produk- 
tionsbetrieben und den Interessen der Landwirt- 
schaft. 

Es bleibt daher für bestimmte Produktionsbetriebe 
— unabhängig von ihrem Standort — im wesent- 
lichen nur die Möglichkeit, die Umweltstörungen 
mit technischen Maßnahmen nachhaltig zu vermin- 
dern. Die dadurch hervorgerufene Senkung des für 
den Konsum zur Verfügung stehenden Sozialpro- 
duktes muß hingenommen werden. Es wird deshalb 
darauf ankommen, das neue Bundesimmissions- 
schutzgesetz vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721) und 
die dazu ergehenden Verordnungen in der Praxis 
tatkräftig anzuwenden und vor den wirtschaftlichen 
Folgen der Verlagerung vom Konsum zu umwelt- 
schützenden Investitionen auch auf der Gemeinde- 
ebene nicht zurückzuschrecken. 

48 . Planungsrechtlich ist an dem in der Baunut- 
zungsverordnung verankerten Prinzip der Trennung 
von Wohngebieten einerseits sowie Gewerbe- und 
Industriegebieten andererseits festzuhalten. Um zu 
hohe Konzentrationen von Dienstleistungsbetrieben 
in Siedlungskernen zu vermeiden, sind differenzier- 
tere Möglichkeiten zur Festsetzung der einzelnen 
Nutzungsarten in den Bebauungsplänen — ggf. auch 
geschoßweise — erforderlich, die es erlauben, eine 
Ausweitung der Büroflächen zu Lasten der Wohn- 
flächen entgegenzutreten und eine angemessene 
Mischung der Funktionen auch kleinräumig sicher- 
zustellen. Ferner sind Möglichkeiten zu schaffen, 
bisher nicht voll ausgenutzte hohe Baurechte auf 
das bisher ausgeübte Nutzungsmaß zu beschränken, 
ohne daß dadurch die Gemeinden zu unvertretbar 
hohen Entschädigungsleistungen verpflichtet wer- 
den. 

Einer stärkeren Funktionsmischung können auch 
Bemühungen dienen, öffentliche Einrichtungen für 
unterschiedliche Zwecke nutzbar zu machen. Dies 
gilt z. B. für Pausenplätze von Schulen, die außer- 
halb der Schulzeit als Spielplätze zur Verfügung 
gestellt werden. 

Verkehrsprobleme 

Verkehrssystem und Siedlungsraum 

49 . Die Lage einer Siedlung im Netz der Verkehrs- 
wege war von jeher ein bestimmender Grund ihrer 
Entwicklungschancen. Von der Erreichbarkeit im 
Fernverkehr hing die Konkurrenzfähigkeit einer 
Siedlung im Handel und im Gewerbe entscheidend 
ab. Die Lage im großräumigen Verkehrsnetz ist auch 
heute noch eine wesentliche Ursache für die unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen Entwicklungschancen 
einzelner Siedlungsbereiche, auch wenn andere 
Standorlfaktoren in den letzten Jahren an Bedeu- 
tung gewonnen haben. Vorrangige Verkehrspro- 
bleme entstanden jedoch für die Siedlungsstruktur 
in den letzten Jahrzehnten durch die vom inner- 
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örtlichen und innerregionalen Verkehrsnetz be- 
stimmten unterschiedlichen Erreichbarkeitsverhält- 
nisse der einzelnen Siedlungsteile und durch die 
von der Motorisierung ausgehenden Störwirkungen. 

Die Industrialisierung erzeugte durch ihren örtlich 
konzentrierten hohen Arbeitskräftebedarf und durch 
die wachsende Arbeitsteilung in der Güterproduk- 
tion einen steigenden Verkehrsbedarf. Solange die 
Weite des Siedlungsraumes noch durch Fußgänger 
und Fuhrwerk bestimmt war, mußte die Wohndichte 
von Arbeiterquartieren in kaum noch erträglichem 
Umfang steigen, auch waren der Arbeitsteilung und 
damit der wirtschaftlichen Entwicklung verkehrs- 
technische Grenzen gesetzt. Mit der Aufnahme des 
Eisenbahn- und Straßenbahnbetriebes in der zwei- 
ten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts konnten 
die Städte in ihr bisheriges Umland linienhaft aus- 
greifen und die eingetretene Bevölkerungsballung 
etwas auflockern. Die nach dem zweiten Weltkrieg 
einsetzende Motorisierung der Wirtschaft und der 
erwerbstätigen Bevölkerung ließ schließlich eine 
weite Ausdehnung der Siedlungen in die bislang 
landwii^,tschaftlich genutzte Fläche des weiteren 
Umlandes zu, so daß der Wohnflächenbedarf der 
in den städtischen Regionen weiter wachsenden Be- 
völkerung überwiegend durch eine Flächenbesied- 
lung gedeckt werden konnte. Zugleich ermöglichte 
die Motorisierung einen wirtschaftlichen Auf- 
schwung, der seinerseits Wohnungsbau und Kraft- 
fahrzeugbau vorantrieb. 


Der Einfluß der Motorisierung auf Siedlungsstruktur 
und Verkehrsentwicklung 

Räumliche Ausdehnung des örtlichen Arbeitsmarktes 

50 . Im Unterschied zum linienorientierten Schienen- 
verkehr ermöglicht die Motorisierung eine nur 
vom Straßennetz abhängige flächendeckende Aus- 
dehnung der Siedlungen. Da die Konzentration der 
Arbeitsstätten im sekundären und tertiären Wirt- 
schaftsbereich anhielt, waren von der Ausbreitung 
der Siedlungsflächen vor allem Gemeinden in Ver- 
dichtungsgebieten und Mittelstädten betroffen. In 
Verdichtungsräumen wurden ehemals landwirt- 
schaftlich bestimmte Dörfer zu städtischen Vororten. 
Mittelstädte in ländlichen Gebieten weiteten den 
Einzugsbereich ihres Arbeitsmarktes tief in das 
dörfliche Umland aus. Das Kraftfahrzeug erlaubte 
daher weithin die wirtschaftlichen Vorteile der 
städtischen Arbeitswelt mit den Annehmlichkeiten 
des Wohnens im „Grünen" zu verbinden. Sie gab 
den Erwerbstätigen die Möglichkeit, in größerer 
räumlicher Entfernung von ihrem Arbeitsort eine 
Wohnung zu nehmen und umgekehrt unter Beibe- 
haltung der Wohnung leichter die Arbeitsstätte zu 
wechseln. 

Wachsende Entfernung zwischen Arbeite- und Wohnstätten 

51 . Die Motorisierung verstärkte die Tendenz zur 
Trennung von Arbeitsplatz und Wohnung. An sich 
hätte auch eine stärkere räumliche Verbindung von 


Abbildung 4 


Bestand an Kraftfahrzeugen 





Quelle: Der Bundesminister für Verkehr: 
"Verkehr in Zahlen 1974” 


28 









Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3583 


Arbeits- und Wohnstätten eintreten können, da die 
Motorisierung nicht nur den für Wohnungen ver- 
fügbaren Raum ausweitete, sondern auch die Stand- 
ortmöglichkeiten der Gewerbebetriebe vergrößerte. 
In einer Reihe von Gemeinden sind diese Chancen 
genutzt worden und Gewerbebetriebe im Hinblick 
auf vorhandene oder neuentstehende Wohngebiete 
angesiedelt worden. Allgemein wurde jedoch der 
durch das Kraftfahrzeug vergrößerte Aktionsradius 
vornehmlich vom motorisierten Arbeitnehmer bei 
der Wahl der Wohnung genutzt, während sich die 
Unternehmen an den Erreichbarkeitsverhälnissen 
im Wirtschaftsverkehr orientierten und es ihnen 
ausreichte, wenn verfügbare Arbeitskräfte in dem 
durch das Kraftfahrzeug bestimmten Umkreis vor- 
handen waren. Dies ist verständlich, da die Unter- 
nehmen im Unterschied zum Wirtschaftsverkehr in 
der Regel nicht unmittelbar an den Kosten des 
Berufsverkehrs beteiligt sind. 

Verkehrsleistungen 

52 , Die Zahl der mit dem Kraftfahrzeug einpendeln- 
den Erwerbstätigen erhöhte sich infolgedessen vor 
allem seit Beginn der sechziger Jahre stark über- 
proportional. Dienstleistungsbetriebe konzentrierten 
sich u. a. wegen der Erreichbarkeitsvorteile über- 
wiegend in Innenstädten. Parallel dazu wurden viel- 
fach auch die öffentlichen Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur wie Schulen und Rathäuser an zentral 


gelegenen Orten zusammengefaßt. Dadurch wuch- 
sen auch der private Verkehr und der Ausbildungs- 
verkehr stark an. 

Insgesamt stieg die Verkehrsleistung des motori- 
sierten Individualverkehrs von 1950 bis 1973 auf 
etwa das ISfache, während sich die Verkehrslei- 
stung des öffentlichen Straßen- und Eisenbahnen- 
personenverkehrs nur knapp verdoppelte. Infolge- 
dessen sank der Anteil dieses öffentlichen Perso- 
nenverkehrs einschließlich des Mietwagen- und 
Taxiverkehrs an der gesamten Personenverkehrs- 
leistung (ohne Luftverkehr) von 67,2 Vo im Jahr 
1950 auf 19,0 ^/o im Jahr 1973 (vgl. Abb. 5). 


Wachsende Finanzierungsschwierigkeiten 
im öffentlichen Personen-Nahverkehr 

53 . Die Umschichtung des Verkehrsaufkommens 
brachte die Unternehmen des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs im allgemeinen in zunehmende finan- 
zielle Schwierigkeiten. Den Unternehmen blieben 
im wesentlichen erhebliche Anteile an der Bewälti- 
gung des kapazitätsaufwendigen, aber wenig er- 
tragreichen Berufs- und Ausbildungsverkehrs, so 
daß die ständig steigenden Personalkosten immer 
weniger erwirtschaftet werden konnten. Diese Ent- 
wicklung hat sich in den letzten Jahren beschleu- 
nigt. Die im Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe 
(VÖV) zusammengeschlossenen Unternehmen und 


Abbildung 5 


Personenverkehr — Verkehrsleistung — Personenkilometer 



Bis 1958 ohne Saarland und Berlin-West. 


Quelle: Der Bundesminister für Verkehr: 
"Verkehr in Zahlen 1974" 


29 


Drucksache 7/3583 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


die Deutsche Bundesbahn mußten im öffentlichen 
Personennahverkehr im Jahr 1973 ein Defizit von 
rd. 4,4 Mrd. DM gegenüber 1,9 Mrd. DM im Jahr 
1969 hinnehmen. 

Die Förderung der kommunalen Verkehrsverhältnisse 
durch Bund und Länder 

54 . Bis in die sechziger Jahre brachte die Motori- 
sierung den Gemeinden und Landkreisen erhebliche 
Finanzierungsprobleme beim Verkehrswegebau. Da 
die Kommunen nicht unmittelbar an dem vom Kraft- 
fahrzeugverkehr erhobenen Steueraufkommen teil- 
hatten, waren sie vielfach nicht in der Lage, ihre 
Verkehrsflächen auch nur annähernd dem Fort- 
schritt der Motorisierung entsprechend auszubauen. 
Dies galt für den kommunalen Straßenbau, aber 
erst recht für die erforderlich gewordenen Neubau- 
maßnahmen im schienengebundenen öffentlichen 
Personennahverkehr. 

55 . Im Anschluß an den Bericht der Sachverständi- 
genkommission über eine Untersuchung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden aus dem Jahr 1964 (Drucksache 
IV/2661) förderte der Bund daher seit 1967 kommu- 
nale Verkehrsvorhaben. Schon die Novellierung des 
Bundesfernstraßengesetzes vom 10. Juli 1961 hatte 
den Bund berechtigt, den Gemeinden Zuwendungen 
zum Neu- und Ausbau von Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Bundesfernstraßen, die in der Baulast des 
Bundes stehen, zu gewähren, sowie die Baulast für 
alle Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen 
in den Gemeinden bis zu 50 000 Einwohnern an 
den Bund zu übertragen. 

Grundlage der weiteren Förderung war das Steuer- 
änderungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 1966 (BGBl. 
I S. 702), das u. a. die Mineralölsteuer um 3 Pf/1 
anhob und erstmals das daraus erwachsene Steuer- 
mehraufkommen an den Zweck einer Förderung 
kommunaler Verkehrsverhältnisse band. Für die 
Verwendung der Mineralölsteuermittel, insbeson- 
dere zur Bestimmung der Auswahlkriterien der Vor- 
haben, der Höhe und des Umfangs der Förderung, 
erließ die Bundesregierung im Mai 1967 mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die „Richtlinien für Bun- 
deszuwendungen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse in den Gemeinden". Die zur Verfügung 
stehenden Mittel wurden auf Vorhaben im Bereich 
des Straßenbaues und im Bereiche des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Verhältnis 60 : 40 auf- 
geteilt. 

Die Richtlinien wurden abgelöst vom Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz vom 18. März 1971 
(BGBl. I S. 239). Voraussetzungen, Umfang und 
Höhe der Förderung wurden nicht wesentlich ge- 
ändert; insbesondere brachte das GVFG keine Ver- 
stärkung der Mittel. Das Aufteilungsverhältnis für 
Vorhaben im Bereich des kommunalen Straßenbaues 
und im Bereich des öffentlichen Personennahver- 
kehrs wurde jedoch in 55 : 45 geändert. 

Das Gesetz über die weitere Finanzierung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden und des Bundesfernstraßenbaues 


(Verkehrsfinanzgesetz 71) vom 28. Februar 1972 
(BGBl. I S. 201) brachte dann zum 1. März 1972 eine 
Verdoppelung der für den Gemeindeverkehr zweck- 
gebundenen Mineralölsteuermittel. Es stehen seit- 
dem 6 Pf/1 Mineralölsteuer für gemeindliche Ver- 
kehrsvorhaben zur Verfügung. Außerdem wurde 
durch das Verkehrsfinanzgesetz 71 das Aufteilungs- 
verhältnis noch einmal zugunsten des öffentlichen 
Personennahverkehrs in 50 : 50 geändert. Weiter- 
hin wurde zugunsten des öffentlichen Personennah- 
verkehrs der Bau und Ausbau von Betriebshöfen 
und zentralen Werkstätten in die Förderung ein- 
bezogen. Mit dem Steueränderungsgesetz 1973 
wurde darüber hinaus den Ländern die Möglichkeit 
gegeben, 10 ‘^/o der ihnen nach dem Gemeindever- 
kehrfinanzierungsgesetz für Vorhaben des kommu- 
nalen Straßenbaues zur Verfügung stehenden Mit- 
tel auf Vorhaben des öffentlichen Personennahver- 
kehrs umzuschichten. Die Höhe der Förderung 
wurde ebenfalls geändert. Das einzelne Vorhaben 
kann nunmehr aus den Finanzhilfen des Bundes 
mit bis zu 60 Uo, im Zonenrandgebiet mit bis zu 
75 “/ü, gefördert werden. 

56 . In den Jahren 1967 bis 1973 hat der Bund zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge- 
meinden (kommunaler Straßenbau und öffentlicher 
Personennahverkehr — ÖPNV — ) auf dieser Grund- 
lage folgende Mittel zur Verfügung gestellt (in Mil- 
lionen DM) : 

Tabelle 8 


Hinzu kommen noch 1,055 Mrd. DM an Zuwendun- 
gen nach § 5 a BFStrG für den Neu- und Ausbau 
von Ortsdurchfahrten in Gemeinden. 


Probleme der auf das Kraftfahrzeug gestützten 
Siedlungsstruktur 

57 . Mit der Kraftfahrzeugdichte und dem vermehr- 
ten Straßenflächenbedarf trat in den Siedlungsberei- 
chen immer deutlicher zutage, daß das Kraftfahr- 
zeug nicht nur die räumlichen Bewegungsmöglich- 


Jahr 

ÖPNV 

1 

Kommu- 

naler 

Straßen- 

bau 

ins- 

gesamt 

1967 

252,8 

342,5 

595,3 

1968 

342,3 

443,7 

786,0 

1969 

403,1 

539,0 

942,1 

1970 

486,5 

500,5 

987,0 

1971 

631,2 

538,7 

1 169,9 

1972 

886,7 

863,7 

1 750,4 

1973 

875,6 

1 080,9 

1 956,5 


3 878,2 

4 309,0 

1 8 187,2 
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keiten auf eine neue Stufe hob, sondern auch er- 
hebliche Probleme für die Siedlungen mit sich 
brachte. In den letzten Jahren sind die Nachteile 
der Motorisierung einer so breiten Öffentlichkeit 
bewußt geworden, daß es mancherorts schwer, wenn 
nicht unmöglich geworden ist, eine Straße zu planen 
und zu bauen, ohne den erbitterten Widerstand von 
Bürgerinitiativen aus der betroffenen Nachbarschaft 
auszulösen. In der Tat können, grob gesprochen, 
alle Probleme des heutigen Verkehrs in Städten und 
Dörfern auf die Formel gebracht werden: Wie kön- 
nen die Vorteile des Kraftfahrzeugverkehrs genutzt 
werden, ohne an seinen Nachteilen Schaden zu 
nehmen? Im folgenden sollen deshalb die wesent- 
lichen Problembereiche, wie sie sich für die heutige 
Siedlungsentwicklung aus der Sicht des Bundes stel- 
len, kurz Umrissen, Lösungsansätze diskutiert und 
Folgerungen gezogen werden. 

Flächenbedarf 

58 . Das Kraftfahrzeug erschließt nicht nur die 
Fläche, es beansprucht selbst für den fließenden 
und für den ruhenden Verkehr im Verhältnis zur 
Verkehrsleistung erheblich mehr Fläche als schie- 
nengebundene Verkehrsmittel (vgl. Tab. 9). 

Für den Straßenbau müssen daher nicht selten Ge- 
bäude abgerissen werden, Stadtviertel werden durch 
breite Kraftfahrstraßen durchtrennt; viele Plätze, die 
ehemals Handel und Kommunikation dienten, sind 
in Parkplätze umgewandelt. Da in den Städten un- 
geachtet dieser Maßnahmen nicht hinreichend große 
Flächen für den Kraftfahrzeugverkehr zur Verfü- 


gung stehen, treten in Zeiten des Spitzenbedarfs 
Verkehrsstauungen auf, die den Zeitvorteil des 
Kraftfahrzeuges stark herabsetzen. 

Verdrängung anderer Straßennutzungsformen 

59 . Allgemein wird die Straße für den Kraftfahr- 
zeugverkehr in einem Umfang benötigt, daß sie für 
andere Nutzungen nur noch in Ausnahmefällen zur 
Verfügung steht. Unter den Verkehrsmitteln, die 
auf die Straße als Verkehrsraum angewiesen sind, 
setzte sich ebenfalls weitgehend das Kraftfahrzeug 
durch. Es drängte Fußgänger und Radfahrer an den 
Rand des zur Fahrbahn reduzierten Straßenraumes; 
die Gehwege sind vielerorts zugunsten des fließen- 
den oder des ruhenden Autoverkehrs auf ein Mi- 
nimum beschränkt worden. Nicht selten werden die 
Gehwege durch das zugelassene oder geduldete Par- 
ken auf Gehwegen auf weniger als die Breite eines 
Kinderwagens beschnitten. In manchen Hauptstra- 
ßen, insbesondere in Kleinstädten, haben die Geh- 
wege stellenweise nur noch die Breite eines Bord- 
steins. Zum Aufenthalt oder zum Gelegenheitsge- 
spräch bieten Gehwege in aller Regel kaum noch 
Platz. 

Dementsprechend sind Fußgänger und Zweiradfah- 
rer relativ oft innerhalb von Ortschaften an Unfällen 
mit Kraftfahrzeugen beteiligt, wenn auch die Zahl 
der im Straßenverkehr getöteten oder verletzten 
Fußgänger und Radfahrer insgesamt in den letzten 
Jahren trotz steigender Verkehrsleistungen rück- 
läufig ist. Beteiligt an Fußgängerunfällen sind vor 
allem ältere Menschen und Kinder. 


Tabelle 9 


Vergleich des theoretischen Straßenflächenbedarfs je Fahrgast 
von Personenkraftwagen und öffentlichen Nahverkehrsmitteln 


Verkehrsmittel 

Flächenbedarf mVPerson 

bei Stillstand 

bei V = 30 km/h | 

bei V = 50 km/h 

Pkw 




mit 4 Personen 

3,75 

26,40 

59,30 

mit 1,4 Personen 

10,70 

75,30 

169,00 

Omnibus (86 Plätze) 




100 Vo besetzt 

0,41 

1,63 

3,47 

40 Vo besetzt 

1,03 

4,12 

8,77 

Stadtschnellbahn (1 344 Plätze) 




100 Vo besetzt 

0,75 

0,95 

1,25 

40 Vo besetzt 

1,90 

2,38 

3,13 


Quelle: Gutachten „Auto und Umwelt" des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen (1973) in Anknüpfung an 
den Bericht der Sachverständigenkommission über eine Untersuchung von Maßnahmen, zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (1964). 
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Schließlich wird auch der öffentliche Verkehr, so- 
weit er den Straßenraum benutzt, den Tempobehin- 
derungen und insbesondere den Stauerscheinungen 
des Individualverkehrs unterworfen. 

Läririj Abgase 

60 . Neben dem Straßenraum beeinflußt der Kraft- 
fahrzeugverkehr in der Regel auch die Nutzbarkeit 
der anliegenden Grundstücke in einem mit der Ver- 
kehrsdichte steigenden Umfang. Einerseits kann die 
wirtschaftliche Verwendbarkeit anliegender Grund- 
stücke durch die Erschließungswirkung der Straße 
beträchtlich erhöht werden; andererseits mindern 
aber die mit der Verkehrsdichte steigenden Lärm- 
und Abgasbelästigungen die Nutzbarkeit benachbar- 
ter Flächen. 

Die Lärm- und Abgasemissionen der Kraftfahrzeuge 
sind mehrfach gründlich untersucht worden, zuletzt 
in dem Gutachten „Auto und Umwelt" des Rates 
von Sachverständigen für Umweltfragen (Septem- 
ber 1973) und der EG-Enquete über die Umweltbe- 
lästigung und Umweltschädigung durch den Straßen- 
verkehr in Stadtgebieten, die vom Verein deutscher 
Ingenieure im Auftrag des Bundesministers für Ver- 
kehr im Frühjahr 1974 abgeschlossen wurde. Ab- 
gas- und Lärmbelästigung konzentrieren sich in den 
bebauten verkehrsreichen Stadtzonen oft in einem 
gesundheitsgefährdenden Ausmaß. Besonders be- 
troffen sind beidseitig bebaute, windgeschützte 
Stadtstraßen, Straßen, in denen sich der Verkehr 
staut, häufig auch ruhebedürftige Einrichtungen wie 
Krankenhäuser und Schulen und vor allem die Kin- 
der, die die Abgase in besonders hoher Konzentra- 
tion einatmen müssen. Die Beeinträchtigung durch 
Lärm und Abgase und die erhöhten Erreichbarkeits- 
vorteile, die gut ausgebaute Straßen bieten, dürften 
einen Grund dafür bilden, daß die Wohnbevölke- 
rung vielfach aus den verkehrsreichen Stadtteilen 
abwandert und freiwerdende Wohnungen durch 
Wirtschaftsbetriebe ersetzt werden. 


Die Wechselwirkung von Motorisierung 
und Siedlungsenfwicklung 

61 , Das Kraftfahrzeug ermöglicht daher nicht nur 
die Ausbreitung der Siedlungen, es macht diese 
Entwicklung gebietsweise auch notwendig. Durch 
die Ausbreitung der Siedlungen wird zusätzliches 
Verkehrsaufkommen erzeugt, das wegen seiner 
Störwirkungen wiederum die Ausbreitungstenden- 
zen verstärkt. 

Der selbstverstärkende Effekt der Motorisierung 
wird durch die bereits geschilderte Finanzierung 
der Verkehrsinvestitionen gestützt. Der Kraftfahr- 
zeugverkehr erzeugt ständig über die Mineralöl- 
steuer ein Finanzaufkommen, das überwiegend für 
den Verkehrswegebau, insbesondere für den Stra- 
ßenbau zweckgebunden zur Verfügung steht. Der 
Straßenbau verändert wiederum die Siedlungsstruk- 
tur und trägt damit zur Vergrößerung des Verkehrs- 
aufkommens bei. Ein Ende dieses positiven Rück- 
koppelungsprozesses ist erst dann zu erwarten, 
wenn zusätzlich zum Verkehrsbedarf auch die Stör- 
wirkungen des Verkehrs als fester Bestimmungsfak- 
tor in die Straßenbauplanung und die Beseitigung 
der Störungen als Ziel des Verkehrswegebaues ein- 
geführt werden. Dort, wo die Straßenbauplanung 
vorwiegend auf Verkehrsbedarfsschätzungen be- 
ruht, kann sie nicht sicher sein, ob eine Befriedigung 
des Kraftfahrzeugverkehrsbedarfes mehr Probleme 
in den Siedlungen schafft als löst (vgl. Abb. 6). 

Soziale Folgen 

62 . Die Herausbildung einer verkehrstechnisch vor- 
nehmlich auf das Kraftfahrzeug gestützten Sied- 
lungsstruktur ruft soziale Folgen hervor, die durch 
erhebliche, auch finanzielle Anstrengungen der All- 
gemeinheit ausgeglichen werden müssen. Denn ab- 
gesehen davon, daß trotz der Motorisierung breiter 
Bevölkerungskreise nicht jeder Haushalt mit Kraft- 
fahrzeugen ausgerüstet ist, sind viele Menschen 


Abbildung 6 


Ausbreitung der * Motorisierter Verkehr 
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aufgrund ihres Alters oder ihrer körperlichen oder 
seelischen Verfassung nicht in der Lage, selbst ein 
Kraftfahrzeug zu führen. Dazu zählen vor allem Kin- 
der, Jugendliche sowie ältere und behinderte Men- 
schen. Andere sind aufgrund ihrer Einstellung nicht 
willens, sich eines gewerblichen Personenkraftwa- 
gens zu bedienen. Sie bleiben, sofern sie ihr Ziel 
nicht in angemessener Zeit und hinreichend sicher 
zu Fuß erreichen können, meistens auf ein öffentli- 
ches Verkehrsmittel angewiesen. Der öffentliche 
Personennahverkehr gehört deshalb gerade in einer 
auf den Kraftfahrzeugverkehr gestützten Siedlungs- 
struktur auch aus Gründen der sozialen Gerechtig- 
keit und Freizügigkeit zu der unabweisbaren Grund- 
ausstattung öffentlicher Daseinsvorsorge. Dabei ist 
sicher zu stellen, daß die technische Ausstattung der 
Verkehrsmittel den besonderen Bedürfnissen der 
Behinderten Rechnung trägt. 


Energiekosten 

63 . Probleme können in Zukunft auch durch den im 
Verhältnis zu anderen Verkehrsmitteln hohen Ener- 
gieverbrauch des Personenkraftwagens entstehen. 
Die Energiesituation am Ende des Jahres 1973 
zeigte, wie rasch eine Substitution des Individual- 
verkehrs durch andere Verkehrsmittel notwendig 
werden kann. Wenn auch der Individualverkehr 
eine größere Elastizität besitzt, so muß die Sied- 
lungsstruktur insgesamt so flexibel gehalten wer- 
den, daß eine hinreichende Verkehrserschließung 
auch auf einem geringeren Energieniveau gesichert 
bleibt. 


Lösungsansätze 

Investitionsförderung 

für den öffentlichen Personennahverkehr 

64 . Die Bundesregierung legt einen Schwerpunkt 
ihrer Politik auf die Förderung des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Soziale, flächenökonomische, 
umweltpolitische und energiewirtschaftliche Überle- 
gungen gebieten es, in den Verdichtungsräumen und 
ländlichen Gebieten den öffentlichen Personennah- 
verkehr leistungsfähig zu halten. Uber die dafür 
getätigten Investitionen wurde bereits oben (vgl. 
Tabelle 8 und Tz. 56) berichtet. 

Ein öffentliches Verkehrsnetz ist auf gute Ausla- 
stung angewiesen und setzt damit in der Regel eine 
hohe Siedlungsdichte an Haltepunkten voraus. 

Bei der Anlage neuer Linien des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs ist allerdings darauf zu achten, daß 
die Erreichbarkeit der Innenstädte nicht so stark er- 
höht wird, daß die Umwandlung von Wohnflächen in 
gewerblich genutzte Räume zu einem Gebot der 
wirtschaftlichen Vernunft wird, dem sich auch die 
Kommunen in ihren Planungen kaum entziehen 
können. Das verbesserte Boden- und Bauplanungs- 
recht kann bei überhöhten Erreichbarkeitsverhältnis- 
sen ein gewisses Gegengewicht bieten, allerdings 
nur solange, wie ökonomische Überlegungen für die 


Gemeinden nicht selbst vorrangig werden. Bei einer 
vollen Ausnutzung der Erreichbarkeitsvorteile wür- 
den nicht nur neue Verkehrsströme in das Zentrum 
gelenkt, es würde auch der Entmischungsprozeß wei- 
ter gefördert, dessen negative Folgen bereits be- 
schrieben wurden (vgl. besonders Tz. 24 und 44). In 
vergleichbarer Weise muß in dem vom öffentlichen 
Personennahverkehr neu erschlossenen Umland ein 
übermäßiges Siedlungswachstum vermieden werden, 
da sonst erhebliche neue Verkehrsströme auch im 
Individualverkehr entstehen und die entlastende 
Wirkung des Ausbaues des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs damit zunichte gemacht würde. 

Zusammenarbeit der Unternehmen 
des öffentlichen Personennahverkehrs 

65 . Durch die Neufassung des § 8 des Personen- 
beförderungsgesetzes ist die freiwillige Zusammen- 
arbeit der Unternehmen des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs unterstützt worden. In den letzten Jah- 
ren haben sich trotz der geschilderten finanziellen 
Schwierigkeiten in zahlreichen Verdichtungsgebieten 
und auch in ländlichen Räumen neue Tarif- und Ver- 
kehrsgemeinschaften sowie neue Verkehrsverbünde 
gebildet, die die Attraktivität des ÖPNV verbessert 
haben. Hierüber hat die Bundesregierung den Deut- 
schen Bundestag im einzelnen in ihrem Zweiten 
Bericht über die Erfahrungen im Zusammenhang mit 
der Neuregelung des § 8 des Personenbeförderungs- 
gesetzes unter dem 19, Dezember 1973 (Drucksache 
7/1460) unterrichtet. 

Beschleunigungsprogramme 

66. Um die durch Kreuzungen und Stauungen des 
Kraftfahrzeugverkehrs hervorgerufenen Störungen 
des öffentlichen Personennahverkehrs zu vermin- 
dern, hat eine Reihe von Städten in den letzten Jah- 
ren Beschleunigungsprogramme für die Öffentlichen 
Verkehrsmittel durchgeführt, die die Straßenbahnen, 
die Linienbusse und Taxen an Kreuzungen signal- 
technisch begünstigen und eine Blockierung ihrer 
Fahrspuren verhindern sollen. Der Bund fördert 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
auch die Einrichtung von besonderen Fahrspuren für 
Omnibusse und Taxen. Von dieser Förderungsmög- 
lichkeit wird jedoch durch die Gemeinden nur 
zögernd Gebrauch gemacht; zur verkehrsrechtlichen 
Sicherung beabsichtigt die Bundesregierung durch 
eine Ergänzung der Straßenverkehrsordnung ein be- 
sonderes Verkehrszeichen einzuführen, durch das 
der Vorbehalt einer Fahrspur für Linienbusse und 
Taxen angeordnet werden kann. 

Neue Verkehrstechnologien 

67 . Als Alternative zum Personenkraftwagen und 
zur Ergänzung bestehender öffentlicher Verkehrs- 
linien werden neue Verkehrssysteme entwickelt, die 
vor allem dem Benutzer mehr Individualität zu bie- 
ten versuchen. Ob sie allerdings eine spürbare Ver- 
lagerung des Verkehrsaufkommens vom Individual- 
verkehr zum öffentlichen Verkehr bewirken kön- 
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nen, ist derzeit nicht absehbar. Die in Europa, ein- 
schließlich der Bundesrepublik bekannten Systeme 
sind über das Versuchsstadium noch nicht hinaus- 
gekommen. Die Bundesregierung fördert sowohl die 
technologische Entwicklung neuer Verkehrssysteme, 
wie auch systemanalytische Untersuchungen zur Be- 
urteilung der verkehrlichen, betrieblichen und da- 
mit der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dieser 
neuen Systeme. Doch kann darüber nur der prak- 
tische Einsatz auf einer Referenzstrecke endgültigen 
Aufschluß geben. Erkennbar ist, daß die neuen 
Systeme nur in Mittelstädten als alleiniges Ver- 
kehrsmittel und im übrigen nur als Ergänzung zu 
Schnellbahnnetzen eingesetzt werden können. Des- 
halb wird die Bundesregierung die Entwicklung der 
neuen Verkehrstechnologien weiter unterstützen 
und dabei insbesondere dem Problem der städte- 
baulichen Einpassung besondere Aufmerksamkeit 
widmen. 


Arbeitsteilung zwischen öffentlichem Personennahverkehr 
unci individuellem Kraftfahrzeugverkehr 

68. Angesichts der unterschiedlichen Vorteile der 
Nahverkehrssysteme, der Leistungsfähigkeit des 
öffentlichen Personennahverkehrs bei gebündelten 
Verkehrsströmen und der flächenhaften Erschlie- 
ßung durch das Kraftfahrzeug muß eine sinnvolle 
Arbeitsteilung zwischen dem Kraftfahrzeug und dem 
öffentlichen Personennahverkehr angestrebt werden. 
Der gebündelte Berufsverkehr in die Kern- und In- 
dustriegebiete der Städte läßt sich erheblich flächen- 
sparender durch die größeren Fahrzeugkabinen des 
öffentlichen Personennahverkehrs bewältigen, wäh- 
rend die Randbereiche eher durch den Individual- 
verkehr erschlossen werden können. Deshalb wird 
seit Jahren das Parken und Umsteigen an den Halte- 
stellen der Bahnlinie in den Randbereichen empfoh- 
len und über das Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz gefördert. Dieses sog. Park-and-Ride-System 
wird in den Regionen mit Erfolg praktiziert, in denen 
der öffentliche Personennahverkehr attraktiv orga- 
nisiert ist und zugleich die Dauerparkplätze im Be- 
reich der Arbeitsstätten in der Innenstadt einge- 
schränkt werden. 


Stellplatzpolitik 

69 . Durch die Aufhebung öffentlicher Parkplätze in 
den Innenstädten wird die Attraktivität der öffent- 
lichen Verkehrsmittel gesteigert. Durch die Um- 
wandlung eines Dauer- zu einem Kurzparkraum wird 
eine erhöhte Verkehrskapazität für den Wirtschafts- 
verkehr geschaffen. Dadurch kann sich allerdings 
die Auslastung der öffentlichen Verkehrsmittel au- 
ßerhalb der Spitzenzeiten verschlechtern und die 
Überlastung im Berufsverkehr verstärken. Aus die- 
sen Gründen kann es sinnvoll sein, die Verkehrs- 
nutzung des Platzes aufzuheben und ihn für die all- 
gemeine Nutzung mit gleichzeitiger gärtnerischer 
Bepflanzung freizugeben. Es wird zu prüfen sein, ob 
eine ähnliche Beschränkung der Kapazität der priva- 
ten Stellflächen in Kerngebieten empfohlen werden 
kann. 


Fußgängerbereiche in Innenstädten 

70 . Neben der Substitution des Individualverkehrs 
durch den öffentlichen Personennahverkehr können 
die Nachteile des Kraftfahrzeugverkehrs durch eine 
Bündelung der Verkehrsströme unter Trennung von 
motorisiertem und nicht motorisiertem Individual- 
verkehr gemildert werden. Diesen Weg sind in den 
vergangenen Jahren eine Reihe von Städten mit der 
Einrichtung von Fußgängerzonen in den Innenstäd- 
ten gegangen. 

Seit 1970 hat sich die Zahl von zentralen Fußgänger- 
bereichen auf fast 200 verdoppelt, weitere Fußgän- 
gerzonen werden geplant. Die meisten Fußgänger- 
bereiche liegen in Mittel- und Großstädten, aber 
auch Kleinstädte können die Idee verwirklichen, 
wenn die verkehrstechnischen Voraussetzungen, 
insbesondere hinreichend aufnahmefähige Umge- 
hungsstraßen, vorhanden sind. 

Die Länge der Fußgängerbereiche variiert stark. 
Manche Städte, wie z. B. Freiburg und Bonn haben 
fast den gesamten Altstadtbereich für den allgemei- 
nen Kraftfahrzeugverkehr gesperrt; andere, etwa 
die Stadt Stuttgart, beginnen nur zögernd einen 
Straßenabschnitt nach dem anderen für den Fußgän- 
ger umzubauen. Dies erklärt, warum fast ein Drittel 
aller Fußgängerbereiche in den Innenstädten kürzer 
als 300 m ist oder nicht mehr als drei Straßen um- 
faßt. 

Anfangs wehrte sich vor allem der Einzelhandel 
gegen die Einrichtung von Fußgängerzonen, da er 
befürchtete, daß Geschäfte ohne unmittelbare An- 
bindung an den Kraftfahrzeugverkehr auch ohne 
Kunden blieben. Diese Befürchtung hat sich in der 
Praxis als unbegründet erwiesen. Wegen ihrer um- 
satzsteigernden Wirkung werden Fußgängerzonen 
vielmehr jetzt vornehmlich in zentralen Einkaufs- 
bereichen angelegt. Auch die verbreitete Auffas- 
sung, der Fußgänger nehme höchstens einen Fußweg 
bis zu 300 m auf sich, hat der praktischen Prüfung 
nicht standhalten können. Es ist allerdings wün- 
schenswert, daß bei zu erwartenden Fußwegen von 
mehr als 1000 m Hilfsmittel für die Gepäckbeför- 
derung verfügbar sind. 

Fußgängerbereiche können den Städten ein Stück 
urbaner Humanität zurückgeben und damit wesent- 
lich zur Erhöhung des Freizeitwertes beitragen. Die 
engen Gassen älterer Stadtstraßen, in der Zeit des 
Fuhrv/agenverkehrs entworfen, sind für das Kraft- 
fahrzeug wenig geeignet. Dem Fußgänger zurück- 
gegeben, werden sie wieder erlebbar. Die Einzel- 
handelsgeschäfte spüren dies an den steigenden 
Umsätzen; Cafes können sich in der warmen Jahres- 
zeit auf die Straßen ausdehnen, und in der öffent- 
lichen Meinung erhält die architektonische Gestal- 
tung von Plätzen, Straßen und Gebäuden wieder an 
Gewicht. Insgesamt wird es wieder erstrebenswert, 
ih der Innenstadt zu wohnen. 

Verkehrsberuhigung in Randbereichen 

71 . Die große Attraktivität von Fußgängerberei- 
chen in Innenstädten gibt auch den Planungen für 
verkehrsberuhigte Zonen in Wohngebieten stärke- 
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res Gewicht. Seit längerem gehört die Bündelung 
des Verkehrsaufkommens von Wohngebieten mit 
einer Abstufung der verschiedenen Erschließungs- 
straßen zum festen Repertoire der Verkehrsplanung. 
In den letzten Jahren sind Bemühungen verstärkt 
worden, durch eine Trennung der Verkehrswege 
von Kraftfahrzeugen und Fußgängern das Konzept 
der Bündelung konsequent zu Ende zu führen und 
durch Parkbauten und größere, dem Fußgänger vor- 
behaltene Flächen auch die Attraktivität neuer Sied- 
lungen zu stärken. Die Entwicklung wird z. B. in 
Berlin durch die verschiedenen Baustufen des Mär- 
kischen Viertels und im Vergleich des Märkischen 
Viertels mit der Gropiusstadt veranschaulicht. 

An den Kosten, mit denen solche Attraktivitätsstei- 
gerungen erkauft werden müssen, werden jedoch 
zugleich die Schattenseiten dieser Lösungen sichtbar. 
Fußgängerbereiche in den Innenstädten können zu 
einer starken Benachteiligung derjenigen Straßen- 
züge führen, die gerade nicht mehr in dem geschütz- 
ten Gebiet liegen. Da auch Parkbauten und größere 
kraftfahrzeugfreie Areale nicht zur Standardausrü- 
stung eines jeden Neubaugebietes gehören und 
wegen der höheren Baukosten auch kaum gehören 
können, drohen verkehrsberuhigte Zonen die so- 
zialen Entmischungstendenzen weiter zu fördern. 
Diese Gefahr wird dadurch erhöht, daß die aus den 
beruhigten Gebieten ferngehaltenen Verkehrsströme 
notgedrungen an anderer Stelle gehäuft in Erschei- 
nung treten und die von dem gebündelten Verkehr 
betroffenen Gebiete dadurch für ruhebedürftigte 
Nutzungen entwertet werden. 

Bündelung der Vekehrsströme und Trennung der Verkehrs- 
wege im gesamten Siedlungsbereich 

72. Im Hinblick auf den Erfolg der Fußgängerbe- 
reiche in den Innenstädten wird gelegentlich emp- 
fohlen, den Gedanken der Verkehrsberuhigung für 
alle ruhebedürftigen Siedlungszonen zu verwirkli- 
chen und den gesamten Siedlungsraum mit einem 
vom Kraftfahrzeugverkehr getrennten Fuß- und 
Radwegenetz zu überziehen. Angesichts wachsender 
Flächenknappheit, steigender Lärmbelästigung und 
der Ausmaße des Siedlungsraumes scheint eine sol- 
che Empfehlung schwer realisierbar. Gleichwohl 
weist sie in die richtige Richtung. 

Die Bündelung des Kraftfahrzeugverkehrs bringt 
allein für^^ich eine Minderung der Umweltbelästi- 
gung, da die Ausbreitungszone des Lärms nicht pro- 
portional mit der Geräuschstärke wächst. Auch kön- 
nen durch Schallschutzmaßnahmen und Uberbrük- 
kungen die Störwirkungen des Kraftfahrzeugver- 
kehrs wirtschaftlicher bei gebündelter Verkehrsfüh- 
rung gemindert werden. Schließlich bietet es sich an, 
in Gebieten mit stark gebündeltem Verkehr vor- 
nehmlich solche Flächennutzungen vorzusehen, 
denen eine hohe Erreichbarkeit förderlich ist, die 
aber relativ unempfindlich gegen Verkehrsimmissio- 
nen sind, etwa weil sie selbst erhebliche Emissionen 
hervorrufen. 

Das Konzept der Verkehrsberuhigung in schutzbe- 
dürftigen Siedlungsbereichen bei gleichzeitiger Bün- 
delung des Verkehrs ist indirekt in der Regelung 


des § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes aufge- 
griffen worden. Im Fernstraßenbau werden seit jeher 
bei Ausbaumaßnahmen in Siedlungsnähe Umge- 
hungsstraßen geplant und verwirklicht. Infolge der 
Flächenknappheit in Verdichtungsgebieten und dem 
Renditestreben der Grundeigentümer sowie infolge 
des Wachstumsdenkens mancher Gemeinden werden 
die ursprünglichen Umgehungsstraßen nicht selten 
in wenigen Jahren wieder zu störenden innerört- 
lichen Verkehrswegen. Solche Entwicklungen müs- 
sen mit den Mitteln der Bauleitplanung vermieden 
werden. 

Integration von Flächennutzungs- und Verkehrsplanung 

73. Die Entwicklung des Verkehrs und der Flächen- 
nutzung gebietet es daher, die Störwirkungen des 
Kraftfahrzeugverkehrs durch eine Flächennutzungs- 
und Verkehrswegeplanung umfassende Siedlungs- 
entwicklungsplanung zu mindern. In den Verdich- 
tungsgebieten wird eine integrierende Planung da- 
durch erheblich erschwert, wenn nicht oft unmöglich 
gemacht, daß die auf Verkehrsplanungen reagieren- 
de und Verkehrsplanungen initiierende Siedlungs- 
struktur die Gemeindegrenzen weit überspannt und 
nicht durch Eingemeindungen, sondern allenfalls auf 
regionaler Ebene verwaltungsmäßig und kommunal- 
politisch verantwortlich gelenkt werden kann. Ent- 
scheidungs- und durchsetzungsfähige Regionalver- 
bände sind jedoch bislang nur vereinzelt geschaffen 
worden. 

Minderung des Verkehrsaufkommens 

74, Eine Flächennutzung und Verkehrswegebau in- 
tegrierende Planung ist auch erforderlich, um ent- 
gegen der bisherigen Siedlungsentwicklung durch 
eine sinnvolle Zuordnung von Flächennutzung und 
Verkehrsinfrastruktur zu einer Minderung des Ver- 
kehrsbedarfs beizutragen. Denn außer durch die 
Substitution des Kraftfahrzeugverkehrs durch den 
öffentlichen Personennahverkehr und die Bündelung 
der Verkehrsströme lassen sich auf weitere Sicht die 
mit der Motorisierung verbundenen Störwirkungen 
dadurch verringern, daß die Funktionen von Woh- 
nen, Arbeiten und Erholen näher einander zuge- 
ordnet werden. Auf planerischem Wege läßt sich 
dieses Ziel bei der durch die kommunale Finanz- 
verfassung vorgegebenen Konkurrenz der Gemein- 
den nur bei einer auf regionaler Ebene integrierten 
Flächennutzungs- und Verkehrsplanung erreichen. 

Eine Tendenzwende wäre jedoch auch durch die 
Kostenentwicklung im Berufsverkehr längerfristig 
denkbar. Die steigenden Energiekosten könnten es 
angeraten sein lassen, die Wohnung in größerer 
Nähe zum Arbeitsplatz zu suchen. Auch die Unter- 
nehmen würden sich bemühen, den täglichen Weg 
ihrer Arbeitskräfte im Berufsverkehr zu verkürzen, 
wenn sie zu den Kosten der Verkehrswegeinfra- 
struktur nach Maßgabe der Entfernung der Arbeits- 
stätten vom Wohnsitz ihrer Arbeitskräfte herange- 
zogen würden. 

Eine Wiederannäherung von Arbeits- und Wohn- 
stätten kann schließlich dadurch unterstützt werden, 
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daß die beschriebene positive Rückkoppelung zwi- 
schen Verkehrsaufkommen und Verkehrswegebau 
dadurch aufgehoben wird, daß auch die Beseitigung 
der Störwirkungen des Kraftfahrzeugverkehrs zu 
den Aufgaben der Verkehrs wegeverwaltung gehört. 
Mit dem am 1. April 1974 in Kraft getretenen Bun- 
desimmissionsschutzgesetz ist dieser V/eg beschrit- 
ten worden, in dem künftig von noch festzulegenden 
Grenzwerten an Lärmschutzmaßnahmen beim Neu- 
bau von Verkehrswegen vom jeweiligen Baulast- 
träger übernommen werden müssen. 

Maßnahmen am Kraftfahrzeug 

75 . Ungeachtet der planerischen und marktsteuern- 
den Maßnahmen werden die Störwirkungen des 
Kraftfahrzeugverkehrs wesentlich durch Verbesse- 
rungen am Kraftfahrzeug selbst gemindert werden 
können. 

Diesem Ziel dienen die Bemühungen der Bundes- 
regierung, bei der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften eine Herabsetzung der Geräuschpe- 
gelgrenzwerte für Kraftfahrzeuge in Verhandlungen 
zu erreichen und die Emissiongrenzwerte für Ab- 
gase dem Stand der realisierbaren Technik anzu- 
passen. 


Folgerungen 

Integration von Verkehrs- und Flächennutzungsplanung 

76 . Vorrangig für die weitere Siedlungsentwick- 
lung wird unter Verkehrsgesichtspunkten eine volle 
inhaltliche Abstimmung von Verkehrs- und Flächen- 
nutzungsplanung werden. Dies gilt sowohl für die 
Planung im gesamten Siedlungsraum wie für Maß- 
nahmen in einzelnen Ortsteilen. Hierzu genügt nicht 
die gemeinsame Planung einzelner räumlicher oder 
sektoraler Aufgabenträger, der Planung muß viel- 
mehr eine für den Siedlungsraum einheitliche Wil- 
lensbildung zugrunde liegen. 

Stärkung des öffentlichen Personennahverkehrs 

77 . Auch eine wesentlich auf das Kraftfahrzeug ge- 
stützte Siedlungsstruktur bedarf eines leistungsfähi- 
gen öffentlichen Personennahverkehrs. Seine Finan- 
zierung muß wesentlich von dem jeweiligen Sied- 
lungsraum gesichert werden. Bei der Ausweitung 
der Kapazitäten des öffentlichen Personennahver- 
kehrs ist darauf zu achten, daß nicht ungewollt 
Wachstumsanreize für Siedlungsbereiche ausgelöst 
werden, die das gesteckte Ziel der Entlastung der 
Straße längerfristig verfehlen lassen. 

Verkehrsberuhigung 

78 . Der Bewältigung der Störwirkungen des Kraft- 
fahrzeugverkehrs dient die partielle Substitution 
des individuellen Kraftfahrzeugverkehrs durch öf- 
fentliche Verkehrsmittel und dem nicht motorisier- 
ten Individualverkehr sowie die Trennung der Ver- 
kehrswege von individuellem Kraftfahrzeugver- 


kehr, öffentlichem Verkehr und Fußgänger- und 
Fahrradverkehr. Durch Bündelung und eine für den 
gesamten Siedlungsraum geplante Verkehrsberuhi- 
gung einzelner Gebiete können die Störwirkungen 
auf die Bereiche begrenzt werden, in denen sie ent- 
weder wegen der angrenzenden Flächennutzung 
hingenommen oder mit wirtschaftlich vertretbaren 
Mitteln gemildert werden können. 

Umweltschutz 

Umweltbelastung und Siedlungsstruktur 

79 . Die Erhaltung und Wiedergewinnung einer 
menschenwürdigen Umwelt stellt angesichts allge- 
mein zunehmender Umweltbelastungen hohe fach- 
liche und politische Anforderungen an die Sied- 
lungsplanung. Menschliche Siedlungen haben zwar 
zu allen Zeiten die natürliche Umwelt beeinträchtigt, 
die technisch-industrielle Entwicklung, verbunden 
mit einer zunehmenden Konzentration der Bevölke- 
rung in Verdichtungsräumen, hat jedoch die Um- 
weltprobleme in einem Ausmaß verschärft, daß die 
Frage berechtigt ist, ob unsere Siedlungsstrukturen 
in ihren ökologischen Lebensgrundlagen gefährdet 
sind. 

Diese Frage stellt sich gegenwärtig vor allem im 
Hinblick auf Verdichtungsräume. Die zur Abhilfe 
notwendigen Maßnahmen werden in ihren Voraus- 
setzungen und Wirkungszusammenhängen laufend 
erforscht. Mit dem Gesetz zum Schutz vor schäd- 
lichen Umwelteinflüssen durch Luftverunreinigun- 
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor- 
gänge — Bundesimmissionsschutzgesetz — vom 
15. März 1974 (BGBl. I, S. 721) verfügt die Bundes- 
regierung über die Grundlage für ein umfassendes 
Regelwerk für den Bereich des Immissionsschutzes. 
Sie hat auf dieser Grundlage bereits wichtige Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Luftreinhaltung erlas- 
sen. 

Es fehlen jedoch weitgehend genaue örtliche Erhe- 
bungen, die eine verläßliche Grundlage für einen 
Bericht über die tatsächliche gegenwärtige Umwelt- 
situation von Städten und Dörfern in den Ländern 
der Bundesrepublik bilden könnten. Erste Ergeb- 
nisse werden mit der Auswertung der l^^/o-Woh- 
nungsstichprobe 1972 zur Verfügung stehen, mit der 
u. a. auch die Lärm- und Abgasbelastungen in be- 
stimmten Siedlungsbereichen erfaßt wurden. Eine 
genaue Übersicht ist für spätere Jahre aufgrund des 
neuen Umweltstatistikgesetzes vom 15. August 1974 
(BGBl. I S. 1938) und des Bundesimmissionsschutz- 
gesetzes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721) zu er- 
warten. Einstweilen kann nur anhand exempla- 
rischer Messungen und anderer bekannter Erschei- 
nungen eine allgemeine Trendübersicht gegeben 
werden. 

Die menschliche Aktivität in den Siedlungen ruft 
sektorale Belastungen der Umwelt, insbesondere 
des Wassers, der Luft und des Bodens und damit 
auch eine Gefährdung des Naturhaushalts hervor; 
die Baukörper verändern die Akustik und die Wind- 
verhältnisse und können dadurch sowie durch ihre 
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Wärmespeicherkapazität zu einer Verschlechterung 
oder auch zu einer Verbesserung der sektoral be- 
dingten Umweltbelastungen beitragen. Im folgen- 
den werden deshalb die einzelnen Umweltbela- 
stungsarten in ihrem Bezug zur örtlichen Baustruk- 
tur sowie der Einfluß der Siedlungsstruktur insge- 
samt auf die Umweltbelastungen erörtert, ohne je- 
doch hiermit Aussagen über politische Prioritäten 
für notwendige Umweltschutzmaßnahmen zu ver- 
binden. 


Sektorale Umweltbelastungen 
Lärm 

80 . Die Lärmsituation in den Städten hat sich in 
den letzten Jahren verschlechtert. Obwohl bei der 
Verbesserung des Schallschutzes an Lärmquellen 
Fortschritte erzielt wurden, so z. B. im Bereich der 
Baumaschinen und bei Kraftfahrzeugen, führte die 
fortschreitende Technisierung, vor allem aber das 
wachsende Verkehrsaufkommen, zu immer größe- 
ren Lärmemissionen. Gleichzeitig rücken die Lärm- 
quellen mit zunehmender Flächenknappheit in den 
Verdichtungsräumen immer näher aneinander. Da- 
durch wachsen die Schwierigkeiten, wirksame 
Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. Die zuneh- 
menden Probleme, die sich aus der Begrenztheit der 
verfügbaren Flächen ergeben, aber auch mangelnde 
Kenntnis über Ausmaß und Wirkungen des Lärms, 
haben in der Vergangenheit vielfach dazu geführt, 
daß Lärmschutzfragen unterschätzt wurden. 

In vielen städtischen Bereichen sind heute hohe 
energieäquivalente Dauerschallpegel von 60 dB (A) 
und mehr erreicht. Spitzenpegel von 85 dB (A) sind 
keine Seltenheit mehr. 60 ®/o der Einwohner der 
Bundesrepublik leiden nach repräsentativen Um- 
fragen unter Lärmbelästigungen, insbesondere unter 
Verkehrslärm. An einigen Hauptverkehrsstraßen 
und in manchen Stadtkernen hat die Lärmbelästi- 
gung ein Ausmaß erreicht, das gesundes Wohnen 
und Arbeiten ohne Schutzmaßnahmen nicht mehr 
gestattet, so daß diese Gebiete zunehmend ihre bis- 
herigen Wohnfunktionen verlieren. 

81 . Unter dem Eindruck dieser Entwicklung wurden 
in den letzten Jahren die Bemühungen um einen 
besseren Lärmschutz verstärkt. Das Bundesimmis- 
sionsschutzgesetz fordert allgemein, für bestimmte 
Nutzungen vorgesehene Flächen einander so zuzu- 
ordnen, daß schädliche Einwirkungen auf Wohnge- 
biete vermieden werden. Es sieht insbesondere vor, 
daß bei überschreiten zumutbarer Lärmbelästigun- 
gen, die durch den Bau bzw. die wesentliche Ände- 
rung Öffentlicher Straßen entstehen, von den Stra- 
ßenbaulastträgern Entschädigungen in der Form der 
Finanzierung von Lärmschutzeinrichtungen zu lei- 
sten sind. Eine entsprechende Verordnung zum Bun- 
desimmissionsschutzgesetz wird derzeit von der 
Bundesregierung vorbereitet. 

Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBl. I S. 282) verpflichtet alle Halter 
von Verkehrsflughäfen und militärischen Flugplät- 


zen zur Eindämmung des Fluglärms. Auf allen mili- 
tärischen Flugplätzen, die mit Strahlflugzeugen be- 
legt sind, werden, insbesondere zur Minderung des 
Lärms, der bei Probeläufen von Triebwerken ent- 
steht, mit hohem Kostenaufwand Lärmschutzhallen 
errichtet. 

Zum Schutz gegen Fluglärm verlangt das Gesetz des 
weiteren die Festsetzung von Lärmschutzbereichen, 
in denen Schallschutzmaßnahmen zu treffen sind. 
Der Lärmschutzbereich umfaßt das Gebiet außer- 
halb des Flugplatzgeländes und wird in zwei Schutz- 
zonen gegliedert. Das Maß der baulichen Schall- 
dämmung, das für Aufenthaltsräume in baulichen 
Anlagen in den Schutzzonen erreicht werden muß, 
ist im April 1974 in einer Verordnung der Bundes- 
regierung geregelt worden. Die Lärmschutzregelung 
wird voll wirksam werden, wenn für alle Flug- 
häfen die erforderlichen Verordnungen der örtlichen 
Abgrenzung der Schutzbereiche erlassen sein wer- 
den. 

82 . Auch die Gemeinden und die Straßenbauver- 
waltungen bemühen sich, Gesichtspunkte des Lärm- 
schutzes von Anfang an in ihre Planungen einzube- 
ziehen. Durch eine kurven- und steigungsarme Stra- 
ßentrassierung, durch die Steuerung des Kreuzungs- 
verkehrs mit „grünen Wellen" und durch die Ver- 
wendung lärmdämpfender Baumaterialien kann die 
Entstehung von Straßenverkehrslärm vermindert 
werden. Durch Bewuchs, stärker jedoch durch Erd- 
reich, Wände und Gebäude können Geräusche abge- 
schirmt werden. Gute Wirkungen lassen sich vor 
allem durch Vorgesetzte Garagen- und Ladenzeilen 
sowie durch eine Terrassenbebauung am Hang er- 
reichen. Neuere Forschungen zeigen auch, daß die 
übliche Gebäudestellung senkrecht zur Verkehrs- 
straße nahezu ungehinderte Ausbreitung des Ver- 
kehrslärms im gesamten Wohngebiet erlaubt. Es 
wird derzeit wieder die geschlossene Blockbebauung 
empfohlen, die ruhiggelegte Innenhöfe schafft und 
einer Ausbreitung des Verkehrslärms entgegen- 
wirkt. Bei einer entsprechenden Grundrißgestaltung 
ist es allgemein auch vertretbar, die straßenzuge- 
wandte Seite in solchen Fällen mit schalldämmenden 
Fenstern auszurüsten. Die akustischen Auswirkun- 
gen der verschiedenen Maßnahmen hat der Verein 
Deutscher Ingenieure in dem Entwurf einer Richt- 
linie „Schutz gegen Verkehrslärm, Hinweise für 
Planer und Architekten" — VDI 2573 — im einzel- 
nen dargelegt. 

Welche Schwierigkeiten jedoch einer Normierung 
des Schallschutzes im Städtebau entgegenstehen, zei- 
gen die Erfahrungen, die mit der Vornorm DIN 
18 005 „Schallschutz im Städtebau" gewonnen wur- 
den. Mit den in der Vornorm vorgesehenen Pla- 
nungsrichtwerten für einzelne Baugebiete wird in 
der Praxis oft wenig Nützliches erreicht werden kön- 
nen. Gerade in den dicht bebauten Gegenden, die 
am meisten von Lärm betroffen sind, stehen die für 
Schutzmaßnahmen benötigten Flächen selten zur 
Verfügung. Auch bei der Neuüberbauung von Ge- 
bieten führt die Einplanung von großen Abständen, 
von Schallmauern und Schutzwällen nicht selten zu 
städtebaulich kaum vertretbaren Ergebnissen. Diese 
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Schwierigkeiten erscheinen jedoch nicht unüber- 
windbar. Es wird vielmehr darauf ankommen, die be- 
gonnenen Schallschutzmaßnahmen konsequent fort- 
zuführen, ohne dabei Erwartungen zu wecken, daß 
die Schallschutzprobleme der modernen Siedlungen 
allgemein mustergültig gelöst werden können. Eine 
Verbesserung der Situation kann insbesondere 
durch Dämmung der Geräusche an der Quelle, also 
durch Fortschritte in der Kfz-Technik und ihrer ver- 
bindlichen Einführung eintreten. 


Abfall 

83 . Die Flächenknappheit insbesondere in Stadt- 
nähe läßt auch die wachsenden und in ihrer Zusam- 
mensetzung sehr wechselnden Abfallmengen zu 
einem ernsten städtischen Problem werden. Tech- 
nische Entwicklung und veränderte Lebensgewohn- 
heiten rufen eine Flut von Abfällen hervor. Ein 
Großteil davon belastet und verunreinigt Boden und 
Landschaft. Die Umstellung von ungeordneten und 
unkontrollierten auf geordnete Deponien, bei denen 
durch zweckmäßige Planung und Betrieb den Be- 
langen des Umweltschutzes und der Landschafts- 
pflege Rechnung getragen wird, ist zur Zeit im 
Gange. Das Abfallbeseitigungsgesetz vom 7. Juni 
1972 (BGBl. I S. 873) und die hierzu erlassenen 
Rechtsverordnungen (§§ 11, 12 und 13) enthalten 
wirksame Regelungen zur befriedigenden Neuord- 
nung der Abfallbeseitigung; gewisse Schwierigkei- 
ten bereitet noch der Mangel an geeigneten Flächen. 
Die Anforderungen, die an geordnete Deponien 
und sonstige Abfallbeseitigungsanlagen zu stellen 
sind, und die von solchen Anlagen und Einrichtun- 
gen befürchteten Belästigungen bereiten oft erheb- 
liche Schwierigkeiten bei Festsetzung geeigneter 
Standorte. Insbesondere Großstädte, in denen im 
Unterschied zu kreisangehörigen Städten eine Ver- 
lagerung der Verantwortlichkeit für die Verwertung 
und Beseitigung des Abfalls im Zuge des Abfallbe- 
seitigungsgesetzes nicht erfolgte, haben Schwierig- 
keiten, innerhalb ihres Stadtgebietes geeignete 
Standorte zu finden. Gemeinsame und rechtzeitige 
Planungen benachbarter Gemeinden und Kreise 
könnten in vielen Fällen Abhilfe schaffen. 

Die Begrenztheit geeigneter Flächen für die Beseiti- 
gung und Verwertung von Abfallstoffen erfordert 
die Entwicklung flächensparender Behandlungs- 
methoden. Soweit Kosten für Rohstoffe — als Folge 
sich verknappender Ressourcen — sowie für die 
Abfallbeseitigung erheblich und nachhaltig steigen, 
wird es zunehmend möglich werden, wirtschaftliche 
Verfahren zur Wiederverwendung und Verwertung 
von Abfällen zu entwickeln und stärker in die Pra- 
xis umzusetzen. Insbesondere bietet es sich an, die 
bei der Verbrennung von Abfällen entstehende 
Wärme sinnvoll zu nutzen. 

Abwasser 

84 , Erhebliche Mengen an Abfällen im weiteren 
Sinne des Wortes werden mit Flilfe des Wassers 
über die Kanalisationsnetze fortgeschwemmt. Menge 


und Art von häuslichen, industriellen und landwirt- 
schaftlichen Abwässern, die zum großen Teil nicht 
ausreichend gereinigt werden, belasten viele ste- 
hende und fließende Gewässer so stark, daß deren 
Selbstreinigungsvermögen nicht mehr ausreicht, die 
Restbelastungen abzubauen und das ökologische 
Gleichgewicht der Gewässer zu erhalten. Trotz lang- 
jähriger Anstrengungen von Gemeinden und Indu- 
strie konnte im allgemeinen nicht verhindert wer- 
den, daß die Gewässergüte sich verschlechterte. Dies 
gilt insbesondere für die großen Flüsse und die 
Küstenzonen von Ostsee und Nordsee. 

Die Situation läßt es angezeigt erscheinen, auch die 
Organisation der Wassergütewirtschaft zu überprü- 
fen. Die einzelne Gemeinde hat, wie der Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen in seinem Um- 
weltgutachten 1974 eindringlich dargelegt hat, von 
sich aus kein eigenes wirtschaftliches Interesse an 
der Reinigung ihrer Abwässer, da nicht sie, sondern 
die Unterlieger die unmittelbaren Folgen der man- 
gelnden Klärung der Abwässer zu spüren bekom- 
men. Abwasserreinigungsanlagen genießen daher in 
der kommunalen Investitionsplanung in der Regel 
nicht die erforderliche Priorität. Von daher sollte 
ernsthaft erwogen werden, den Gemeinden die Klä- 
rung der Abwässer künftig als Pflichtaufgabe zu 
übertragen und, soweit möglich, regionale, für ein 
Flußsystem verantwortliche Abwasserverbände zu 
schaffen. 

Einige Länder haben den Pflichtcharakter der Ab- 
wasserreinigung dadurch zum Ausdruck gebracht, 
daß sie die Genehmigung von neuen Bebauungs- 
plänen von der ausreichenden Klärung der gemeind- 
lichen Abwässer abhängig machten. Diese Maß- 
nahme ist begrüßenswert. In Konsequenzen dieses 
Weges hat die Bundesregierung in der Novelle zum 
Bundesbaugesetz mit dem Institut der Entwicklungs- 
genehmigung die Möglichkeit vorgesehen, daß die 
Landesregierungen Baumaßnahmen unter anderem, 
von der Errichtung der erforderlichen Abwasserrei- 
nigungsanlagen abhängig machen. 

Ähnlich wie die Gemeinden können auch die indu- 
striellen und gewerblichen Unternehmen bislang 
überwiegend nur durch Vergünstigungen oder durch 
staatlichen Druck zu Reinhaltemaßnahmen angehal- 
ten werden. Ihr ökonomisches Interesse ist — unge- 
achtet manch anerkennenswerter Einsicht in ihre 
gesellschaftliche Verantwortlichkeit — darauf ge- 
richtet, die Kosten der Reinigung oder Wiederver- 
wendung von Abwässern möglichst nicht zu über- 
nehmen. Die Bundesregierung hat deshalb den Ent- 
wurf eines Abwasserabgabengesetzes den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet, mit dem eine 
Abwasserabgabe eingeführt und damit das ökono- 
mische Interesse der Abwassereinleiter an einen 
wirksamen Reinigung gestärkt werden soll. 

Luftverunreinigung 

85 . Neben Wasser und Boden nimmt auch die Luft 
Abfallprodukte auf. Die Luft kann daher ein Träger 
von gefährlichen Abfallstoffen sein. 
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Die Luftverunreinigung wird hauptsächlich durch 
die drei Emissionsgruppen Industrie, Hausbrand und 
Verkehr verursacht. Durch direkte Maßnahmen 
zur Verminderung der Emissionen konnte der Ver- 
schlechterung der Luft teilweise entgegengewirkt 
werden. In einigen Großstädten ist ein Qualitäts- 
standard erreicht worden, der über dem der letzten 
acht Jahre liegt. Insgesamt steigt aber der Fein- 
staubgehalt der Luft an. Er ist besonders gesund- 
heitsschädlich, wenn sich an ihn toxische Partikel 
angliedern und damit in die Lungen und den Blut- 
kreislauf gelangen. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, durch ihre Um- 
weltschutz-Gesetzgebung zu einer Ausschöpfung der 
technischen Möglichkeiten zur Luftreinhaltung bei- 
zutragen. Auf der Grundlage des Bundesimmissions- 
schutzgesetzes wurden die zulässigen Industrie- 
Emissionswerte durch eine Verschärfung der in der 
früheren TA-Luft enthaltenen Werte in der ersten 
allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes- 
immissionsschutzgesetz vom 28. August 1974 herab- 
gesetzt. Soweit durch die Zahl der Emittenten trotz- 
dem zu hohe Luftverunreinigungen auftreten, haben 
die Landesregierungen die Möglichkeit, aufgrund 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes Belastungsge- 
biete festzusetzen. Für diese Belastungsgebiete sol- 
len bei Bestätigung von schädlichen Umwelteinwir- 
kungen, z. B von Gesundheitsgefahren, Luftrein- 
haltepläne aufgestellt werden, die Maßnahmen zut 
Verminderung der Luftverunreinigung enthalten 
müssen. 

Eine merkliche Minderung der im Hausbrand ver- 
ursachten Luftverunreinigung wird durch die dritte 
allgemeine Verordnung zum Bundesimmissions- 
schutzgesetz von 1974 erreicht werden. Durch die 
Verordnung wird der zulässige Schwefelgehalt von 
leichtem Heizöl herabgesetzt. 

Mit Hilfe von Fernheizwerken lassen sich haus- 
brandbedingte Luftverunreinigungen reduzieren. Ein 
Teil der bei der Energieumwandlung technisch be- 
dingten Wärmefreisetzungen könnte hierbei genutzt 
werden. 

Allgemein bieten Fernheizwerke auch gute wirt- 
schaftliche und technische Voraussetzungen für eine 
Verwertung sogenannter sauberer Energiequellen 
wie Erdgas und Elektrizität. Eine Reihe von Ländern 
hat daher den Gemeinden die gesetzliche Möglich- 
keit eingeräumt, Anschluß- und Benutzungszwang 
für Fernheizungen oder ein Gebot zur Nutzung sau- 
berer Energien durch Satzung anzuordnen. 

über die Maßnahmen zur Minderung der Luftver- 
unreinigung durch Kraftfahrzeugabgase ist bereits 
im Kapitel über Verkehrsprobleme (vgl. Tz. 75) be- 
richtet worden. Um ein Anwachsen schädlicher Um- 
welteinwirkungen durch Luftverunreinigung bei 
austauscharmen Wetterlagen zu vermeiden oder je- 
denfalls zu vermindern, haben die Landesregierun- 
gen auf der Grundlage des Bundesimmissionsschutz- 
gesetzes Smogalarmpläne beschlossen, durch die in 
bestimmten Gebieten bei austauscharmen Wetter- 
lagen der Kraftfahrzeugverkehr teilweise oder ganz 
verboten werden muß. 


Stadtklima 

86 . Die Luftqualität wird ungeachtet der einzelnen 
verunreinigenden Immissionen erheblich von der 
Siedlungsstruktur und ihrer topographischen und 
metereologischen Lage bestimmt. Unter topogra- 
phisch ungünstigen Bedingungen, insbesondere bei 
groß- oder kleinräumigen Talkessellagen, können 
notwendige horizontale Luftbewegungen durch die 
Masse und durch die Stellung der Baukörper stark 
behindert werden. Die horizontale Windkomponente 
wird darüber hinaus bei Inversionslagen durch die 
Abwärme der Baumassen und durch die zahlreichen 
Verbrennungsvorgänge in dicht bebauten Stadttei- 
len merklich geschwächt. Mangelhafte Durchlüftung 
führt jedoch zu gefährlichen Stauungen von Ab- 
gasen und Staub und damit auch zu einer deut- 
lichen Minderung der Sonneneinstrahlung. Gefähr- 
liche Smogbildungen können die Folge sein. 

Derartige Klimaverschlechterungen sind in einer 
Reihe von Städten auf Baumaßnahmen der letzten 
Jahrzehnte zurückzuführen. Insbesondere hat sich 
die Sperrung von Taleinschnitten durch Baukörper 
als verhängnisvoll erwiesen. Die Durchlüftung der 
Siedlung wird nämlich im wesentlichen durch breite 
Luftschneisen aufrechterhalten, durch die frische Luft 
einsickern und verunreinigte abfließen kann. Als 
Luftschneisen bieten sich vor allem Grünflächen an, 
da sich über ihnen nach Sonnenuntergang Kaltluft 
bildet und so eine Luftzirkulation mit einem Tem- 
peraturaustausch zu benachbarten Baugebieten ent- 
steht. Die nach der intensiven Bautätigkeit der ver- 
gangenen Jahre verbliebenen Freiflächen zwischen 
den Baukörpern und den einzelnen Baugebieten sind 
daher als Luftschneisen vielfach unentbehrlich ge- 
worden. 

Eine Reihe klimatisch ungünstig gelegener Städte 
und Stadtregionen hat in den letzten Jahren die 
Bedeutung des Klimaschutzes für Gesundheit und 
Wohlbefinden der Bevölkerung erkannt und mete- 
reologische Untersuchungen in Auftrag gegeben. 
Um eine kontinuierliche Beobachtung und Beachtung 
der klimatologischen Abhängigkeiten zu gewährlei- 
sten, bietet sich in gefährdeten Orten eine Mitwir- 
kung von Metereologen in der Stadtplanung an. Um 
den klimatischen Faktoren bei der kommunalen Pla- 
nung künftig stärkere Geltung zu verschaffen, wer- 
den nach der Novelle zum Bundesbaugesetz die Be- 
lange des Klimas ausdrücklich bei der Bauleitpla- 
nung zu berücksichtigen sein. 


Zuordnung von bebauten und begrünten Flächen 

87 . Neben technischen Vorkehrungen zur Minde- 
rung und Klärung von Abfall, Abwasser und Ab- 
gasen am Entstehungsort kommt der Erhaltung von 
Freiflächen zur Minderung und zum Abbau der städ- 
tischen Umweltbelastungen eine herausragende Be- 
deutung zu. Vegetationsflächen wirken als Staub- 
filter und können damit den Staubgehalt in der 
Stadtluft erheblich herabsetzen. Sie verkürzen auch 
die Lärmausbreitung am Boden und dämpfen ins- 
besondere die Lärmdynamik. Ein zusammenhängen- 
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des Grünenzonennetz kann zudem zu einer spür- 
baren Klimaverbesserung empfindlicher Siedlungs- 
räume beitragen. 

Diese Einsichten in die ökologische Bedeutung von 
Grünflächen sind nicht neu. Sie sind jedoch mit dem 
weiteren Siedlungswachstum immer schwerer zu 
verwirklichen. Denn die Ausweitung der Siedlungs- 
flächen erfolgt überwiegend auf Kosten der land- 
wirtschaftlichen Nutzflächen, so daß die ökologi- 
schen Ausgleichsflächen trotz sich vergrößernder 
öffentlich bewirtschafteter Grünanlagen schwinden. 
Da auf bestimmte, besonders geeignete Freiräume 
zur Aufrechterhaltung des ökologischen Gleichge- 
wichts aber nicht verzichtet werden kann, ist es 
unter ökologischen Gesichtspunkten notwendig, auf 
der Freihaltung von Landschaftsflächen und einer 
ökologisch wirksamen Zuordnung zur besiedelten 
Fläche zu bestehen. Die Gemeinden stehen hierin 
häufig vor Zielkonflikten. Bemühungen der Planung 
werden dadurch erschwert, daß sich allgemeine 
Richtwerte für die Dimensionierung von Grünflä- 
chen wegen der unterschiedlichen Struktur der Sied- 
lungsbereiche bisher nur unzureichend angeben las- 
sen. In langjähriger Praxis hat sich jedoch gezeigt, 
daß die Beachtung der Wünsche der Bevölkerung, 
z. B. im Kleingartenwesen, zugleich den ökologi- 
schen Erfordernissen weitgehend Rechnung trägt. 
Durch weitere Forschungen muß versucht werden, 
zusätzlich zu diesen mehr gefühlsbedingten Erfah- 
rungswerten durch eine die unterschiedlichen Sied- 
lungsanlagen berücksichtigende Analyse ein ratio- 
nales Kontrollsystem für eine vertretbare Gliede- 
rung der Siedlungsbereiche in bebaute und freie 
Flächen zu entwickeln. 

Soziale Infrastruktur 

Begriff und Bedeutung 

88 . Infrastruktureinrichtungen bilden eine wesent- 
liche Grundlage der Wirtschaftsstruktur eines Lan- 
des und sind entscheidend für die Versorgung der 
Bevölkerung. Sie schaffen in den Gemeinden we- 
sentliche Voraussetzungen für gleichwertige Le- 
bensbedingungen. Unter sozialer Infrastruktur wer- 
den im allgemeinen die öffentlichen und privaten 
Einrichtungen und Dienste der Daseinsvorsorge in 
den Bereichen Bildung, Kultur, Freizeit und Erho- 
lung, Gesundheit und Sozialwesen wie teilweise 
auch haushaltsorientierte Dienstleistungs- und Ver- 
sorgungseinrichtungen verstanden. 

Die Einrichtungen der sozialen Infrastruktur dienen 
unmittelbar der Befriedigung gesellschaftlicher Be- 
dürfnisse wie z. B. nach Bildung und Gesundheit. 
Infrastrukturplanung in diesem Bereich ist dement- 
sprechend eine gesellschaftspolitisch orientierte 
Aufgabe. Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
haben also nicht nur eine Versorgungs-, sondern 
auch eine Ausgleichs- und Integrationsfunktion. 

Die häufigen Klagen über eine unzureichende Aus- 
stattung mit sozialen Infrastruktureinrichtungen 
deuten auf einen zunehmenden Bedarf der Bevölke- 
rung nach mehr und auch qualitativ besseren Ein- 


richtungen hin, so die Forderungen nach mehr Kin- 
dergärten und Ausbau der psychiatrischen Versor- 
gung. Auf Grund der engen Wechselwirkungen zwi- 
schen Infrastruktur und Siedlungsstruktur ergeben 
sich besondere Anforderungen an Raumordnung und 
Stadtplanung. 


Situation 

Bisherige Entwicklung 

89 . Eine umfassende Infrastrukturanalyse kann 
wegen fehlender statistischer und mangelnder me- 
thodischer Voraussetzungen zur Zeit noch nicht 
durchgeführt werden. Bestand und Verteilung so- 
zialer Infrastruktureinrichtungen lassen sich deshalb 
nur fallweise darstellen. Dabei ist zu berücksichti- 
gen, daß der Einzugsbereich zahlreicher Infrastruk- 
tureinrichtungen z. T. weit über das Gemeindegebiet 
hinausgeht (zentralörtliche Funktion vor allem der 
Mittelstädte) und innerhalb der einzelnen Einzugs- 
bereiche eine erhebliche Streuung möglich ist. 

Aussagen über die Einrichtung lassen sich mit dem 
vorhandenen Datenmaterial ebenfalls nicht machen. 
Zudem sind Rückschlüsse aus der Verteilung ge- 
bauter Infrastruktureinrichtungen auf die Qualität 
sozialer Dienste und den Versorgungsgrad der Be- 
völkerung nur begrenzt möglich. 

Die Ausstattung der Gemeinden mit Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur war lange weitgehend 
vom Nachholbedarf in den Nachkriegs jahren ge- 
prägt. In vielen Gebieten konnte sie mit der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung nicht Schritt 
halten. Unter dem Druck der Beseitigung des Woh- 
nungsmangels entstanden an vielen Stadträndern 
neue Siedlungen, die oft mit Einrichtungen der so- 
zialen Infrastruktur nur unzureichend ausgestattet 
und überdies einseitig auf die Befriedigung der 
Wohngrundbedürfnisse ausgerichtet sind. Ohnehin 
benachteiligt durch die Randlage und die vielfach 
schlechte Verkehrsanbindung klagen viele Bewoh- 
ner insbesondere über unzureichende oder fehlende 
Spielplätze, Kindergärten, Freizeiträume sowie Ein- 
richtungen für ältere Personengruppen. Die oft ein- 
seitige Bevölkerungsstruktur in neueren Großwohn- 
anlagen und der überdurchschnittlich hohe Anteil 
junger Familien mit Kindern werfen hier Probleme 
auf, die auch bei Veränderung der Altersstruktur zu 
besonderen Bedarfsspitzen an die Infrastruktur füh- 
ren (vgl. Städtebaubericht 1970, S. 37). 

Nicht nur Stadtrandsiedlungen, auch innerstädtische 
Teilräume weisen charakteristische Unterversor- 
gungen auf. Vor allem in Gebieten mit hoher Wohn- 
dichte fehlen meist Freiflächen für Freizeit- und Er- 
holungsanlagen. Die Raumansprüche von Wirt- 
schaft und Verkehr und die damit verbundene Flä- 
chenkonkurrenz üben — neben den Umweltbeein- 
trächtigungen — Druck auf die Wohnfunktion und 
deren Folgeeinrichtungen aus. Auf den wenigen, 
meist teureren, freien Flächen können Einrichtun- 
gen der sozialen Infrastruktur meist nicht bereit- 
gestellt werden. Diese Mängel fallen häufig in 
Stadtteilen mit einem überdurchschnittlich hohen 
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Anteil an sozial schwachen Bewohnern auf. Das 
Fehlen von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
mindert in vielen innerstädtischen Bezirken den 
Wohnwert und führt zusätzlich zu einer verstärkten 
Abwanderung in die Randbereiche und die Umland- 
gemeinden. In den alten Gebieten bleiben häufig 
die sozial schwächeren und deshalb weniger mo- 
bilen Gruppen zurück. Gleichzeitig mit den Verän- 
derungen der Bevölkerungsstruktur verschiebt sich 
der Bedarf an Infrastruktureinrichtungen. Die alten 
Einrichtungen können diesem Wandel meist nur 
schlecht angepaßt werden. Die Folge sind oft das 
Fehlen von verstärkt nachgefragten Einrichtungen 
wie Jugendfreizeiteinrichtungen und Begegnungs- 
stätten für Ältere bzw. die Unterauslastung noch 
vorhandener Einrichtungen wie Schulen. 

90 . Zunehmend sind sich die Städte der Bedeutung 
der sozialen Infrastruktur und damit ihrer gesell- 
schaftspolitischen Aufgabe bewußt. Sie haben unter 
Beteiligung von Bund und Ländern erhebliche or- 
ganisatorische und finanzielle Anstrengungen unter- 
nommen, um den Problemen Herr zu werden. Diese 
Anstrengungen sind nicht ohne Wirkung geblieben: 

— So verringerte sich z. B. bei den Grund- und 
Hauptschulen die Zahl der Schüler pro Klassen- 
raum von 1962 bis 1970 — trotz gestiegener 
Schülerzahlen — in fast allen Gemeindegrößen- 
klassen um durchschnitt 5 auf rund 35; 

— ■ konnte die Zahl der Krankenhausbetten von 1961 
bis 1973 um 19‘^/() ansteigen, wodurch sich die 
Bettenzahl bezogen auf 10 000 Einwohner von 
105 auf 114 erhöht hat; 

— stieg bei den Kindertagesstätten die Zahl der 
Plätze von 1961 bis 1973 absolut um rund 60 •^/o 
an. 

Trotz dieser in Teilbereichen erzielten Verbesse- 
rungen sind auf Grund ansteigenden und sich wei- 
terhin verändernden Bedarfs sowie beträchtlicher 
Versorgungsunterschiede weitere erhebliche An- 
strengungen erforderlich. Dabei kommt es im we- 
sentlichen auf eine bedarfsgerechte Planung und 
Bereitstellung dieser Einrichtungen an. Obwohl die 
Bereitstellung und Unterhaltung von Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur vornehmlich Aufgabe der 
Gemeinden ist und der Bund unmittelbar meist nur 
Einrichtungen mit Modellcharakter fördern kann, 
hat er darüber hinaus in den letzten Jahren in eini- 
gen besonders bedeutsamen Bereichen erhebliche 
Mittel aufgebracht (s. Bundesraumordnungspro- 
gramm, Abschnitt II Ziff. 3). In Abstimmung mit 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur'' stellt die Bundesre- 
gierung z. B. im Rahmen des ERP-Programms Mittel 
zur Verbesserung des Wohn- und Freitzeitwertes in 
Gemeinden bereit. Allein seit 1970 wurden im ERP- 
Gemeindeprogramm 653 Vorhaben mit einem In- 
vestitionsbetrag von über 895 Millionen DM durch 
ERP-Darlehen in Höhe von rund 331 Millionen DM 
gefördert. Damit wurden Einrichtungen für Kinder, 
öffentliche Sportanlagen und Schwimmbäder, Mehr- 
zweckhallen, Naherholungsgebiete und Freizeitzen- 
tren geschaffen. Für den besonders wichtigen Be- 


reich der Gesundheitsversorgung gibt die Bundesre- 
gierung z. B. Finanzhilfen für Krankenhäuser. Nach 
dem Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Kran- 
kenhäuser und zur Regelung der Krankenhaus- 
pflegesätze — KHG vom 26. Juni 1972 (BGBl. I 
S. 1009) — hat der Bund seit 1972 über 2,4 Mrd. DM 
für Investitionen in Krankenhäusern bereitgestellt. 

Auch mit dem Stätdtebauförderungsgesetz wird bei- 
spielsweise ein Beitrag zur Verbesserung der Aus- 
stattung mit infrastrukturellen Einrichtungen gelei- 
stet. Die Sanierung alter und die Entwicklung neuer 
Stadtgebiete nach dem Städtebauförderungsgesetz 
bezieht soziale Infrastruktureinrichtungen in die 
Förderung mit ein. 

Im Rahmen des Demonstrativbauprogramms hat die 
Bundesregierung zusammen mit dem Land Nord- 
rhein-Westfalen in Porz das Projekt „Menschen- 
freundliche Stadt" entwickelt. Dieses Projekt stellt 
beispielgebend die Verbesserung der Versorgung 
der Bevölkerung mit Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur sowohl innerhalb des Gebäudes (z. B. 
durch den Bau von Partyräumen, Sonnenterrassen 
oder Bastelräumen), als auch im unmittelbaren 
Wohnumfeld (z. B. durch die Anlage eines Alten- 
Treffplatzes, eines „Trimm-Dich-Pfades" oder einer 
Wasserspielfläche) in den Vordergrund. 

Verteilung 

91 . Vergleicht man verschiedene Siedlungsräume, 
Länder, unterschiedliche Städte und Stadtbezirke, so 
zeigen sich erhebliche Versorgungsunterschiede. Vor 
allem in dünn besiedelten Räumen ist eine ungleich- 
gewichtige Versorgung mit Einrichtungen der so- 
zialen Infrastruktur festzustellen. Ein Vergleich der 
einzelnen Aufgabenbereiche der sozialen Infrastruk- 
tur zwischen den Bundesländern ergibt, daß erheb- 
liche Unterschiede auch dort bestehen; z. B. weist 
das Saarland bei den Alten-Einrichtungen einen 
Versorgungsgrad *) von 3,2 *^/o für Alte auf, wäh- 
rend Bayern bei liegt. Bei Einrichtungen für 

Kinder liegt Schleswig-Holstein bei 10,9 %, während 
hier das Saarland mit 35,6 Vo ausgestattet ist**). 
Eine Aufschlüsselung nach Stadtgrößen zeigt, daß 
die Millionenstädte — insbesondere bei Schwimm- 
bädern und Kindertagesstätten — relativ häufiger 
unterversorgt sind. Auch bei den Gemeinden unter 
10 000 Einwohnern finden sich häufiger Versor- 
gungsungleichgewichte. Die unterschiedliche Versor- 
gungssituation zeigt sich z. B. auch bei den Kinder- 
gartenplätzen: So konnten Großstädte über 500 000 
Einwohnern 1972 für 39 Vo der 3- bis 6jährigen, Ge- 
meinden unter 10 000 Einwohnern für 39,3 ®/o, Ge- 
meinden zwischen 50 000 und 100 000 Einwohnern 
für 44 Vo und Gemeinden zwischen 200 000 und 
500 000 Einwohnern für 41,7 ®/o der Kinder im kin- 
dergartenfähigen Alter einen Platz bereitstellen. 
Im Schulwesen ist der Nachholbedarf bei den allge- 


*) Für die Ermittlung von Ungleichgewichtigkeiten der 
Versorgung mit Alten-Einrichtungen wird ein Quotient 
aus den im Gebiet zur Verfügung slelieiiden Plätzen 
(z. B. Altenheimplätzen) und der dort lebenden Ziel- 
gruppe, z. B. über 65jährige, gebildet. 

**) Die Angaben sind aus 1971 bzw. 1970. 
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Tabelle 10 


Bestand und Bedarf an 


Ausstattungs- 

bereiche 


Kindergartenplätze 
für 3jährige bis 
unter 6jährige 


Allgemeinbildende 

Schulen 


Städte 
(EW: 1971) 

Jahr 

Plätze 

Versor- 
gungs- 
grad 
in ®/o ^) 

Jahr 

Normal- 

klassen- 

räume 

Versor- 
gungs- 
grad 
in ®/o **) 

Braunschweig 

Bestand 

1971 

2311 

29,8 

1972 

1 121 

75 

(222 805 EW) 

Bedarf 

1971 

4 330 

50 

1972 

1 490 

Dortmund 

Bestand 

1973 

9 270 

42,2 

1973 

1 215 

57 

(642 396 EW) 

Bedarf 

1973 

22 414 

75 

1973 

2 147 

Düsseldorf 

Bestand 

1972 

12 121 

51,4 

, 



(650 377 EW) 

Bedarf 







Hannover 

Bestand 

1973 

10415 

. 

1974 

1 950 


(516 744 EW) 

Bedarf 

1985 

11 494 

75^) 

100 

1975 

2 108 

93 

Köln 

Bestand 

1974 

16 727 

54,1 

1974 

4 529 

101 

(846 479 EW) 

Bedarf 

1975 

20 500 

55 

1975 

4 480 

Nürnberg 

Bestand 

1971 

8 333 

38,6 




(480 407 EW) 

Bedarf 

1975 

8 790 

50 


• 



0 Sonder-, Grund-, Haupt-, Realschulen und Gymnasien 
-] AltenwohnungenZ-wohnheime, Altenheime und Altenpflegeheime 

Die Prozentzahlen geben für den Bestand den realen Wert, für den Bedarf den Zielwert an. 
Die Prozentzahlen geben den Versorgungsgrad gemessen am Bedarf wieder. 

•’) Bedeutet: 75 ^/o der 3- und 4jährigen, 100 ^/o der v5jährigen 
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Tabelle 10 


sozialer Infrastruktur 


Einrichtung der 

Aitenhiife 2) 

Sportanlagen 



Versor- 


Sportplätze 

Versor- 

Freibäder 

Versor- 

Jahr 

Plätze 

gungs- 
grad 
in ®/o 

Jahr 

Turnhallen 
(m^ bzw. 
Anlagen) 

gungs- 
grad 
in ö/o 

Hallenbäder 

(Anlagen) 

gungs- 
grad 
in ö/o ^) 

1973 

1 530 

4,3 

1973 

84 


7 


1985 

3 351 

8 

• 

88 

95 

11 

64 




1973 

276 


15 


• 

• 


1973 

417 

67 

21 

71 

1972 

4 901 

4,5 

1972 

1 203 164 

52 

13 


1975 

8 095 

8,5 

1972 

2 315 000 



1974 

3 672 


1973 

1 971 389 

106 

16 

50 

1980 

6 561 

8,1 

1973 

1 871 389 


32 


1973 

9 472 

8,0 

1971 

1 818 670 m- 

46 

16 

52 

1980 

15 964 

14,5 

1971 

3 951 185 m2 

31 

1972 

4 452 

6 






1975 

5 250 

6,5 







Quellen: 

Braunschweig: Sozialplanung — Jugend — Kindergarten, Heft 8 der Schriften zur kommunalen Planung, April 1973 
Schulentwicklungsplan ■ — Allgemeinbildende Schulen — Standortkonzept, a. a. O., Heft 9, August 1973 
Sozialplanung — Altenhilfe — Ziel- und Standortkonzept, a. a. O. Heft 10, März 1974 
Bäderplan — Grundkonzept und Standortplanung, a. a. O., Heft 5, September 1972 
Sport in Braunschweig, Hrsg. Kreissportbund der Stadt Braunschweig, Braunschweig 1973 
Stadtentwicklungsplan — Kurzfassung der Strategien, Dortmund 1974 

Beiträge zur Stadtentwicklung und Stadtforschung — Bestandsaufnahme — , Düsseldorf, Oktober 1973 
Beiträge zur Stadtentwicklung und Stadtforschung — Altenhilfe — , Situationsbericht, Düsseldorf 1974 
Stadtentwicklungsprogramm 1974 bis 1985 — Kurzfassungen — , 1973, Fachprogramm „Soziales", Fach- 
programm „Freizeit", Materialien zur Schulplanung, Allgemeinbildende Schulen, 1972 
Kindergartenbezirksplan für das Jahr 1974, Schulentwicklungsplan der Stadt Köln, Stufe I und II, 
Altenplan für die Stadt Köln, 1974, Sportstätten in Köln, Aufstellung mit Stand von 1971 
Rahmenplan „Bildungswesen" — Elementarstufe — , Beiträge zum Nürnberg-Plan, Reihe F, Heft 3, 1972 
und Heft 4, 1973, Rahmenplan „Sozialwesen" — Altenplan — , Beiträge zum Nürnberg-Plan, Reihe F, 
Heft 2 1973 


Dortmund- 

Düsseldorf: 

Hannover: 

Köln: 

Nürnberg: 
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meinbildenden Schulen im wesentlichen bei allen 
Gemeindegrößenklassen gleich groß. Die Klassen- 
stärken liegen teilweise noch weit über den Ziel- 
werten, welche die Ständige Konferenz der Kultus- 
minister festgelegt hat. Es wird zu prüfen sein, ob 
diese Schwierigkeiten durch weitere Ausbaumaß- 
nahmen behoben werden müssen oder ob der Ge- 
burtenrückgang zu einer Besserung der Verhält- 
nisse führen wird. Im Krankenhauswesen war die 
Bettendichte 1968 in der Gemeindegrößenklasse 
von 50 000 bis 200 000 Einwohnern am größten, wo- 
gegen die Bettendichte in Gemeinden unter 20 000 
Einwohnern absank. Im Bereich der öffentlichen 
Badeanlagen hatten die Großstädte über 500 000 
Einwohnern 1972 mit Abstand die größte Unter- 
versorgung gegenüber den Gemeinden mit mehr 
als 20 000 Einwohnern. 

Sehr deutliche Unterschiede ergeben sich auch aus 
einem Vergleich von Einrichtungen in Gemeinden 
gleicher Größenordnung: Während z. B. Braun- 
schweig 1971 bei Kindergartenplätzen einen Ver- 
sorgungsgrad von 29,8 % erreichte, hatten in Nürn- 
berg 1971 bereits 38,6 Vo aller 3- bis 6jährigen Kin- 
der einen Platz im Kindergarten. Auch bei den Al- 
ten-Einrichtungen liegt Braunschweig 1973 mit 4,3 % 
z. B. hinter Köln mit 8 ®/o. Höchst unterschiedlich 
sind auch die Versorgungsniveaus bei den Sport- 
einrichtungen: Bei Sportplätzen und Turnhallen bei- 
spielsweise erreichte Dortmund 1973 einen Versor- 
gungsgrad — gemessen am Bedarf — von 67 ®/o, 
während Hannover den Bedarf 1973 bereits voll 
decken konnte (s. Tabelle 10, Seite 42 und 43). 

92 , Deutliche Versorgungsunterschiede lassen sich 
auch zwischen einzelnen Stadtteilen innerhalb einer 
Gemeinde feststellen: Während einzelne Stadtbe- 
zirke z. B. bei Kindergartenplätzen in Köln (1974) 
einen Versorgungsgrad von 98 ^/o erreichen, liegt 
der am schlechtesten versorgte Stadtbezirk in Köln 
bei 20 Vo. In Braunschweig (1971) reichten die Unter- 
schiede bei Kindergartenplätzen von 13 Vo bis 49 ‘^/o. 
Ähnliche Unterschiede sind bei allgemeinbildenden 
Schulen festzustellen; hier sind häufig innerstäd- 
tische Stadtbezirke gut versorgt und weisen z. T. 
einen Überhang (z. B. in Köln 1974 von 86 Vo) auf, 
während in Stadtteilen mit starker Wohnbautätig- 
keit hohe Fehlbestände gemeldet werden (z. B. in 
Dortmund 1973 von 85 Vo) (s. Tabelle 11). 

Qualität 

93 , Aus den statistischen Unterlagen sind Aussa- 
gen zur Bestandsqualität nicht ableitbar. Gleichwohl 
kann z. B. aus Umfrageergebnissen gefolgert wer- 
den, daß vielfach der Bestand an sozialen Infra- 
struktureinrichtungen den veränderten qualitativen 
Anforderungen nicht mehr gerecht wird. 

In letzter Zeit wurden verstärkt Anstrengungen 
unternommen, den sich wandelnden vielfältigen An- 
sprüchen gerecht zu werden. Zu nennen sind hier 
vor allem die Versuche der Kombination verschie- 
dener Einrichtungen und deren vielseitiger ver- 
wendbare Ausstattung. Gerade durch die Möglich- 
keiten zur Mehrfachnutzung von Anlagen kann auch 


bei knappen Mitteln eine bessere Versorgung der 
Bevölkerung erreicht und dem Problem der Unter- 
auslastung von Einrichtungen begegnet werden 
(z. B. Freizeitzentren, Gemeinschaftsanlagen). Den- 
noch werden in einer Reihe von Fällen den vielfäl- 
tigen Nutzungsanforderungen immer noch einseitig 
nutzbare Anlagen gegenübergestellt. Darüber hin- 
aus sind viele Einrichtungen veraltet und für ihre 
bisherigen Zwecke kaum mehr nutzbar. Die Über- 
alterung der Einrichtungen und ihrer Ausstattungen 
stellt sich zunehmend als ein besonderes schwer- 
wiegendes Problem der Infrastrukturversorgung dar. 
Um so notwendiger ist es, Lösungen zu suchen, 
durch Modernisierung und eine neue Funktionszu- 
weisung diese Anlagen sinnvoll zu nutzen. So wur- 
den z. B. in Berlin nicht mehr verwendbare Ge- 
bäude modernisiert und in Pflegeeinrichtungen, teil- 
weise sogar in vielfältig nutzbare Freizeiteinrich- 
tungen umgewandelt. 

Zu einem besonderen Problem wurden auch die oft 
phantasielos gestalteten und mit einem kärglichen 
sowie starren Angebot ausgestatteten Kinderspiel- 
plätze, die von Kindern — trotz Mangelsituation — 
oft nicht angenommen werden. Hinzukommt, daß 
viele dieser Plätze an ungeeigneten Standorten er- 
stellt werden mußten. 


Probleme der Planung der sozialen Infrastruktur 

Bedarfsentwicklung und Bedarfsbestimmung 

94 , Die exemplarische Übersicht über den Bestand 
an Einrichtungen der sozialen Infrastruktur zeigt 
deutlich das Auseinanderklaffen von Angebot und 
Nachfrage, von Anspruch und Wirklichkeit. Die Be- 
dürfnisse nach Art und Ausstattung von Einrichtun- 
gen der sozialen Infrastruktur wandeln und ver- 
ändern sich ständig. Insbesondere bei steigendem 
Wohlstand und bei höherem Bildungsniveau steigen 
die Versorgungsansprüche. So machen etwa die zu- 
nehmende Verweildauer der ausländischen Arbeit- 
nehmer und die Integration ihrer Familienangehöri- 
gen neuartige Infrastrukturangebote (insbesondere 
im Bildungsbereich) notwendig. Die gesellschaft- 
lichen Umwandlungen werden künftig in verstärk- 
tem Maße flexible und anpassungsfähige Einrichtun- 
gen erfordern. Allein aus den Veränderungen der 
Bevölkerungsstruktur — beispielsweise wird von 
1972 bis 1980 mit einer Zunahme alter (über 65j üb- 
riger) Menschen um 10 Vo bei gleichzeitigem Gebur- 
tenrückgang gerechnet — ergeben sich notwendige 
Umorientierungen bei der Planung von Infrastruk- 
tureinrichtungen. 

Sollen vorhandene Ungleichgewichte und Benachtei- 
ligungen bei der Versorgung einzelner Bevölke- 
rungsgruppen und Gemeinden mit Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur überwunden werden, dann 
muß die gesellschaftspolitische Aufgabe der Infra- 
strukturplanung und -Versorgung verstärkt in den 
Vordergrund rücken. Deshalb wird es nicht nur not- 
wendig, ein vielfältig nutzbares und leicht erreichba- 
res Infrastrukturangebot bereitzustellen, sondern 
auch vorhandene Barrieren gegen dessen Nutzung 
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abzubauen und für besonders benachteiligte Bevölke- 
rungsgruppen Mehrleistungen („Zuschläge") zu er- 
bringen. Neben dem Neu- und Nachholbedarf wird 
in den nächsten Jahren auch der Ersatz- und Mo- 
dernisierungsbedarf erheblich an Bedeutung zuneh- 
men. 

95. Ein bedeutsamer Grund für die erheblichen Un- 
terschiede in der Verteilung und im Fehlbestand bei 
sozialen Infrastruktureinrichtungen liegt in den 
Schwierigkeiten einer zuverlässigen Bedarfsermitt- 
lung. Gerade der soziale und gesellschaftspolitische 
Charakter der Planung der sozialen Infrastruktur 
erfordert ein weitgehendes Abstellen auf sozial- 
strukturelle Merkmale und kleinräumige Verhält- 
nisse. 

Abgesehen von der unterschiedlichen Qualität der 
Zielformulierungen gibt es für verschiedene Bereiche 
keine ausreichenden Bestandsdaten über die Einrich- 

Ausstattungsbereich: allgemeine 

tungen, die Sozialstruktur und die Verhaltensweisen 
und Wünsche der Nutzergruppen sowie deren räum- 
liche Verteilung, aus denen — etwa im Freizeitbe- 
reich — praktikable Orientierungsdaten oder gar 
Normen entwickelt werden könnten. Selbst dort, wo 
abgesicherte klare Zielvorstellungen vorliegen, be- 
reiten sowohl die genaue Erfassung des Einrich- 
tungsbestandes als auch eine sichere Vorhersage des 
Bedarfs sowie die Entwicklung praktikabler Meß- 
größen erhebliche Schwierigkeiten. Es bestehen dar- 
über hinaus ungelöste methodische Probleme. Ge- 
rade der begrenzte Einzugsbereich und die gezielte 
Ausrichtung auf bestimmte soziale Gruppen erfor- 
dern aber derartige Kenntnisse. 

Die Bedürfnisse lassen sich kaum mittels allgemei- 
ner Umfragen feststellen; sie sind von verschiedenen 
wirtschaftlichen und sozialen Umwelteinflüssen und 
persönlichen Verhältnissen abhängig. Ein Arbeit- 
nehmer z. B. hat andere Ansprüche an die Wohn- 

Tabelle 11 

i Schulen, Normal-Klassenräume 

Stadt 

(EW = 1971) 


Bestand 

Bedarf 

Fehlbe- | 
darf ( — ) 

Über- 
hang (+) 

in o/o 

Jahr 

Klassen- 

räume 

Jahr 

Klassen- 

räume 

Braunschweig 

insgesamt 



1 121 


1 490 

-33 


Stadtteil mit höchstem 








Versorgungsniveau 


1972 

• 

1972 



(222 805 EW) 

Stadtteil mit niedrigstem 








Versorgungsniveau 



• 




Dortmund 

insgesamt 



1 215 


2 147 

-76 


Stadtteil mit höchstem 








Versorgungsniveau 


1973 

191 

1973 

224 

“17 

(642 377 EW) 

Stadtteil mit niedrigstem 








Versorgungsniveau 



309 


574 

-35 

Hannover 

insgesamt 



1 950 


2 108 

- 8 


Stadtteil mit höchstem 








Versorgungsniveau 


1974 

375 

1975 

321 

+ 17 

(516 744 EW) 

Stadtteil mit niedrigstem 








Versorgungsniveau 



116 


216 

-86 

Köln 

insgesamt 



4 529 


4 480 

+ 1 


Stadtteil mit höchstem 








Versorgungsniveau 


1974 

278 

1975 

144 

+ 86 

(846 479 EW) 

Stadtteil mit niedrigstem 








Versorgungsniveau 



84 


142 

-69 


Quellen siehe Tabelle 10 
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Umgebung als eine nicht berufstätige Hausfrau, die 
stärker auf ihre unmittelbare Umgebung angewiesen 
ist. Gleichzeitig wechseln die Bedürfnisse mit zu- 
nehmendem Alter. Während von jungen Familien 
in neuen Siedlungen u. a. am stärksten Gaststätten 
vermißt werden, gewinnen mit zunehmendem Alter 
Versorgungseinrichtungen wie Post, Apotheke etc. 
an Bedeutung. 

Ganz andere Schwierigkeiten bestehen bei der Vor- 
ausschau auf die rein zahlenmäßige Nachfrageent- 
wicklung. An dieser Stelle gehen die Unsicherheiten 
der groß- und kleinräumigen Bevölkerungsentwick- 
lung, insbesondere die Ungewißheiten bei der Er- 
fassung und Bewertung der alters-, gruppen- und 
schichtspezifischen Wanderungs- und Bedarfsbewe- 
gungen in die Bedarfsuntersuchungen ein. Diese 
Unsicherheiten sind besonders in den Bereichen der 
sozialen Infrastrukturplanung von Gewicht, wo 
wohngebietsnahe öffentliche Einrichtungen bereit- 
gestellt werden müssen, wie z. B. Spiel- und Frei- 
zeiteinrichtungen. 


Probleme der Zielfindung 

96 . Bei der Versorgung der Bevölkerung mit Ein- 
richtungen der sozialen Infrastruktur bestimmen in 
manchen Bereichen die unterschiedlich tätigen staat- 
lichen und nichtstaatlichen Aufgabenträger die Ziele 
für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich unabhän- 
gig voneinander. Dadurch kommt es leicht zu Kon- 
flikten oder zu einer Fehlleitung bei Einsatz oder 
Verteilung der Mittel. 

Die Verwirklichung einer systematischen Zielpla- 
nung, wie sie z. B. im Krankenhausbereich bereits 
gegeben ist, stößt in anderen Bereichen vielfach auf 
Schwierigkeiten. Häufig stehen Tages- und Oppor- 
tunitätsentscheidungen im Vordergrund, die dann 
oft die am besten repräsentierten Gruppen begünsti- 
gen. Selbst innerhalb des gleichen Aufgabenbereichs 
bestehen oft erheblich unterschiedliche Zielvorstellun- 
gen. So strebt beispielsweise die Stadt Hannover 
bis 1985 an, für 14,5 Vo aller über 65jährigen Plätze 
in Alteneinrichtungen zur Verfügung zu stellen, 
während Nürnberg dies für 7,5 Vo plant. 

Umfassende Entwicklungs- und Investitionsplanun- 
gen, die nach überschaubaren objektiven und sozial 
vergleichbaren Kriterien innerhalb der einzelnen 
Aufgabenbereiche Prioritäten setzen, sind selten. 
Noch fehlen häufig ausreichende Bewertungs- und 
Verteilungsmaßstäbe. In einigen Städten wurde in- 
zwischen damit begonnen, Infrastrukturplanungs- 
systeme aufzubauen. 


Probleme der Finanzierung 

97 . Die finanziellen Anstrengungen der Gemeinden 
zur Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur sind in Tabelle 12 nach 
Aufgabenbereichen und in DM je Einwohner dar- 
gestellt. 


Tabelle 12 

Anteil der einzelnen Aufgabenbreiche an den 
Sachinvestitionen der Gemeinden 
für soziale Infrastruktur 

(1967 bis 1971, Durchschnitt der Jahre) 


Aufgabenbereiche 

DM/ 

Einwohner 

o/o 

Schulen 

60,92 

61,9 

Gesundheitspflege *) . . 

23,87 

24,3 

soziale Angelegen- 
heiten 

5,34 

5,4 

Badeanstalten 

3,73 

3,8 

Kultur 

3,14 

3,2 

Park- und Grünanlagen 

1,41 

1,4 

insgesamt . . . 

98,41 

100,0 


*) Dabei konnten die Leistungen nach Krankenhausfinan- 
zierungsgesetz, die seit 1972 gewährt werden, nicht 
berücksichtigt werden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland; Fachserie 
Finanzen und Steuern, Reihe 1 ; Berechnungen 
des Deutschen Instituts für Urbanistik, Berlin 

Der gegebene Investitionsspielraum der Gemeinden 
begrenzt das Anwachsen der Anforderungen und 
Ausgaben im Bereich der sozialen Infrastruktur. Ein- 
richtungen der sozialen Infrastruktur sind stärker 
als in vielen anderen Bereichen besonders personal- 
aufwendig und kostspielig im Unterhalt. Deshalb ist 
es notwendig, diese Einrichtungen noch sorgfältiger 
— auch unter dem Blickwinkel der Folgekosten — 
zu planen, damit sie länger und intensiver genutzt 
werden können. 


Einflüsse aus der Siedlungsstruktur 

98 . Starke Einschränkungen für die Planung von 
Infrastruktureinrichtungen im sozialen Sektor gehen 
auch von der Verfügbarkeit der Flächen und der 
Planungsinstrumente aus. Die Besonderheiten des 
bestehenden Bodenmarktes und des geltenden Pla- 
nungsrechts haben oft dazu geführt, daß unattraktive 
Randlagen oder für andere Nutzungen nicht mehr 
konkurrenzfähige und daher oft zu kleine Flächen 
für Infrastruktureinrichtungen ausgewiesen wurden, 
die bezüglich ihrer Zuordnung zu anderen Funktio- 
nen qualitativen Anforderungen nur schlecht oder 
gar nicht genügten. Dies gilt in vielen Fällen für 
Flächen zur Freizeitnutzung. Aus Kostengründen 
muß vielfach auf Flächenreserven und auf eine 
bessere Ausstattung der Einrichtungen verzichtet 
werden. Viele Einrichtungen sind bei kleinem Ein- 
zugsbereich unwirtschaftlich und werden schlecht 
ausgenutzt. Die technische Unteilbarkeit der Bau- 
teile sowie die Abhängigkeit von anderen städte- 
baulichen Funktionen — etwa der verkehrlichen Er- 
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Schließung — erschweren darüber hinaus eine funk- 
tionsgerechte Bereitstellung von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur. Hier muß noch mehr als bis- 
her auf die Bündelung verschiedener Einrichtungen 
und die Möglichkeiten der Mehrfach- und Mehr- 
zwecknutzungen zurückgegriffen werden und eine 
stärkere Zusammenarbeit zwischen den verschiede- 
nen Aufgaben- und Planungsträgern erfolgen. 


Folgerungen 

99 . Bei der Planung und Finanzierung von Infra- 
struktureinrichtungen im sozialen Sektor ist eine 
räumlich und fachlich ausgewogene, bedarfsgerechte 
und bürgernahe Versorgung anzustreben; insbeson- 
dere sollte verstärkt auf ihre Wirkungen hinsicht- 
lich des Abbaues sozialer Benachteiligungen be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen geachtet werden. 

100 . Zur intensiveren Nutzung und besseren Aus- 
lastung der Einrichtungen und Anlagen der sozialen 
Infrastruktur bedarf es verstärkter Zusammenarbeit 
der unterschiedlichen Träger dieser Einrichtungen. 
Das gilt sowohl für den Zeitraum der Planung als 
auch insbesondere für den der Nutzung. 

101 . Durch Modernisierung lassen sich Einrichtun- 
gen der sozialen Infrastruktur veränderten Nutzungs- 
bedürfnissen anpassen. Ist eine Anlage nicht mehr 
für ihren ursprünglichen Zweck verwendbar, so 
kann durch Zuweisung einer neuen Funktion den 
veränderten Bedürfnissen der Bürger entsprochen 
werden. 

102 . Bei Planung und Bau von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur sind von vornherein die 
Möglichkeiten und Anforderungen der Mehrfach- 
nutzung, der Flexibilität und Variabilität der An- 
lagen sowie der Wandlung der Bedürfnisse der Be- 
wohner und ihre Mobilität zu berücksichtigen. 

103 . Bei der Planung neuer bzw. der Sanierung und 
Modernisierung alter Wohngebiete sollten die Ge- 
meinden eine sozial einseitige Bevölkerungszusam- 
mensetzung weitgehend vermeiden. Dadurch lassen 
sich deutlich auftretende spezielle Bedarfsspitzen, 
die nur vorübergehend befriedigt werden müssen, 
sowie später auftretende Unterauslastungen, ab- 
schwächen. 

104 . Zur Verbesserung der Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
bedarf die Bauleitplanung verstärkter Lenkungs- 
und Eingriffsmöglichkeiten. Um insbesondere für 
derartige Einrichtungen möglichst günstige Stand- 
orte zu sichern, bedarf es verstärkter Zugriffsmög- 
lichkeiten für die Gemeinden sowie der Möglichkeit, 
den Anstieg der Bodenkosten zu dämpfen. Insbe- 
sondere bedarf es der Möglichkeit, eine stärkere 
zeitliche Verzahnung des Baues von Wohnungen 
und des Baues von sozialen Infrastruktureinrichtun- 
gen zu erreichen. Außerdem ist es notwendig, daß 
bei der Bauleitplanung die Festsetzungen von Ge- 
meinbedarfsflächen nicht nur grundstücksweise son- 


dern auch für Teile von baulichen Anlagen oder 
geschoßweise für bestimmte Einrichtungen der so- 
zialen Infrastruktur getroffen werden können. Es 
ist darauf hinzuwirken, daß die gemeindliche 
Infrastrukturplanung integrierter Bestandteil einer 
— vielfältige kommunale Einzelplanungen umfassen- 
den — Entwicklungsplanung der Gemeinden wird. 

105 . Im Rahmen der Forschung sind verstärkt 
Grundlagen für die Infrastrukturplanung zu erarbei- 
ten und den interessierten Gemeinden und Institu- 
tionen zur Verfügung zu stellen. Der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat 
dazu einen entsprechenden Forschungsschwerpunkt 
im Rahmen seines Mittelfristigen Forschungspro- 
gramms „Raum- und Siedlungsentwicklung" gebildet 
(vgl. Tz. 169). Ferner planen der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit und der Bundes- 
minister für Forschung und Technologie aufeinander 
abgestimmte Forschungsschwerpunkte „Soziale In- 
frastruktur" (BMJFG) und „Bürgernahe Gestaltung 
der sozialen Umwelt" (BMFT), die beide eng mit 
dem entsprechenden Forschungsschwerpunkt des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau verzahnt werden. 


Erhaltungsaufgaben im Städtebau 

106 . In den vorangegangenen Abschnitten wurde 
bereits mehrfach auf Probleme der Erhaltung hin- 
gewiesen. Dabei geht es nicht allein um den Denk- 
malschutz im traditionellen Sinn, sondern um den 
sehr viel größeren Bereich der Erhaltung, der Pflege, 
der Modernisierung und der Nutzung erhaltens- 
werten Bestandes an Gebäuden und öffentlichen und 
privaten Einrichtungen aller Art, also um städte- 
bauliche Probleme. Der Maßstab für das Erhaltens- 
werte kann aus städtebaulicher Sicht nicht auf die 
Kriterien des historisch oder kunsthistorisch Wert- 
vollen und Schutzwürdigen beschränkt bleiben. Er be- 
darf vielmehr der Ergänzung durch weitere Gesichts- 
punkte wie z. B. der Wohnungsversorgung, der Ge- 
werbe- und Sozialstruktur, sowie der Wirtschaftlich- 
keit im Sinne einer gesamtwirtschaftlichen Betrach- 
tung im Rahmen der Entwicklung von Städten und 
Gemeinden. 

Bisherige städtebauiiche Entwickiung 
unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung 

107 . Die Vernichtung des Baubestands großer Flä- 
chen und ganzer Stadtteile im Zweiten Weltkrieg 
hat eine erhebliche Schädigung von Stadtstrukturen 
und ihrer Mischfunktion als Verkehrs-, Wirtschafts- 
und Lebensraum verursacht. Die weitere Entwick- 
lung, in deren Verlauf Gebäudeabbrüche und Aus- 
tausch des Gebäudebestandes insbesondere inner- 
halb der Innenstädte stark Zunahmen (Zahl der 
Wohnungsabgänge derzeit grob geschätzt rd. 150000 
Wohnungseinheiten jährlich), ist in den vorher- 
gehenden Kapiteln des Berichts ausführlich geschil- 
dert. Zusammengefaßt sind hierfür die wichtigsten 
Gründe, die in unterschiedlicher gegenseitiger Ab- 
hängigkeit voneinander gewirkt haben: 
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— Zunahme des öffentlichen und privaten Dienst- 
leistungsbereichs und dessen auf Innenstadt- und 
Innenstadtrandbereiche orientierte Standortent- 
scheidungen; 

— hohe Bodenpreissteigerungen infolge Standort- 
konkurrenz unterschiedlicher Nutzungen. Die 
Wohnnutzung wird hierdurch im Vergleich zu 
anderen Nutzungen für die Eigentümer un- 
attraktiv; 

— Verschlechterung der städtischen Umweltsitua- 
tion durch zunehmende Luftverschmutzung und 
Lärm; 

— Vernachlässigung der Bestandspflege: 

— Rückgang der Wohnnutzung in diesen Gebieten; 

— höhere Ansprüche an Wohnqualität und Wohn- 
fläche, verbunden mit dem Wunsch nach Wohnen 
im Grünen; 

— Zunahme des Verkehrsaufkommens und der Ver- 
kehrsflächen. 

108 . Insgesamt war die Entwicklung seit dem Zwei- 
ten Weltkrieg stark auf Neubautätigkeit hin orien- 
tiert. Dies ist nicht nur wegen des notwendigen 
Wiederaufbaus leicht verständlich, sondern auch 
deshalb, weil die sich gegenseitig ergänzenden und 
verstärkenden Faktoren des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs und Wachstums einerseits sowie der 
neuen technischen Möglichkeiten andererseits den 
geeigneten Rahmen für diese Grundhaltung ab- 
gaben. 

Von dieser Grundhaltung wurden im übrigen auch 
die bestehenden rechtlichen Vorschriften, ihr Voll- 
zug durch die Verwaltungen und ihre Auslegung 
durch die Gerichte weitgehend geprägt. Dies gilt so- 
wohl für das Bauordnungsrecht der Länder wie für 
das Bundesbaugesetz des Jahres 1960 und für die 
Baunutzungsverordnung, die im wesentlichen die 
Probleme des Neubaus zu regeln versuchten. 

So haben etwa die weitgefaßten Tatbestände des 
§ 34 BBauG und dessen Anwendung die Erhaltung 
in der Regel nur unzureichend zum Tragen gebracht. 
Dadurch konnte sich häufig die Nutzung der Grund- 
stücke durch den wirtschaftlich Stärkeren durch- 
setzen. Das von den Ländern geregelte Bauordnungs- 
recht stellte zumeist nicht auf die besonderen Be- 
dingungen der Erhaltung älteren Baubestandes und 
entsprechender Gebiete ab. Als Beispiel diene die 
Regelung der Abstandsflächen. Schließlich wirkten 
auch steuerliche Bestimmungen — etwa die bevor- 
zugte Befreiung bei Neubauten von der Grund- 
erwerbsteuer — in einer Weise, die das Interesse 
an der Erhaltung gegenüber dem Neubau in den 
Hintergrund treten ließ. 

Trotz großer Anstrengungen der Gemeinden fehlt 
für viele bebaute Ortslagen eine verbindliche Pla- 
nung in Form von Bebauungsplänen nach dem Bun- 
desbaugesetz. Dadurch bleiben Planungsabsichten in 
diesen Altbaugebieten im unklaren, fehlen eindeu- 
tige Nutzungsbestimmungen und ist die Bereitstel- 
lung notwendiger Flächen für Wohnfolgeeinrichtun- 
gen, z. B. für Freizeitzwecke, wesentlich erschwert. 


Dieser Umstand läßt auch unerwünschten Entwick- 
lungen Spielraum. Er hat sicherlich auch dazu bei- 
getragen, daß in Erwartung lukrativer Umnutzungs- 
möglichkeiten private Investitionen zur Erhaltung 
alter Wohngebäude vielfach unterblieben sind. 

Die Zurückhaltung der Gemeinden bei Planungen 
zur Verbesserung insbesondere der Wohnverhält- 
nisse in bebauten Ortslagen ist vielfach aus der 
Sorge vor Entschädigungsansprüchen wegen „Pla- 
nungsschäden'' erklärlich, die betroffene Grund- 
stückseigentümer gegenüber der Gemeinde geltend 
machen könnten. Dies gilt insbesondere, wenn alte 
Baurechte durch Neuplanungen der Gemeinden be- 
schränkt würden (vgl. hierzu Tz. 130). 

Folgen der Entwicklung für Bausubstanz 
und Stadtstruktur 

109 . Die Summe der dargestellten Verhältnisse und 
Entwicklungen hat — zunächst schrittweise, bald 
aber mit zunehmender Geschwindigkeit und Aus- 
dehnung — zu einer Veränderung der baulichen 
Substanz und der Struktur vieler Städte und Ge- 
meinden aller Größenklassen geführt. Ihr äußeres 
Erscheinungsbild wurde stark verändert. Diese Ver- 
änderung wurde deutlich am Stadtbild, in der Maß- 
stäblichkeit der Gebäude, bei der Verwendung neuer 
Bautechniken, Bauformen und Baumaterialien. Die 
Baugeschichte von Städten und Gemeinden ist in 
weiten Bereichen nicht mehr erkennbar, nicht mehr 
ablesbar. 

Dies wurde offenbar solange nicht als schwerwie- 
gender Nachteil der neuen Entwicklung empfunden, 
als wichtige städtebauliche und stadtstrukturelle 
Orientierungspunkte in ausreichender Zahl und 
Qualität erhalten blieben, welche die Vertrautheit 
mit den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten gewähr- 
leisteten. Allgemeine gesellschaftliche Probleme, wie 
etwa die Schwierigkeiten der Kommunikation oder 
sozialbedingte Krankheiten wurden teilweise auch 
in einem Zusammenhang mit den Wandlungen des 
äußeren Erscheinungsbildes unserer Städte und de- 
ren „Atmosphäre" gebracht. 

Die geschilderten Entwicklungen führten einerseits 
in vielen Gemeinden zum Verlust von erhaltens- 
werter städtebaulicher Substanz. Andererseits wa- 
ren sie mit ihren Folgen jedoch zunehmend auch 
Anlaß für ein gesteigertes Interesse vieler Bürger 
an den Problemen der Stadtentwicklung, wobei ne- 
ben der Gestaltung und Verbesserung der Situation 
der Neubaugebiete die Beschäftigung mit dem alten 
Baubestand, den alten Stadtvierteln und ihrer wirt- 
schaftlichen und sozialen Funktion zunehmende Be- 
deutung erlangte. 

Diese weite Kreise der Bevölkerung umfassenden 
Reaktionen sind wegen des starken Gehalts an sub- 
jektiven Elementen insgesamt nur schwer zu würdi- 
gen. Ohne Zweifel haben sie bewirkt, daß das Pro- 
blem der Erhaltung im Städtebau in das Bewußtsein 
einer breiten Öffentlichkeit und in den Vordergrund 
des öffentlichen Interesses gerückt ist. 

Uber die erwähnten subjektiven Gesichtspunkte 
hinaus werden zunehmend auch objektiv faßbare 
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Kriterien erkennbar, die unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen für eine Politik der Erhaltung spre- 
chen. Ansätze dazu werden im folgenden behandelt. 


Die Aufgabe der Erhaltung im künftigen Städtebau 
Die Bedeutung der Rahmenbedingungen 

110 . Die im Abschnitt B dargestellte Veränderung 
der Rahmenbedingungen für die Entwicklung von 
Städten und Gemeinden engen den Spielraum für 
Maßnahmen der Stadtentwicklung und des Städte- 
baues ein. Kommunale Entwicklungskonzepte, die 
auf bisherigen, weitgehend wachstumsorientierten 
Prognosen aufbauen, bedürfen daher einer Korrek- 
tur in Richtung auf die tatsächlich gegebenen Rah- 
menbedingungen, zumal diese in ihrer Grundstruk- 
tur mittelfristig nur begrenzt — ■ wenn überhaupt — - 
beeinflußt werden können. Dabei müssen die Aus- 
wirkungen dieser Gegebenheiten auf den Städtebau 
keineswegs einseitig negativ beurteilt werden. Die 
veränderte Lage kann nämlich dann zu einer Chance 
für den Städtebau werden, wenn die ihn tragenden 
privaten und staatlichen Kräfte ihre Planungen und 
Maßnahmen der notwendigen Neuorientierung un- 
terordnen. Sie zielt auf eine Konsolidierung in der 
städtebaulichen Entwicklung ab. Dies kann nicht 
bedeuten, daß der Neubau als städtebauliche Auf- 
gabe in der Zukunft keine Rolle mehr spielen wird. 
Eine Politik der sorgsamen Pflege und Nutzung der 
bestehenden Bausubstanz, der Einrichtungen der 
technischen und sozialen Infrastruktur und des Ver- 
kehrs kann jedoch dem Städtebau eine neue Dimen- 
sion eröffnen, die bisher nur einen Randbereich des 
Geschehens ausfüllte. 

Ansätze für eine Politik der Erhaltung 

111 . Die Umsetzung des Erhaltungsgedankens in 
ein wirksames Instrument kommunaler Planung ist 
in Ansätzen, vor allem in einzelnen städtebaulichen 
Bereichen, durchaus erkennbar, wenngleich die Zu- 
sammenführung der einzelnen Elemente zu einem 
durchgängigen Konzept erst noch zu leisten sein 
dürfte. 

So hat eine Reihe von Gemeinden Strukturpläne er- 
arbeitet, die die weitgehende Erhaltung städtischer 
Teilbereiche — zumeist innerstädtisch oder innen- 
stadtnah — in ihrer Funktion und in ihrem Erschei- 
nungsbild vorsehen. Die Notwendigkeit der Erhal- 
tung einer ausgewogenen Mischstruktur, insbeson- 
dere der Wohnnutzung, war hierfür ebenso maß- 
gebend wie die Erkenntnis, daß die Knappheit der 
für Neuinvestitionen zur Verfügung stehenden Fi- 
nanzmittel in vielen Gemeinden eine angemessene 
infrastrukturelle Versorgung größerer neu zu ent- 
wickelnder Gebiete in Frage stellen würde. Ebenso 
wie begrenztes Investitionsvolumen und Nachfrage- 
aspekte Standortüberlegungen beim Bau neuer Sied- 
lungen erfordern, wird in vielen Fällen auch durch 
eine Konzentration von Maßnahmen zugunsten der 
Erhaltung in bestimmten Erhaltungsbereichen deren 
Wirkung wesentlich verbessert werden können. 


Der Erfolg solcher Konzepte hängt einerseits stark 
von den örtlichen Gegebenheiten ab, wie z. B. vom 
jeweiligen Wohnungsmarkt, der Sozialstruktur, oder 
der noch vorhandenen Wohnqualität. Andererseits 
können solche Konzepte auch zu Leitlinien für öf- 
fentliche und private Investitionsentscheidungen 
werden. Dies gilt insbesondere für die Standortwahl 
großer Dienstleistungsbetriebe, deren fortdauernder 
steigender Flächenbedarf in innnerstädtischen Be- 
reichen nur um den Preis einer weitgehenden Um- 
strukturierung und zusätzlicher Infrastrukturaufwen- 
dungen befriedigt werden könnte. 

Wird dagegen die Wahl von Betriebsstandorten mit 
vorhandenen kommunalen Entwicklungsvorstellun- 
gen abgestimmt, so liegt hierin eine Chance für 
eine Minderung des Nachfragedrucks von Betrieben 
nach Grundstücken mit älterer Wohnbausubstanz 
und damit eine Chance für deren Erhaltung. Eine 
solche Politik hat in Einzelfällen bereits Erfolg ge- 
habt und zur Erhaltung von innenstadtnahen Wohn- 
gebieten beigetragen. 

Sie wird dort verstärkt, wo neue Verkehrskonzepte 
auf den Gesamtzusammenhang kommunaler Lebens- 
funktionen Rücksicht nehmen und die weitestge- 
hende Erreichbarkeit für den privaten Individual- 
verkehr gegenüber anderen Zielen zurücktritt. Sol- 
che Planungen ermöglichen eine Reduzierung des 
Straßenneubauvolumens — auch auf diesem Sektor 
zugunsten der Bestandspflege und -erhaltung. Sie 
bringen darüber hinaus für die Zukunft eine ge- 
ringere Belastung auch kommunaler Haushalte mit 
sich, zumal in Fällen wo strengere Umweltschutzbe- 
stimmungen aufgrund des Bundesimmissionsschutz- 
gesetzes zusätzliche Aufwendungen für Schallschutz- 
maßnahmen aus Mitteln des Straßenbaues erforder- 
lich machen werden. 

Wesentliche Elemente entsprechender Verkehrspla- 
nungen sind Fußgängerzonen, wie sie in zahlreichen 
Gemeinden eingerichtet wurden oder geplant sind. 
Mit diesen Maßnahmen wird durch den Rückgang 
von Lärm und Luftverschmutzung die Umweltsitua- 
tion verbessert; die Attraktivität anliegender Wohn- 
gebiete steigt. 

Es ist derzeit noch nicht abzusehen, inwieweit solche 
Konzepte die Chancen für eine verminderte Ab- 
wanderung der Wohnbevölkerung aus den betrof- 
fenen Gebieten und für die Erhaltung der dort vor- 
handenen Mischfunktion tatsächlich spürbar ver- 
größern. 

Auch das vielfach vorgetragene Argument, die Ver- 
sorgung sozial schwacher Gruppen mit preisgünsti- 
gem Wohnraum mache die Erhaltung alter Bausub- 
stanz notwendig, bedarf einer Einschränkung: eine 
Modernisierung wird in der Regel eine Mieter- 
höhung nach sich ziehen. Veränderungen in der 
Struktur der Wohnbevölkerung können daher auch 
infolge von Erhaltungsmaßnahmen auftreten. Aller- 
dings sind solche Veränderungen bei Objektsanie- 
rungen geringer als bei Flächensanierungen. Die zu 
beobachtende stärkere Zuwendung zur Objektsa- 
nierung bei der Anwendung des StBauFG ist im 
übrigen ein weiteres Anzeichen für den Wandel 
städtebaulicher Zielsetzungen unter dem Aspekt der 
Erhaltung (vgl. hierzu Tz. 143). 
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Diesem Ziel dient auch Artikel 6 § 1 des Gesetzes 
zur Verbesserung des Mietrechtes und der Begren- 
zung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen vom 4. No- 
vember 1971 (BGBl. I S. 1745), der die Möglichkeit 
vorsieht, aufgrund von Rechtsverordnungen der Län- 
der in Gemeinden mit besonderem Wohnungsbe- 
darf die Zweckentfremdung von Wohnraum einer 
besonderen Genehmigungspflicht zu unterwerfen 
(Zweckentfremdungsverordnung). Die konsequente 
Anwendung solcher Verordnungen hat in Gebieten, 
die von strukturellen Veränderungsprozessen be- 
droht sind, zur Erhaltung vorhandener Wohnnut- 
zung beigetragen. 

Offensichtlich sind nicht nur soziale, strukturelle 
und funktionelle Gründe dafür maßgebend, daß der 
Erhaltungsgedanke im Städtebau an Bedeutung ge- 
winnt. Vielmehr spielen wirtschaftliche Gründe und 
zwar im Sinne einer gesamtwirtschaftlichen Betrach- 
tung eine zunehmende Rolle. Abgesehen von der 
Verbesserung der Kostenrelation Neubau/ Altbau- 
modernisierung ist hierfür die Überlegung maßge- 
bend, daß in den Gebieten mit alter Wohnbausub- 
stanz oder doch in der näheren Umgebung in aller 
Regel eine technische, soziale und privatwirtschaft- 
liche Infrastrukturausstattung vorhanden ist, die 
ihrer Struktur nach auf eine kleinräumige Mischung 
verschiedener Funktionen einschließlich der Woh- 
nutzung bezogen ist. Eine grundlegende Umstruk- 
turierung solcher Gebiete führt häufig dazu, daß 
vorhandene Infrastruktureinrichtungen teils brach- 
liegen, teils überhaupt aufgegeben werden. Die 
wirtschaftlichen Folgen einer solchen Entwicklung 
können, je nach örtlichen Gegebenheiten, erheb- 
lich sein. 

Private Erhaltungsmaßnahmen 

112 . Den in letzter Zeit zu beobachtenden privaten 
Modernisierungsmaßnahmen kommt im Rahmen der 
Erhaltungsaufgaben große Bedeutung zu. Umfas- 
sende und aufgegliederte Daten hierfür liegen noch 
noch nicht vor. Angaben, die im Rahmen der 1 ^/o- 
Wohnungsstichprobe 1972 erfaßt werden konnten, 
erlauben jedoch gewisse Aufschlüsse. Demnach sind 
seit 1972 nach überschlägigen Schätzungen jährlich 
etwa 500 000 Wohnungen modernisiert worden. 
Rechnet man mit einem durchschnittlichen Moderni- 
sierungsaufwand von nur 10 000 DM, dann betragen 
die privaten Ausgaben bereits 5 Mrd. DM jährlich 
(vgl. hierzu auch Tz. 34). 


Instrumente 

Modernisierungsförderung 

113 . Im Flinblick auf die wohnungspolitische und 
städtebauliche Bedeutung der Modernisierung sind 
Bund und Länder bestrebt, Wohnungsmodernisie- 
rungen durch eine teilweise Übernahme der Finan- 
zierungsaufwendungen anzuregen. Für diesen Zweck 
stehen — neben den Mitteln nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz — die Mittel aus dem gemein- 
samen Modernisierungsprogramm von Bund und 


Ländern zur Verfügung. Durch schwerpunktmäßige 
Förderung soll die städtebauliche Funktion vor allem 
älterer, in ihrer Entwicklung zurückgebliebener Orts- 
teile erhalten oder verbessert werden. Dadurch 
vermindert sich das Risiko, Modernisierungen in 
solchen Baugebieten zu fördern, in denen sie ohne- 
hin auch ohne öffentliche Hilfen durchgeführt wer- 
den. Die staatlichen Vergünstigungen müssen in 
voller Höhe an die Mieter weitergegeben werden. 
Bund und Länder haben 1974 und 1975 je 288 Mil- 
lionen DM für Zuschüsse und Darlehen zur Bewilli- 
gung bereitgestellt. 136 Millionen DM für Darlehen 
kamen aus Konjunkturprogrammen hinzu. 

Darüber hinaus können seit 1958 Modernisierungs- 
kosten nach § 82 a Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung steuerlich erhöht abgesetzt werden. 

Modifizierung des Baurechts 

114 . Einer Ergänzung bedarf auch das bauplanungs- 
und bauordnungsrechtliche Instrumentarium. Das 
heutige Baurecht dient ganz überwiegend der Ge- 
währleistung der beim Neubau zu berücksichtigen- 
den öffentlichen Belange. Bei der Anwendung auf 
Modernisierungsmaßnahmen entstehen daraus nicht 
selten Konflikte, weil die betroffenen Altbauten un- 
ter anderen stadtstrukturellen Voraussetzungen 
entstanden sind. Das gilt z. B. für die Abstandsvor- 
schriften. 

Die baurechtlichen Regelungen werden insoweit 
auch für Modernisierungen gültig bleiben müssen, 
als sie die unabdingbaren Voraussetzungen für die 
Erfüllung der heutigen Siedlungsfunktionen zu ge- 
währleisten haben. Insoweit heißt Modernisierung 
eben Anpassung der Bausubstanz an die heutigen 
Anforderungen. Andererseits sind jedoch die vom 
Altbaubestand zu erbringenden Leistungen in der 
regionalen Siedlungsstruktur zu berücksichtigen. 
Modernisierung ist nicht Neubau; eine gleiche Be- 
handlung von Neubauplänen und Modernisierungs- 
maßnahmen muß bei einer Orientierung an Neubau- 
vorhaben zu einer verzerrten baurechtlichen Beur- 
teilung von Altbaumodernisierungen führen. Das ge- 
samte Baurecht muß daher im Hinblick auf seine 
Anwendbarkeit für Modernisierungsmaßnahmen 
neu überdacht werden. 

Ein erster bauplanungsrechtlicher Schritt in diese 
Richtung sind die Vorschriften des StBauFG, die 
auch zugunsten der Erhaltung von Bauten, Straßen, 
Plätzen und Ortsteilen von geschichtlicher, künstle- 
rischer und städtebaulicher Bedeutung angewendet 
werden können. Durch die Novelle zum Bundesbau- 
gesetz sollen diese Regelungen weitgehend in das 
allgemeine Bodenrecht überführt und allgemein gül- 
tig werden. 

Die Bundesregierung hat in den Entwurf zur Novelle 
des BBauG Bestimmungen aufgenommen, die den 
Gemeinden die Möglichkeit geben. Belange der Er- 
haltung durchzusetzen. Hier sind insbesondere ne- 
ben der Entwicklungsplanung (§ 1) die erweiterten 
Nutzungsfestlegungen im Bebauungsplan nach § 9 
zu nennen. 
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In der Neufassung des § 34 BBauG ist vorgesehen, 
daß innerhalb von bebauten Ortslagen neben den 
bereits bisher genannten Belangen auch sonstige 
öffentliche Belange einem Vorhaben nicht entgegen- 
stehen dürfen. Zu solchen öffentlichen Belangen ge- 
hören u. a. auch die Rücksichtnahme auf erhaltens- 
werte Bauten, Straßen, Plätze und Ortsteile ge- 
schichtlicher, künstlerischer und städtebaulicher Be- 
deutung, wie sie § 1 a Abs. 5 des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung zur Änderung des Bundesbau- 
gesetzes ausdrücklich vorsieht. Damit kommt der 
Erhaltung des Charakters und Gesamteindrucks 
eines bebauten Gebietes im Abwägungsprozeß der 
kommunalen Planung besondere Bedeutung zu. 
Schließlich sind die Abbruchgenehmigung (§ 39 h) 
und das Modernisierungsgebot (§ 39 e) geeignet, der 
Beseitigung von Altbausubstanz entgegenzuwirken 
(weitere Einzelheiten der Novelle vgl. Tz. 126 ff.). 
Auch das Bauordnungsrecht der Länder wird in ähn- 
licher Weise auf seine Angemessenheit für Moderni- 
sierungsmaßnahmen überprüft werden müssen. 


Gestaltung und Denkmalpflege 

115 . Im Rahmen der städtebaulichen Erhaltungsauf- 
gaben spielen Stadtbildpflege und Denkmalschutz 
eine besondere Rolle. Nach der Aufgabenverteilung 
des Grundgesetzes sind hierfür die Länder zustän- 
dig. So wurden in den letzten Jahren in den fol- 
genden Ländern neuere Denkmalschutzgesetze er- 
lassen oder ältere einschlägige Gesetze novelliert: 

— Baden-Württemberg: Denkmalschutzgesetz vom 
29. Mai 1971 

— Bayern: Denkmalschutzgesetz vom 25. Juni 1973 

— Hamburg; Denkmalschutzgesetz vom 3. Dezem- 
ber 1973 

— Hessen: Denkmalschutzgesetz vom 23. September 
1974 

— Schleswig-Holstein: Denkmalschutzgesetz vom 7. 
Juli 1958 in der Fassung vom 18. September 1972. 

Alle diese Gesetze gehen davon aus, daß die Auf- 
gaben des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
sich gewandelt haben. So wird z. T. die städtebau- 
liche Bedeutung von Gebäuden neben der geschicht- 
lichen und künstlerischen in die Begriffsbestimmung 
des Baudenkmals aufgenommen. Ebenso ist der En- 
sembleschutz mehrerer baulicher Anlagen zumeist 
eingeführt. Schließlich enthalten die Gesetze teil- 
weise Vorschriften über die Pflicht des Eigentümers 
zur Erhaltung, Instandhaltung und Instandsetzung 
sowie zur zweckentsprechenden und schonenden 
Nutzung des Baudenkmals. Die Veränderung oder 
Beseitigung eines Denkmals ist genehmigungspflich- 
tig. Kann das Gebäude nicht von privater Seite er- 
halten werden, so hat die Gemeinde entweder ein 
Vorkaufsrecht, oder es besteht die Möglichkeit der 
Enteignung allein aus Gründen des Denkmalschut- 
zes. 


Europäisches Jahr des Denkmalschutzes 1975 

116 . Das Europäische Jahr des Denkmalschutzes 
1975 soll den Gedanken des Denkmalschutzes und 
der Erhaltung des architektonischen Erbes in beson- 
derer Weise fördern. Es steht unter dem Motto: 
„Eine Zukunft für unsere Vergangenheit" und soll 
nach einem Beschluß des Deutschen Nationalkomi- 
tees für das Europäische Denkmalschutz] ahr „Anlaß 
dazu sein, das Verständnis der Öffentlichkeit zu 
wecken und Grundlagen für eine neue Politik zu 
schaffen, die den Erhaltungsgedanken stärker als 
bisher zum Anliegen aller Beteiligten macht." (Der 
Beschluß im Wortlaut ist im Anhang des Berichts 
abgedruckt.) 

Das Deutsche Nationalkomitee, in dem die Bundes- 
regierung entsprechend vertreten ist, hat bereits im 
Jahre 1973 beschlossen, fünf deutsche Städte — Als- 
feld, Berlin, Rothenburg o. T., Trier und Xanten — 
als europäische Beispielstädte der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des Denkmalschutzjahres 
1975 zu benennen. Darüber hinaus werden die Städte 
Bamberg, Lübeck und Regensburg als nationale Bei- 
spielstädte herausgestellt. 

Die aufgrund der Vorbereitung und Durchführung 
des Europäischen Denkmalschutz] ahres zunehmende 
Bewußtseinsbildung für die Aufgaben der Erhaltung 
und der Denkmalpflege wird in der Bundesrepublik 
Deutschland durch eine Reihe zusätzlicher Initiati- 
ven verstärkt. So haben der Beschluß der Hauptver- 
sammlung des Deutschen Städtetages im Mai 1973, 
der Beschluß der Deutschen Akademie für Städtebau 
und Landesplanung 1974 in Lübeck sowie die Ent- 
schließung des Bundestagsausschusses für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau im Oktober 1974 
(Sitzungsprotokoll Nr. 29) und die Denkschrift der 
Arbeitsgemeinschaft Bamberg/Lübeck/Regensburg 
„Zur Erhaltung alter Städte" eine Fülle wertvoller 
einschlägiger Analysen und Anregungen gebracht, 
die die sachliche, rechtliche und finanzielle Proble- 
matik des Erhaltungsgedankens im Städtebau ver- 
deutlichen. In diesem Zusammenhang wird teil- 
weise auch die Erhöhung der in den Haushalten der 
Länder für die Denkmalpflege zur Verfügung ste- 
henden Mittel (im Jahre 1973 insgesamt 188 Millio- 
nen DM) gefordert. 

Gesamtkonzeption des Bundes 

117 . Die Bundesregierung unterstützt und fördert 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Zielsetzungen 
des Denkmalschutzjahres 1975. Sie ist mit den ge- 
nannten Gremien einig, daß dem Verfall kultur- 
historisch und städtebaulich wertvoller Gebäude 
entgegenzutreten ist. 

Die Wirksamkeit und Realisierung der vielen in 
diesem Zusammenhang vorgetragenen Maßnahmen 
lassen sich allerdings erst dann richtig einordnen, 
wenn sie im Rahmen eines Gesamtkonzeptes zu den 
übrigen, hier notwendigen bau-, finanz- und steuer- 
rechtlichen Maßnahmen in Beziehung gesetzt wor- 
den sind. 

Dieses Gesamtkonzept wird zur Zeit innerhalb der 
Bundesregierung erarbeitet. 
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Entwicklung und Nutzung der 
Siedlungsfläche 

Nutzungsprobleme in der Siedlungsfläche 

118 , Die Aufteilung und Nutzung der Gesamt- 
fläche des Bundesgebietes und die damit verbunde- 
nen großräumlichen Fragen werden im Raumord- 
nungsbericht der Bundesregierung behandelt. Rund 
10,5 der Gesamtfläche des Bundesgebietes sind 
als Siedlungsfläche anzusehen; zu ihr gehören Ge- 
bäude- und Hofflächen, Straßen, Wege und Eisen- 
bahnen, Parks, Grünanlagen, Ziergärten, Friedhöfe, 
Sport- und Flugplätze sowie militärische Übungs- 
plätze*). Aus den Nutzungsbedingungen innerhalb 
der Siedlungsfläche ergeben sich für den Städtebau 
besondere Gesichtspunkte, die in diesem Abschnitt 
erörtert werden sollen. 

In der Siedlungsfläche wirken sich die in den voran- 
gegangenen Abschnitten dargestellten Entwicklun- 
gen in erster Linie aus. In Zuordnung und Konkur- 
renz der Flächennutzung spiegeln sich die geschil- 
derten städtebaulichen Problembereiche wider. Mit 
steigenden Flächenansprüchen wachsen die Kon- 
kurrenz um günstig gelegene Gebiete und die Stör- 
wirkungen der Flächennutzungen untereinander. 
Verdrängungsprozesse und Umweltbeeinträchtigun- 
gen sind daher die Folge. 

Die Entwicklung von Größe und Art der Siedlungs- 
fläche wird, wie die vorangegangene Darstellung 
der städtebaulichen Problembereiche zeigt, von vie- 
len Faktoren beeinflußt, die teilweise untereinander 
in engem Wirkungszusammenhang stehen. Maßgeb- 
lich waren in der bisherigen Siedlungsentwicklung 
vor allem wirtschaftliche Faktoren, während nun 
verstärkt soziale und ökologische Gesichtspunkte 
hinzutreten. 

Aufgabe der gemeindlichen Bauleitplanung ist es, 
allen verschiedenen Faktoren hinreichend Rech- 
nung zu tragen, so daß unerwünschte Verdrängungs- 
prozesse unterbunden, die wechselseitige Beein- 
trächtigung der Flächennutzungen vermindert und 
gleichwohl eine sinnvolle Zuordnung der verschie- 
denen Nutzungsformen ermöglicht werden. 

Die Erfüllung dieser Aufgaben beweist sich als 
zunehmend schwierig. In Räumen, die von Aktivi- 
täten im Produktions- und Dienstleistungsbereich 
besonders betroffen sind, treten verstärkte Nut- 
zungskonflikte und Uberlastungserscheinungen bei 
hohen Nutzungsdichten auf. Hiervon sind nicht nur 
Verdichtungsräume betroffen, sondern auch solche 
zentralen Orte in ländlichen Gebieten, deren Sied- 
lungsfläche z. B. aus bauhistorischen und topogra- 
phischen Gründen besonders intensiv genutzt wird. 


*) In der Statistik der Bodennutzung werden Sport- und 
Flugplätze gemeinsam mit militärischen Übungsplät- 
zen ausgewiesen; die einzelnen Flädrenarten können 
daher ihrer Größe nach nicht voneinander getrennt 
werden. Für militärische Übungsplätze werden z. Z. 
schätzungsweise 8 ®/o der Siedlungsfläche beansprucht. 
Bei den Feststellungen über die Entwicklung und Nut- 
zung der Siedlungsflädie müssen daher gewisse Unge- 
nauigkeiten in Kauf genommen werden. 


Demgegenüber verlieren in anderen ländlichen Ge- 
meinden Flächen teilweise ihre Funktionen und 
bleiben unausgelastet. 

Die Entwicklung der Siedlungsfläche 
in der Bundesrepubiik 

119 . Die Siedlungsfläche entwickelte sich in der 
Vergangenheit unter Bedingungen schnellen Bevöl- 
kerungswachstums und wirtschaftlichen Aufbaues. 
Sie ist — bezogen auf die Jahre 1938/39 — beson- 
ders zwischen 1961 und 1970 stark gewachsen (vgl. 
Abbildungen 7). Seit 1970 ist ein leichter Rückgang 
des Siedlungsflächenwachstums festzustellen. Hier- 
aus kann jedoch nicht geschlossen werden, daß sich 
alle Flächenprobleme entschärft haben. Auch künftig 
werden strukturelle Veränderungen in Bevölke- 
rung und Wirtschaft Tendenzen zum Wachstum der 
Siedlungsfläche fördern. 

Die Siedlungsfläche ist im Bundesgebiet seit 1938 
schneller als die Wohn- und Arbeitsbevölkerung 
gewachsen. Während 1938/39 in den Gemeinden 
durchschnittlich für jeden Einwohner 334 qm Sied- 
lungsfläche vorhanden waren, entfielen 1972 bereits 
383 qm Siedlungsfläche auf jeden Einwohner. So- 
weit feststellbar hat die Siedlungsfläche auch in 
Städten zugenommen — und zwar in allen Gemein- 
degrößenklassen — , die kein Wachstum der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung zu verzeichnen hatten. In 
der Regel sind die Gebäude- und Hofflächen stärker 
als die Flächen von Straßen, Wegen und Eisenbah- 
nen gewachsen. 

Um einen Ausgleich zwischen den Nutzungsanfor- 
derungen der Gesellschaft und der Leistungsfähig- 
keit der natürlichen Grundlagen, der im Raumord- 
nungsbericht 1974 der Bundesregierung gefordert 
wird, zu ermöglichen, müssen die Gründe für das 
Wachstum der Siedlungsfläche wissenschaftlich 
näher untersucht werden. Hierfür bietet das „Mit- 
telfristige Forschungsprogramm Raum- und Sied- 
lungsentwicklung" Ansätze (vgl. Tz. 169), Bundes- 
weit einheitlich verwertbare Flächendaten stehen 
hierfür jedoch nicht zur Verfügung. Dadurch wird 
die generelle Verwertung von Einzeluntersuchun- 
gen für alle Gemeinden in der Bundesrepublik ent- 
weder erheblich beeinträchtigt oder verhindert. 

Die Siedlungsfläche in der Statistik 

120 , Die Statistik der Bodennutzung, die vorwie- 
gend agrarpolitischen Zwecken dient (und als Er- 
gänzung auch nicht landwirtschaftlich genutzte Flä- 
chen ausweist), ist zur Zeit das einzige Hilfsmittel, 
das die amtliche Statistik zum Nachweis der Flä- 
chennutzung zur Verfügung stellt. In ihr werden 
die einzelnen Flächenarten nach dem Betriebsprin- 
zip erfaßt. Die hier ausgewiesene Wirtschaftsfläche 
ist in der Regel nicht mit der Größe der jeweiligen 
Gemeindegebiete identisch. Flächenvergleiche z. B., 
im Zusammenhang mit der Einwohnerentwicklung, 
sind daher auf der Basis der Statistik der Bodennut- 
zung für Städte und Gemeinden nicht möglich. 

Unabhängig von der amtlichen Statistik werden 
aufgrund regelmäßiger Umfragen in bestimmten Ge- 
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meinden Erhebungen über die Bodennutzung vor- 
genommen und im Statistischen Jahrbuch Deutscher 
Gemeinden veröffentlicht. Diese Erhebungen bezie- 
hen sich auf die jeweiligen Gemeindegebiete. Die 
hierbei veröffentlichten Daten über die Große ins- 
besondere der bebauten Flächen, der Verkehrs- 
flächen und der öffentlichen Grünanlagen werden 
aber zum Teil in unterschiedlicher Weise erhoben, 
so daß Vergleiche erschwert sind. So werden in ein- 
zelnen Fällen Industrie- und Eisenbahnflächen ge- 
meinsam mit „öd- und Unland" als „sonstige Flä- 
chen" ausgewiesen. Damit sind wesentliche Bestand- 
teile der Siedlungsfläche nicht mehr erkennbar. Dar- 
über hinaus wurde insbesondere zwischen 1966 und 
1968 die Systematik der Flächenzuordnung nach 
Nutzungsarten geändert. Daher werden Grund- 
stücke, die 1960 noch der Siedlungsfläche zugeord- 
net waren, im Statistischen Jahrbuch Deutscher Ge- 
meinden im Jahre 1969 teilweise nicht mehr als Be- 
standteile der Siedlungsfläche geführt. Die Entwick- 
lung der Siedlungsflächen kann daher aufgrund der 
Statistik der Bodennutzung zwar für das Bundes- 
gebiet insgesamt verfolgt werden, für Vergleiche 
der Entwicklungen in einzelnen Gemeinden, ins- 
besondere zwischen 1960 und 1970, sind dagegen 
die erforderlichen Voraussetzungen nicht gegeben. 


Da die vorhandenen Daten über die Siedlungsflä- 
chen der Gemeinden bundesweit nicht vergleichbar 
sind, können z. Z. nur allgemeine Entwicklungen in 
gewissem Umfang beobachtet und dargestellt wer- 
den. 


Ursachen wachsender Ansprüche 
an die Siedlungsfläche 

121, Die Umschichtung der Beschäftigtenstruktur 
vom sekundären zum tertiären Bereich in den 
Städten bewirkte von 1961 bis 1970 unmittelbar 
eine Ausweitung der Siedlungsfläche, da der Flä- 
chenmehrbedarf für neue Dienstleistungsstätten 
oder für Erweiterungen nur in wenigen Ausnahme- 
fällen durch einen Minderbedarf an Flächen für an- 
dere Nutzungsarten ausgeglichen werden konnte. 
Die besonderen Standortanforderungen im tertiären 
Bereich erlaubten nur in Ausnahmefällen eine An- 
siedlung von Dienstleistungsstätten an früheren Ge- 
werbe- und Industriestandorten. So konnten z. B. in 
Bergbaugebieten aufgegebene Zechengrundstücke 
nur begrenzt für neue Produktions- und Dienst- 
leistungsnutzungen zur Verfügung gestellt werden. 
Davon abgesehen ist mit rückläufigen Beschäftigten- 


Abbildung 7 


Zuwachs an Siedlungsfläche, Wohnbevölkerung und Erwerbstätigen 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
von 1938/39—1972 (1938/39 = 100) 


Prozent (%) 



Quelle: Statistisches Bundesamt 
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zahlen in Produktionsbetrieben nur selten eine Ver- 
kleinerung der Betriebsgrundstücke verbunden. 

Statt dessen suchen wachsende Arbeitsstätten im 
Dienstleistungsbereich vorwiegend Standorte in den 
vorhandenen Siedlungskernen und tragen hier zur 
Abwanderung der Wohnbevölkerung und vieler 
kleinerer Produktionsbetriebe bei, für die Ersatz- 
bauland zur Verfügung gestellt werden muß. Der 
Bedarf nach Ersatzbauland ist im Umland größerer 
Städte am höchsten, weil hier die Siedlungskerne 
vielfach über eine besonders hohe Konzentration 
an Wohnungen und Arbeitsstätten verfügen und 
von den Folgewirkungen der Ausweitung von 
Dienstleistungsstätten entsprechend viele Einwoh- 
ner und Beschäftigte betroffen sind. 

Darüber hinaus muß auch mät Flächenmehrbedarf 
bei notwendigen Erweiterungen bestehender Pro- 
duktionsstätten, der Weiterentwicklung der Produk- 
tionsverfahren und weiterer Automatisierung der 
Betriebe gerechnet werden. Viele Betriebe erfüllen 
außerdem an ihrem jetztigen Standort immer weni- 
ger die zunehmenden Anforderungen, die sich z. B. 
von seiten des Umweltschutzes stellen. An alten 
Standorten steht in der Regel die notwendige Erwei- 
terungsfläche nicht zur Verfügung. 

122 , Neben den genannten Strukturveränderungen 
im Wirtschaftsbereich sind soziale Entwicklungen 
für das Flächenwachstum zunehmend von Bedeu- 
tung. Abgesehen von geringen Bevölkerungszu- 
wächsen in bestimmten Regionen ist allgemein mit 
wachsenden Flächenansprüchen aufgrund sozialer 
Veränderungen und wachsender individueller Be- 
dürfnisse zu rechnen. Die bisherige Flächenentwick- 
lung zeigt einen wachsenden Flächenanspruch pro 
Kopf. 

Die Ursache hierfür liegt im wesentlichen im Trend 
zur Kleinfamilie und in einem Einstellungswandel 
in Wohnansprüchen. Die durchschnittliche Haus- 
haltsgröße hat über viele Jahre ständig abgenom- 
men (1939; 3,27, 1972: 2,67); seit 1968 scheint sich 
jedoch die Tendenz zur Abnahme im Bundesdurch- 
schnitt zu verringern. Die Zahl der Personen je 
Wohnung ging ständig zurück (1950: 4,9, 1973; 2,7), 
während die durchschnittliche Größe neugebauter 
Wohnungen kontinuierlich zunahm (1952: 54,8 qm, 
1973: 85,5 qm). Die Nachfrage nach größeren Wohn- 
flächen je Einwohner dürfte sich fortsetzen. Insbe- 
sondere ist mit einer weiteren Zunahme der Be- 
dürfnisse von Einpersonenhaushalten zu rechnen, 
eine eigene Wohnung zu besitzen. Das Bedürfnis 
Jüngerer, unabhängig zu wohnen, wächst, darüber 
hinaus steigt nach vorliegenden Prognosen bis 1980 
auch die Zahl der über 65jährigen erheblich an. 

Diese Tendenzen wirken sich auf die Siedlungs- 
fläche aus. Eine Auswertung der Demonstrativbau- 
maßnahmen der letzten Jahre zeigt z. B. einen deut- 
lichen Zusammenhang zwischen der Haushaltsgröße, 
die sich in der Belegungsdichte der Wohnungen 
niederschlägt, und der Wohn- und Siedlungsdichte 
(Abbildung 8). 

Der Bedarf je Einwohner an Wohnbauland und 
Wohnsiedlungsflächen ist offensichtlich am gering- 


sten, wenn Wohnungen für Großfamilien und Klein- 
haushalte gemischt werden können (Belegungsdichte 
2,8 bis 2,9 Personen/Wohnung). Konzentrieren 
sich aber Wohnungen von Kleinhaushalten oder 
von größeren Familien in einem Baugebiet, so muß 
mit wachsendem Bedarf an Wohnbauland und Sied- 
lungsfläche gerechnet werden. 

Der Bedarf an Wohnbauland je Einwohner für Klein- 
haushalte steigt, weil einer Verdichtung der Grund- 
stücksnutzung Grenzen gesetzt sind; so müssen z. B. 
zwischen den Gebäuden Mindestabstände zwischen 
Gebäuden freigehalten werden, um Belichtung und 
Besonnung zu gewährleisten. Durch die Erfahrungen 
werden wissenschaftliche Erkenntnisse bestätigt, daß 
mit Hochhäusern von mehr als zwölf Geschossen die 
Nutzungsdichte nicht mehr erhöht werden kann. 

123 . Neben den Flächenansprüchen, die sich aus 
dem wirtschaftlichen und sozialen Wandel ergeben, 
ist auch mit einer Zunahme des Ersatzbedarfs und 
mit entsprechendem Flächenmehrbedarf zu rechnen. 
Etwa ein Viertel des Wohnungsbestandes ist vor 
1918 gebaut worden. Ein großer Teil der älteren 
Bausubstanz genügt nicht mehr den heutigen Wohn- 
ansprüchen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für den künftigen 
Flächenbedarf ist das Defizit an Gemeinbedarfs- 
flächen und das wachsende Bedürfnis nach einer 
besseren Ausstattung der Wohngebiete mit Einrich- 
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die ver- 
stärkte Nachfrage nach Infrastruktureinrichtungen 
und das wachsende Bedürfnis nach mehr Frei- und 
Erholungsflächen werden sich zu einem großen Teil 
in Flächen an Sprüchen niederschlagen. Besonders im 
Bereich der sozialen Infrastruktur, wie z. B. im Frei- 
zeit- und Erholungsbereich, ist innerhalb der Sied- 
lungsflächen mit wachsenden Ansprüchen zu rech- 
nen. 

Die Bewältigung der Verkehrsprobleme in der Sied- 
lungsstruktur (vgl. Tz. 57 ff.) wird die bisherigen 
Probleme weiter verschärfen. Bei steigendem Ver- 
kehrsbedarf wird sich der Störbereich der Verkehrs- 
wege, insbesondere der Straßen erweitern und im- 
mer mehr Siedlungsflächen in Mitleidenschaft zie- 
hen. Es ist daher verständlich, daß der Widerstand 
gegen neue Straßenplanungen von seiten der an- 
liegenden Flächennutzer steigt. Wenn der Verkehr 
daher eine humane Siedlungsentwicklung nicht 
ernsthaft beeinträchtigen soll, müssen erhebliche 
Umweltschutzmaßnahmen zur Eindämmung der Stör- 
wirkungen des Stadtverkehrs ergriffen werden. 

Einen weiteren Begrenzungsfaktor bilden die stadt- 
hygienischen Anforderungen an ausreichend große 
Grünflächen innerhalb des Siedlungsbereichs, die 
sowohl soziale, wie klimatologische Voraussetzun- 
gen erfüllen (vgl. Tz. 86 und 87). Da die Siedlungs- 
fläche sich vornehmlich auf Kosten der landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen ausdehnt, wird es darauf 
ankommen, für die Erhaltung der notwendigen Frei- 
räume nachdrücklich zu sorgen. Dies wird nur durch 
Einschränkung der sonstigen Flächenansprüche mög- 
lich sein. Dies gilt insbesondere in heute bereits 
stark verdichteten Räumen. 
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Wegen der Standorterfordernisse und der sich teil- 
weise ausschließenden Nutzungskonkurrenzen ist 
damit zu rechnen, daß selbst bei stagnierender Ent- 
wicklung der Einwohner- und Beschäftigtenzahlen 
Tendenzen zur Ausweitung der Siedlungsfläche auch 
weiterhin bestehen. Das Außmaß dieser Entwicklung 
wird jedoch unterschiedlich sein. Es muß — nach 
vielen Faktoren differenziert — in seinen Auswir- 
kungen quantifiziert werden, um hinreichende 
Grundlagen für gegenwärtige und künftige Pla- 
nungsaufgaben zu schaffen. 


Nutzungskonkurrenz in der Siedlungsfläche 

124 . Während die Ansprüche an die Fläche nach 
wie vor zunehmen, wachsen die Schwierigkeiten, 
geeignete Flächen in der gewünschten Lage und zum 
richtigen Zeitpunkt bereitzustellen. In den zentralen 
und gut erschlossenen Standorten kann die Nach- 


frage vielfach nicht befriedigt werden. Nur ein Teil 
des steigenden Bedarfs ist durch Verdichtung der 
baulichen Nutzung auszugleichen. Der Verdichtung 
z. B. durch Erhöhung der Geschoßflächenzahlen sind 
vielmehr deutliche Grenzen gesetzt. In vielen Sied- 
lungsteilräumen reichen die gegenwärtigen Nut- 
zungsdichten offenbar bereits an problematische 
Grenzwerte heran, die wissenschaftlich weiter unter- 
sucht werden müssen. Hinzu kommt, daß zunehmend 
Nutzungsansprüche einander ausschließen. Dies gilt 
zunehmend dort, wo infolge höherer Verkehrskon- 
zentrationen auf begrenzten Verkehrsflächen die 
Wohn- und Arbeitsbedingungen auf angrenzenden 
Grundstücken beeinträchtigt werden. 

Die Störwirkungen des Verkehrs und die Zunahme 
von Dienstleistungsbetrieben haben dazu geführt, 
daß sich die Vorstellungen über die Zweckmäßigkeit 
von Funktionsmischungen gewandelt haben. Bisher 
ließen die Umweltbeeinträchtigungen, die von den 
Gewerbebetrieben selbst ausgingen, eine Entmi- 


Abbildung 8 


Zusammenhänge zwischen Flächenverbrauch und Belegungsdichte 
von Wohnungen (Planungswerte) 

Fläche/Einwohner 



EIS] Ein- und Zweifamilienhäuser 
Mehrfamilienhäuser 
IH Mehrfamilienhäuser 


(1+2 Geschosse) 
(2 — 4 Geschosse) 
(über 4 Geschosse) 


Belegungsdichte 
(Pers. /Wohnung) 


Quelle; Schriftenreihe des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau Nr. 01.050, Versuchs- und Vergleichsbauten und Demon- 
strativmaßnahmen, hier: Bebauungspläne von Demonstrativmaßnahmen, 
Vergleichende Untersuchungen. 
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schung von Wohn- und Arbeitsstätten angezeigt er- 
scheinen. Durch die Entmischung erhöhten sich je- 
doch die Verkehrsbewegungen in einem Umfang, 
daß eine Mischung der beiden Funktionen „Woh- 
nen" und „Arbeiten" zur Minderung des Verkehrs- 
aufkommens vielfach als das kleinere Übel ange- 
sehen werden muß. Dies scheint insbesondere dort 
zu gelten, wo die Arbeitsstätte selbst, wie im 
Dienstleistungsbereich, wenig Umweltstörungen her- 
vorruft. Dabei ist jedoch zu beachten, daß viele Be- 
triebe des Dienstleistungsbereichs einen erheblichen 
Wirtschaftsverkehr verursachen, so daß insoweit den 
Mischungstendenzen von vornherein Grenzen ge- 
setzt sind. 

In der Konkurrenz um knappe Siedlungsflächen set- 
zen sich in der Regel die wirtschaftsstärkeren Flä- 
chennuntzungen durch und treten an Stelle der wirt- 
schaftsschwächeren. Insbesondere in den Siedlungs- 
kernen wird auf dem Baulandmarkt der Flächenpro- 
duktivität im Dienstleistungsbereich auch künftig er- 
hebliche Bedeutung beigemessen werden; damit 
steigen die Bodenpreise in Kerngebieten tenden- 
ziell auch weiterhin, wenn für den Dienstleistungs- 
bereich zu knappe Flächen vorhanden sind. 

Um zusätzliche Bauflächen zu schaffen, wurden in 
den letzten Jahren wiederholt Möglichkeiten erör- 
tert, ob die Baulandprobleme durch Nutzung in meh- 
reren Schichten — z.B. durch Bahnhofsüberbauung — 
gemildert werden können. Entsprechende Lösungs- 
vorschläge lassen aber in der Regel nur solche Nut- 
zungsarten zu, die hohe Mietbelastungen tragen 
können, also besonders hochspezialisierte Dienst- 
leistungsbetriebe, die ihrerseits wiederum auf die 
Nähe zu bestehenden Kerngebieten angewiesen 
sind (vgl. Tz. 43). Damit würden Tendenzen zur Aus- 
bildung von einseitigen Betriebsstrukturen unter- 
stützt und das ohnehin hohe Verkehrsaufkommen in 
Richtung auf das Zentrum noch verstärkt werden. 
Die Gemeinden werden die Folgen mehrschichtiger 
Nutzungsfestsetzungen daher jeweils sogrfältig zu 
prüfen haben. 

Andererseits sollten die Gemeinden gerade in den 
Problemzonen den Ausbau von Grünflächen und 
standortgebundenen Einrichtungen sozialer Infra- 
struktur fördern, um die Wohnqualität nicht weiter 
absinken zu lassen und ausgewogene Nutzungs- 
strukturen zu erhalten. 


Folgerungen 

125 . Aufgabe von Raumordnung und Städtebau ist 
es, ausgewogene Raum- und Siedlungsstrukturen 
zu ermöglichen. Das vorhandene Siedlungsflächen- 
potential muß für unterschiedliche und wachsende 


gesellschaftliche Erfordernisse unter Schonung der 
unbebauten Landschaft weiter entwickelt werden. 
Dazu ist es notwendig, die verschiedenen konkur- 
rierenden Ansprüche an die Fläche besser aufein- 
ander abzustimmen, die Entwicklung vorausschauend 
zu beobachten und die Planungsaktivitäten zu koor- 
dinieren. Den großräumigen Bezugsrahmen hierfür 
bilden das Bundesraumordnungsprogramm und die 
Entwicklungspläne der Länder. 

Auf kommunaler Ebene sollten die Faktoren der 
Flächenentwicklung in kommunalen Entwicklungs- 
plänen geordnet werden. Hierzu sind Verbesserun- 
gen des Planungsinstrumentariums und der Funk- 
tionsfähigkeit des Bodenmarktes erforderlich, ins- 
besondere sollten Ökonomische Gesichtspunkte ge- 
genüber anderen Belangen keinen Vorrang genie- 
ßen. Darüber hinaus sind die Gemeinden auf ver- 
besserte Instrumente zur Planungsverwirklichung, 
ein erweitertes Vorkaufsrecht und differenziertere 
Möglichkeiten zur Festsetzung von Nutzungen an- 
gewiesen. 

Die Gemeinden sehen sich aber in der Aufstellung 
und Durchsetzung von Entwicklungskonzeptionen 
erheblichen Schwierigkeiten ausgesetzt, weil immer 
noch kurzfristige ökonomische Überlegungen nach 
der geltenden Finanzverfassung Vorrang genießen. 
Darüber hinaus stehen den Gemeinden, zur sicheren 
Beurteilung der städtebaulichen Folgewirkungen 
einzelner Entscheidungen, hinreichende Daten oft 
nicht zur Verfügung. Hierfür wären vorwiegend Er- 
kenntnisse und Daten geeignet, die im gesamten 
Bundesgebiet nach einheitlichen Kriterien erfaßt 
werden, weil innerhalb der Länder Vergleichsmate- 
rial nur in begrenztem Umfang anfällt. 

Auch die Länder und der Bund sind auf solche Ver- 
gleichswerte, insbesondere für Programme zur För- 
derung städtebaulicher Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungsge- 
setz, angewiesen. 

Neben Forschungsaufgaben in Einzelbereichen der 
Stadtentwicklung, besteht daher für den Bund ein 
erhebliches Bedürfnis nach wissenschaftlicher Er- 
arbeitung von übergreifenden Kriterien für die Ent- 
wicklung von Siedlungsflächen insgesamt (vgl. Tz. 
169). 

Im Bereich der Statistik muß erreicht werden, daß 
die Entwicklung von Siedlungsflächen in den einzel- 
nen Gemeinden, anhand gesicherter Grundlagen der 
Vermessungsverwaltungen, bundeseinheitlich ver- 
folgt werden kann. Daher steht die einheitliche Er- 
fassung von Flächen nach städtebaulichen Gesichts- 
punkten im Vordergrund der Bemühungen der Bun- 
desregierung. Hierbei sind Anfangserfolge zu ver- 
zeichnen, die weiterzuentwickeln sind (vgl. Tz. 
176 ff.). 
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Abschnitt D 

Schwerpunkte der Städtebaupolitik des Bundes 


Reform der städtebaulich relevanten 
Rechtsordnung 

Veränderung der städtebaulichen Aufgabenstellung 

126 . Die Veränderungen, die in fast allen Lebens- 
bereichen immer rascher vor sich gehen und die sich 
in vielfältiger Weise auf die Verhältnisse in den Ge- 
meinden auswirken, sowie die sich hieraus für die 
Gemeinden ergebenden veränderten Aufgaben der 
Ordnung und Entwicklung sind wiederholt bereits 
in den Städtebauberichten 1969 und 1970 dargestellt 
worden. Im Teil C dieses Berichts sind ausgewählte 
Problembereiche der städtebaulichen Entwicklung 
analysiert und bewertet worden. Diese Analysen 
und Bewertungen zeigen deutlich, daß das geltende 
Bundesbaugesetz den Anforderungen, die sich aus 
der städtebaulichen Entwicklung ergeben, nicht ge- 
recht wird. Als besonders schwerwiegender Mangel 
des Bundesbaugesetzes wird der Verzicht auf Inan- 
spruchnahme von Bodenwertsteigerungen angese- 
hen, die über Erschließungsmaßnahmen hinaus durch 
städtebauliche Maßnahmen eingetreten sind. 

Reform in Stufen 

127 . Die im Bundestag vertretenen politischen Par- 
teien sowie die organisierten gesellschaftlichen 
Kräfte haben übereinstimmend die Reformbedürftig- 
keit des Bundesbaugesetzes bejaht, wenn auch im 
einzelnen hierüber unterschiedliche Vorstellungen 
bestehen. Die Bundesregierung hat bereits in ihrem 
Städtebaubericht 1970 die Novellierung des Bundes- 
baugesetzes als dringend notwendige gesetzgebe- 
rische Maßnahme bezeichnet und dabei zum Aus- 
druck gebracht, daß Fortschritte nur durch eine Re- 
form in Stufen zu verwirklichen sind. Eine Gesamt- 
novellierung würde erfahrungsgemäß längere Zeit 
in Anspruch nehmen; die dringendsten Probleme — 
die Verbesserung der bodenpolitischen Situation der 
Gemeinden und die Fortentwicklung des gemeind- 
lichen Planungsrechts — sollten aber möglichst rasch 
gelöst werden. 

Mit dem am 1. August 1971 in Kraft getretenen 
Städtebauförderungsgesetz wurde ein erster Schritt 
unternommen, die Mängel und Unzulänglichkeiten 
des geltenden Städtebaurechts zu beseitigen. In sei- 
nem sachlichen Anwendungsbereich stellt es ein 
Sondergesetz gegenüber dem Bundesbaugesetz dar. 
Es findet nur auf die Vorbereitung, Planung und 
Durchführung einschließlich der finanziellen und ab- 
gabenrechtlichen Förderung der städtebaulichen Sa- 
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen Anwendung. 
Es gilt auch nur zeitlich befristet. Nach Durchführung 
der städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs- 


maßnahmen finden die Bestimmungen des Städte- 
bauförderungsgesetzes keine Anwendung mehr. In 
spätereren Zeiten können sich daher die Unzuläng- 
lichkeiten des Bundesbaugesetzes auch für die Sa- 
nierungsgebiete und Entwicklungsbereiche wieder 
voll auswirken. 

Das Nebeneinander zweier stark unterschiedlicher 
Städtebaugesetze hat zu einer Disparität in der 
städtebaulichen Rechtsordnung geführt, die auf die 
Dauer aus rechts-, zum Teil auch verfassungs- und 
kommunalpolitischen Gründen, schließlich auch im 
Hinblick auf die Gleichgewichtigkeit der städtebau- 
lichen Entwicklung nicht vertretbar ist. 

Die Bundesregierung hat daher in einem weiteren 
Reformschritt dem Bundestag den Entwurf einer No- 
velle zum Bundesbaugesetz zugeleitet. Mit diesem 
Gesetzentwurf sollen vor allem — entsprechend der 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 — Grund- 
sätze des Städtebauförderungsgesetzes in das all- 
gemeine Städtebaurecht übertragen werden und die 
bodenpolitische Situation der Gemeinden verbes- 
sert werden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß im 
Städtebauförderungsgesetz einige wesentliche Fra- 
gen dort deshalb keiner gesetzgeberischen Lösung 
zugeführt worden sind, weil eine auf den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes beschränkte Lösung nicht 
möglich war. Es handelt sich hierbei insbesondere 
um das städtebauliche Planungsrecht. 

Bei den bisherigen Beratungen des Entwurfs in den 
parlamentarischen Gremien hat sich erneut gezeigt, 
daß bei allen Abweichungen im Detail grundsätz- 
liche Übereinstimmung in der Zielsetzung besteht. 
Ein Planspiel, das dem Ausschuß des Deutschen Bun- 
destages für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau präsentiert wurde, hat die Praktikabilität der im 
Entwurf vorgesehenen Regelungen bestätigt, jedoch 
deutlich gemacht, daß in Detailfragen noch Änderun- 
gen zu erwägen sind. In der öffentlichen Anhörung 
von Sachverständigen und Verbänden hat die 
Grundkonzeption des Entwurfs ebenfalls überwie- 
gend Zustimmend gefunden. Zu den einzelnen Rege- 
lungen sind zahlreiche Empfehlungen und Anregun- 
gen vorgelegt worden, die Gegenstand der Beratun- 
gen im weiteren Gesetzgebungsverfahren sein wer- 
den. 

Planung 

128 . Die Neugestaltung der planungsrechtlichen 
Vorschriften trägt der veränderten Aufgabenstel- 
lung im Städtebau — wie sie auch im Teil C dieses 
Berichts zum Ausdruck gekommen ist — Rechnung. 
Die Gemeinden bleiben verpflichtet, die für die 
städtebauliche Entwicklung notwendigen Bauleit- 
pläne aufzustellen, sobald und soweit es erforder- 
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lieh ist. Die Bauleitpläne sind jedoch nicht nur, wie 
bereits im geltenden Recht, den Zielen der Raum- 
ordnung und Landesplanung anzupassen, sie haben 
auch eine vorhandene städtebauliche Entwicklungs- 
planung der Gemeinde zu berücksichtigen. 

Die städtebauliche Planung hat schon jetzt in der 
Praxis einen starken Wandel erfahren. In einer 
wachsenden Anzahl von Gemeinden aller Größen- 
ordnungen wird die städtebauliche Planung in eine 
Entwicklungsplanung eingeordnet, die als überge- 
ordnete Planung für den Gesamtbereich oder Teil- 
bereich der kommunalen Tätigkeiten Zielvorstellun- 
gen entwickelt und diese aufeinander abstimmt. Ins- 
besondere enthält diese Entwicklungsplanung auch 
Aussagen über die kommunalen Investitionen und 
die Zeit- und Rangfolgen für die Durchführung be- 
absichtigter städtebaulicher Maßnahmen, denn nur 
dann ist eine sinnvolle Koordinierung der im Zuge 
der Durchführung städtebaulicher Maßnahmen benö- 
tigten Mittel möglich. 

Die Neufassung der Grundsätze der Bauleitplanung 
im Gesetzentwurf trägt den Veränderungen an die 
Anforderungen im Städtebau Rechnung. Es soll klar- 
gestellt werden, daß bei der Aufstellung der Bau- 
leitpläne u. a. berücksichtigt werden: die natürlichen 
Gegebenheiten sowie die Entwicklung der Land- 
schaft und die Landschaft als Erholungsraum, die 
erhaltenswerten Ortsteile, Bauten, Straßen und 
Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte- 
baulicher Bedeutung, ferner die Belange des Um- 
weltschutzes, die Erhaltung und Sicherung der na- 
türlichen Lebensgrundlagen (insbesondere des Bo- 
dens, des Wassers, des Klimas und der Luft) sowie 
die Belange des Verkehrs einschließlich einer mit 
der angestrebten Entwicklung abgestimmten Ver- 
kehrsbedienung durch den öffentlichen Personen- 
nahverkehr. 

Aus der zunehmend auf Entwicklungen abzielenden 
städtebaulichen Planung ergibt sich auch das Bedürf- 
nis nach stärkerer Koordinierung der Fachplanungen 
und sonstigen Fachmaßnahmen einerseits und der 
städtebaulichen Planung andererseits. Dem trägt der 
Entwurf der Novelle zum Bundesbaugesetz dadurch 
Rechnung, daß die Träger der öffentlichen Belange 
und die Gemeinde verpflichtet werden, sich gegen- 
seitig mit dem Ziel einer möglichst frühzeitigen Ab- 
stimmung bei der Vorbereitung, Planung und Durch- 
führung ihrer Maßnahmen umfassend zu unterrich- 
ten. Die Träger der öffentlichen Belange sollen künf- 
tig der Gemeinde in ihrer Stellungnahme von ihnen 
beabsichtigte oder eingeleitete Planungen und son- 
stigen Maßnahmen mitteilen, die für die städtebau- 
liche Entwicklung bedeutsam sein können. Diese Ab- 
stimmungspflicht wird verstärkt im Zusammenspiel 
zwischen Bauleitplanung und Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur. 

Ein wesentlicher Mangel des Bundesbaugesetzes be- 
steht darin, daß die Gemeinde nicht in der Lage ist, 
die Nutzungen dort, wo es erforderlich ist, im Inter- 
esse der Stadtentwicklung ausreichend konkret zu 
bestimmen. Die städtebauliche Notwendigkeit diffe- 
renzierter Festsetzungsmöglichkeiten im Bebauungs- 
plan ist in den Abschnitten „Standortprobleme von 


Betrieben im Produktions- und Dienstleistungsbe- 
reich" und „Entwicklung und Nutzung der Siedlungs- 
fläche" im einzelnen dargelegt. 

Der Gesetzentwurf räumt den Gemeinden — in Fort- 
entwicklung des zulässigen Inhalts der Bebauungs- 
pläne — und in Anlehnung an die Ersatz- und Er- 
gänzungsgebiete im Städtebauförderungsgesetz — 
die Möglichkeit ein, die Nutzungen der Grundstücke 
im Interesse einer geordneten städtebaulichen Ent- 
wicklung und zur Vermeidung von Fehlnutzungen 
differenzierter festzusetzen. So sollen Festsetzungen 
zulässig sein, nach denen auf bestimmten Grund- 
stücken nur Wohngebäude im sozialen Wohnungs- 
bau oder zur Befriedigung der Wohnbedürfnisse be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen errichtet und ge- 
nutzt werden dürfen. Weiterhin sollen die Gemein- 
den in die Lage versetzt werden, unterschiedliche 
Nutzungsfestsetzungen auch für übereinander lie- 
gende Ebenen vorzusehen. 

Ein Grundstück soll erst dann baulich genutzt wer- 
den, wenn auch die Einrichtung der erforderlichen 
Infrastrukturmaßnahmen gesichert ist. Der Entwurf 
gibt die Möglichkeit, daß die Gemeinde entspre- 
chende Festsetzungen in den Bebauungsplan auf- 
nimmt bzw. insoweit Auflagen bei der Genehmigung 
des Bebauungsplans gemacht werden. 

Zusätzlich soll eine Entwicklungsgenehmigung in 
bereits bebauten Gebieten gewährleisten, daß sich 
der Verdichtungsprozeß in bestimmten Bereichen in 
Abstimmung mit den notwendigen Infrastrukturmaß- 
nahmen vollzieht. Die Entwicklungsgenehmigung 
hebt bestehende Baurechte nicht auf; die Möglich- 
keit der baulichen Nutzung wird aber von der Siche- 
rung der sie auslösenden Folgemaßnahmen abhän- 
gig gemacht. Die Realisierung der zulässigen bau- 
lichen Nutzung wird damit zeitlich gesteuert. 

Der Gesetzentwurf trägt auch der bereits im Städte- 
baubericht 1970 (Drucksache W1497 S. 50 ff.) aus- 
führlich dargestellten Notwendigkeit einer stärkeren 
Mitwirkung der Bürger an der städtebaulichen Pla- 
nung Rechnung. Die Bürger sollen möglichst früh- 
zeitig über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Aus- 
wirkungen der Planung unterrichtet werden; ihnen 
soll auch Gelegenheit zur Äußerung gegeben wer- 
den. Dabei sollen auch, soweit dies möglich ist, ver- 
schiedene Lösungen für die städtebauliche Entwick- 
lung gegenübergestellt werden. Der Entwurf läßt 
allen geeigneten Möglichkeiten der Beteiligung, die 
sich auch nach den Verhältnissen des Einzelfalles 
richten, Raum. 

Die erstmals im Städtebauförderungsgesetz veran- 
kerte Sozialplanung mit den sich daraus ergebenden 
Pflichten der Gemeinde soll in den Grundgedanken 
in das Bundesbaugesetz übernommen werden. Er- 
gänzend hierzu sieht der Entwurf unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Härteausgleich vor. 

Durchführung der Planung 

129 . Den Gemeinden müssen ausreichende Mög- 
lichkeiten zur Verwirklichung der Planung zur Ver- 
fügung stehen, damit sie dort, wo private Initiativen 
fehlen oder nicht ausreichen, in dem gebotenen 
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Maße auf die Planverwirklichung einwirken kann. 
Zu diesem Zweck sollen die Gemeinden mit den aus 
dem Städtebauförderungsgesetz bereits bekannten 
Instrumentarien, nämlich dem Bau-, Abbruch- und 
Modernisierungsgebot, ausgestattet werden. Das 
Baugebot soll um ein Nutzungsgebot erweitert und 
durch ein Pflanzgebot ergänzt werden. Den Gemein- 
den wird ferner die Möglichkeit gegeben, Gebiete 
festzulegen, in denen der Abbruch von Gebäuden 
der Genehmigung bedarf. Diese Abbruchgenehmi- 
gung soll vor allem der Sicherung erhaltungswürdi- 
ger Bausubstanz dienen und die Gemeinden auch 
in die Lage versetzen, Umstrukturierungen sozial- 
gerecht zu steuern. 

Plangewährleistung 

130 . Als Hemmnis für die städtebauliche Entwick- 
lung hat sich auch die Ausgestaltung des Planungs- 
schadensrechts erwiesen. Nach dem geltenden Recht 
werden nämlich grundsätzlich alle zu irgendeiner 
Zeit einmal gewährten städtebaulichen Nutzbarkei- 
ten geschützt, und zwar unbefristet und ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Grundeigentümer von der Nutz- 
barkeit Gebrauch gemacht hat oder nicht. Diese 
Regelung führt zur Erstarrung der Planung und trägt 
notwendig werdenden Planänderungen — und heute 
sind häufiger als früher Planänderungen erforder- 
lich, und zwar in allen Baugebieten — nicht aus- 
reichend Rechnung. 

Der Entwurf der Novelle zum Bundesbaugesetz sieht 
daher vor, daß der Eigentümer für eine durch den 
Bebauungsplan eintretende Wertminderung seines 
Grundstücks nur dann eine angemessene Entschädi- 
gung in Geld verlangen kann, wenn durch den Be- 
bauungsplan die Ausübung der verwirklichten Nut- 
zung oder die sonstige Möglichkeit der wirtschaft- 
lichen Verwertung des Grundstücks, die sich aus der 
verwirklichten Nutzung ergibt, unmöglich gemacht 
oder wesentlich erschwert wird. Eine darüber hin- 
ausgehende Entschädigung für Minderungen der 
reinen planungsrechtlichen Nutzbarkeit, von der ein 
Eigentümer bis dahin also keinen Gebrauch gemacht 
hat, wird nur innerhalb einer Frist von vier Jahren 
nach Vorliegen der Zulässigkeit der Nutzung ge- 
währt (Plangewährleistungsfrist). Nach Ablauf der 
Frist stellt sich die eröffnete Möglichkeit der Nut- 
zung im enteignungsrechtlichen Sinne nachträglich 
als eine nicht genutzte Chance dar, die als solche 
nicht mehr zu entschädigen ist. 

Vorkaufsrecht 

131 . Der Gesetzgeber des Bundesbaugesetzes hat 
das gemeindliche Vorkaufsrecht in sachlicher und 
räumlicher Hinsicht sehr eng ausgestaltet; auf die 
Notwendigkeit einer Erweiterung des Vorkaufs- 
rechts ist in Teil C hingewiesen worden (vgl. ins- 
besondere Tz. 125). Der Entwurf der Novelle zum 
Bundesbaugesetz trägt dem Rechnung. In bestimm- 
ten Gebieten soll der Gemeinde darüber hinaus ein 
sog. preislimitierendes Vorkaufsrecht zustehen, das 
heißt, sie soll das Recht haben, bei Ausübung des 
Vorkaufsrechts überhöhte Kaufpreise herabzuset- 


zen. Dadurch soll die Funktionsfähigkeit des Vor- 
kaufsrechts gerade in den Gebieten wiederherge- 
stellt werden, in denen die Allgemeinheit besondere 
Aktivitäten entfaltet und in denen auch besonders 
hohe Bodenpreissteigerungen auftreten. Dem Ver- 
käufer soll ein Rücktrittsrecht eingeräumt werden, 
es sei denn, das Grundstück wird aus Gründen des 
Gemeinwohls für städtebauliche Zwecke benötigt. 


Bauen im Außenbereich, 

Berücksichtigung landwirtschaftlicher Belange 

132 . Durch Änderung der Vorschriften über das 
Bauen im Außenbereich soll künftig dem Struktur- 
wandel in der Landwirtschaft stärker Rechnung ge- 
tragen werden, ohne daß damit einer Zersiedlung 
der Landschaft Vorschub geleistet wird. 

Ferner sollen die Vorschriften des Städtebauförde- 
rungsgesetzes über städtebauliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur in das Bundesbaugesetz übernom- 
men werden. Dadurch wird sichergestellt, daß in bei- 
den Bereichen eng zusammengearbeitet und den Be- 
langen der Landwirtschaft ausreichend Rechnung ge- 
tragen wird. Hierauf ist bereits unter Tz. 128 hinge- 
wiesen worden. 


Enteignung 

133 . Das Enteignungsverfahren des Bundesbauge- 
setzes hat sich als zu langwierig erwiesen. Das 
Städtebauförderungsgesetz sieht hier bereits we- 
sentliche Erleichterungen vor, die in das Bundesbau- 
gesetz übertragen werden sollen. Das Enteignungs- 
verfahren soll unter Wahrung rechtsstaatlicher Ga- 
rantien von vermeidbaren Verzögerungen befreit 
werden. Schließlich sollen auch die Arten der Ent- 
schädigung erweitert werden. 


Inanspruchnahme maßnahmebedingter 
Bodenwertsteigerungen 

134 . Das Bundesbaugesetz hat bewußt von einer 
Inanspruchnahme der durch städtebauliche Maßnah- 
men bewirkten Bodenwertsteigerungen abgesehen. 
Auch die Baulandsteuer sollte einen Angebots- und 
Bebauungsdruck bewirken. Mit den Erschließungs- 
beiträgen beteiligen sich die Eigentümer nur zu 
einem geringen Teil an den Kosten der Infrastruk- 
turmaßnahmen. 

In Anlehnung an die bodenpolitischen Grundsatzent- 
scheidungen des Städtebauförderungsgesetzes sieht 
der Gesetzentwurf vor, daß die infolge der Entwick- 
lung oder Neugestaltung eintretenden Wertsteige- 
rungen des Bodens in Gebieten, in denen ein Be- 
bauungsplan aufgestellt, geändert oder ergänzt wor- 
den ist, — in Höhe von 50 Vo — der Allgemeinheit 
zufließen. Diese Wertsteigerungen der Grundstücke 
sollen als Ausgleichsbetrag an die Gemeinde gezahlt 
werden, sobald die im Bebauungsplan festgesetzte 
Nutzung für das betreffende Grundstück realisiert 
wird. Ein solcher Ausgleichsbetrag rechtfertigt sich 
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schon deshalb, weil diese Wertsteigerungen ohne 
Maßnahmen der öffentlichen Hand nicht eingetreten 
wären. 

Spiegelbildlich zu der Regelung über die Erhebung 
eines Ausgleichsbetrages sollen bei der Bemessung 
von Ausgleichsleistungen in der Umlegung und von 
Entschädigungsleistungen in der Enteignung 50 
der Wertsteigerungen, die durch die Aussicht auf 
eine Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets 
sowie durch ihre Vorbereitung und Durchführung 
eingetreten sind, unberücksichtigt bleiben. 

Weitere Maßnahmen 

135 . Mit dem Entwurf der Novelle zum Bundesbau- 
gesetz sollen unter Übernahme der Grundgedan- 
ken des Städtebauförderungsgesetzes vordringliche 
städtebauliche Probleme, und zwar die Verbesse- 
rung der bodenpolitischen Situation der Gemeinden 
und die Fortentwicklung des gemeindlichen Pla- 
nungsrechts, gelöst werden. Darüber hinaus müssen 
aber auch die städtebaurechtlichen Vorschriften, die 
in dem Entwurf der Novelle zum Bundesbaugesetz 
nicht angesprochen sind, dahingehend überprüft 
werden, ob sie den neuzeitlichen Anforderungen 
noch gerecht werden. Schließlich sind die in Aus- 
füllung des Bundesbaugesetzes erlassenen Rechts- 
vorschriften an den neuen Rechtszustand anzupas- 
sen. Insoweit kommen vor allem in Betracht: 

— eine stärkere Verzahnung der Bauleitplanung 
einerseits und der Fachplanungen sowie sonsti- 
ger Fachmaßnahmen andererseits; 

— Konkretisierungen der Bodennutzungen, die — 
unabhängig von ihrer Einordnung als bauliche 
Anlagen im Sinne des Bauordnungsrechts — 
städtebaurechtlich relevant sind; 

— eine verstärkte Ausgestaltung des Umlegungs- 
rechts — das sich in der Praxis in seinen Grund- 
zügen bewährt hat — als Instrument zur Ver- 
wirklichung der städtebaulichen Planung; 

— die Beseitigung der Mängel des — im Grundsatz 
bewährten — Erschließungsbeitragsrechts, insbe- 
sondere der Maßstäbe für die Heranziehung. 

Uber die im Entwurf der Novelle zum Bundesbau- 
gesetz bereits vorgesehene Änderung des § 141 
Abs. 1 und unabhängig von dem anzustrebenden Ziel 
der Vereinheitlichung des gesamten Bewertungs- 
wesens, werden weitere Änderungen des Siebenten 
Teils des Bundesbaugesetzes über die Ermittlung 
von Grundstückswerten erforderlich. Dabei wird es 
vor allem darauf ankommen, die Gutachteraus- 
schüsse und die ihnen zugeordneten Geschäftsstellen 
durch organisatorische Verbesserungen in ihrer Wir- 
kungsweise zu stärken. 

Im Zusammenhang mit der Novelle zum Bundesbau- 
gesetz ergibt sich die Notwendigkeit, die Werter- 
mittlungsverordnung, die die Anwendung gleicher 
Grundsätze bei der Wertermittlung sichern soll, zu 
novellieren. 

Bodenpolitischer Kern des Entwurfs der Novelle 
zum Bundesbaugesetz sind die Ausgleichsbeträge. 


Es muß Vorsorge dafür getroffen werden, daß in der 
Praxis die Ermittlung und Erhebung der Ausgleichs- 
beträge möglichst erleichtert werden. Es wird daher 
zu prüfen sein, ob ein besonderes, auf die Bedürf- 
nisse der Praxis zugeschnittenes Ausgleichsbetrags- 
verfahren entwickelt werden kann. Erwägungen 
hierzu könnten in Anlehnung an den Referentenent- 
wurf einer Verordnung über die Erhebung von Aus- 
gleichsbeträgen nach dem Städtebauförderungsge- 
setz versucht werden. 

Im Zuge der Novellierung des Bundesbaugesetzes 
wird auch eine Änderung der Baunutzungsverord- 
nung erforderlich sein. 

Städtebauförderung 

nach dem Städtebauförderungsgesetz 

136 . Die Bundesregierung hatte die Verabschie- 
dung des Städtebauförderungsgesetzes als eines der 
vordringlichsten gesetzgeberischen Ziele der VI. Le- 
gislaturperiode bezeichnet. Sie ließ sich hierbei ins- 
besondere von der Zielvorstellung leiten, der Er- 
neuerung und Entwicklung von Städten und Gemein- 
den bundesweit den Weg frei zu machen und diese 
Städtebauförderung in die Raumordnungs- und 
Strukturpolitik einzubetten. 

Mit der Verstärkung des planakzessorischen Instru- 
mentariums, der Einführung einer Ausgleichsbe- 
tragsregelung und Vorschriften über die verstärkte 
Beteiligung der Bürger an Vorbereitung und Durch- 
führung gemeindlicher Planungen hat das am 
1. August 1971 in Kraft getretene Städtebauförde- 
rungsgesetz einen ersten Reformschritt für ein neues 
Städtebaurecht verwirklicht (vgl. Tz. 127). In der 
politischen Diskussion bis zum Städtebauförderungs- 
gesetz umstrittene Regelungen sind heute im Prin- 
zip allgemein anerkannt. Der Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Bundesbaugesetzes (Druck- 
sache 7/2496) konnte es daher übernehmen, tragende 
Grundsätze dieses Gesetzes auf das allgemeine Bo- 
denrecht zu übertragen. 

Die Bundesregierung hat bereits im Städtebaube- 
richt 1970 (Seite 61 f.) auf die Interdependenz zwi- 
schen städtebaulicher Planung, Planverwirklichung 
und Finanzierung hingewiesen und hervorgehoben, 
daß eine finanzielle Beteiligung des Bundes an Auf- 
gaben des Städtebaus eine bessere Gewähr dafür 
bietet, daß städtebauliche Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen in den Gemeinden auch an den 
Erfordernissen und Zielvorstellungen des Gesamt- 
staates orientiert werden. Der fünfte Teil des Städte- 
bauförderungsgesetzes hat diese Überlegungen auf- 
genommen und dem Bund die Kompetenz zur Auf- 
stellung eines auf der Grundlage von Ländervor- 
schlägen zu entwickelnden Bundesprogramms für 
den Einsatz von Bundesfinanzhilfen eingeräumt. Die 
Befugnis des Bundes, nach § 72 Abs. 3 Sätze 3 und 4 
StBauFG, ein Bundesprogramm aufzustellen und den 
Ländern entsprechend diesem Programm Finanzhil- 
fen zuzuteilen, hat die Bayerische Staatsregierung 
im Januar 1972 im Wege eines Normenkontrollver- 
fahrens vor dem Bundesverfassungsgericht mit dem 
Ziel der Nichtigerklärung dieser Vorschriften ange- 
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griffen. Das Land Bayern hielt die genannten ge- 
setzlichen Bestimmungen für unvereinbar mit Arti- 
kel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes. Der 2. Senat 
'des Bundesverfassungsgerichts hat demgegenüber 
am 4. März 1975 entschieden, daß die §§ 71, 72 
Städtebauförderungsgesetz in der sich aus den 
Gründen des Urteils ergebenden Auslegung mit dem 
Grundgesetz vereinbar sind. Mit dem Urteil ist zu- 
gleich das bisherige Verfahren des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit pro- 
jektbezogener Anmeldung innerhalb der Landespro- 
gramme und einer prozektbezogenen Zuteilung 
innerhalb des Bundesprogramms als verfassungs- 
konform bestätigt worden. Das Bundesverfassungs- 
gericht führt in dem Urteil weiterhin aus, daß der 
Bereich der Städtebauförderung zu den Aufgaben- 
feldern gehört, an denen ungeachtet der primären 
Zuständigkeit der Länder auch der Bund wegen sei- 
ner Verantwortung für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung im Bundesgebiet und seiner Pflicht zur 
überregionalen Koordination zulässigerweise ein 
besonderes Interesse hat. 

Uber die Erfahrungen aus der Anwendung des 
Städtebauförderungsgesetzes in einem weiteren 
Städtebaubericht zu berichten, hat in der VI. Legis- 
laturperiode der damalige Ausschuß für Städtebau 
und Wohnungswesen des Deutschen Bundestages 
die Bundesregierung aufgefordert. 

Mit Blick auf die ersten vier Jahre seiner Anwen- 
dung, die auf allen Verwaltungsebenen einen noch 
nicht abgeschlossenen Lernprozeß ausgelöst haben, 
kann das Städtebauförderungsgesetz schon jetzt als 
bewährt gelten. Soweit zu hoch gesteckte Erwartun- 
gen bestanden, hat sich zwischenzeitlich allerdings 
gezeigt, daß auch im Städtebau nicht alles Wünsch- 
bare erreichbar ist. Nicht zu verkennen ist, daß das 
langwierige Gesetzgebungsverfahren, das in den 
Gesetzesbeschluß mündete, teilweise Vorstellun- 
gen begünstigt hat, die mit Rücksicht auf das be- 
grenzt verfügbare Entwicklungspotential (Mittel und 
Ressourcen) und die Komplexität städtebaulicher 
Erneuerungs- und Entwicklungsplanungen nicht ver- 
wirklicht werden konnten. Planungen für großräu- 
mige Flächensanierungen und umfassende Funk- 
tions- und Strukturveränderungen sind in der Pra- 
xis in den Hintergrund getreten. Als unmittelbare 
Folge des Inkrafttretens des StBauFG kann eine 
Reorientierung städtebaulicher Vorstellungen auf 
eine mittlere Linie festgestellt werden, die Erhal- 
tung, Umgestaltung und Fortentwicklung zu ver- 
knüpfen sucht, aber — wo notwendig — auch grund- 
sätzliche Veränderung einschließt. 


Die Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
durch den Bund 

Förderungsumfang 

137 - Mit Rücksicht auf die vom Grundgesetz vor- 
gegebene Aufgabenverteilung steht beim Vollzug 
des Städtebauförderungsgesetzes für den Bund die 
Mitfinanzierungskompetenz irii Vordergrund. 

Auf der Grundlage des Gesetzes sind seit 1971 in- 
zwischen fünf Jahresprogramme mit Bundesfinanz- 


hilfen in Höhe von 905 Millionen DM aufgestellt 
worden. Vor Verabschiedung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes sind staatliche Finanzhilfen für Stadt- 
erneuerungs- und Stadtentwicklungsmaßnahmen in 
größerem Umfang nur in Nordrhein-Westfalen und 
Berlin gewährt worden. Darüber hinaus hat der 
Bund seit 1962 im Rahmen des Forschungspro- 
gramms „Studien- und Modellvorhaben zur Erneue- 
rung von Städten und Dörfern" mit den Ländern 
Sanierungsvorhaben gefördert. Mit Aufstellung des 
1. Bundesprogramms nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz im Herbst 1971 wurde die Mehrzahl die- 
ser Vorhaben des bis dahin im Hinblick auf das er- 
wartete Inkrafttreten des Gesetzes stark ausgewei- 
teten Programms in das Bundesprogramm nach § 72 
StBauFG übernommen. Die Studien- und Modellvor- 
haben zur Erneuerung von Städten und Dörfern sind 
seit 1971 damit als ein Programm der angewandten 
Stadtforschung wieder auf ihre eigentlichen Aufga- 
ben zurückgeführt (vgl. auch Tz. 156). 

Erst das finanzielle Engagement des Bundes hat es 
ermöglicht, daß finanzielle und personelle Ressour- 
cen der Länder und Gemeinden für die Aufgaben- 
erfüllung im Bereich der Städtebauförderung im gan- 
zen Bundesgebiet verstärkt gebunden werden. In 
der Mehrzahl der Länder hat die Städtebauförde- 
rung erst durch das Mitfinanzierungsangebot des 
Bundes den ihr gebührenden Stellenwert erhalten. 
Der Bund beteiligt sich derzeit an der Finanzierung 
der städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen, die in die Bundesförderung einbezogen 
sind, mit einem Drittel der förderungsfähigen Ko- 
sten. Das Beteiligungsverhältnis zwischen Ländern 
und Gemeinden an der Finanzierung der übrigen 
zwei Drittel ist unterschiedlich. In Nordrhein-Westfa- 
len und Hessen wird die kommunale Eigenleistungs- 
quote der gemeindlichen Leistungsfähigkeit ange- 
paßt; sie schwankt in Nordrhein- Westfalen von 40 
bis 10 ‘^/o, in Hessen von 55 bis 15*^/o. Im Saarland 
beträgt der gemeindliche Eigenleistungsanteil stets 
51-/3 ^/o, während dieser Anteil in allen übrigen Län- 
dern 33 V 3 *^/o ausmacht. 

Durch die vom Bund in den Jahren 1971 bis 1975 
bereitgestellten Bundesfinanzhilfen nach dem 
Städtebauförderungsgesetz in Höhe von 905 Millio- 
nen DM sind infolge der Ergänzung dieser Mittel 
durch Landes- und Kommunalhaushaltsmittel die 
Voraussetzungen für städtebauliche Investitionen in 
Höhe von 2,715 Mrd. DM geschaffen. Derzeit wer- 
den in 380 Städten und Gemeinden 448 Sanierungs- 
und 32 Entwicklungsmaßnahmen mit Bundesfinanz- 
hilfen gefördert (vgl. Karte, Abbildung 9). Bisher 
sind 21 Sanierungsmaßnahmen und zwei Entwick- 
lungsmaßnahmen aus der Bundesförderung ausge- 
schieden. Die Verteilung auf die einzelnen Länder 
ergibt sich aus Tabelle 13, Seite 62. 

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Berlin füh- 
ren ohne finanzielle Beteiligung des Bundes außer- 
halb des Bundesprogramms nach § 72 StBauFG wei- 
terhin in erheblichem Umfang eigene Städtebau- 
förderungsprogramme durch. 

In den Ländern Baden-Württemberg und Hessen, 
neuerdings auch in Bayern, werden in geringerem 
Umfang landeseigene Ergänzungsprogramme zur 
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Berücksichtigung solcher Maßnahmen aufgelegt, die 
für eine Bundesförderung nicht in Betracht kommen. 

Das Verfahren der Programmaufstellung 

138- Voraussetzung für die Einbeziehung einer 
Maßnahme in die Bundesförderung ist deren Auf- 
nahme in ein nach § 72 Abs. 2 StBauFG aufzustel- 
lendes Landesprogramm. Der Bund hat kein Initia- 
tivrecht; er nimmt auf die Aufstellung der Landes- 
programme nach Objekt und Höhe der dafür bean- 
tragten Finanzhilfen keinen Einfluß. Lediglich die 
äußere Form der Landesprogramme und der nähe- 
ren Antragsunterlagen ist im Interesse der Ver- 
gleichbarkeit von Bund und Ländern gemeinsam 
erarbeitet und vereinbart. Die Landesprogramme 
werden aufgrund überwiegend veröffentlichter, an 
die im Landesbereich nadigeordneten Behörden und 


Gemeinden gerichteter Erlasse der Länder ausge- 
schrieben und aufgestellt. 

Das Bundesprogramm wird in enger Abstimmung 
mit den Ländern auf der Grundlage der Landespro- 
gramme für den Zeitraum der mehrjährigen Finanz- 
planung aufgestellt. Haushaltsrechtliche Vollzugs- 
verbindlichkeit erlangt das Bundesprogramm jeweils 
nur für das Programmjahr. Für die Fortschreibungs- 
jahre werden für die einzelnen Maßnahmen jeweils 
entsprechende Finanzhilfebeträge vorgehalten, mit 
denen der voraussehbare Anschlußfinanzierungs- 
bedarf der im Programm enthaltenen Maßnahmen 
ohne Rechtsverbindlichkeit unter dem Vorbehalt der 
Anpassung und Fortschreibung des Programms fest- 
gehalten wird. 

Die Verteilung der Bundesfinanzhilfen auf die Län- 
der geschieht ohne Vorgabe einer Quote oder eines 
Anteilschlüssels; die auf die einzelnen Länder ent- 


Tabelle 13 


Bundesprogramm nach § 72 StBauFG 

Aufteilung der Maßnahmen und der Finanzhilfen des Bundes auf die Länder 
einschließlich Programmjahr 1975 


Land 

Anzahl der Maßnahmen 

Finanzhilfen 
des Bundes 
von 1971 bis 1975 
in 1 000 DM 

Sanierungs- 

maßnahmen 

Entwicklungs- 

maßnahmen 

Gesamt 

bisher insgesamt 
gefördert 

davon ausfinanziert 
oder nicht fortgeführt 

im Bundesprogramm 
1975 enthalten 

bisher insgesamt 
gefördert 

davon ausfinanziert 
oder nicht fortgeführt 

im Bundesprogramm 
1975 enthalten 

bisher insgesamt ^ 

gefördert 

davon ausfinanziert 
oder nicht fortgeführt 

im Bundesprogramm 
1975 enthalten 

Sanierungs- 

maßnahmen 

Entwicklungs- 

maßnahmen 

Gesamt 

Baden-Württemberg 

77 

5 

72 

4 

1 

3 

81 

6 

75 

102,522 

5,675 

108,197 

Bayern 

89 

1 

88 

8 

— 

8 

97 

1 

96 

105,130 

27,503 

132,633 

Berlin 

10 

1 

9 

— 

— 

— 

10 

1 

9 

74,516 

— 

74,516 

Bremen 

3 

— 

3 

1 

— 

1 

4 

— 

4 

10,956 

7,033 

17,989 

Hamburg 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

10 

— 

10 

20,747 

— 

20,747 

Hessen 

59 

1 

58 

4 

— 

4 

63 

— 

62 

74,413 

7,530 

81,943 

Niedersachsen 

70 

3 

67 

5 

1 

4 

75 

4 

71 

103,855 

2,623 

106,478 

Nordrhein-Westfalen 

37 

4 

33 

3 

— 

3 

40 

4 

36 

139,238 

63,277 

202,515 

Rheinland-Pfalz 

49 

— 

49 

3 

— 

3 

52 

— 

52 

58,318 

13,323 

71,641 

Saarland 

20 

1 

19 

2 

— 

2 

22 

1 

21 

13,439 

2,182 

15,621 

Schleswig-Holstein . . 

45 

5 

40 

4 

— 

4 

49 

5 

44 

44,514 

28,206 

72,720 

insgesamt 

469 

21 

448 

34 

2 

32 

503 

23 

480 

747,648 

157,352 

905,000 
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Abbildung 9 

Karte 1 


Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen des Bundesprogramms 1975 bis 1978 

nach § 72 StBau FG 

^ — Verteilung auf Länder und Gemeinden — 
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fallenden Anteile an den Bundesfinanzhilfen jedes 
Jahresprogramms ergeben sich vielmehr aus der 
Summe der Beträge, die auf die einzelnen im jewei- 
ligen Bundesprogrammteil enthaltenen Maßnahmen 
entfallen. Diese projektbezogene Ermittlung des 
Investitionsaufwandes gestattet — wie das Bundes- 
verfassungsgericht bestätigt — die Zuteilungen so 
zu bemessen, daß der im Bundeshaushalt ausge- 
brachte Ausgaberahmen für Finanzhilfen einerseits 
ausgeschöpft, andererseits nicht überschritten und 
gleichzeitig auf die Länder unter Anwendung glei- 
cher Maßstäbe und Kriterien verteilt werden kann. 
Die verschiedentlich geforderte Globalzuweisung 
von Bundesfinanzhilfen an die Länder ohne ein- 
deutige Zuordnung für konkrete städtebauliche Maß- 
nahmen in den Gemeinden wäre bei der Knappheit 
der für die Städtebauförderung insgesamt zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel nicht geeignet, 
die von Artikel 104 a Abs. 4 Grundgesetz und dem 
StBauFG vorgegebene Schwerpunktbildung zu ver- 
wirklichen. 

Kriterien der Schwerpunktbiidung 

139 . Nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
muß es sich bei vom Bund zu fördernden Maßnah- 
men um „besonders bedeutsame Investitionen" han- 
deln. Nach § 71 Abs. 3 StBauFG sind daher die Bun- 
desfinanzhilfen nach räumlichen oder sachlichen 
Schwerpunkten gemäß der Bedeutung der Investitio- 
nen für die wirtschaftliche und städtebauliche Ent- 
wicklung im Bundesgebiet zu gewähren. Die Schwer- 
punkte werden zunächst von den Ländern innerhalb 
der Landesprogramme gebildet und sodann in dem 
auf Kooperation und wechselseitige Erörterung an- 
gelegten Aufstellungsverfahren in das Bundespro- 
gramm transformiert. Zur Erleichterung der Schwer- 
punktbildung unter sachlichen und räumlichen Ge- 
sichtspunkten ist gemeinsam mit den Ländern ein Kri- 
terienkatalog zur Beurteilung der in ein Bundespro- 
gramm aufzunehmenden Maßnahmen erarbeitet wor- 
den, der von den Gemeinden bei Neuaufnahme in 
ein Landes- (und Bundes-)programm ausgefüllt und 
nach Aufnahme einer Maßnahme jährlich fortge- 
schrieben wird. Die Hauptkategorien des Katalogs 
beziehen sich auf: 

1. Gesichtspunkte der Raumordnung, Landespla- 
nung und Regionalplanung; 

2. besondere Probleme der Gemeinde; 

3. Gesichtspunkte des Städtebaus (städtebauliche 
Mißstände); 

4. Gesamtdarstellung, Bedeutung der Sanierung 
insgesamt; 

5. Bündelungseffekte; 

6. Stand der Sanierung; 

7. Mitwirkungsmöglichkeiten der Gemeinde; 

8. Mitwirkungsbereitschaft der Bürger; 

9. weiteren Fortgang der Sanierung; 

10. besondere Gesichtspunkte der Dringlichkeit. 

Der Kriterienkatalog bietet eine Entscheidungshilfe 
im Zielfindungsprozeß bei der Aufstellung der Lan- 


desprogramme und des Bundesprogramms, erlaubt 
allerdings nicht die Ableitung eindeutiger Entschei- 
dungen im Sinne eines Meßsystems; je nach den Be- 
sonderheiten des Einzelfalles müssen die einzelnen 
Elemente der im Kriterienkatalog erfaßten Daten 
gesondert gewichtet werden. Dabei können einmal 
Gesichtspunkte der Raumordnung den Ausschlag 
geben, ein andermal Gesichtspunkte aus der Kombi- 
nation einer städtebaulichen Maßnahme mit Maß- 
nahmen anderer Fachplanungsträger oder ein drittes 
Mal die städtebauliche Dringlichkeit. Aus der Sicht 
des Bundes sind Gesichtspunkte der Raumordnung 
und der Bündelung von raumwirksamen Mitteln von 
besonderem Interesse. 

In einzelnen Ländern sind für die Aufstellung der 
Landesprogramme nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz Versuche unternommen worden, mit Hilfe 
eines Punktsystems Orientierungsdaten für eine 
Rangfolge der um eine Förderung konkurrierenden 
Maßnahmen aufzustellen. Teilweise wird auch ver- 
sucht, Förderungsrangfolgen für Sanierungsmaßnah- 
men aus einer vergleichenden Feststellung und Be- 
wertung städtebaulicher Mißstände in sämtlichen 
zentralen Orten eines Landes abzuleiten. Die Bun- 
desregierung verfolgt solche Bemühungen um eine 
Operationalisierung des Entscheidungsprozesses mit 
großer Aufmerksamkeit. 

Der raumordnerische Bezugsrahmen 

140 . Die aus raumordnerischer Sicht sich ergeben- 
den Gesichtspunkte für die Anwendung des Städte- 
bauförderungsgesetzes sind im Raumordnungsbericht 
1972 der Bundesregierung (Drucksache VI/3793, 
S. 90 ff.) dargestellt. Anknüpfend an das in den Lan- 
desraumordnungsplänen und Entwicklungsplänen be- 
stehende punktaxiale System der Entwicklungsach- 
sen und -Schwerpunkte und die in diesen Plänen 
ausgewiesenen schwachstruktuierten Räume sind bei 
der Städtebauförderung räumliche Schwerpunkt- 
überlegungen zunehmend in den Vordergrund ge- 
rückt. Entwicklungszentren und -achsen sind die we- 
sentlichen siedlungsstrukturellen Instrumente, um 
vor allem innerhalb der schwachstrukturierten Ge- 
biete die einzusetzenden Mittel zielgerecht zu bün- 
deln und Impulse auf das ganze Gebiet in möglichst 
effizienter Weise auszulösen (vgl. Karte, Abbil- 
dung 10). 

Die Bundesregierung hat bereits im Raumordnungs- 
bericht 1972 (Seite 91) unterstrichen, daß nach ihrer 
Ansicht raumordnerische Auswahlkriterien eine Be- 
rücksichtigung von Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen in ländlichen Gemeinden mit angemes- 
sener Grundausstattung nicht ausschließen. Nach § 71 
Abs. 3 StBauFG sind, der Zielrichtung des Gesetzes 
entsprechend, städtebauliche Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen in Stadt und Land zu fördern; 
insbesondere sind auch Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstrukturen und Dorferneuerung nach 
Überzeugung der Bundesregierung sachliche Schwer- 
punkte der Städtebauförderung. 

In den Programmen des Bundes und der Länder 
nach § 72 StBauFG sind die dem städtischen und 
ländlichen Bereich zuzuordnenden Maßnahmen da- 
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her jeweils gesondert ausgewiesen. Da von seiten 
der Raumordnung eine Positivdefinition des länd- 
lichen Raums bisher noch nicht vorliegt, konnten 
nicht alle die Gemeinden, die außerhalb der Ver- 
dichtungsräume und ihrer Randzonen liegen, unab- 
hängig von ihrer Zentralität dem ländlichen Bereich 
zugeordnet werden. Für die Zwecke der Städtebau- 
förderung nach dem StBauFG wurde daher mit den 
Ländern vereinbart, dem städtischen Bereich die- 
jenigen Gemeinden zuzuordnen, die in einem Ver- 
dichtungsraum liegen oder außerhalb der Verdich- 
tungsräume als Oberzentren ausgewiesen sind oder 
Mittelzentren sind, die nach überwiegenden Struk- 
turmerkmalen ihres Verflechtungsbereichs eher dem 
städtischen Bereich zuzurechnen sind. Zum länd- 
lichen Bereich gerechnet werden dagegen außerhalb 
der Verdichtungsräume gelegene Unterzentren, 
Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche 
Funktion sowie solche Mittelzentren, die nach über- 
wiegenden Strukturmerkmalen ihres Verflechtungs- 
bereichs eher dem ländlichen Bereich zuzurechnen 
sind. Gemeinden in Verdichtungsräumen, die einen 
betont ländlichen Charakter aufweisen, werden eben- 
falls dem ländlichen Bereich zugerechnet. Unter Be- 
rücksichtigung dieser Zuordnungskriterien ergibt 
sich der Anteil des ländlichen Bereichs an den Bun- 
desfinanzhilfen 1971 bis 1975 aus nachstehender 
Tabelle 14, die insgesamt ein ausgewogenes Verhält- 


nis der Förderung im städtischen und ländlichen Be- 
reich erkennen läßt. Bund und Länder werden auch 
künftig dafür sorgen müssen, daß Förderungsobjekte 
im ländlichen Bereich angemessen berücksichtigt 
werden. 

Das Raumordnungsprogramm für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebiets (Bundesraumord- 
nungsprogramm) wird künftig bei der Aufstellung 
der Landesprogramme und des Bundesprogramms 
nach dem Städtebauförderungsgesetz eine wichtige 
Entscheidungshilfe sein können. Der schon vom 
Städtebauförderungsgesetz geforderte Schwerpunkt- 
—mäßige Einsatz raumwirksamer investiver Mittel in 
Entwicklungszentren und -achsen wird durch das 
Bundesraumordnungsprogramm unter dem Ge- 
sichtspunkt eines Abbaues großräumiger Disparitä- 
ten in den Lebensbedingungen der Bevölkerung im 
gesamten Bundesgebiet unterstrichen. Für die 
Städtebauförderung ist dies Programm bedeutsam, 
weil es im Ergebnis die räumlich-strukturelle Wirk- 
samkeit der verschiedenen Strukturprogramme durch 
Koordinierung steigern wird. Für konkrete Einzel- 
entscheidungen bei der Städtebauförderung wird das 
Bundesraumordnungsprogramm bei dem Grad der 
Konkretisierung, den es bisher erreicht hat, nur ein 
Auswahlkriterium unter anderem bilden können. 
Denn auch in Gebietseinheiten mit insgesamt gün- 


Tabelle 14 


Berücksichtigung des ländlichen Bereichs in dem Bundesprogramm 1971 bis 1975 

nach § 72 StBauFG 


Land 

Anzahl der Maßnahmen 
im ländlichen Bereich 
(einschließlich ausfinanzierter oder 
nicht fortgeführter Maßnahmen) 

Finanzhilfen des Bundes in 1 000 DM 
für Maßnahmen im ländlichen Bereich 
(einschließlich ausfinanzierter oder 
nicht fortgeführter Maßnahmen) 

Sanierung 

1 Entwicklung | 

Gesamt 

Sanierung | 

Entwicklung | 

Gesamt 

Baden-Württemberg 

25 

1 

26 

15 131 

1 074 

16 205 

Bayern 

45 

2 

47 

36 598 

6 203 

42 801 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

41 

3 

44 

40 224 

3 830 

44 054 

Niedersachsen 

22 

3 

25 

17 441 

2515 

19 956 

Nordrhein-Westfalen .... 

20 

— 

20 

56 596 

— 

56 596 

Rheinland-Pfalz 

20 

1 

21 

13 921 

1 027 

14 948 

Saarland 

7 

— 

7 

2 564 

— 

2 564 

Schleswig-Holstein 

32 

1 

33 

29 123 

12 277 

41 400 

insgesamt 

212 

11 

223 

211 598 

26 926 

238 524 
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Abbildung 10 

Karte 2 


Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen des Bundesprogramms 1975 bis 1978 

nach § 72 StBauFG 

— Verteilung auf Länder und Gemeinden im raumordnerischen Bezugsrahmen — 
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O Sanierungsmaßnahmen 
A Entwicklungsmaßnahmen 

10 Nummer der Förderungsmaßnahmen, 
nach Ländern geordnet 



Maßstab 1 : 3 000 000 


Bearbeitung und Kartographie: Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 


(Verzeichnis siehe Rückseite) 


Verdichtungsräume 

gemäß Beschluß der Ministerkonferenz 

für Raumordnung vom 21.1 1.1968 


Großräumig bedeutsame Achsen 
von den Ländern ausgewiesene 

Entwicklungsachsen 1. Ordnung 
Entwicklungsachsen 2. Ordnung 

Grenze der Bundesrepublik Deutschland 

Ländergrenze 


Bei Im 
(West I 


Oberzentrum 

(oder Teil eines solchen) 

Mögliches, nicht voll entwickeltes Oberzentrum 
(oder Teil eines solchen) 

Mittelzentrum 

(oder Teil eines solchen) 

Mögliches, nicht voll entwickeltes Mittelzentrum 
(oder Teil eines solchen) 

Sonstige 


Quellen: Programme und Pläne der Länder 

Zur Kennzeichnung der in Nordrhein-Westfalen geförderten Standorte wurde wegen des 
von den übrigen Ländern abweichenden zentralörtlichen Systems hilfsweise die entsprechen- 
de Karte im ROB 1974 (Oberzentren und mögliche, nicht voll entwickelte Oberzentren) 
sowie die Karte "Zentralönliche Verflechtungsbereiche mittlerer Stufe in der Bundesrepu- 
blik Deutschland", 111/1973 (Mittelzentren mit möglichen, nicht voll entwickelten Mittel- 
zentren ohne unterschiedliche Kennzeichnung) herangezogen. 


Verzeichnis der Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 

* IWAnafvDfn dw vwiuMiciillicti kainn 
Butvinlinanzhill« (n#tr bcrx^iioen 


Baden- Wurtl#nnb*fQ 


1 Aulendorf 

2 aaO MwTJBoIhBini 

3 Bad Paop**»»-- 

4 Bad WaldM 

5 Öaienfun 
B 

7 Böblingen 
S Bopfingan 
9 BnicbMl-Untagroniftacn 

10 Suchnii 

1 1 CaVf 

17 [)enkenrtor4 

13 Dttzingan 

14 Oornjlef’^n 

15 Ebmgan 

16 ‘Epiandorf 

1 7 Eulmgon 

18 Eitllr«an 

19 Eulingan im Gay 

30 Faurndau 

21 Gaggonau 

23 Gammarirtgen 

23 Gamrrmgan 

24 Geniingen ■ d . Stege 

25 Gigtingari 

26 htordhaim 

27 Hagiui^ 

2B Haidet>arg 

29 Heidanheim 

30 HeitortTnn-Sonihaifti 

31 ‘Haunadingan 

32 ‘Heftartingan 

33 Hwcrarbiingan 

34 Hrrinnbaig 

35 HobenaUtar 

.16 Hort> 

37 lllntgaf-. 

3B KarlMuhe 

39 Kifcnbarg/Iviun 

40 Kongan 

41 Konsum 

42 Kornw*siholni 

43 Kurueisau 

44 Ladenthag 

46 Lauda 

46 LaupfMim 

47 LudHigdxiig 

48 Mdglingen 

49 Moibacb 

50 Müniact«- 

31 ‘Obarrdorf 

52 Obrighaim 

53 Onrmgan 

54 Ostungen 

55 Plorzharm-ßroiziRgen 

56 Wullingan 

57 Ravrrt^urg 

56 RoMnteM 

58 Rcttvveji 

60 Sidiingan 

61 Scliwäfci»ch H»ri 

62 Scnrorberg 

83 Sigmar ingeri 

64 Sindallingan 

65 Si Gaorgeo 

66 Siamanlali 

67 Snmgart-Had CanfWttu 

68 -Vaihkigan 

69 -Wailimdort 

70 Tiiurgan 

7! Vaitiiogan/En/ 

72 Villingan Schrrenriingen (Musienl 

73 VWaMK.tcb 

74 ‘Werg**-, im Allgau 

75 VMngartan 

76 Wetthaim 

77 WassJorb 

E n «MX khj naMnaSnahmen 

;y BatAnang-Hemingnn-WaldrBmi 
70 Martrihaim-Harrogarviad 
80 *Ol>arkocban 

fli Villingan-SchwennuTgan 


Bayarn 


1 Antiarg -Gabiat A 

2 -Gabiet B 

3 -Gdziat C 

4 Gabiet □ 

5 -GAiai E 

6 AndMCb 

7 Ascbaffenburg— Abadmin 1 

8 -Abschnitt 2 

9 -Abschrtin 3 

10 — Sclt«»*inhaiif'. 

1t Augsbtjrg-OtMrfwiaan'Nord 

12 Bad Bruocanau 

13 NaLKtadl a d. Saale 

14 Bambarg-Miuc 

15 -Kaubargfui-Schranna 

16 BayTiHjln— Gabiet r\ 

»7 -GatuaiH 

18 eurgebradii 

19 BurgfusiaGh 

20 Burghataen 

21 Cham 

22 Coburg 

23 Llaggendor F 

24 Dinkelitajhl 

25 Eichsrjti 

26 Erlengeri 

27 Elsen leid 


28 Forchhaim 

29 Fiai i V«iM 

30 F-.»ih 

31 Graferwu 

32 Gimzburg 

33 Gvin/anhavnan 

34 Heilgenstadi i Ofr. 

36 Ingolstadt 

36 Kaulbeumn 

37 Kelhaim 

38 Kömgshulert i. Grf. 

30 Mortaoh 

40 Kulmhach 
4t Landsfaerg a. Lach 

42 Landthui 

43 Llndau/Bodw^ae 

44 LoFra.M. 

45 MaHrkdrstadt 

46 Mammai^trt-GabiefV Kuttalgnse 

47 -Gebiet um di« Fiauertk.rcha 

48 -Gebiet Lindauar Tor 

40 -Gahiei Krautgwe 

50 Mombrts 

61 MüKherv-HaidrMiiiseti 

52 -Sctrwianibiler Hohe 

53 Munnarstadt 

54 taauburgAiOftau -Untere Stad! 

55 -Obere Stadt 

56 Neumaiki i.d Opi 

57 iSeunburg worm Wald 

58 Ndrdtirigari 

» Nordheim/Hhon 

60 Nirnbarg -BleriMiiavtarlHt 

61 -Tafelhol 

62 ObeiviaciTtach 

63 Orteanlun 

64 Passau-Alinadt 

65 -‘llntadt 

66 henabarg 

67 PlelfanFteuton 
60 Pfurrmg 

69 Reqensburg-Gabiet I A 

70 -Gebiet I B 

71 Rodiog 

72 Scbwebach 

73 ScTMwmdorl-BraurteutMr 

74 -FcMtich-EbcrtSiraBe- 

75 Sdtyrainfurt 

76 Selb 

77 Straubing 

78 Treijrfdlingtm 

79 VaiunCcnhaim 
90 Vahemiraiiil 

81 Wtearburg e. Inn 

82 Weiden I.d Opi 

83 Weittebburg 

84 Wettnr^^ 

B5 Wür{burg-ttaidiivdB!d 

86 -Zellerau 

87 — GromtKihl 

88 -Plaich 
ao 2«yicsef 

E ntirkSyn^iTnarurxewi , 

90 Aechillentjurg-OafTirrt-Waii 

91 Augsburg- Alter Flugplai/ 

92 Bayieuih-Universiiatsberetcti 

93 Dingollmg-SoMauer-Wieaeri 

94 Kamptan/Altgau-Wket 

95 Hodental-Mahnherg 

96 Straubing-Sand 

97 WtaTPurg- HeuChalhol 


Hauen 


1 Bad Marifeld 

2 Bad Scberaltkach 

3 Bebra 

4 Banihaim 

6 Borlutfi-Klainonglii 

6 But/bach 

7 Darrmtadi 

8 Oialrenbach 

9 Dilianijurg 

10 Eltvilia 

1 1 EmttaFSarv: 

12 Erbadi 

13 Eschwege 

14 Frankertbarg 

15 Frankturf-Bockanfteim 

16 Friirtar 

1 7 FukJa-Weniidhe Innenstadt 

10 Mor« 

f9 Gaiksoheim 

20 Groß Umstadt 

21 Grunbeig 

22 Gudeaisbarg Maden 

23 Hailarshelm 

24 Herborn 

25 HsiMbwieeii 

26 Hess Lichtenau 

27 Hccmi/Qdw. 

28 Hofgeismar 

29 Hofhetm 

30 Hombieg 

3t Kaiaef-Niedtarwehran 

32 Korbecfi 

33 Laubecb 

34 Lauisrbach 

35 üch 

36 Limburg 

37 Marburg- Oberiiadt 

38 -VtAndenhaustn 

39 MalsungBii 

40 Michelnadt 

41 NeunAiurg 

42 Neu (senbuig 

43 Niedenatein 

44 NiadanaMin Meute 

45 QtiariirseJ 

46 OlfanUUt 

47 ‘Praibaro 

48 R'ngau f4etra 

49 RoterAiieg a d. FuWa 

50 Seligensudi 

51 ScbkicMern 

52 Stbotian 

53 Viernheim 

54 Wslluf NtederwalluF 

55 VMtW 

56 Wieibaden-Gebiel Bergkirclte 

57 -Gadiat 0argkifcha,7Cöutipatr, 

58 Witienhausen 
£0 Wolfhe^ 

EniwicS lunipmÄnBerTWP 

60 Alsfeld-Altenburg 

61 Baunatal 

62 Dtetwntvich 

63 Heu Anspach 


Nisdarsadtsan 


Berlin - Char lot lanburg 
-Kraurbarg 
-NaukUltn 
-•RainickendoTf 
-Schcinabarg 
-Spandau 
-Tampalhot 
-Tiugartan 
-Wedding 

-I I Stadiemsuarungs 
Programm 


2 

3 

4 

5 
8 
7 

6 
9 

10 
1 1 
12 

13 

14 

15 

16 
(7 
18 


! Bremen-Oilertor/Rambon! 

2 -Vogasack 

3 -taha 


4 Brerren-.Qstarholf'Terwvie 


Hamburg 

1 Hamburg-Altstadt 

2 -Biltitadf 

3 -Harburg 

4 Naustadt - (Fleetinsal I 

5 — Nauitadt-INauer Stainvueg/Hutten) 

6 -Neuitaslt (Altar Steir>«eg-Wt»tiraQa,i 

7 -Oltartien 

8 -Rahbtadt 

9 -St Paul* -Nord 

10 -St, Rauli-Sud 


19 

20 
21 
22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 
36 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 


Athim 

Aurich 

Bad Zw ischanhehfi Gebiete I u. I! 

-Gatoiel IV 

äacAdnri 

Brake 

Biaunschweig-Frsnkfurlar Str. 

- 'Behnbofsviartel 

Burgdcirt 

Celle 

ClauitheFZellatfeld 

Cremlingen Abbenrode 

Cunhaven 

Einbeck 

•E mliotheirti 

Esens 

Fiasianau 

Georgimarianhutie-Alia ILolonia 

-Siahmer Kolonie 
-Osterbarg 

Giaboldahausan 
Göttinger* - Naustadt/Oitseite 

-Lange-Geismerstf Si'idseita 
Hetnalo- Gebiet 2 
Mannov«« -Lmden-Sud 
-Linderi-Nord 
Helrrstedt- JukKtm 
-Weipurgit 

Hrtracker 

Hol/minden 

Hornburg 

Küster*' Lcbaln 
Laer /Otlfr (aalend 
Lehrte 

Lmgw^i-Marki /SchulpUir 
-ErgiHUung^)Bbiai 
-Ostlidi dar Burgiiradc 

Lcmngen 

Liasaburg-Glockenhof 

— Seokung^abiet 
MuKlen— Oabiot I 
-Giduat II 
Neuenhaus 
Norden 


46 Nordhorn 

47 Northeim 

48 Oldenburg < 0 

40 Osnabrück-Gebiet 2 

50 OstarhuU Schaf mbeck 

51 Papenburg Aacfwsdorf 

52 Pema-Gebiei 68 

53 -Gabiet ne 

54 -Gebiet 22 

55 -Gablet 89 

56 SeUOergen 

57 iabgiiwr-Bad- Vüposwdta» To* 

68 -Fraokfuner Sir 

59 Schiader* 

60 SeFvxte 

61 *Seei»i 

62 Springe 

63 Slad» 

64 Ve-dwlde 

66 Vardoo/Aiier 

66 Vienaoburg 

67 Wir*sar»7Lutia 

68 Wliimimd 
59 WolfanbuiiBi 
70 Wtifwiarl 


7 1 Achim-Waat 

72 Lnngonhageri 

73 Lehre-flachtori 

74 Seevetal 

75 ‘Vardwa-Osi 


Nordrhain WestfaJan 


1 ‘Altettbeken 

2 Aichaborg 

3 Bieleield 

4 Bi Harbeck 

5 Blankenheim 

6 Deittxild 

7 Dhrimund-’MltscTiirpn l 

8 -AJtichieatt t) 

9 -• Dorstfeld I 

10 -Dorstlaklli 

11 Ertwlanan-I. Abschnitt 

12 - II Abschnitt 

13 Ennjgerloh 

14 Fümanborg 

15 Haanan 

16 Hall« 

1 7 Hainsbarg 

1 8 Hennef 

19 l-larford 

20 Kämpen 

21 KirtJileogwn 

22 Krrfeld 

23 Lemgo 

24 Uopsiadl 

25 Ludanschaict 

26 Lüdinghausen 

27 Minden-'Gab«T la 

28 Mcnrhenpledtviitt-Eiikwi 

29 Ubatitaussh 

30 Olr»- 

31 ‘Ptetianbaig 

32 Porta WeetfeliuiyHiiuÄJerge 

33 Viersen 

34 Wvi 
36 Warna 

36 Wwiti 

37 WupperuFEfcarleW-Nord 


36 Boenum-ÜuerenOiirg 
30 Bonn-Hardlbiirfl 
40 Kölo-Chorwailaf 


Rhamland-PlsLi 


1 Adenau 

2 AUev 

3 Andamach 

4 Artnsveiler 

5 Bad Hünningen 

6 Bild kieu/nach 

7 Bat »dort 

8 Bingen 

9 Boppord 

10 Cactwir, 

^ 1 Gr unitadi 

1 2 Hrrdorf 

13 H«-meskeil 

14 Idar Obarttem- Idar I 

15 -Obarateinl 

16 Igel 

17 Ingelheim 

18 KaisarskkJtan* 

15 Kobheu-Altfiadi 

20 -Lutiel 

21 Konz 

22 Lahnsiein 

23 Ludw kotieren 

24 Mainr 

25 

26 Montabaur 

27 MortiecFi 

28 Muthelm/Mosel 

29 Neuerburg 


-X Naustadt a.d.W. 

31 NeiAVMid 

32 RhainboHeri 

33 Saarburg 

34 Sctwniich 

35 Sobamheim 

36 Spakhvr 

37 Spay« 

38 Trier- WÄarbachiii. 

39 Meizeistr. 

40 -WalramtnausiT. 

41 -Jofiannirair, 

42 -Zurlauben 

43 -St. Barta/a-Uf«» 

44 - Aulsti . 

A‘5 -Gneisanauitr. 

46 Ulmen 
<7 Wmif ich/Mosel 

48 Willlidt 

49 Worms 

6 tuwick lunesmeEn* hmen 

50 Kaisarilauierri-Liru -Wafmttadi 

51 Rockenhauism- Bergttadi 

52 Trier- Tarforster PlaiKau 


Saarland 

tu ungMinallnatWT**'* . 

1 öaxhach 

7 - *0b«rbe)itiai.n 

3 Dillingen 

4 fllingan 

5 Utbarhi 

6 Naunllrthan./Sa« 

7 Oltwailai 

8 Oueeschiad 

9 -Fechbach 

10 Saarbrücken -TuikarvBIeichtlraQa 

11 -BMzen Kaltanbachttraße 

12 -b^ki Mabiwfi 

1 3 SchloOnniae 

I 4 -St Arnual 

15 -DudvMMltf 

16 Saerlouis 

1 7 S( Wendel 

18 Sulzbacfi 

19 VPfklingen 

20 WOdem 


21 Homburg/Sasr-Bsslirwr Siraiie 

22 ViSlküngao-Soonenhcgel 


Schleeeig-Holstein 

SsnianngunUlnstvTMn 

1 Bad Oldasloe-Plsrdemarkt 

2 -Htillgengwit 

3 Bui '9 *ul Fahmarn 

4 ‘Budabdort 

5 Elimhom 

6 Flenstiurg-Nordortiöliexlan 

7 -Schillbrucke 

8 -Oluf-Samsoni Garg 

9 Frisdfic'hstadl 

10 Gkjcksradt 

1 1 Haida 

12 Haili^nhafee» 

13 lirahoe 

14 Kappeln 

15 Kiel -Garden I 

16 -Südliche I nnarmarti 

17 Klain-Psmpau 

18 Lsuanburg-Etrassraßa/Waii 

le -Altstadt 

20 Lehnsan-Hfilesteig 

21 -*Siaxl«ralie 

22 Li2)«ck-Atehaid« 

23 -Glandorpeortg 

24 -Petengruba 

25 -Ernaalinenschule 

26 -Innenstadt 

27 Marne 

28 Msldorf 

29 Mdlin 

X OldenbLiro/Hols1;.-SallungBgibiel A 

31 Satzungsgtb«t 0 

32 Plön- Innarmadi 

33 -*Pr>ii-Patt«r8! 

34 Preetz 

36 Reizaburg-'Satzungggabiet C 

36 -Satzungagabiet D 

37 Saizurgagabiei H 

38 Randsburg- CarhardstraOe 

39 ‘Inneniadt 

40 Schieaeiig Nötdi Alistsdi. 

Domu. Rathausbareich 

41 -‘Sefwrerzar Wbg, 

Lange- König , Pkrasenilr. 

42 Schrxtöerg-Sal/iingneKiie’ I 

43 Satzurgagat'iel. II 

44 Wehittsdt 

45 Wyk auf Föhr 

Entwkk 

46 Bad Sageb^g-WehbUKit 

47 Skuriitiuttel 

48 Norderstedt 

49 Kiel-Wellee» 
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stiger Struktur finden sich häufig kleinere Teil- 
räume, die erhebliche Mängel aufweisen und förde- 
rungswürdig sind. Das Bundesraumordnungspro- 
gramm stellt auf gesamträumliche Aspekte und dar- 
aus abzuleitende investive Schwerpunkte im groß- 
räumigen Sinne ab; es läßt der Landesplanung und 
den Fachplanungen hinreichend Spielraum, auch im 
regionalen Rahmen schwerpunktmäßig auf die Her- 
stellung gleichwertiger Lebensbedingungen im ge- 
samten Bundesgebiet hinzuwirken. Dies trifft auch 
für die Städtebauförderung zu. Für die Reichweite 
der Steuerungsmöglichkeiten des Bundes bei der 
Städtebauförderung nach Maßgabe des mit dem 
Bundesraumordnungsprogramm gegebenen verbind- 
lichen Orientierungsrahmens ist die eingeschränkte 
Kompetenz des Bundes zu beachten. Wegen des dem 
Bund bei der Städtebauförderung fehlenden Initiativ- 
rechts und der fehlenden Befugnis, die Mitfinanzie- 
rungskompetenz als Instrument zur Durchsetzung 
allgemeiner raumordnerischer Ziele einzusetzen, 
können raumordnerisch motivierte Diskriminierungs- 
entscheidungen nur im Rahmen der Landespro- 
gramme nach dem Städtebauförderungsgesetz ge- 
troffen werden. 

Bündelungseffekte 

141 . Sowohl sachliches als räumliches Auswahl- 
kriterium ist bei der Aufstellung der Landespro- 
gramme und des Bundesprogramms der sog. Bünde- 
lungseffekt, d. h. eine sachliche, zeitliche und räum- 
liche Koordinierung raumwirksamer öffentlicher In- 
vestitionen, die in ihrer Kombination oft erst die 
nach dem Gesetz vorzubereitenden oder durchzu- 
führenden städtebaulichen Investitionen als beson- 
ders bedeutsam erscheinen lassen. Auf eine in die- 
sem Sinn verstärkte Verzahnung und Koordinierung 
mit Maßnahmen anderer Fachplanungsträger, ins- 
besondere im Bereich der regionalen Wirtschafts- 
förderung, der Verkehrs-, Agrar-, Wohnungsbau- 
und Flochschulbauförderungspolitik haben Bund und 
Länder seit 1971 bei der Städtebauförderung zuneh- 
mend geachtet. Die Städtebauförderung nach dem 
Städtebauförderungsgesetz birgt somit Ansätze für 
eine stärkere Integration städtebaulicher Planungen 
mit anderen Fachplanungen im Rahmen einer kom- 
munalen Entwicklungsplanung (vgl. Tz. 128). Der 
Deutsche Rat für Stadtentwicklung hat in seiner 
Empfehlung vom 29. Juni 1973 zu Fragen eines ko- 
ordinierten Mitteleinsatzes (vgl. Anhang) auf die 
Bedeutung dieses Gesichtspunktes für die Stadt- 
entwicklung hingewiesen. 

Die meisten Verbindungen städtebaulicher Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen mit Investitio- 
nen aus anderen Fachbereichen bestehen mit der 
regionalen Wirtschaftsförderung, dem kommunalen 
Straßenbau nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz, dem Fernstraßenbau nach dem Bundes- 
fernstraßengesetz und mit Maßnahmen der Agrar- 
strukturverbesserung. Auch in den Fällen, in denen 
zwischen Förderungsmaßnahmen anderer Fachpla- 
nungsträger und der Städtebauförderung nur ein mit- 
telbarer Zusammenhang besteht, ist diese Bündelung 
wegen der durch sie vermittelten wechselseitigen 
Steigerung des Effekts der Einzelförderungen unter 


strukturpolitischen Gesichtspunkten bedeutsam (vgl. 
Tabelle 15, Seite 66 und 67). 

Der gesetzliche Koordinierungs- und Abstimmungs- 
auftrag an die bei der Städtebauförderung als einer 
Querschnittsaufgabe zu Beteiligenden (§§ 2, 38 

Abs. 2, §§ 47, 58, 72 Abs. 2, § 72 Abs. 3 StBauFG) 
vollzieht sich auf mehreren Ebenen. Zunächst haben 
sich die Gemeinden im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
über die Erforderlichkeit der Bündelung aus der 
Sicht eines anderen Maßnahmeträgers, die Abstim- 
mung der planerischen Konzepte der zu bündelnden 
Maßnahmen sowie die Koordination und Synchroni- 
sation des Mitteleinsatzes zu vergewissern. Im Lan- 
desbereich vollzieht sich dieser Abstimmungsprozeß 
in der Regel in der staatlichen Mittelinstanz. Die 
Ministerialinstanz der Länder und des Bundes wird 
nur zur Klärung offener Punkte und bei Grundsatz- 
fragen tätig. In den Landesprogrammen werden im 
Landesbereich offengebliebene Koordinierungspro- 
bleme deutlich gemacht. Soweit auf Bundesebene 
eine für den Fortgang der Vorbereitung und Durch- 
führung städtebaulicher Maßnahmen erforderliche 
Lösung nicht gefunden werden kann, bietet dies ggf. 
einen Anlaß, die Berücksichtigung einer Maßnahme 
im Bundesprogramm zurückzustellen oder auszu- 
schließen. 

Der Bundesminister für Verkehr und der damalige 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
haben in Grundsätzen zur Förderung der Zusammen- 
arbeit in den Geschäftsbereichen beider Ministerien 
die Einzelheiten einer Abstimmung und Koordinie- 
rung von Vorhaben des Verkehrswegebaus, die sich 
auf den Städtebau, und städtebaulicher Maßnahmen, 
die sich auf Vorhaben des Verkehrswegebaus aus- 
wirken, vereinbart (vgl. Bundesbaublatt 1972/10, 
S. 486). Die genannten Bundesminister haben nach 
Maßgabe ihrer Zuständigkeit die Obersten Landes- 
behörden auf diese Grundsätze zur Förderung der 
Zusammenarbeit und das sowohl im Städtebauförde- 
rungsgesetz als auch in § 6 Abs. 3 Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz verankerte Gebot der Ab- 
stimmung hingewiesen. Dies nicht zuletzt deshalb, 
weil oft Anstöße für Stadterneuerungsmaßnahmen 
von Maßnahmen des innerstädtischen Verkehrsaus- 
baus ausgehen, ebenso wie umgekehrt städtebau- 
liche Sanierungsmaßnahmen Straßenverkehrsbau- 
maßnahmen zur Folge haben (vgl. Tz. 58). 

Entwicklungstendenzen 

142 . Bei der Aufstellung der ersten Bundespro- 
gramme zur Städtebauförderung stand im Mittel- 
punkt der Entscheidungen auf Bundesebene, welche 
der von den Ländern vorgeschlagenen Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen in die Bundesförde- 
rung einbezogen werden sollten. Im ersten Bundes- 
programm konnten von 354 vorgeschlagenen Maß- 
nahmen 198 berücksichtigt werden; bei der Mehr- 
zahl handelte es sich um frühere Studien- und Mo- 
dellvorhaben zur Erneuerung von Städten und Dör- 
fern, denen im Hinblick auf den Planungs- und Vor- 
bereitungsstand ein Vorrang eingeräumt wurde. In 
den folgenden Bundesprogrammen war trotz jeweili- 
ger Erhöhung des Bewilligungsrahmens des Bundes 
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Tabelle 15 


Bündelung von Städtebauförderungsmaßnahmen 


Land 

Maßnahmen 
im Bundesprogramm 

im Gebiet der GRW (3. Rahmenplan) 

insgesamt 

in Sdiwerpunktorten 

im Zonenrandgebiet 

Sanie- 
rung 1 

Ent- 

wick- 

lung 

zusam- 

men 

Sanie- 

rung 

Ent- 

wick- 

lung 

zusam- 

men 

Sanie- 

rung 

Ent- 
wick- 
lung , 

zusam- 

men 

Sanie- 

rung 

Ent- 

wick- 

lung 

zusam- 

men 

1 

2 1 

3 

4 

5 

1 6 

1 7 

1 8 

1 9 

i 10 

1 11 

1 12 

1 13 

Baden-Württemberg 

72 

3 

75 

16 

~ 

16 

7 

— 

7 

— 

— 

— 

Bayern 

88 

8 

96 

61 

5 

66 

50 

4 

54 

26 

2 

28 

Berlin 

9 

— 

9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

3 

1 

4 

1 

— 

1 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

Hamburg 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

— 

Hessen 

58 

4 

62 

26 

2 

28 

17 

1 

18 

15 

1 

16 

Niedersachsen 

67 

4 

71 

50 

3 

53 

33 

1 

34 

27 

1 

28 

Nordrhein-Westfalen .... 

33 

3 

36 

6 

— 

6 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

49 

3 

52 

29 

3 

32 

13 

3 

16 

— 

— 

— 

Saarland 

19 

2 

21 

19 

2 

21 

12 

1 

13 

— 

— 

— 

Schleswig-Holstein 

40 

4 

44 

40 

4 

44 

21 

3 

24 

32 

3 

35 

insgesamt . . . 

448 

32 

480 

248 

19 

267 

155 

13 

1 168 

1 

100 

7 

107 


Analyse des Bundesprogramms 1975, Koordinierung der Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen mit För- 
derungsmaßnahmen anderer Bundesressorts 
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Tabelle 15 


mit Maßnahmen anderer Fachplanungsträger 





im Zusammenhang mit 

im Zusammenhang mit Verkehrsmaßnahmen: 

Hodischulgründungen 
bzw. -erweiterungen 

Stadt 

Flurbereinigungs- und 
Agrarstruktur-Verbes- 
serungsmaßnahmen 

— Straßenbau- 
maßnahmen nach 
GVFG und FStrG 

— ÖPNV-Programm 
(GVFG) 

1 wr*- 

ZLisam- 

men 


SMie- 1 Ent- 
^“"9 lung 

zusam- 

men 

i Sanie- 

j 

! Ent- 

1 wick- 
1 lung 

zusam- 

men 

Sanie- 

rung 

1 Eiit- 
1 wick- 
1 lung 

j zusam- 
men 

14 1 15 

16 

17 

18 i 19 

j 20 

1 21 

1 22 

1 23 

1 24 

1 25 1 

26 

2 — 

2 

Heilbronn 

Tübingen 

10 ~ 

10 

20 

1 

21 

3 

1 

4 

1 2 

3 

Passau 

Augsburg 

Bayreuth 

20 ~ 

20 

45 

4 

49 

5 


5 

— — 

— 


— — 

— 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

— — 



— — 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— — 

— 


_ __ 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

4 — 

4 

Ffm.-Bockenheim 

Marburg 2 x 

Darmstadt (TH.) 

18 — 

18 

39 

1 

40 

— 

1 

1 

— — 

— 


9 — 

9 

34 

2 

36 

5 

— 

5 

2 1 

3 

Bochum 

Bielefeld 

Wuppertal 

8 — 

8 

21 

3 

24 

9 

2 

11 

— 2 

2 

Kaiserslautern 

Trier 

8 

8 

20 

2 

22 

1 

— 

1 

— — 

— 


1 ~ 

1 

3 

1 

4 

— 

— 

— 

1 — 

1 

Lübeck 

(Musikhocbscbule) 

8 1 

9 

26 

3 

29 

1 

1 

2 

10 5 

' 15 


82 1 

i 

83 

212 

17 

229 

24 

5 

29 


BMBau ~ St II 9 — 12.74 
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(1971: 100 Millionen DM; 1972: 150 Millionen DM; 
1973: 200 Millionen DM; 1974: 215 Millionen DM; 
1975: 240 Millionen DM) die Zahl der neuaufgenom- 
menen Maßnahmen jeweils rückläufig (1972: 105 
Maßnahmen; 1973: 59 Maßnahmen; 1974: 45 Maß- 
nahmen; 1975: 20 Maßnahmen). Die Gesamtzahl von 
480 ab 1975 in 380 Gemeinden zu fördernder Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen hat sich im 
Zuge der Anpassung und Fortschreibung des Bun- 
desprogramms unabhängig von der Aufnahme neuer 
Maßnahmen numerisch außerdem dadurch erhöht, 
daß aus finanzierungs- und abrechnungstechnischen 
Gründen zahlreiche während der Vorbereitungs- 
phase als Gesamtprojekte geführte Maßnahmen 
unterteilt werden mußten. Die zurückgehende Zahl 
der neu aufgenommenen Maßnahmen zeigt, daß die 
Sicherung des Anschlußfinanzierungsbedarfs für die 
bisher in die Förderung einbezogenen Maßnahmen 
zunehmend in den Vordergrund des Entscheidungs- 
prozesses rückt. Städtebauliche Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen benötigen von der Vorberei- 
tung bis zu ihrem Abschluß je nach örtlicher Ge- 
gebenheit und Zuschnitt zwischen sechs und zwanzig 
Jahre. Hat eine Gemeinde einmal den Nachweis der 
Förderungsfähigkeit erbracht, sich durch umsichtige 
kommunale Vorsorgemaßnahmen auf eine Stadt- 
erneuerungs- oder -entwicklungsmaßnahme vorbe- 
reitet und die Maßnahmen in ein reales Verhältnis 
zu ihrer Durchführbarkeit gebracht, so kann sie im 
Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten bei 
entsprechendem Fortschritt der Maßnahme mit einer 
weiteren Berücksichtigung im Bundesprogramm 
rechnen. Der sich daraus ergebende Vorrang einer 
Sicherung des Anschlußfinanzierungsbedarfs bei der 
Programmfortschreibung folgt nicht zuletzt aus dem 
Erfordernis einer Verzahnung der Gewährung von 
Finanzhilfen mit den nach Gemeindehaushaltsrecht 
aufzustellenden mittelfristigen Investitionsplanun- 
gen. 

Bei der letztjährigen Fortschreibung des Bundespro- 
gramms haben daher bereits einige Länder darauf 
verzichtet, neu in die Bundesförderung aufzuneh- 
mende Maßnahmen vorzuschlagen. Diese Entwick- 
lung wird sich in dem Maße verstärken, je mehr 
Maßnahmen aus der Vorbereitungs- in die kosten- 
intensivere Ordnungs- und Durchführungsphase ge- 
langen. 

Die Steuerungsmöglichkeiten der Länder und des 
Bundes bei der Städtebauförderung unterliegen 
einer doppelten Restriktion. Schon vom Ansatz han- 
delt es sich nur um eine Angebotssteuerung. Die Län- 
der kommen ebenso wie der Bund nur aufgrund von 
Förderungsanträgen in eine Entscheidungssituation. 
Zum anderen erfordert der besondere Förderungs- 
gegenstand, daß die einzelnen Maßnahmen in der 
Mehrzahl über den Zeitraum der mittelfristigen 
Finanzplanung hinaus in der Förderung verbleiben. 
Unter diesen Umständen wird künftig bei der Fort- 
schreibung der Programme das Augenmerk ver- 
stärkt auch darauf zu lenken sein, inwieweit sich 
im Zeitverlauf die nach den ursprünglichen Anträgen 
begründete Vermutung, daß es sich um nach räum- 
lichen oder sachlichen Gesichtspunkten besonders 
bedeutsame Investitionen handelt, durch den Fort- 


gang der Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
in der Praxis bestätigt. Hierin liegen Ansätze für 
eine Feinsteuerung. 

Die Triebkräfte und der Umfang des Erneuerungs- 
bedarfs, denen in den Abschnitten über Wohnungs- 
bau und Erhaltungsaufgaben im Teil C bereits nach- 
gegangen wurde, leiten sich aus baulichen Notwen- 
digkeiten sowie wirtschaftlichen und sozialen Er- 
wägungen ab. Die Quantifizierung des Stadterneue- 
rungsbedarfs stößt auf ganz erhebliche Schwierig- 
keiten. Verhältnismäßig konkrete Aussagen sind am 
ehesten noch über den baubedingten Bedarf möglich. 
Aber auch der Alterungsprozeß der Bausubstanz 
verläuft wegen der unterschiedlichen Qualität der 
Baumaterialien und der standortbezogenen Umwelt- 
bedingungen nicht einheitlich, so daß zuverlässige 
Prognosen über den baubedingten Erneuerungsbe- 
darf mit den zur Zeit verfügbaren Daten nicht mög- 
lich sind. Bei Überlegungen zu einer Quantifizierung 
des Erneuerungsbedarfs muß auch berücksichtigt 
werden, daß er entscheidend von gesellschaftspoli- 
tischen und planerischen Wertentscheidungen ab- 
hängt. So wird gegenwärtig z. B. der Erhaltung und 
Erneuerung vorhandener Stadtviertel größeres Ge- 
wicht beigemessen als Stadterweiterungen. Damit 
zeichnet sich ab, daß das städtebauliche Geschehen 
sich auf absehbare Zeit stärker auf die bereits be- 
bauten Teile der Gemeinden konzentrieren wird. 


Die Anwendung des Städtebauförderungsgesetzes 
durch die Gemeinden 

Sanierungsmaßnahmen 

143 . Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen haben 
die Behebung städtebaulicher Mißstände in förmlich 
festgelegten Gebieten zum Ziel. Als gleichrangige 
Mittel zur Behebung solcher Mißstände sieht das 
Städtebauförderungsgesetz vor die Beseitigung bau- 
licher Anlagen, die Neubebauung und die Moderni- 
sierung von Gebäuden. Städtebauliche Mißstände 
liegen vor, wenn ein Gebiet nach seiner vorhande- 
nen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaf- 
fenheit den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicher- 
heit der in ihm wohnenden oder arbeitenden Men- 
schen nicht mehr entspricht, oder in der Erfüllung 
jener Aufgaben erheblich beeinträchtigt ist, die ihm 
nach seiner Lage und Funktion obliegen sollen. Zwei 
Zielkomponenten einer Sanierung lassen sich daher 
herauskristallisieren: 

— die Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
wohnenden und arbeitenden Bevölkerung und 

— die Funktionsstärkung von Gebieten in wirtschaft- 
licher, verkehrlicher oder infrastruktureller Hin- 
sicht. 

Von den 448 im Bundesprogramm 1975 bis 1978 ge- 
förderten Sanierungsmaßnahmen waren zum Zeit- 
punkt der Aufstellung dieses Programms im Herbst 
1974 inzwischen 255 Maßnahmen rechtsverbindlich 
förmlich festgelegt {§ 5 Abs. 2 StBauFG). Zu einem 
großen Teil ist dabei von den erleichterten Voraus- 
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Setzungen der Uberleitungsvorschriften für die förm- 
liche Festlegung (§ 93 StBauFG) Gebrauch gemacht 
worden. Die Summe der durch diese förmlichen 
Festlegungen erfaßten Flächen beträgt 2 650 ha. Auf 
Sanierungsmaßnahmen insgesamt entfallen 747,6 
Millionen DM entsprechend 82,6 Vo der in den Bun- 
desprogrammen der Jahre 1971 bis 1975 den Ländern 
zugeteilten Bundesfinanzhilfen. 

Nach dem Gesetz lassen sich die Sanierungstatbe- 
stände auf zwei Sanierungsarten, die Bausubstanz- 
sanierung und die Funktionsschwächesanierung, zu- 
rückführen. Die Bausubstanzsanierung knüpft pri- 
mär an bauliche Bestandsmängel an. Bei der Funk- 
tionsschwächesanierung steht eine stadtentwick- 
lungsorientierte Funktionsverbesserung im Vorder- 
grund. Beispiel für eine Bausubstanzsanierung bildet 
eine Blocksanierung, bei der unter weitgehender 
Schonung und Erhaltung der Bausubstanzen zur Ver- 
besserung der Wohnverhältnisse Hinterhöfe ent- 
kernt, Baulücken geschlossen und Wohnungen mo- 
dernisiert werden. Beispiel einer Funktionsschwäche- 
sanierung ist eine mit Straßenbaumaßnahmen ver- 
bundene oder von ihr ausgelöste Aufwertung eines 
Ortskerns durch Zuweisung von Nutzungen für öf- 
fentliche zentrale Einrichtungen und zentrale Ver- 
sorgungsfunktionen des tertiären Bereichs. 

Aus Sachgründen sind in der Praxis beide Sanie- 
rungsarten nicht eindeutig zu trennen. Mit einer 
Funktionsschwächesanierung geht häufig eine bau- 
blockweise Erneuerung (Kombination aus Neubau- 
vorhaben mit erhaltender Erneuerung und Entker- 
nung) einher, wie auch umgekehrt Bausubstanzsanie- 
rung mit dem Abbruch und der Erneuerung von Teil- 
bereichen verbunden sein und je nach Zuschrift auch 
zur Funktionsstärkung beitragen kann. Eine Aus- 
wertung des Bundesprogramms nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz zeigt, daß in der Mehrzahl der 
Länder die Funktionsschwächesanierung ein eindeu- 
tiges Übergewicht hat. Aus kommunaler Sicht ist 
diese Präferenz für Funktionsschwächesanierungen 
verständlich. Teilweise ist sie im Finanzierungs- 
system des Städtebauförderungsgesetzes angelegt. 
Das Städtebauförderungsgesetz hat die Finanzie- 
rung der Bauphase (Wohnungen, Geschäfte, kommu- 
nale Einrichtungen, Modernisierung) im Grundsatz 
der Privatinitiative überlassen. Die Realisierung von 
Sanierungszielen hängt damit in hohem Maße von 
der privaten Investitionsbereitschaft ab. Für Privat- 
investitionen bieten sich am ehesten Ansätze dort, 
wo städtebauliche Strukturen unter einem räum- 
lichen und ökonomischen Veränderungsdruck stehen 
und kommunale Versorgungsfunktionen im öffent- 
lichen und privaten Dienstleistungsbereich entwik- 
kelt werden. 

Auf einer anderen Ebene angesiedelt ist der Gegen- 
satz zwischen Flächensanierung und Objektsanie- 
rung. Aus der Entstehungsgeschichte des Städtebau- 
förderungsgesetzes hat sich im Bewußtsein der Öf- 
fentlichkeit die Vorstellung festgesetzt, Stadterneu- 
erungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz mündeten mehr oder weniger in Flächen- 
sanierungen mit einem Totalabbruch alter Bausub- 
stanzen und völliger Neuordnung und ggf. Umwid- 
mung von Stadtquartieren. Die bisherige Praxis hat 
demgegenüber gezeigt, daß das gesetzliche Instru- 


mentarium vielfältig und variabel genug ist, um 
auch Stadterneuerungsmaßnahmen mit stärkerer Be- 
tonung auf Erhaltung gewachsener Bausubstanzen 
und überkommener Strukturen durchzuführen. Dies 
wird insbesondere durch die Aktualisierung der Vor- 
schriften des Gesetzes unterstrichen, die sich mit der 
Modernisierung und Erhaltung von Gebäuden be- 
fassen. 

Die vielzitierte Tendenzwende von der Flächensa- 
nierung zur Objektsanierung geht zurück auf einen 
sich gegenwärtig vollziehenden geistigen Wandel, 
der eine Umwertung von Zielen und Leitbildern und 
eine Veränderung der Art der Betrachtung von Be- 
stehendem und Vergangenem zum Inhalt hat (vgl. 
Tz. 109). Dieser Auffassungswandel hat in der Praxis 
der Städtebaupolitik vielfach zur Verbesserung pla- 
nerischer Überlegungen beigetragen. Andererseits 
darf diese Umorientierung sich nicht in einer unre- 
flektierten Hinwendung zu alten, historisch gewach- 
senen Stadtstrukturen erschöpfen. Eine allzu radi- 
kale, totale Umkehr städtebaulicher Leitbilder wird 
dem von zahlreichen, nicht durchweg steuerbaren 
Bestimmungsgrößen abhängigen Veränderungspro- 
zeß, dem Städte und Dörfer unterliegen, nicht gerecht 
werden können. 

Die Probleme städtebaulicher Erneuerung können 
nicht grundstücksweise gelöst werden. Dies gilt vor 
allem dann, wenn ein behutsames Erneuern, Alt und 
Neu nebeneinander, die Erhaltung mietgünstigen 
Wohnraums bei guter Standortlage und verbesserte 
Wohnumweltbedingungen zum erklärten Ziel einer 
Sanierung gehören. Eine Flächensanierung wird auch 
künftig dort angezeigt sein, wo Raum zur Erweite- 
rung der Infrastruktur geschaffen werden soll, außer- 
dem in Bereichen, in denen Nutzungsgemenge und 
Zustand der Bausubstanz unzuträgliche Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse schaffen und mit wirtschaftlich 
vertretbaren Aufwendungen Verbesserungen nicht 
zu erreichen sind. Es gilt zu erkennen, daß zwischen 
der Erhaltung des Alten, Schönen und Gewohnten 
auf der einen Seite und notwendigen Neuerungen an 
Substanz und Organisation der Städte auf der ande- 
ren Seite Zielkonflikte bestehen können. Allgemein- 
verbindliche Regeln, aus denen für die unterschied- 
lichsten Problemlagen in Gemeinden Lösungen abge- 
leitet werden können, kann es nicht geben. Das 
Städtebauförderungsgesetz hat ebensowenig wie das 
Bundesbaugesetz ein bestimmtes städtebauliches 
Leitbild festgesetzt, sondern sich damit begnügt, das 
Planermessen der Gemeinden an allgemeingehaltene 
Zielvorstellungen zu binden. Selbst in Fällen, in de- 
nen vergleichbare Verhältnisse vorliegen, können 
sich in der Praxis der Gemeinden unterschiedliche 
Lösungsmöglichkeiten zur Behebung städtebaulicher 
Mißstände anbieten. Hierüber kann nur auf gemeind- 
licher Ebene entschieden werden. Es ist eine Konse- 
quenz der gemeindlichen Planungshoheit, daß die 
Verantwortung für die jeweilige Lösung bei den zu- 
ständigen Gemeindeorganen liegt. 

Entwicklungsmaßnahmen 

144 . Durch städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
werden entsprechend den Grundsätzen der Raum- 
ordnung und Landesplanung 
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— neue Orte geschaffen oder 

— vorhandene Orte um neue Ortsteile erweitert 
oder 

— ■ vorhandene Orte zu neuen Siedlungseinheiten 
entwickelt. 

Diese Maßnahmen, die nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz durchgeführt werden, dienen der Struk- 
turverbesserung in den Verdichtungsräumen, der 
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten im Zuge 
von Entwicklungsachsen oder dem Ausbau von Ent- 
wicklungsschwerpunkten außerhalb der Verdich- 
tungsräume, insbesondere in den hinter der allge- 
meinen Entwicklung zurückbleibenden Gebieten 
(§ 1 Abs. 3 StBauFG). 

Der Erlaß einer Rechtsverordnung, mit dem ein 
städtebaulicher Entwicklungsbereich förmlich festge- 
legt werden kann, ist vor allem an die Vorausset- 
zung gebunden, daß die Bereitstellung der voraus- 
sichtlich erforderlichen Mittel aus öffentlichen Haus- 
halten von der Landesregierung erwartet werden 
kann (§ 53 Abs. 1 Nr. 4 StBauFG). Neben der Mög- 
lichkeit der Abschöpfung entwicklungsbedingter Bo- 
denwerte hat sich der aus diesem Erfordernis erge- 
bende Koordinierungszwang und die Notwendigkeit 
einer kurz- und mittelfristigen Bündelung der Haus- 
haltsströme verschiedener Planungsebenen und der 
damit angestrebte konzentrierte Einsatz aller mög- 
lichen Förderungsmittel nach den bisherigen Erfah- 
rungen als größter Gewinn des Städtebauförderungs- 
gesetzes im Bereich städtebaulicher Entwicklungs- 
maßnahmen herausgestellt. 

Unter den 32 Entwicklungsmaßnahmen, die in unter- 
schiedlichen Verfahrensstadien mit Bundesfinanzhil- 
fen im Rahmen des Bundesprogramms 1975 bis 1978 
gefördert werden, sind alle nach dem Gesetz mögli- 
chen Entwicklungsvarianten vertreten. Durch Rechts- 
verordnung der jeweiligen Landesregierung waren 
zum Zeitpunkt der Fortschreibung des Bundespro- 
gramms für den Zeitraum 1975 bis 1978 im Herbst 
1974 21 städtebaiüiche Entwicklungsbereiche mit 
einer Gesamtfläche von 6 282 ha förmlich festgelegt. 
Auf Entwicklungsmaßnahmen insgesamt entfallen 
157,4 Millionen DM entsprechend 17,4 der in den 
Bundesprogrammen der Jahre 1971 bis 1975 den Län- 
dern zugeteilten Bundesfinanzhilfen. Dieser Anteil 
hat steigende Tendenz, da Entwicklungsmaßnahmen 
jetzt zunehmend in die kostenintensive Durchfüh- 
rungsphase gelangen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende städtebau- 
liche Entwicklungsbereiche (Jahr der förmlichen Fest- 
legung in Klammern): 

1. Alsfeld, Vogelsbergkreis (1974) 

— Funktionelle und städtebauliche Integration 
eines bisher selbständigen, landwirtschaftlich 
strukturierten Stadtteils im Anschluß an eine 
kommunale Neuordnung. 

2. Augsburg — Alter Flugplatz (1974) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen Stadt- 
teil im Zusammenhang mit der Neugründung 
der Universität. 


3. Baunatal, Landkreis Kassel (1974) 

— Entwicklung von vier Orten zu einer neuen 
Siedlungseinheit im Anschluß an eine kom- 
munale Neuordnung. 

4. Bayreuth — Universitätsbereich (1974) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen Stadt- 
teil im Zusammenhang mit der Neugründung 
der Universität. 

5. Bochum — Querenburg (1972) 

— Errichtung eines neuen Stadtteils (Universi- 
tätswohnstadt). 

6. Bonn-Hardtberg (1972) 

— ■ Entwicklung eines neuen Stadtteils. 

7. Bremen-Osterholz-Tenever (1973) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen Orts- 
teil. 

8. Brunsbüttel, Kreis Dithmarschen (1973) 

— Entwicklung der Stadt zu einem Mittelzen- 
trum im Zuge von Industrieansiedlungen. 

9. Dietzenbach, Landkreis Offenbach (1973) 

— Entwicklung zweier Ortsteile zu einer Sied- 
lungseinheit mit neuem Zentrum. 

10. Homburg/Saar, Landkreis Homburg (1974) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen Stadt- 
teil. 

11. Kaiserslautern-Universitätswohnstadt (1975) 

— Entwicklung eines neuen Stadtteils im Zuge 
der neugegründeten Universität. 

12. Kempten-West (1974) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen Stadt- 
teil. 

13. Köln-Chorweiler (1972) 

— Entwicklung eines neuen Stadtteils. 

14. Mannheim-Herzogenried (1973) 

— Bindeglied zwischen Stadtkern und vorhan- 
denen Ortskernen, Bundesgartenschau 1975. 

15. Neu-Anspach, Hochtaunuskreis (1973) 

— Entwicklung von vier Ortsteilen zu einer 
neuen Siedlungseinheit im Anschluß an eine 
kommunale Neuordnung. 

16. Norderstedt, Kreis Segeberg (1973) 

— Entwicklung vorhandener Orte zu einer 
neuen Siedlungseinheit als Folge kommu- 
naler Neuordnung. 

17. Rödental, Landkreis Coburg (1974) 

— Entwicklung vorhandener Orte zu einer 
neuen Siedlungseinheit im Anschluß an eine 
kommunale Neugliederung. 
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18. Seevetal, Landkreis Harburg (1974) 

— Entwicklung vorhandener Ortsteile zu einer 
neuen Siedlungseinheit, Schaffung eines 
Ortszentrums im Zuge der kommunalen Neu- 
gliederung. 

19. Trier-Tarforster Plateau (1974) 

— Entwicklung eines neuen Stadtteils im Zuge 
der neugegründeten Universität. 

20. Völklingen (1974) 

— Schaffung eines neuen Stadtteils. 

21. Würzburg — Heuchelhof (1974) 

— Erweiterung der Stadt um einen neuen 
Stadtteil. 

Wie schon erwähnt (vgl. Tz. 34), stellt sich heute, 
nachdem die allgemeine Wohnungsnot — von Un- 
gleichgewichten für bestimmte Zielgruppen abge- 
sehen — behoben ist, der Städte- und Wohnungs- 
baupolitik vornehmlich die Aufgabe, die Lebensver- 
hältnisse der Menschen in den bereits überbauten 
Gebieten der Gemeinden durch strukturverbessernde 
Maßnahmen und die Modernisierung der Altbau- 
wohnungen anzuheben und die Urbanität und At- 
traktivität von Ortskernen und Stadtteilzentren 
durch städtebauliche Maßnahmen zu verbessern. 
Daraus folgt für Entwicklungsmaßnahmen mit Rück- 
sicht auf die voraussehbare Bevölkerungsentwick- 
lung in der Bundesrepublik, daß die Schaffung 
neuer Städte oder Ortsteile künftig nur noch die 
Ausnahme sein wird. Es muß vermieden werden, daß 
mit öffentlichen Mitteln neue Wohngebäude und 
neue kostspielige Infrastrukturen erstellt werden, 
solange in der Nachbarschaft vorhandene Reserven 
nicht ausgenutzt sind. Das verfügbare Entwicklungs- 
potential wird künftig in den Dienst solcher sachlich 
und zeitlich abgestimmter Entwicklungsmaßnahmen 
gestellt werden müssen, wie sie sich beispielsweise 
im Zuge von Gemeindegebietsreformen zur Schaf- 
fung neuer Ortszentren für neu zusammengeschlos- 
sene Ortsteile oder im Zusammenhang mit Univer- 
sitätsgründungen ergeben. 

Hemmnisse bei der Vorbereitung und Durchführung 
städtebaulicher Maßnahmen 

145 . Städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen sind 
seit jeher Bestandteil gemeindlicher Selbstverwal- 
tungstätigkeit. Mit dem Städtebauförderungsgesetz 
sind den Gemeinden daher der Sache nach keine 
neuen Aufgaben übertragen worden. Neue und noch 
nicht eingeübte Verfahrensregelungen sowie erwei- 
terte qualitative Anforderungen an die städtebau- 
liche Planung und Durchführung von Stadterneue- 
rungsmaßnahmen bereiten jedoch in den Gemeinden 
teilweise große Schwierigkeiten. Ähnlich wie in der 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes 
wird man insoweit von einem noch nicht abgeschlos- 
senen Lernprozeß sprechen können. 

Dies gilt auch für das Städtebauförderungsverfahren 
als solches und die für den Erfolg aller Städtebau- 
förderung wesentliche horizontale und vertikale Ko- 
ordination im Bereich der Staatsverwaltung (vgl. Tz. 


139, 141). In der ersten Zeit nach Inkrafttreten des 
Städtebauförderungsgesetzes ist der städtebaulichen 
Planung, entsprechenden Bedarfsanalysen, der So- 
ziaiplanung und der Finanzierbarkeit der angestreb- 
ten städtebaulichen Lösungen nicht in allen Fällen 
der gebührende Rang eingeräumt worden. Dies alles 
hat dazu beigetragen, daß die Vorbereitungs- und 
Durchführungsphase städtebaulicher Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen länger dauert als zu- 
nächst angenommen. Bei der Städtebauförderung 
des Bundes ergab sich daraus ein temporärer Mittel- 
überhang. 

Vor diesem Hintergrund zeichnen sich für Verzö- 
gerungen bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen zur 
Zeit vor allem die folgenden vier Gründe ab: 

— Einige Gemeinden haben ihre ursprünglich auf 
mehr Flächensanierung ausgerichtete Sanierungs- 
konzeption zugunsten einer stärkeren Berück- 
sichtigung von erhaltender Erneuerung und Mo- 
dernisierung umgestellt. In Bayern wird dieser 
Trend zur Erhaltung alter Baustrukturen durch 
das am 1. Oktober 1973 in Kraft getretene Denk- 
malschutzgesetz unmittelbar unterstützt. Die 
Folge solcher Neukonzeptionen ist vielfach eine 
erhebliche Verzögerung von Planungen und 
Durchführungsmaßnahmen in Sanierungsgebie- 
ten. 

— Der konjunkturbedingte Rückgang der Hochbau- 
tätigkeit und privaten Investitionsneigung hat 
sich auch ciuf die in Durchführung befindlichen Sa- 
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen voll aus- 
gewirkt. Auch hierdurch werden zum Teil Umpla- 
nungen erforderlich. Ein Problem stellt in diesem 
Zusammenhang die Ausweisung neuer Bauge- 
biete am Ortsrand dar, wenn gleichzeitig im 
Ortskern ein Sanierungsverfahren durchgeführt 
wird. In der Regel finden sich in Zeiten konjunk- 
tureller Abschwächui»g eher noch Interessenten 
für neu zu erschließende Flächen am Ortsrand, 
während die Grundstücke im Sanierungsgebiet 
teilweise kaum noch auf Nachfrage stoßen. 

— Bei einer Reihe von Gemeinden sind noch nicht 
die erforderlichen Prioritätsentscheidungen ge- 
troffen worden, um die mit dem Vollzug des 
StBauFG entstehenden Aufgaben bewältigen zu 
können. Die Übertragung eines Teils der ge- 
meindlichen Aufgaben auf Beauftragte und Trä- 
ger löst dieses Problem nur teilweise. Die Er- 
fahrungen zeigen, daß auch in diesen Fällen die 
Gemeinde selbst aktiv mitwirken muß, um die 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme voran- 
zubringen. 

— Eine Reihe von Gemeinden hat Schwierigkeiten, 
den gemeindlichen Eigenanteil aufzubringen (vgl. 
Tz. 137). Dies trifft vor allem in den Ländern 
zu, in denen die gemeindliche Mitleistungsquote 
starr festgelegt und nicht der jeweiligen Finanz- 
kraft der Gemeinde angepaßt ist. 

Bürgerbeteiligung 

146 . Die gesellschaftspolitischen Ziele, die mit einer 
stärkeren Mitwirkung der Bürger und der öffent- 
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lichkeit am Planungsprozeß verfolgt werden, sind 
im Städtebaubericht 1970 der Bundesregierung (Seite 
49 ff.) ausführlich dargestellt. Mit dem Städtebau- 
förderungsgesetz sind zunächst bei städtebaulichen 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen die recht- 
lichen Voraussetzungen für eine stärkere Beteili- 
gung der Bürger bei gemeindlichen Planungspro- 
zessen geschaffen. Eine frühzeitige Beteiligung der 
Bürger in allen Phasen des Planungsprozesses, ins- 
besondere bei der Problem- und Zielfindung städte- 
baulicher Planungen, scheiterte bisher teilweise an 
der Notwendigkeit, Planungsabsichten möglichst 
lange geheimzuhalten, um Spekulationsmöglichkei- 
ten am Bodenmarkt einzuschränken. Dies Bedenken 
besteht nach Inkrafttreten des Städtebauförderungs- 
gesetzes nicht mehr. 

Die bisherigen Erfahrungen mit der Anwendung des 
Städtebauförderungsgesetzes zeigen, daß seine auf 
eine verstärkte Mitwirkung der Bürger bei der ge- 
meindlichen Vorbereitung und Festlegung von Sa- 
nierungsgebieten und Entwicklungsbereichen abhe- 
benden Vorschriften zu einer Bewußtseinsänderung 
geführt haben. Bei der Vorbereitung und Durch- 
führung von Stadterneuerungsmaßnahmen ist die 
Bereitschaft der Gemeinden gewachsen, die Anony- 
mität planerischer Entscheidungen aufzubrechen und 
die Bürger umfassend zu informieren. In der Mehr- 
zahl der Gemeinden ist erkannt worden, daß auf 
diese Weise die Rationalität von Planungsentschei- 
dungen erhöht und eine Qualitätsverbesserung ge- 
meindlicher Planungen erreicht werden kann. Die 
bürgerschaftliche Mitwirkung hat in vielen Fällen 
zu einer besseren Durchleuchtung der gegebenen 
Probleme geführt und die Entwicklung von Pla- 
nungsalternativen gefördert. Es gibt genügend Bei- 
spiele dafür, daß auf diese Weise eine Verbesse- 
rung der Planungsergebnisse erzielt wurde. 

Auf der anderen Seite steht dem oft eine erhebliche 
Verzögerung des Planungsablaufs und ein finan- 
zieller Mehraufwand gegenüber. Dies muß im Inter- 
esse bürgernaher Planverfahren hingenommen wer- 
den, zumal der erhöhte Aufwand durch eine Ab- 
kürzung späterer Verwaltungsverfahren und die 
Verbesserung der Planergebnisse aufgewogen wer- 
den kann. 

Die rechtlichen Vorschriften des Städtebauförde- 
rungsgesetzes zur bürgerschaftlichen Beteiligung ge- 
ben den Gemeinden ausreichenden Spielraum für 
experimentelle Formen dieser Beteiligung. In der 
Praxis haben sich mehr oder weniger institutionali- 
sierte Formen herausgebildet, die von ständigen 
Sanierungsbeiräten über Stadtentwicklungsforen 
bis hin zu einem breiten Spektrum durch Bürger- 
initiativen eröffneter Aktionsformen reichen. Die 
bisherigen Erfahrungen rechtfertigen nicht die Be- 
fürchtung, daß die angestrebten Ergebnisse bürger- 
schaftlicher Beteiligung wegen der weit gefaßten 
Verfahrensvorschriften verfehlt werden. Die Bun- 
desregierung hält es demgegenüber für vorteilhaft, 
daß der gesetzliche Rahmen locker genug gefaßt ist, 
um der Praxis Möglichkeiten zur Erprobung einer 
Vielfalt von Modellen zu lassen, innerhalb deren 
der Bürger eigenverantwortlich zur Mitgestaltung 
seiner Umwelt beitragen kann. 


Soziaiplan 

147 , Mit der bürgerschaftlichen Beteiligung an der 
Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher 
Maßnahmen in engem Zusammenhang steht der 
Sozialplan. Aus Gründen der begrifflichen Klarheit 
dürfen die Grundsätze für den Sozialplan und der 
Sozialplan allerdings nicht — wie mitunter in der 
Literatur geschehen — mit den Begriffen „Partizipa- 
tion bei städtebaulichen Planungen" und „Demo- 
kratisierung des Planungsprozesses" vermengt wer- 
den. 

Die Grundsätze für den Sozialplan und der Sozial- 
plan sind nach dem Städtebauförderungsgesetz ein 
Instrument zur Vermeidung oder Milderung nach- 
teiliger Auswirkungen städtebaulicher Maßnahmen 
auf die Betroffenen. Es handelt sich um eine Kon- 
kretisierung des grundgesetzlichen Postulats des so- 
zialen Rechtsstaats; dabei überwiegen nach der An- 
lage des Gesetzes die Momente einer Sozialfür- 
sorgeplanung. Dem Sozialplan kommt die Aufgabe 
zu, bei Maßnahmen nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz zu einem gerechten Ausgleich zwischen den 
Belangen der einzelnen sowie denen der Allgemein- 
heit beizutragen. Bezogen auf einen über mehrere 
Jahre verlaufenden städtebaulichen Prozeß ist er 
notwendigerweise auf laufende Fortschreibung und 
Ergänzung angewiesen. Der Sozialplan ist daher mit 
einem Plan, wie ihn beispielsweise der Bebauungs- 
plan darstellt, wegen seines dynamischen und nicht 
rechtsverbindlichen Charakters nicht vergleichbar. 

Die Fachkommission Städtebau der Arbeitsgemein- 
schaft der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen Minister und Senatoren der Län- 
der (ARGEBAU) hat einen „Mustererlaß über vor- 
läufige Hinweise über die Aufstellung der Grund- 
sätze für den Sozialplan und den Sozialplan nach 
StBauFG" verabschiedet. Darin wird hervorgehoben, 
daß wegen der Tragweite des Gegenstandes die Ge- 
meindevertretung bei Gelegenheit des Satzungsbe- 
schlusses über die förmliche Festlegung eines Sanie- 
rungsgebiets (§ 5 Abs. 1 StBauFG) auch mit den 
Grundsätzen für den Sozialplan befaßt werden 
sollte. In der Praxis werden bereits heute diese 
Grundsätze als soziale Leitlinie für Stadterneue- 
rungsmaßnahmen weitgehend von kommunalen 
Vertretungskörperschaften beschlossen; sie sind von 
der Sache her Bestandteil jeder Sanierungskonzep- 
tion. 

Auch der von der Verwaltung im Rahmen dieser 
Leitlinien zu entwickelnde Sozialplan bildet in der 
Praxis die Grundlage für weitere Beschlüsse der 
Vertretungskörperschaften. 

Bebauungsplanverfahren und Sozialplanverfahren 
sind ineinandergreifende Vorgänge; sie beeinflus- 
sen sich wechselseitig. Allerdings kann aus Sach- 
gründen die rechtsverbindliche Festsetzung des Be- 
bauungsplans nicht von der vorherigen schriftlichen 
Festlegung des Sozialplans abhängig gemacht wer- 
den. Es genügt, wenn bei der Beschlußfassung über 
den Bebauungsplan die Grundsätze für den Sozial- 
plan vorliegen und im Bebauungsplanverfahren aus- 
reichend gewürdigt worden sind. Die während der 
Dauer der Durchführung einer Sanierung mit den 
unmittelbar Betroffenen fortzusetzenden Erörterun- 
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gen sind nur sinnvoll, wenn Art und Umfang sowie 
der Zeitpunkt des sanierungsbedingten Eingriffs 
feststehen. Der Sozialplan als solcher hat nur Sinn, 
wenn er im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
des Bebauungsplans steht. 

Stadterneuerungsmaßnahmen bedingen je nach den 
örtlichen Gegebenheiten und den angestrebten Sa- 
nierungszielen mehr oder weniger weitgehende Ein- 
griffe auch in bestehende Sozialstrukturen. In der 
Praxis werden die Möglichkeiten des Sozialplans 
dabei mitunter überschätzt. 

Mit dem Sozialplan und den gesetzlichen Bestim- 
mungen über den Härteausgleich können nachhal- 
tige Auswirkungen notwendiger Umstrukturierun- 
gen nur gemindert, nicht aber solche Umstrukturie- 
rungen vermieden werden. Es kann beobachtet wer- 
den, daß notwendigen Umschichtungen der Nut- 
zungs- und Bevölkerungsstruktur oft Widerstand 
entgegengesetzt wird. Gemeinden müssen sich dar- 
über im klaren sein, daß eine nur sozial-konservie- 
rende Einstellung ggf. im Widerspruch zu den an- 
gestrebten Sanierungszielen steht. Denn Stadter- 
neuerungsmaßnahmen finden in Quartieren statt, 
die sich durch eine einseitige Bevölkerungsstruktur 
auszeichnen, bei der soziale Randgruppen überre- 
präsentiert sind. Die Chance der Verwirklichung 
einer für die zukünftige Entwicklung wesentlichen 
sozialen Integration wird ausgelassen, wenn als Sa- 
nierungsziel hier die unveränderte Beibehaltung 
einer gegebenen Sozial- und Bevölkerungsstruktur 
formuliert wird. 

Andererseits ist im Zuge von Sanierungsmaßnah- 
men darauf zu achten, daß sozial Benachteiligte nicht 
lediglich aus diesen Gebieten herausgedrängt wer- 
den, sondern sich ihre Situation insgesamt verbes- 
sert. Der Sozialplan kann hierzu Hilfestellung lei- 
sten. 

In der kommunalen Praxis bestehen teilweise noch 
Unsicherheiten über die Reichweite des Sozialplans. 
Mitunter wird versucht, dies Instrument in den 
Dienst zur Lösung unabhängig von der Sanierung 
bestehender allgemeiner sozialer Probleme zu stel- 
len. Demgegenüber ist festzuhalten, daß es nicht 
Aufgabe des Sozialplans ist, über die Möglichkeiten 
der geltenden Sozialrechtsordnung hinauszugehen 
und originär oder im Wege vertraglicher Abspra- 
chen Ansprüche zu begründen. So ist es beispiels- 
weise nicht möglich, mit Hilfe des Sozialplans und 
der Härteausgleichsregelungen des Gesetzes auf 
Dauer gesetzlich begründete soziale Leistungen 
(Renten, Wohngeld, Sozialhilfeleistungen, Ausbil- 
dungsförderung, Arbeitslosengeld) speziell für Be- 
wohner eines Sanierungsgebiets aufzustocken. 

Bodenrechtliches und planakzessorisches Instrumentarium 

148 . Die besonderen bodenrechtlichen Gebote des 
StBauFG (Abbruch-, Bau- und Modernisierungsge- 
bot) sind bisher im Zuge von Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen nur in Einzelfällen angewandt 
worden. Die Gemeinden haben das Bestreben, die 
Anwendung hoheitlicher Gebote möglichst zu ver- 
meiden und suchen nach Wegen zu einer gütlichen 
Einigung. Dies wird durch die intensive Beteiligung 


der Betroffenen gefördert. Bei vielen Maßnahmen 
ist die Anwendung der Gebote allerdings noch nicht 
möglich, da sie Bebauungspläne voraussetzen und 
diese vielfach noch nicht erstellt sind. Die bisherige 
Anwendungspraxis rechtfertigt allerdings nicht den 
Schluß, daß diese Gebote überflüssig wären. Die 
vorliegenden Erfahrungen zeigen deutlich, daß 
allein die Möglichkeit der Verhängung von Zwangs- 
maßnahmen in vielen Fällen zur Erzielung besserer 
Verhandlungsergebnisse wesentlich beigetragen und 
die tatsächliche Anwendung von Zwangsmaßnah- 
men erübrigt hat. Aufgrund der indirekten Wir- 
kung dieser Gebote kann die Durchführung städte- 
baulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
beschleunigt werden und die Qualität der städte- 
baulichen Planung verbessert werden. Dies gilt auch 
für die gesetztlichen Bestimmungen über das ge- 
meindliche Grunderwerbsrecht und die erleichterten 
Voraussetzungen der Enteignung. 

Ausgleichsbeträge 

149 . Allgemeingültige Erfahrungen können noch 
nicht vorliegen. Die Ausgleichsbeträge werden nach 
§§ 51, 52 StBauFG erst in einem verhältnismäßig 
späten Stadium der Planverwirklichung fällig. 

Es zeichnet sich ab, daß der Finanzierungsanteil, der 
durch Ausgleichsbeträge aufgebracht werden kann, 
zumindest in Zeiten konjunktureller Abschwächung 
und in Gebieten ohne Wachstumsdruck nicht zu 
hoch angesetzt werden darf. Die angebliche Faust- 
regel, daß ein Viertel der Kosten der Ordnungsmaß- 
nahmen durch Ausgleichsbeträge gedeckt werden 
könne, bestätigt sich bisher nicht. 

Die Gemeinden haben das verständliche Bestreben, 
bei der Veräußerung von neugeordneten Grund- 
stücken vor Abschluß der Gesamtmaßnahme den 
Käufern die Höhe des Ausgleichsbetrages endgültig 
mitzuteilen. Die Unsicherheit über die Höhe des 
Ausgleichsbetrages hemmt sonst die Investitions- 
bereitschaft. Die Ausgleichsbetragsverordnung (vgl. 
Tz. 151) soll eine möglichst frühzeitige verbindliche 
Festlegung des Betrags erleichtern. 


Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zum Städtebauförderungsgesetz 

Wertermittlungsverordnung 

150 . Die Ermittlung des Verkehrswertes von Grund- 
stücken hat durch das Städtebauförderungsgesetz 
eine erheblich erweiterte Bedeutung gewonnen. Das 
Gesetz enthält den bedeutungsvollen Grundsatz, 
daß Werterhöhungen der Grundstücke, die durch die 
städtebaulichen Sanierungs- oder Entwicklungsmaß- 
nahmen bedingt sind, nicht dem Eigentümer zuflie- 
ßen, sondern zur Deckung der Kosten der Sanie- 
rungs- oder Entwicklungsmaßnahmen herangezogen 
werden sollen. Das Gesetz bestimmt daher (§ 23 
Abs. 2 und § 57 Abs. 1), daß bei der Bemessung von 
Ausgleichs- und Entschädigimgsleistungen die Wert- 
erhöhungen, die lediglich durch die Aussicht auf die 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme, durch 
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ihre Vorbereitung oder ihre Durchführung einge- 
treten sind, nur insoweit berücksichtigt werden dür- 
fen, als der Betroffene diese Werterhöhungen durch 
eigene Aufwendungen zulässigerweise bewirkt hat. 
Eigentümer, die Sanierungsmaßnahmen auf ihren 
Grundstücken selbst durchführen, haben nach Ab- 
schluß der Sanierung an die Gemeinde einen Aus- 
gleichsbetrag in Geld zu entrichten, der der durch 
die Sanierung bedingten Erhöhung des Wertes ihrer 
Grundstücke entspricht. Diese Grundstückswerter- 
höhung besteht aus dem Unterschied zwischen dem 
Wert, der sich für das Grundstück ergeben würde, 
wenn eine Sanierung weder beabsichtigt ader durch- 
geführt worden wäre und dem Wert, der sich für 
das Grundstück durch die rechtliche und tatsächliche 
Neuordnung des Sanierungsgebietes ergibt. 

Die Wertermittlungen, die das Städtebauförderungs- 
gesetz vorschreibt, sind auf der Grundlage des Ver- 
kehrswertes vorzunehmen, wie sie sich nach den 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes bestimmen. Es 
ist also von den Werten, die sich auf dem Grund- 
stücksmarkt gebildet haben, auszugehen und die 
sanierungsbedingte Werterhöhung bei Ausgleichs- 
und Entschädigungsleistung außer Betracht zu las- 
sen, während nach Abschluß der Sanierung der sich 
dann ergebende Verkehrswert maßgebend ist. 

Diese Werte und Werterhöhungen müssen von den 
Gutachterausschüssen auf Antrag ermittelt werden. 
Die Gutachterausschüsse haben damit erweiterte 
Aufgaben zu erfüllen. 

Auf der Grundlage der Ermächtigungen in § 91 Nr. 1 
und 2 StBauFG hat die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates über die Anwendung 
gleicher Grundsätze bei der Ermittlung der nach 
dem Städtebauförderungsgesetz maßgebenden 
Grundstücks- und Gebäude werte nähere Vorschrif- 
ten durch Rechtsverordnung erlassen. Diese Ermäch- 
tigung entspricht der Ermächtigung in § 141 Abs. 4 
des Bundesbaugesetzes, aufgrund deren die Ver- 
ordnung über die Grundsätze für die Ermittlung des 
Verkehrswertes von Grundstücken (Wertermitt- 
lungsverordnung) vom 7. August 1961 erlassen 
worden ist. Es war daher möglich, die zur Durch- 
führung des Städtebauförderungsgesetzes erforder- 
lichen Vorschriften in die bereits bestehende Wert- 
ermittlungsverordnung einzufügen und diese ent- 
sprechend zu ergänzen. Dies ist durch die Verord- 
nung zur Änderung und Ergänzung der Verordnung 
über Grundsätze für die Ermittlung des Verkehrs- 
wertes von Grundstücken vom 10. August 1972 — 
Bundesgesetzbl. I S, 1409 — geschehen. In der Neu- 
fassung der Wertermittlungsverordnung vom 

15. August 1972 — Bundesgesetzbl. I S. 1416 sind 

die ergänzenden Vorschriften für Sanierungsgebiete 
und Entwicklungsbereiche in Teil V zusammenge- 
faßt. 

Ausgleichsbetragsverordnung 

151 . In § 91 des Städtebauförderungsgesetzes ist die 
Bundesregierung unter anderem ermächtigt worden, 
Rechtsvorschriften 

— über die Erhebung der Ausgleichsbeträge und 
Vorauszahlungen nach § 41 Abs. 6, 8 und 9 und 


die nach § 41 Absatz 6 anzurechnenden Leistun- 
gen, 

— die Bedingungen der Tilgungsdarlehen nach § 25 
Abs. 2 und § 41 Abs. 8, insbesondere die Zins- 
und Tilgungsverpflichtungen, sowie 

— die Ermittlung des Vorteils und die Erhebung 
der Ausgleichsbeträge nach § 42 Abs. 1 und 2 

zu erlassen. In Ausführung dieser Ermächtigung ist 
der Entwurf einer Verordnung erarbeitet worden, 
der in Zusammenarbeit mit den zuständigen Mini- 
sterien (Senatoren) der Länder, den kommunalen 
Spitzenverbänden und beteiligten Wirtschaftskrei- 
sen insbesondere die Grundlage für eine praxis- 
nahe Durchführung der Wertermittlung schaffen 
soll. Es wird angestrebt, nicht nur die erforderlichen 
Anweisungen für die Behandlung der Einzelbewer- 
tung, sondern durch die Entwicklung eines von ge- 
nerellen Feststellungen ausgehenden Verfahrens 
und die Einschaltung der Gutachterausschüsse bei 
der Beschaffung dieser Bewertungsgrundlagen Mög- 
lichkeiten für eine schnellere und gleichwohl zu ge- 
sicherten Ergebnissen führende Bewältigung der 
umfangreichen Ermittlungsaufgaben aufzuzeigen 
und verfahrensmäßig zu regeln. Dabei wird beson- 
derer Wert auf die rechtzeitige und weitgehende 
Mitwirkung der Betroffenen selbst schon bei Durch- 
führung der Bewertung gelegt. 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift über den Einsatz von 
Förderungsmitteln; nach dem Städtebauförderungsgesetz 

152 . Die Bundesregierung hat gestützt auf Artikel 
84 Abs. 2 Grundgesetz am 14. Februar 1975 eine 
Allgemeine Verwaltungsvorschriften über den Ein- 
satz von Föriderungsmitteln nach dem Städtebauför- 
derungsgesetz (StBauFVwV) erlassen (vgl. Beilage 
zum Bundesanzeiger Nr. 39/1975). Die Verwaltungs- 
vorschrift trifft einheitliche Bestimmungen über den 
Einsatz von Sanierungs- und Entwicklungsförde- 
rungsmitteln und gibt Auslegungsregeln für die 
Förderungsvorschriften der §§ 39 bis 46 und § 58 
Städtebauförderungsgesetz. Unter Berücksichtigung 
der bisherigen Erfahrungen bei der Anwendung des 
Gesetzes erläutert sie allgemeinverbindlich Begriffe 
wie z. B. vorbereitende Untersuchungen, Gemein- 
bedarfs- und Folgeeinrichtungen, Modernisierung 
und anderes mehr. Sie umgrenzt die mit Sanie- 
rungs- und Entwicklungsförderungsmitteln förde- 
rungsfähigen Einzelmaßnahmen und legt Voraus- 
setzungen für die Förderung und Abrechnung der 
Förderungsmittel fest. Sie gibt damit wichtige 
Hilfestellung für die Gemeinden und die Bewilli- 
gungsstellen der Länder. 

Auf Wunsch des Bundesrates gilt die Verwaltungs- 
vorschrift nur, soweit Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen mit Finanzhilfen des Bundes gefördert 
werden. Bei diesen Maßnahmen umfaßt der Gel- 
tungsbereich der Vorschrift die Förderungsmittel 
des Bundes, der Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände. 

Die ursprüngliche Absicht, in der Verwaltungsvor- 
schrift auch den Umfang der förderungsfähigen Ko- 
sten der Ordnungsmaßnahmen näher zu regeln. 
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mußte aufgrund vom Bundesrat vorgetragener Be- 
denken zunächst zurückgestellt werden. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt nunmehr, zunächst eine 
Rechtsverordnung über die Kosten der Ordnungs- 
maßnahmen nach § 91 Nr. 3 StBauFG zu erlassen 
und im Anschluß daran die Verwaltungsvorschrift 
entsprechend zu ergänzen. 

Landesrechtliche Ausführungsvorschriften 

153 . Nach der grundgesetzlichen Aufgabenvertei- 
lung obliegt die Durchführung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes den Ländern. Die Mehrzahl der Aus- 
führungsvorschriften zum Städtebauförderungsge- 
setz ist daher von den Ländern erlassen worden. 
Neben solchen Vorschriften, die die behördlichen 
Zuständigkeiten innerhalb des Landes bestimmen, 
sind vor allem Verwaltungsanweisungen ergangen. 
Inhaltlich stimmen diese Verwaltungsanweisungen 
der Länder mehr oder minder überein, da sie in den 
Beratungen der ARGEBAU (Arbeitsgemeinschaft 
der für das Bauwesen zuständigen Minister und 
Senatoren der Länder) erarbeitet und abgesprochen 
werden. Zu erwähnen sind vor allem Einführungs- 
erlasse, mit denen den Staats- und Kommunalbehör- 
den eine einführende Übersicht über Ziele, Zwecke, 
Mittel und Verfahrensabläufe des Gesetzes gegeben 
werden, sowie Erlasse zur Genehmigungspflicht von 
Vorhaben und Rechtsvorgängen nach § 15 StBauFG 
und zum gemeindlichen Grunderwerbsrecht (§ 18 
StBauFG), zu den besonderen Vorschriften über die 
Bodenordnung und über die Enteignung, zu den 
Voraussetzungen einer Bestätigung als Sanierungs- 
und Entwicklungsträger, und zu den Bestimmungen 
über den Grundsteuererlaß. Weitere Erlasse, wie 
z. B. über die Befreiung von der Grunderwerbsteuer 
und über den Sozialplan oder die Kosten- und Fi- 
nanzierungsübersicht nach § 38 StBauFG sind, in Vor- 
bereitung. 


Anwendungsmaßnahmen 
der Stadt- und Bauforschung 

Ziele und Entwicklung der Anwendungsmaßnahmen 

154 . Mit der Zunahme und Vertiefung der For- 
schungstätigkeit auf dem Gebiet des Städtebaues 
und der Bautechnik wird die Umsetzung von For- 
schungsergebnissen in die Praxis zu einer besonders 
wichtigen Aufgabe. Der Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau hat anläßlich der 
Beratungen des Einzelplanes 025 für das Haushalts- 
jahr 1973 in einem Bericht an den Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages vom 30. Novem- 
ber 1973 im einzelnen die Gründe erläutert, die bis- 
her eine Umsetzung von Forschungsergebnissen er- 
schwert haben. Er hat gleichzeitig die Bemühungen 
dargestellt, zu einer möglichst wirkungsvollen An- 
wendung von Forschungsergebnissen in der Praxis 
zu kommen. In diesem Zusammenhang spielen die 
Anwendungsprogramme der Versuchs-, Vergleichs- 
imd Demonstrativbauten sowie der Studien und 
Modellvorhaben zur Erneuerung von Städten und 
Dörfern eine wichtige Rolle, weil sie die Ergebnisse 


der städtebaulichen und bautechnischen Forschung 
in Maßnahmen umsetzen, auf ihre praktische Be- 
deutung hin erproben und der Allgemeinheit zugän- 
gig machen. Als Anwendungsmaßnahmen sind diese 
Programme zwar auch durch die allgemeine Situa- 
tion in Bautechnik und Städtebau bestimmt — d. h. 
bis zu einem gewissen Grad und in bestimmten Sek- 
toren spiegeln sie die bisherige Entwicklung im Be- 
reich von Neubau- und Erneuerungsmaßnahmen 
wider. In Bereichen, in denen die Forschung den 
notwendigen Vorlauf erreicht hat, konnten jedoch 
demonstrativ und modellartig beispielhafte Lösun- 
gen erzielt werden. 

So stand zunächst der Wohnungsbau als technische 
und wirtschaftliche Aufgabe mit dem Ziel qualitativ 
hochwertigen und gleichzeitig kostengünstigen 
Bauens im Vordergrund. Die Untersuchungen kon- 
zentrierten sich auf Themen wie z. B. Taktarbeit, 
Vorfertigung, Winterbaumaßnahmen, Wärme- und 
Schallschutz. 

Die fortlaufenden projektbegleitenden Untersuchun- 
gen ließen jedoch bald die Notwendigkeit erkennen, 
den Wohnungsbau stärker in den allgemeinen 
Städtebau einzubinden. Dabei wurden zunächst tech- 
nisch und wirtschaftlich rationelle Lösungen für die 
Erschließung gesucht. 

Die zunehmende und von der Bundesregierung nach- 
haltig unterstützte Vertiefung der Forschungsbemü- 
hungen auf dem Gebiet der Siedlungsentwicklung 
(vgl. Tz. 168 ff.) hat auch in den Anwendungspro- 
grammen ihren Niederschlag gefunden. Die hier ge- 
wonnenen Erkenntnisse haben neue Aufgabenstel- 
lungen eröffnet; so hat die gesellschaftliche Situa- 
tion bestimmter Gruppen bei den demonstrativen 
Versuchs- und Vergleichsbauten zur Entwicklung 
neuer Wohnformen (sog. Sonderwohnformen) ge- 
führt, die im baulichen Bereich den besonderen Be- 
dürfnissen solcher Gruppen, wie etwa alten Men- 
schen, kinderreichen Familien, Behinderten, berufs- 
tätigen alleinstehenden Müttern, Rechnung tragen 
sollen. Im Rahmen der Studien und Modellvorhaben 
werden für die zunehmend wichtiger werdenden Er- 
neuerungsaufgaben im Städtebau vorbildliche Lö- 
sungen gesucht und verwirklicht. 


Art und Umfang der bisherigen Förderung 

Versuchs-, Vergleichs- und Demonstrativbauten 

155 . Die finanzielle Förderung im Rahmen dieses 
Programms besteht in der Bereitstellung zweckge- 
bundener Bundessondermittel als Darlehen aus 
Rückflußmitteln des sozialen Wohnungsbaues (auf 
Antrag der Länder), sowie in der Gewährung von 
Zuschüssen an Institute und Einzelfachleute für pro- 
jektbegleitende Untersuchungen. Bei den Darlehen 
an die Länder betrug bisher der jährliche Verpflich- 
tungsrahmen durchschnittlich rd. 24 Millionen DM; 
die Förderung mit Zuschüssen umfaßte rd. 1,5 Mil- 
lionen DM. Stand ursprünglich bei der Förderung 
die Kostensenkung bei gleichbleibender Qualität im 
Vordergrund, so dient neiierdings die Bundesförde- 
rung ausschließlich zur Finanzierung des über die 
Kosten des üblichen sozialen Wohnungsbaues hin- 
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ausgehenden Untersuchungs- und Erprobungsan- 
teils. Das Ziel besteht nunmehr darin, bei gleich- 
bleibenden Kosten eine Qualitätssteigerung zu er- 
reichen. 

In den bisher durchgeführten Programmen mit bau- 
technischen und bauwirtschaftlichen Zielsetzungen 
wurde insbesondere die umfangreiche Anwendung 
industrieller Bauelemente gefördert. Hierfür sind 
charakteristisch die öffentlich ausgeschriebenen und 
durchgeführten Wettbewerbe: 

— Flexible Wohngrundrisse, 

— Elementa, 

— INTEGRA, 

deren Ergebnisse Grundlage für die praktische 
Durchführung der Baumaßnahmen bildet (vgl. 
Tz. 187, 188, 189). 

Planung und Durchführung von Sonderwohnformen 
leiteten eine neue Phase im Demonstrativbaupro- 
gramm ein. Es finden Untersuchungen statt von 
Wohnformen für 

— Alleinstehende mit und ohne Kinder, 

— geistig und körperlich behinderte Bürger, 

— kinderreiche Familien, 

— Problemgruppen 

in Wohnanlagen, die mit besonderen Kommunika- 
tions- und „Service-Haus-ähnlichen Einrichtungen" 
ausgestattet sind. 

Die Weiterentwicklung der Sonderwohnformen im 
Rahmen des Arbeitstitels „Menschenfreundlichere 
Stadt" wird auch den Nahbereich des Wohnumfel- 
des stärker in das Angebotsprogramm einbeziehen. 
Die Arbeiten hierzu stehen allerdings erst am An- 
fang. 

Studien und Modellvorhaben zur Erneuerung 
von Städten und Dörfern 

156 . Die Vorhaben stehen als ein Programm zur 
Erfüllung ressortzugehöriger Aufgaben im Bereich 
der angewandten Stadtforschung in direkter Wech- 
selwirkung mit dem Bundesprogramm nach § 72 
StBauFG (vgl. Tz. 137) der wissenschaftlichen Stadt- 
forschung. Die in Anwendung zeitgerechter städte- 
baulicher Erkenntnisse durchzuführenden Vorhaben 
sollen für die Stadt- und Dorferneuerung richtung- 
weisend sein; durch forschungsdienliche Arbeits- 
weisen werden neue Erkenntnisse auf diesem Ge- 
biet gewonnen und vermittelt. Dabei sollen die 
Möglichkeiten der Erneuerung unter besonderer 
Berücksichtigung der technisch-ökonomischen, so- 
zialplanerischen und rechtlichen Anforderungen in 
der Praxis erprobt werden. Bei diesen Maßnahmen 
spielt der wirtschaftliche Mitteleinsatz eine ent- 
scheidende Rolle, wobei der Koordination auch an- 
derer Fachplanungs- und Kostenträger, der Bünde- 
lung von Finanzierungsmitteln und der Kostenab- 
grenzung besonderes Gewicht beigemessen werden. 

Die finanzielle Förderung besteht im Einsatz be- 
sonderer Bundesmittel nach Maßgabe des jeweili- 


gen Haushaltsplanes. Sie umfaßt ein Jahresvolumen 
von 20 Millionen DM und wird gemäß § 73 StBauFG 
durchgeführt. In Abstimmungen mit den für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
Ministern bzw. Senatoren der Länder umfaßt das 
Programm 19 Vorhaben; in jedem Flächenland der 
Bundesrepublik zwei Vorhaben, davon jeweils eins 
in einem ländlichen Verflechtungsbereich; in den 
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg je ein 
Vorhaben. 

So ergibt sich ein problembezogenes vielfältiges 
Arbeitsprogramm zur Neustrukturierung großstädti- 
scher City- und Wohngebiete, zur Funktionssteige- 
rung in größeren und kleineren Mittelstädten und 
zur Koordinierung strukturverbessernder Maßnah- 
men in Kleinstädten. 


Erfahrungen mit den Anwendungsmaßnahmen 

Erfahrungen in bautechnischen 
und bauwirtschaftlichen Bereichen 

157 . Die Erfahrungen aus den ersten Entwicklungs- 
abschnitten der Anwendungsmaßnahmen, die im 
bautechnischen und bauwirtschaftlichen Bereich lie- 
gen, haben bereits allgemeine Verbreitung in der 
täglichen Praxis gefunden. Im Rationalisierungsbe- 
reich wurden beachtliche Ergebnisse erzielt. Der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat seine Erfahrungen im „Rationalisie- 
rungskatalog" für den sozialen Wohnungsbau zu- 
sammengefaßt: der Katalog wurde inzwischen durch 
eine „Rationalisierungsfibel" ergänzt. Die darin ent- 
haltenen Vorschläge und Empfehlungen werden 
weithin beachtet und angewandt. Darüber hinaus 
wurden „Checklisten und Orientierungsdaten" zum 
Rationalisierungskatalog veröffentlicht, die eine 
systematische Beurteilung von Wohnwert und Wirt- 
schaftlichkeit ermöglichen. 

Ferner wurde gerade durch die Demonstrativbau- 
vorhaben bei der Erprobung städtebaulicher Grund- 
sätze Pionierarbeit geleistet; dabei wurden Prinzi- 
pien verfolgt, die vor Beginn der Förderung keines- 
wegs selbstverständlich waren. Dies gilt z. B. für die 
Vorerschließung von Baugrundstücken, d. h. die 
Fertigstellung der Ver- und Entsorgungsanlagen, 
sowie der Straßen vor Beginn der Hochbauarbeiten. 
Ähnliches gilt für die verschiedenen Verkehrser- 
schließungssysteme zur Trennung des ruhenden und 
des fließenden Verkehrs, für die Freiflächenkonzep- 
tion, die Einplanung großzügiger Spielplätze, die 
Verwendung von Grünordnungsplänen und die Ent- 
wicklung differenzierter Gebäudeformen, wie dies 
insbesondere im Teil C des Berichtes dargestellt ist. 

Erfolgreich waren auch die Bemühungen um eine 
Einplanung umweltfreundlicher zentraler Wärme- 
versorgungsanlagen in den einzelnen Baugebieten, 
denn Demonstrativbauvorhaben sind grundsätzlich 
an zentrale Wärmeversorgungsanlagen angeschlos- 
sen: hier konnten mehrere technisch und wirtschaft- 
lich interessante Lösungen aufgezeigt und entspre- 
chend Anregungen gegeben werden. 

Es würde den Rahmen dieses Berichts sprengen, 
die Fülle der aus den Anwendungsmaßnahmen ge- 
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zogenen Erfahrungen hier darzustellen. Ihre Er- 
gebnisse werden laufend zusammengefaßt und in 
der Schriftenreihe des BMBau „Informationen aus 
der Praxis — für die Praxis" veröffentlicht. Allein 
im Zeitraum 1971 bis 1974 wurden 16 Einzelberichte 
herausgegeben, die die interessierte Öffentlichkeit 
über wichtige Arbeitsergebnisse und deren Aus- 
wertung für die Praxis unterrichten. Beispielhaft 
sei auf die folgenden Veröffentlichungen hingewie- 
sen: 

Information Nr. 003/1962 

„Raumklima — Wärmeschutz — Untersuchungen" 
Information Nr. 008/1964 

„Das Demonstrativbauprogramm" — Erkenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiete der Rationali- 
sierung, der Bautechnik und der Bauorganisation. 

Information Nr. 028/1971 

„Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen im 
Rahmen der Dorferneuerung. Untersuchungen an 
Studien und Modellvorhaben aus regionalplane- 
rischer und städtebaulicher Sicht". 

Information Nr. 039/1972 

„Rationalisierungsfibel als Kommentar (erste Fas- 
sung) zum Rationalisierungskatalog. Leitsätze für 
die Rationalisierung im Wohnungsbau". 

Information Nr. 042/1973 

„Nürtingen-Roßdorf. Ein Beispiel für wirtschaft- 
liche Wärmeversorgung". 

Information Nr. 050/1974 

„Bebauungspläne von Demonstrativmaßnahmen. 
Vergleichende Untersuchungen in den Maßstäben 
1:10 000, 1:5 000 und 1:2 000 mit städtebaulichen 
Vergleichswerten Teil 11". 

Heft 04.004 der Schriftenreihe „Bau- und Wohnfor- 
schung": „Rationalisierungskatalog und Check- 
listen". 


Sonderwohnformen 

158 . Die Erfahrungen mit der Entwicklung und der 
Einplanung von Sonderwohnformen für benachtei- 
ligte Bevölkerungsgruppen haben wertvolle Hin- 
weise erbracht, die u. a. in die Weiterentwicklung 
der DIN-Normen eingeflossen sind. 

Unter dem Arbeitstitel „Menschenfreundlichere 
Stadt" werden im Rahmen dieser Sonderwohnfor- 
men die Voraussetzungen für sog. „Kommunikatives 
Wohnen" geschaffen. In das Angebotsprogramm 
werden Party-, Bastei- und Flobbyräume einbezo- 
gen; für kurze Einkäufe und Erledigungen stehen 
Serviceräume und Momentkindergärten für die Be- 
treuung von Kleinkindern zur Verfügung; Alten- 
Treff-Anlagen, stufenlose Wohnkonzeptionen und 
dergleichen ermöglichen Alten und Körperbehinder- 
ten die erwünschte Kommunikation. 


Studien und Modellvorhaben 

159 , Bei den Vorhaben wurde versucht, städtebau- 
liche Erneuerungsmaßnahmen aller Art, flankie- 
rende Maßnahmen aus anderen Bundes- und Lan- 
desprogrammen, Studien und Forschungsarbeiten 
interdisziplinär zu verbinden. So wurden z. B. in 
Osnabrück (Dielingerstraße, Parkring) neben der 
Förderung aus dem Modellprogramm eine Maß- 
nahme aus dem Bereich der Verkehrssanierung des 
Landes Niedersachsen nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz und ein „Demonstratives Ver- 
suchs- und Vergleichsbauvorhaben" in Planung und 
Vollzug koordiniert. Hierbei konnten Erfahrungen 
über die Zusammenarbeit unterschiedlicher Fach- 
planungsbereiche und die Beteiligung der Bürger 
an der Planung gesammelt werden. Eine Erneue- 
rungsaufgabe anderer Art stellte sich im Modell- 
gebiet Kempten (Allgäu), wo die Altstadt durch 
begrenzte Flächensanierung, Modernisierung von 
erhaltens- und denkmalwerten Gebäuden in Verbin- 
dung mit einer örtlichen Verkehrssanierung wieder 
funktionsfähig und bewohnbar gemacht wurde. 

Die Summe der Erfahrungen aus diesem Programm 
hat zwischenzeitlich zu einer Neufassung der Richt- 
linien geführt, die am 6. November 1974 in Kraft ge- 
treten sind. Dabei wird besonderer Wert auf ana- 
lysefähige und weiter verwendbare Ergebnisse in 
technischer, planerischer, ökonomischer, finanzieller, 
rechtlicher und sozialer Hinsicht gelegt. 

Neuorientierung bisheriger Anwendungsmaßnahmen 

160 . Die Entwicklung insbesondere der finanziellen 
Möglichkeiten verlangte eine Zusammenfassung 
und Beschränkung der Aktivitäten auf wenige 
Schwerpunktprojekte. Dadurch wurde eine Konzen- 
tration der Förderung in der Form von „Demon- 
strativen Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben" 
eingeleitet. Dies entspricht der Aufgabenstellung 
vor allem deshalb besser, weil die Ergebnisse der 
Vorhaben schneller vorliegen und mithin rascher 
analysiert und verwertet werden können als in den 
großflächig angelegten Demonstrativbauvorhaben 
alter Art. Dies hat zu einer Verbindung von Ge- 
sichtspunkten geführt, die bisher einerseits in den 
Demonstrativbauvorhaben und andererseits in den 
mehr bautechnisch orientierten Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten getrennt verfolgt wurden. Damit ist 
die städtebauliche Ausrichtung der Anwendungs- 
maßnahmen betont; neue städtebauliche Lösungen 
lassen sich auf dieser Grundlage besser verwirk- 
lichen. 

Im Vordergrund der künftigen Förderung im Rah- 
men der Anwendungsprogramme werden daher auch 
weiterhin soziale Faktoren des Wohnens, die Inte- 
gration von Wohnungsbau und Städtebau sowie die 
Entwicklung integrierter Wohn- und Stadtbau- 
systeme stehen. Neben der fortlaufenden Umset- 
zung der entsprechenden Wettbewerbsergebnisse 
kommen hierbei dem Ausbau und der gezielten 
Auswertung der in den letzten Jahren eingeleite- 
ten sozialwissenschaftlichen Untersuchungen sowohl 
bei der Planung der einzelnen Projekte wie auch in 
der Nutzungsphase verstärkte Bedeutung zu. 
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Beratung und Information 

Deutscher Rat für Stadtentwicklung 

Rechtsgrundlage, Aufgaben, Ankündigungen 
im Städtebaubericht 1970 

161. Im Städtebaubericht 1970 wurde mit dem Ziele 
der Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den 
Regierungen, der Wissenschaft und der Praxis die 
Bildung eines „Deutschen Rates für Stadtentwick- 
lung" angekündigt. Das Vorhaben konnte auf der 
Grundlage von § 89 StBauFG noch im Jahre 1972 
durch Konstituierung des Deutschen Rates einge- 
leitet werden. Dem Rat wurde die gesetzliche Auf- 
gabe übertragen, 

— Empfehlungen für die Zusammenarbeit von Bund, 
Ländern und Gemeinden bei der Erneuerung und 
Entwicklung der Städte und Dörfer zu geben, 

— wissenschaftliche Erkenntnisse auf dem Gebiet 
der Erneuerung und Entwicklung der Städte und 
Dörfer zu vermitteln, 

— Orientierungsdaten für die Erneuerung und Ent- 
wicklung der Städte und Dörfer zur Verfügung 
zu stellen, 

— Stellungnahmen, wirtschaftliche, finanzielle, so- 
ziale und technische Leitlinien und Empfehlungen 
zur Erneuerung und Entwicklung der Städte und 
Dörfer zu erarbeiten. 

Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung ist bei der 
Bundesregierung gebildet. Ihm gehören unter Vor- 
sitz des Bundesministers für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau sechs Bundesminister, die Ver- 
treter aller Länder, vier von den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden benannte Persönlichkeiten so- 
wie neunzehn Wissenschaftler und andere aner- 
kannte Persönlichkeiten an. Der Rat hat sich eine 
Geschäftsordnung gegeben, die der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erlassen 
hat. Die Geschäftsstelle des Rates ist ebenfalls beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau gebildet. 

Empfehlungen des Deutschen Rates für 
Stadtentwicklung 

162. Der Deutsche Rat hat zur Erfüllung seines ge- 
setzlichen Auftrags 5 Arbeitsgruppen gebildet und 
zwar für folgende Bereiche: 

— Koordinierung, Planung, Mitteleinsatz 

— bürgerschaftliche Mitwirkung 

— Städtebau 

— Bodenrecht 

— städtebauliche Forschung. 

163. Bereits in seiner 3. Sitzung am 29. Juni 1973 
hat der Rat erste umfangreiche Empfehlungen ver- 
abschiedet und an die Bundesregierung, an Länder 
und Gemeinden gerichtet. Die Empfehlungen, die 
diesem Bericht als Anlage beigefügt sind, befassen 
sich mit folgenden Problembereichen: 

— Koordinierung, Planung und Mitteleinsatz im 
Bereich der Stadtentwicklung: die Empfehlungen 


behandeln u. a. die Frage der Notwendigkeit von 
Stadtentwicklungsprogrammen, der Entwicklung 
von Kooperationsmodellen zwischen den ver- 
schiedenen Planungsebenen wobei die Investi- 
tionsplanung sowie die Finanzierungssystematik 
besondere Berücksichtigung findet. 

— Bürgerschaftliche Mitwirkung: Der Rat hat zur 
Stärkung der bürgerschaftlichen Mitwirkung an 
öffentlichen Planungen im Bereich von Stadtent- 
wicklung und Städtebau u. a. Empfehlungen zur 
Novellierung einschlägiger Bestimmungen des 
Bundesbaugesetzes vorgelegt, wie z. B. zur Be- 
teiligung der Träger öffentlicher Belange und zur 
bürgerschaftlichen Mitwirkung bei einer städte- 
baulichen Entwicklungsplanung, Empfehlungen 
zur Verbesserung der gemeindlichen Veröffent- 
lichungspraxis und zur Erörterung der vorausseh- 
baren Auswirkungen der Planungen mit den 
Bürgern. 

— Städtebau: Die Empfehlungen behandeln u. a. 
Maßnahmen der Gesetzgebung, der Planung und 
der Forschung zur Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, insbesondere der Landschaft 
als der Grundlage städtebaulicher Planung. Im 
Bereich der Wohnungspolitik werden u. a. Maß- 
nahmen empfohlen hinsichtlich der Anforderun- 
gen an gesunde Wohnverhältnisse sowie der all- 
gemeinen Anforderungen an sozial angemessene 
Wohnverhältnisse. Der Rat hat weiterhin Emp- 
fehlungen zur Sicherung und Erhaltung von Nut- 
zungsstrukturen und zur Sicherung und Erhal- 
tung vorhandener Strukturwerte, insbesondere 
zur Förderung der Gestaltenqualität bei Umpla- 
nungen vorgelegt. 

164. In seiner 4. und 5. Sitzung am 4. April 1974 

und 29. November 1974 hat der Rat weitere Empfeh- 
lungen beschlossen: 

— Bodenrecht: Die Empfehlung hebt unter anderem 
hervor, daß auch die von der laufenden Novelle 
des Bundesbaugesetzes nicht erfaßten Materien 
(z. B. Bodenverkehrsrecht, Umlegungsrecht, Er- 
schließungsrecht) wegen ihrer Bedeutung und 
ihres Sachzusammenhangs mit den anderen Teil- 
bereichen unverzüglich reformiert werden soll- 
ten. Hierzu sollte die zweite Stufe der Reform 
des Bundesbaugesetzes mit Nachdruck in Angriff 
genommen und noch in dieser Legislaturperiode 
für das Gesetzgebungsverfahren vorbereitet wer- 
den. Die Empfehlung weist darüber hinaus dar- 
auf hin, daß das Steuerrecht mit den neuen 
bodenrechtlichen Bestimmungen harmonisiert 
werden muß. Darüber hinaus wird empfohlen, 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der 
Wertabschöpfung, die Reaktion des Bodenmark- 
tes auf die Wertabschöpfung und die sozialen 
Folgen der neuen Regelung noch genauer zu 
untersuchen. 

— Städtebauliche Forschung: Es wird empfohlen, 
die gegenwärtige Veröffentlichungspraxis zu er- 
gänzen. Neben die Darstellung der Ergebnisse in 
ausführlicher und knapper Form müssen verglei- 
chende kritische Bewertungen und zusammenfas- 
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sende Interpretationen verschiedener Ergebnisse 
treten. Eine Verknüpfung mit einem umfassen- 
den, zugleich themenspezifisch differenzierenden 
Dokumentationsdienst ist erforderlich. Darüber 
hinaus sollte das Angebot an Fortbildungsveran- 
staltungen auf dem Gebiet der Stadtentwicklung 
verbreitert und koordiniert werden. Ferner soll- 
ten die Möglichkeiten des Personalaustausches 
zwischen Forschung und Praxis auf dem Gebiet 
der Stadtentwicklung, die gegenwärtig gering 
und faktisch ausschließlich auf Privatinitiative 
angewiesen sind, institutionell gefördert werden. 

Auch diese Empfehlungen sind dem Bericht als An- 
lage beigefügt. 

165 . Die Bundesregierung wird — unter Einbezie- 
hung der Äußerungen der Länder und der kommu- 
nalen Spitzenverbände — zu den Empfehlungen zu- 
sammenfassend Stellung nehmen. 

Erfahrungen, Ergebnisse 

166 . Der Rat hat sich zur weiteren Konkretisierung 
seiner Aufgaben in seiner Sitzung vom 4. April 1974 
einen „Arbeitsrahmen" gegeben, in welchem die 
Schwerpunkte seiner künftigen Arbeit programma- 
tisch dargestellt sind. Der Wortlaut des Arbeitsrah- 
mens ist diesem Bericht als Anlage beigefügt. Der 
Rat beabsichtigt danach, sich u. a. mit Grundsatz- 
fragen der Stadtentwicklungsplanung und Stadtent- 
wicklungspolitik, der bürgerschaftlichen Mitwirkung, 
des Städtebaus und der Stadtforschung sowie mit 
gesetzgeberischen Maßnahmen im Bereich des Bo- 
denrechts zu befassen. Der Rat sieht dabei seine 
Aufgabe nicht primär darin, unmittelbar umsetzbare 
Ergebnisse zu erarbeiten, sondern Denkanstöße und 
Zielvorgaben zu liefern. Bei Stellungnahmen zu ge- 
setzgeberischen Vorhaben sieht er seine Aufgabe 
nicht in der Formulierungshilfe, sondern in der Pro- 
blem- und Zieldarstellung. Auf die rückkoppelnde 
Kontrolle seiner Empfehlungen wird dabei beson- 
deres Gewicht gelegt. 


Forschung auf dem Gebiet des Städtebaues 
Bisheriges Vorgehen 

167 . Die Bundesregierung hat die Notwendigkeit, 
im Zusammenhang mit Aufgaben des Städtebaues 
Forschung zu betreiben, im Städtebaubericht 1970 
ausführlich begründet. Wie seinerzeit dargestellt, 
werden Forschungsergebnisse vor allem mit folgen- 
der Zielsetzung benötigt: 

— Einblick in die komplexen Strukturen der ver- 
schiedenen Gemeindetypen, 

— Klärung der Voraussetzungen und Rahmenbedin- 
gungen einer zielgerichteten baulichen Gemein- 
deentwicklung, 

— Konkretisierung von Ordnungs- und Entwick- 
lungszielen. 

Zu diesen Fragenkomplexen sind Beiträge nicht nur 
der Städtebauwissenschaft im technischen Sinne, 


sondern auch anderer Disziplinen, insbesondere der 
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften er- 
forderlich. 

Seit der Vorlage des Städtebauberichts 1970 hat die 
Bundesregierung die Forschungsförderung auf dem 
Gebiet des Städtebaues verfahrensmäßig neu ge- 
staltet und für die Projektvergabe mit einem mittel- 
fristig angelegten Forschungsprogramm Prioritäten 
gesetzt. Letzteres bedeutet vor allem die Förderung 
solcher Vorhaben, die dazu beitragen, Entwicklungs- 
trends frühzeitig zu erkennen, ihre Auswirkungen 
auf die Siedlungsentwicklung abzuschätzen und ge- 
gebenenfalls geeignete Instrumente zur Gegen- 
steuerung zu entwickeln. 

Zum verfahrensmäßigen Vorgehen ist zu bemerken, 
daß der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau zu Beginn der systematischen 
Forschungsförderung, etwa ab 1969, überwiegend 
auf Vorschläge zu Forschungsprojekten reagierte, 
die von außen an ihn herangetragen wurden. Die im 
wesentlichen von der Wissenschaft angeregten For- 
schungsarbeiten führten im Ergebnis häufig dazu, 
neue Problembereiche aufzuzeigen und Anschluß- 
aufträge zu formulieren. Das Ziel, die Forschungs- 
ergebnisse in praktisches Handeln umzusetzen, ließ 
sich bei diesem Vergabeverfahren nur bedingt er- 
reichen. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hatte daher bereits im Herbst 1970 
einen Untersuchungsauftrag mit dem Ziel erteilt, 
städtebaurelevante Fragestellungen zu formulieren 
und zusammenzufassen, eine Systematik der mit der 
baulichen Gemeindeentwicklung zusammenhängen- 
den Teilprobleme zu erarbeiten, die vorhandenen 
Lösungsansätze zusammenzufassen und die wesent- 
lichen Wissenslücken aufzudecken. Die Untersuchung 
erbrachte Anfang 1972 ein „Schwerpunktsystem 
städtebaupolitisch orientierter Forschung", das der 
Vergabe von Forschungsaufträgen zugrunde gelegt 
wurde. Der erste Schritt von einem eher passiven 
Vergabeverhalten, bei dem lediglich über einge- 
reichte Forschungsanträge entschieden wird, zu einer 
aktiven, auf die Bedürfnisse der Ressortarbeit aus- 
gerichteten Forschungsförderung war damit getan. 

168 . Im Zuge weiterer Überlegungen, wie aus der 
Forschung für die Städtebaupolitik größtmöglicher 
Nutzen gezogen und — als eine der Voraussetzun- 
gen — wie das Vergabeverfahren möglichst effizient 
gestaltet werden kann, wurde das Mittelfristige For- 
schungsprogramm Raumentwicklung und Siedlungs- 
entwicklung (MFPRS) erarbeitet. 

Das Mittelfristige Forschungsprogramm Raument- 
wicklung und Siedlungsentwicklung wird durch For- 
schungsaktivitäten anderer Ressorts ergänzt. Insbe- 
sondere befindet sich beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie das Forschungsförderungs- 
programm „Kommunale Technologien" in der Aus- 
arbeitung; Ziel des Programms ist es, für drängende 
technologische Probleme in den Gemeinden neue 
Lösungsansätze zu erarbeiten. Das Forschungspro- 
gramm wird in enger Abstimmung mit den betroffe- 
nen Bundesressorts vorbereitet und durchgeführt. 
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Mittelfristiges Forschungsprogramm 
Raumentwicklung und Siedlungsentwicklung 

Inhalt des Programms 

169 , Wesentliche Gesichtspunkte dieses Programms, 
nach dem ab Herbst 1974 verfahren wird, sind: 

— Zusammenführung der Forschung in den Berei- 
chen Raumordnung und Städtebau, 

— Konzentration der personellen und finanziellen 
Kräfte auf raumordnungs- und städtebaupolitisch 
wesentliche Probleme (Schwerpunktbildung), 

— Umsetzung und Nutzbarmachung der Forschungs- 
ergebnisse als Teilaufgabe des Forschungspro- 
gramms. 

Mit dem MFPRS sollen wissenschaftliche Grund- 
lagen für die Raumordnungspolitik des Bundes und 
die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes im Be- 
reich des Städtebaues erarbeitet werden. Bestim- 
mende Kriterien für die Vergabe von Forschungs- 
aufträgen sind daher 

— die anwendungsorientierte Ausrichtung, 

— systematische Konzentration auf Raumentwick- 
lung und Siedlungsentwicklung und 

— das Erkenntnisinteresse des Bundes für die Auf- 
gaben in seinem Kompetenzbereich. 

Politische Leitgesichtspunkte des MFPRS sind 

— die Relativierung der bisher dominierenden wirt- 
schaftlichen Bestimmungsfaktoren durch umfas- 
sendere Maßstäbe der Lebensqualität und 

— die Verbesserung der Chancen von benachteilig- 
ten Gruppen der Gesellschaft. 

Die Forschungsförderung im Rahmen des MFPRS ist 
auf die folgenden neun thematischen Schwerpunkte 
konzentriert: 

1. Zielsystem 

Ermittlung, Verknüpfung und Bewertung von 
Zielen in der Raumordnung und der Stadtent- 
wicklung 

2. Entscheidimgsprozesse 

Analyse der Planungs- und Entscheidungspro- 
zesse in der Raumordnung und der Stadtentwick- 
lung 

3. übergreifende Entwicklungen 

Auswirkungen übergreifender und langfristiger 
Entwicklungen auf die Raumentwicklung und die 
Siedlungsentwicklung 

4. Verkehr 

Bedeutung von Verkehrssystemen für die Raum- 
entwicklung und die Siedlungsentwicklung 

5. Infrastruktur 

Die Bedeutung der Infrastrukturausstattung für 
die Raumentwicklung und die Siedlungsentwick- 
lung 


6. Freizeit 

Auswirkungen der Freizeit auf die Raumentwick- 
lung und die Siedlungsentwicklung 

7. Flächenansprüche 

Flächenansprüche und Nutzungskonflikte in ihrer 
Bedeutung für die Raumentwicklung und die 
Siedlungsentwicklung 

3. Umwelt 

Verbesserung der Umweltqualität durch gezielte 
Raumentwicklung und Siedlungsentwicklung 

9. Benachteiligte Gruppen 

Benachteiligte Bevölkerungsgruppen in der Raum- 
entwicklung und der Siedlungsentwicklung 

Inhaltlich zusammenhängende Bündel von For- 
schungsprojekten sollen in ausgewählten Modell- 
regionen und Modellgemeinden unter Einbeziehung 
der örtlichen und regionalen Planungsträger be- 
arbeitet werden. 

Verfahren 

170 . Besonderes Augenmerk wurde auf die Verbes- 
serung des verfahrensmäßigen Vorgehens gelegt. 

Für die Programmaufstellung wurde ein zweistufi- 
ges Verfahren gewählt: 

— Formulierung eines Rahmenprogramms und dar- 
an anschließend 

— Konkretisierung der einzelnen Forschungspro- 
jekte. 

Das im Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau unter Hinzuziehung der Bun- 
desforschungsanstalt für Landeskunde und Raumord- 
nung (BfLR) ausgearbeitete Rahmenprogramm wurde 
mit Experten der verschiedenen Disziplinen aus 
Wissenschaft und Praxis diskutiert, angereichert und 
überarbeitet. Eine ad-hoc-Arbeitsgruppe, bestehend 
aus Fachleuten der Planungswissenschaft, der Regio- 
nalwirtschaft, Verwaltungspraxis, des Verwaltungs- 
rechts, der Politologie, Ökonomie, Soziologie und 
Biologie/Ökologie befaßte sich ausführlich mit den 
überarbeiteten Entwürfen zum Rahmenprogramm. 
Die Arbeitsgruppe 5 „Forschung" des Deutschen 
Rates für Stadtentwicklung, der Koordinierungs- 
ausschuß der Akademie für Raumforschung und Lan- 
desplanung sowie der Wissenschaftliche Beirat der 
BfLR wirkten bei der Programmaufstellung beratend 
mit. 

Das Rahmenprogramm wurde mit anderen Ressort- 
forschungsprogrammen des Bundes und der For- 
schungsförderung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie abgestimmt. 

Das Rahmenprogramm enthält zu den neun thema- 
tischen Schwerpunkten jeweils einen Katalog von 
Themenansätzen. Sie bilden den Ausgangspunkt für 
die Konkretisierung von Projekten. 

171 . Soweit sich die Projekte vom Thema her dazu 
eignen, werden sie öffentlich ausgeschrieben. Die 
Entscheidung über die Vergabe der Forschungs- 
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aufträge richtet sich vor allem nach Kriterien der 
Qualität der Problemdarstellung, des methodischen 
Ansatzes, der Bearbeitungszeit und des relativen 
Preisansatzes. Die Begleitung und Steuerung der 
einzelnen Forschungsprojekte während der Bearbei- 
tung wird im wesentlichen von der BfLR geleistet. 
Zu dieser Aufgabe gehört auch die Aufbereitung 
und Umsetzung der Forschungsergebnisse für die 
Verwertung in der Planung und in der politischen 
Arbeit des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau. Darüber hinaus wird die 
Projektbegleitung durch Projektgruppen ergänzt, die 
sich aus den fachlich zuständigen Referenten des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtbau sowie der berührten Fachressorts des 
Bundes zusammensetzen. 

172 . Zentrales Anliegen des MFPRS ist ein mög- 
lichst hoher praktischer Nutzen. Die Verfahrens- 
schritte zur Vorbereitung und Bearbeitung des Pro- 
gramms sind auf dieses Anliegen ausgerichtet. Die 
intensive Verwertung der Forschungsergebnisse soll 
u. a. durch folgende Vorkehrungen erreicht werden: 

— durch eine ständige Projektbegleitung durch die 
Fachreferate des Bundesministeriums für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau, 

— durch die Einschaltung der BfLR in die Projekt- 
begleitung mit dem Ziel, bei der planungsbezo- 
genen Aufbereitung von Ergebnissen und Zwi- 
schenberichten die Fachreferate des Ministeriums 
zu unterstützen, 

— durch die Veranstaltung von Informationssemi- 
naren über wesentliche Ergebnisse in der BfLR, 

— durch die Beteiligung des Deutschen Instituts für 
Urbanistik als Informationsvermittler zu den Ge- 
meinden, 

— durch die aufbereitete Veröffentlichung der For- 
schungsergebnisse in den Schriften des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, 

— durch die verstärkte Einbringung in die ver- 
schiedenen Fortbildungsveranstaltungen im Be- 
reich von Städtebau und Regionalplanung. 


Beitrag der bau- und wohntechnischen Forschung 
zum Städtebau 

173 . Vornehmliches Ziel der bau- und wohntechni- 
schen Forschung ist die Förderung des wirtschaft- 
lichen Bauens und die Anhebung des Wohnstan- 
dards. Folgende Forschungsschwerpunkte wurden 
hierbei gesetzt: 

1. Wohnbedürfnisse, Wohnverhalten, Wohnqualität 

2. Planung im Wohnungsbau 

3. Verstetigung des Bauens 

4. Rationalisierung und Industrialisierung des 
Bauens 

5. Bauphysik 


6. Neue Baustoffe und neue Bautechnologien 

7. Haustechnik und technischer Ausbau 

8. Information und Innovation. 

Für den Städtebau liefern insbesondere die For- 
schungsergebnisse der Schwerpunkte „Wohnbedürf- 
nisse, Wohnverhalten, Wohnqualität" und „Planung 
im Wohnungsbau" Erkenntnisse und Entscheidungs- 
hilfen. Das wird bereits aus den Themenkatalogen 
deutlich. Der Forschungsschwerpunkt „Wohnbedürf- 
nisse, Wohnverhalten, Wohnqualität" wird durch 
die Themenkreise charakterisiert: 

— Bewertungskriterien für Wohnungen, 

— Bewertungskriterien von Wohnungen für beson- 
dere Bevölkerungsgruppen (alte Menschen, Be- 
hinderte usw.), 

— Nutzwertanhebung von Wohnungen durch Opti- 
mierung von Ausstattung und Bemessung, 

— Altbaumodernisierung, 

— Bedarfsprognosen, 

— Zukunftstrends. 

Der Schwerpunkt „Planung im Wohnungsbau" um- 
faßt folgende Themenkreise: 

— Modulordnung, 

— Vorzugsmaße für Geschoß- und Raumhöhen, Bau- 
teile, Bauteilgruppen und Bauelemente, Typisie- 
rung von Ausbauelementen, 

— Toleranzsysteme, Meß- und Kontrollmethoden, 

— Planungssysteme, 

— Raumprogrammierung, 

— Unterhaltungs- und Betriebskosten, 

— Kosten-Nutzen-Analysen, 

— Produktionsorientierte Planung, 

— Rationalisierung des Planungsprozesses. 

Untersuchungen über Grundrißflexibilität im 
Schwerpunkt „Wohnbedürfnisse" z. B. könnten für 
die künftige Stadtentwicklung von erheblicher Be- 
deutung sein. Gelänge es überzeugend, die Grund- 
risse von Wohnungen und anderweitig genutzten 
räumlichen Einheiten ohne wesentliche Nachteile 
flexibel zu halten, könnten bestehende Gebäude 
nacheinander unterschiedlich genutzt werden. Ab- 
gesehen davon, daß sich dadurch die Nutzungsdauer 
der Gebäude erhöhen würde, ließen sich die aus 
städtebaulicher Sicht erforderlichen Nutzungsände- 
rungen in einem Stadtteil oder Häuserblock ohne 
den bisher notwendigen Abbruch der Bausubstanz 
vollziehen. 

Auch der Forschungsschwerpunkt Bauphysik weist 
beispielsweise Bezüge zum Städtebau auf. Städte- 
bauliche Lösungen bedürfen in aller Regel beson- 
derer technischer Vorkehrungen zum Schutz vor 
negativen Umwelteinflüssen wie z. B. Kälte und 
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Schall. Hier wirken technische Forschung und städte- 
bauliche Forschung ebenso zusammen wie bei der 
Entwicklung neuartiger Stadtbausysteme. Bauphysi- 
kalische Forschungsarbeiten können auch bei der 
Bestandserhaltung und -erneuerung, die im Städte- 
bau und Wohnungswesen stärker in den Vorder- 
grund gerückt sind, zur Bewältigung konstruktiver, 
bauphysikalischer und haustechnischer Fragen bei- 
tragen. Generell läßt sich feststellen, daß erst durch 
Einbeziehung der Ergebnisse der bau- und wohn- 
technischen Forschung in die Städtebaupolitik die 
Zielvorstellungen zur gemeindlichen Entwicklung in 
konkrete Bauwerke umgesetzt werden können. 

Insgesamt werden auf dem Gebiet der bau- und 
wohntechnischen Forschung vom Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau jährlich 
bis zu 100 Forschungsaufträge vergeben. Der Auf- 
tragserteilung geht eine eingehende Beratung in 
den Facharbeitskreisen der Arbeitsgemeinschaft für 
Bauforschung voraus. Hierbei stellt die Geschäfts- 
stelle der Arbeitsgemeinschaft den Kontakt und den 
Informationsaustausch zur Forschung auf dem Ge- 
biet des Städtebaues her. 


Mitteleinsatz 

174 . Bei Vorlage des Städtebauberichts 1970 stan- 
den dem Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau zur Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung auf dem Gebiet des Städte- 
baues 2,5 Millionen DM/Jahr zur Verfügung. Diese 
Mittel reichten jedoch nach damaligen Feststellun- 
gen nicht aus, um die von der Forschung erwarteten 
Entscheidungshilfen bereitzustellen. Die Bundes- 
regierung hatte daher im Städtebaubericht 1970 als 
eine der zu treffenden Maßnahmen vorgeschlagen, 
die Forschungsmittel zu verstärken. 

Dies ist in den Jahren 1971 bis 1974 geschehen. 
Im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1975 (An- 
lage zu Drucksache 7/2440 — Einzelplan 25 — ) ist 
für die städtebauliche Forschung ein Bewilligungs- 
rahmen von 6,0 Millionen DM enthalten. Die Zah- 
lenangabe bezieht sich auf die städtebauliche For- 
schung im engeren Sinn. Teilweise in die Betrach- 
tung einbezogen werden müssen Haushaltsmittel, 
die für die Forschung auf dem Gebiet der Raum- 
ordnung und für die bautechnische Forschung im 
Bundeshaushaltsplan ausgewiesen sind. Besonders 
diese beiden Forschungsgebiete überlappen sich mit 
der städtebaulichen Forschung. Auch hier konnten 
die Haushaltsmittel in den Jahren 1971 bis 1974 
verstärkt werden. 

Neben dem Bund fördern die Länder und Gemein- 
den sowie in Einzelfällen die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft, die Stiftung Volkswagenwerk sowie 
einige andere Institutionen die wissenschaftliche 
Forschung auf dem Gebiet des Städtebaues. Nach 
einer Ermittlung der Projektgruppe Bauforschung 
Berlin im Auftrag des Stifterverbandes für die deut- 
sche Wissenschaft (abgeschlossen im Mai 1973) wur- 
den im Jahre 1972 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land für die Stadt- und Regionalforschung rd. 25 Mil- 
lionen DM bereitgestellt. 


Maßnahmen im Bereich der Datenerfassung 
und Statistik 

Einheitliche Datenerfassung 

175 . Die amtliche Statistik stellt den größten Teil 
der Daten bereit, aus denen die statistischen Grund- 
lagen für die Raumordnungs- und Städtebaupolitik 
des Bundes gewonnen werden. Der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist an 
der Ausarbeitung der Erhebungs- und Auswertungs- 
programme für die einschlägigen Statistiken betei- 
ligt. Im Rahmen der statistischen Datenbank, die zur 
Zeit beim Statistischen Bundesamt aufgebaut wird, 
ist auch ein Programm regionalstatistischer Daten 
vorgesehen, das unter anderem am Informationsbe- 
darf der Raumordnung ausgerichtet ist. Einzelheiten 
hierzu werden im Raumordnungsbericht der Bundes- 
regierung behandelt. Während für Analysen und 
Prognosen großräumiger Entwicklungen Daten be- 
reits in gewissem Umfang zur Verfügung stehen, 
sind auch Angaben der amtlichen Statistik für 
städtebauliche Planungsaufgaben erforderlich. 

Aufbau eines stadtentwicklungsrelevanten 
Datenbanksystems 

176 . Im Liegenschaftskataster der Vermessungs- 
und Katasterbehörden steht der einzige vollstän- 
dige Grundstücksnachweis für das gesamte Bundes- 
gebiet zur Verfügung. Er enthält — bezogen auf das 
Flurstück als kleinste registrierte Einheit des Grund 
und Bodens — in Büchern, großmaßstäbigen Karten 
und Zahlenwerken die grundlegenden Daten. So 
sind in den Katasterbüchern für jedes Flurstück 
Fläche, Lagebezeichnung, Nutzungsart, Eigentümer 
sowie die Ergebnisse der Bodenschätzung des land- 
wirtschaftlich nutzbaren Bodens nachgewiesen. Der 
Nachweis von Gebäuden und sonstigen Bauwerken 
in den Flurkarten wird laufend vervollständigt. Die 
geodätische Grundlage der Flurkarte bildet bundes- 
weit in der Regel das Reichsfestpunktfeld in der 
konformen Abbildung nach Gauß-Krüger. 

177 . Vor kurzem wurde von der AdV das Soll-Kon- 
zept Liegenschaftskataster beschlossen, das bereits 
viele fachtechnische Einzelheiten regelt. Damit sind 
die fachlichen Voraussetzungen geschaffen, den Weg 
zur Grundstücksdatenbank zu beschreiten. Von be- 
sonderer Bedeutung für die städtebaulichen Belange 
ist der mit interessierten Stellen abgestimmte neue 
Nutzungsartenkatalog, der spätestens mit der Um- 
stellung des Liegenschaftskatasters auf EDV in allen 
Ländern eingeführt wird. Er enthält auch die wich- 
tigsten Daten für die bauliche Nutzung der Grund- 
stücke. 

Für die allgemeinen Planungs- und Informations- 
systeme haben einige Länder die Hauptübersicht der 
Liegenschaften vorab auf EDV übernommen. Schließ- 
lich ist auch der Aufbau von Datenbanken für karto- 
graphische Daten in Angriff genommen worden, so 
daß zur gegebenen Zeit das Vermessungs- und Kar- 
tenwesen grundstücks- und geländebezogene nume- 
rische und kartographische Daten aller Art für Bund, 
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Länder und Gemeinden einheitlich zur Verfügung 
stellen kann. 

178. Für den weiteren Aufbau eines stadtentwick- 
lungsrelevanten Datenbanksystems wird die bisher 
geübte Zusammenarbeit interessierter Fachbereiche 
auszubauen und zu vertiefen sein. Die fachlichen 
Überlegungen werden in Zukunft allerdings ver- 
stärkt berücksichtigen müssen, daß aufwendige Sy- 
steme wegen der damit verbundenen Belastung der 
öffentlichen Haushalte nur geringe Aussicht auf 
rasche Verwirklichung haben werden. 

1 Vo -Wohnungsstichprobe 1972 

179. In die 1 Vo-Wohnungsstichprobe 1972 wurden 
insbesondere auch solche städtebaulichen Fragen ein- 
geführt, die nur mit Hilfe besonders ausgewählter 
und gut geschulter Interviewer und unter Einsatz 
von Fachkräften mit städtebaulichem Fachwissen aus 
den Baubehörden in befriedigendem Umfange beant- 
wortet werden können. Aus Kostengründen und auch 
zur Sammlung von Erfahrungen auf diesem für die 
amtliche Statistik neuen Gebiet wurden diese Fragen 
nur im Rahmen einer Stichprobe gestellt. Zu diesen 
Fragen gehören Aussagen der Gemeinden über die 
gegebene städtebauliche Situation einerseits und 
Fragen über die Beurteilung unterschiedlicher städte- 
baulicher Situationen durch die Wohnbevölkerung 
andererseits. Erstmals waren im Rahmen eines woh- 
nungsstatistischen Gesetzes die Gemeinden zur Be- 
antwortung bestimmter Fragen verpflichtet. Nach 
den vorliegenden Erfahrungen sind die Gemeinden 
dieser Verpflichtung mit großem Einsatz und Erfolg 
nachgekommen. 

Ziel der Wohnungsstichprobe ist es, über Wohnungs- 
merkmale hinaus auch Art und Maß der baulichen 
Grundstücksnutzung, wie sie in der Baunutzungsver- 
ordnung normiert sind, zu erfassen und auf ihre Aus- 
wirkungen hin zu überprüfen. Von besonderem In- 
teresse sind dabei auch Aussagen der Bevölkerung 
hinsichtlich der Beurteilung ihrer Wohnumwelt. So 
enthält das Erhebungsprogramm unter anderem Fra- 
gen nach der Bewertung von Kinderspielplätzen so- 
wie von Lärm- und Abgasbelastungen in bestimmten 
städtebaulichen Situationen. Die Bundesregierung 
erhofft sich aus dem Ergebnis wertvolle Hinweise 
über die Wirksamkeit planungsrechtlicher Bestim- 
mungen; darüber hinaus kann erstmals allen Pla- 
nungsträgern repräsentatives empirisches Ver- 
gleichsmaterial für die Bauleitplanung zur Verfü- 
gung gestellt werden. Die Ergebnisse der 1 °/o- 
Wohnungsstichprobe sollen voraussichtlich Mitte 
1975 vollständig vorliegen und anschließend in meh- 
reren Forschungsarbeiten ausgewertet werden. 


Bundeswettbewerbe auf dem Gebiet 
der Stadtentwicklung 

Der Wettbewerbsgedanke 

180. Die hoheitlichen Maßnahmen von Gesetzge- 
bung und Verwaltung und die finanziellen Steue- 
rungsmittel der öffentlichen Hand vermögen die 


städtebauliche Entwicklung im Ergebnis nur dann 
erfolgreich zu lenken, wenn sie sich auf eine hinrei- 
chend breite Übereinstimmung in der Öffentlichkeit 
stützen können. Ideelle und tätige Mitarbeit der ge- 
sellschaftlichen Kräfte, das Engagement und die Ini- 
tiative einzelner Bürger sind eine entscheidende Vor- 
aussetzung, um Fehlentwicklungen der Siedlungs- 
struktur erfolgreich entgegenwirken zu können. Ge- 
sellschaftliche Aktivität kann vor allem durch Wett- 
bewerb angeregt werden. Die Bundesregierung ist 
daher seit jeher bestrebt, durch Bundeswettbewerbe 
das bürgerschaftliche Interesse an der Siedlungsent- 
wicklung zu unterstützen und besonders wichtige 
Aufgaben dem Engagement der Fachwelt zu empfeh- 
len. Neben den gesetzlichen Maßnahmen und neben 
der finanziellen Förderung von Städtebau und 
städtebaulicher Grundlagenforschung stellen die 
Bundeswettbewerbe daher ein weiteres wesentliches 
Element der Städtebaupolitik des Bundes dar. 

Die anregende Wirkung von Wettbewerben kommt 
bereits bei der Vorbereitung und Durchführung von 
Wettbewerben selbst zum Ausdruck, an der in der 
Regel Bund, Länder und Gemeinden eng Zusammen- 
wirken und an der private Organisationen maßgeb- 
lich Anteil haben. 

Die Wettbewerbe lassen sich generell in zwei Grup- 
pen gliedern. Eine Gruppe der Wettbewerbe ist ört- 
lich gebunden, aber fachlich nicht spezialisiert. Hier 
sind vorwiegend kleinere Städte und Gemeinden 
angesprochen, die sich in der Regel keine hoch- 
wertigen „Planungsstäbe" leisten können und die im 
besonderen Maße auf Verständnis und Förderung 
angewiesen sind. Diese Wettbewerbe werden perio- 
disch wiederkehrend ausgeschrieben. 

Die andere Gruppe der Wettbewerbe stellt ein fach- 
lich aktuelles Thema in den Mittelpunkt. Sie wendet 
sich — meist ohne Örtliche Bindungen — an die je- 
weils betroffene Fachwelt. Solche Wettbewerbe wer- 
den jeweils von Fall zu Fall ausgeschrieben. 

In der zeitlichen Reihenfolge der Fachthemen wie 
auch in den Anforderungen der verschiedenen Wett- 
bewerbe spiegelt sich die Entwicklung des Planungs- 
und Problembewußtseins. 


Wettbewerbe mit bürgerschaftlicher Beteiligung 

„Kleingartenwettbewerb deutscher Städte und Gemeinden 
und ihrer kieingärtnerischen Organisationen“ 

181. Einer der ersten Wettbewerbe war im Jahre 
1951 der Kleingartenwettbewerb, der seitdem alle 
zwei Jahre wiederholt wird. Die wirtschaftliche Nut- 
zung eines Kleingartens spielte damals, in einer 
weitgehend noch kriegszerstörten Umwelt, eine ge- 
wichtige Rolle. Der Kleingarten erleichterte man- 
chem den Start nach dem Krieg. Sein Besitz spornte 
zur Selbsthilfe an; gleichzeitig wurden ungenutzte 
Flächen ohne hohe Kosten für die öffentliche Hand 
einer sinnvollen Bewirtschaftung zugeführt. 

Heute steht demgegenüber der Freizeit- und Erho- 
lungswert des Kleingartens im Vordergrund. Dabei 
kommt es darauf an, Kleingartenanlagen so auszu- 
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gestalten und städtebaulich einzubinden, daß sie 
einem möglichst breiten Kreis der Bevölkerung als 
Erholungs- und Freizeiteinrichtungen zur Verfügung 
stehen. Hierbei spielt die Nähe zu Wohngebieten, 
die verkehrliche Erreichbarkeit, die Einordnung in 
das öffentliche Grünsystem sowie die Ausgestaltung 
eine wesentliche Rolle; Aspekte, die im Wettbewerb 
vorrangig beurteilt werden. 

Die bisherigen Wettbewerbsergebnisse zeigen, daß 
die Bedeutung von Kleingärten als eigenständiges 
Strukturelement und ihre Erholungsfunktion von 
Kleingärtnern und Gemeinden erkannt und ihr durch 
verstärkte Einbeziehung der Anlagen in das öffent- 
liche Grünsystem sowie durch zunehmende Öffnung 
der Anlagen bei entsprechender Ausgestaltung mit 
Freizeitgeräten, Spazierwegen, Spielplätzen und dgl. 
Rechnung getragen wird. 

„Die besten Kleinsiedlungen“ 

182 , Ein Jahr später, 1952, wurde erstmals der 
Wettbewerb „Die besten Kleinsiedlungen" ausge- 
schrieben. Damit sollte nicht nur der Wille der Be- 
völkerung zum Wiederaufbau von Wohnungen, son- 
dern auch das Interesse der Siedler an der Gestal- 
tung der Wohnumwelt und an der Gemeinschaft ge- 
stärkt werden, eine Aufgabe, die sich besonders 
deutlich im Rahmen der Eingliederung von Vertrie- 
benen und Flüchtlingen stellte. 

Bis zum Jahr 1960 nahm die Beteiligung an diesem 
Wettbewerb, der seitdem alle zwei Jahre und je- 
weils in mehreren Stufen ausgeschrieben wird, und 
bei dem u. a. Straßenbild, Vorgartengestaltung, 
Pflege der Häuser und Gärten, Obst- und Gemüse- 
bau beurteilt werden, ständig zu. Dabei verlagerten 
sich die Probleme Zusehens auf Gesichtspunkte der 
städtebaulichen Einbindung in die Gesamtgemeinde. 
1962 wurden in den Wettbewerb erstmals auch Lei- 
stungen von Bauträgern einbezogen. Neben die in- 
dividuellen Leistungen der Siedler traten nunmehr 
Aufgaben, die sich aus der Notwendigkeit zur Schaf- 
fung gemeinschaftlicher Anlagen ergaben. Immer 
deutlicher wurden darüber hinaus Erfordernisse 
einer baulichen Verdichtung auch von landwirt- 
schaftlichen Nebenerwerbsstellen. Der Wettbewerb 
hat dazu wertvolle Impulse gegeben, die in Demon- 
strativbaumaßnahmen sowie Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten weiter entwickelt und sich auf die Ge- 
staltung von Einfamilienhausgebieten positiv ausge- 
wirkt haben. 

1967 und 1972 wurde — in Ergänzung zum Klein- 
siedlungswettbewerb — erstmalig der Planungswett- 
bewerb „Die Gruppenkleinsiedlung in der Gemein- 
de" durchgeführt, der Gesichtspunkte der städte- 
baulichen Eingliederung der Siedlungsgruppen in 
die Gesamtgemeinde, insbesondere Fragen der Ver- 
kehrsanbindung, der Nähe zu zentralen Einrichtun- 
gen, der Lage im Grünflächensystem, der inneren 
Erschließung und Gliederung usw., in den Vorder- 
grund stellte. Die hierbei erzielten Ergebnisse ha- 
ben sich auf die nachfolgenden Kleinsiedlungswett- 
bewerbe fruchtbar ausgewirkt und gezeigt, daß es 
möglich ist, Kleinsiedlungen städtebaulich einzubin- 
den. 


Die beachtlichen gemeinschaftlichen Leistungen der 
Siedler haben entscheidenden Anteil daran, daß 
heute die Kleinsiedlung ein bemerkenswerter Be- 
standteil unserer Siedlungsstruktur ist. Der Wett- 
bewerb 1974 hat dies erneut bestätigt. Gerade mit 
dem neuen Ansatz in der Städtebaupolitik der ne- 
ben technisch-ökonomischen Aspekten auch Fragen 
der Kommunikations- und Identifikationsmöglich- 
keiten des Bürgers in den Vordergrund rückt, kommt 
der Kleinsiedlung wesentliche Bedeutung zu. 

„Unser Dorf soll schöner werden“ 

183 . Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei dem 
Bundeswettbewerb „Unser Dorf soll schöner wer- 
den", der 1961 erstmals durchgeführt wurde und in 
diesem Jahr zum achten Mal ausgeschrieben ist. Teil- 
nahmeberechtigt sind hier alle Gemeinden bzw. 
Ortsteile mit dörflichem Charakter bis zu 3 000 Ein- 
wohnern, wobei dem Bundeswettbewerb entspre- 
chende Landeswettbewerbe vorausgehen. 

Die hohe Teilnehmerzahl, die zuletzt bei 4 321 Dör- 
fern lag, zeigt die Beliebtheit und den Erfolg des 
Wettbewerbs. Zunächst standen auch hier nur Ge- 
sichtspunkte der Dorfverschönerung im Vorder- 
grund unter dem Motto „Unser Dorf in Grün und 
Blumen". Im Laufe der Jahre verlagerte sich dann 
der Schwerpunkt auf Aspekte der Ortsentwicklung, 
der Umweltpflege und der Dorfsanierung. Die pla- 
nerische Komponente sowie die Aufgaben der Inte- 
gration der verschiedenen Bereiche erhielten dabei 
zunehmendes Gewicht. Die notwendige Neuordnung 
des ländlichen Raums und die Verbesserung der 
ländlichen Lebensbedingungen erfordern auch in den 
ländlichen Gemeinden eine konsequente Entwick- 
lunsplanung unter Mitwirkung der Bürger. Dem Bür- 
ger dies bewußt zu machen, ihn einzubeziehen und 
seine Mitarbeit anzuregen, dazu leistet dieser Wett- 
bewerb einen wesentlichen Beitrag. 

„Bürger, es geht um Deine Gemeinde“ 

184 , Die von Jahr zu Jahr wachsenden Erfolge des 
Dorfwettbewerbs waren mitentscheidend, daß im 
Jahr 1966 ein ähnlicher Wettbewerb auch für grö- 
ßere Gemeinden ausgeschrieben wurde. Teilnahme- 
berechtigt sind Gemeinden von 3 000 bis 50 000 Ein- 
wohnern. Auch hier gehen dem Bundeswettbewerb 
entsprechende Auswahlverfahren auf Länderebene 
voraus. Beurteilt werden Leistungen auf dem Gebiet 
der städtebaulichen Planung und ihrer Verwirk- 
lichung, der Gemeinschafts- und Versorgungsanla- 
gen und des Umweltschutzes, der Gestaltung, der 
bürgerschaftlichen Mitarbeit sowie eventuelle be- 
sondere Gemeinschaftsleistungen. Dabei kommt es 
nicht nur auf die sichtbaren Ergebnisse an, sondern 
auch auf die mit der unterschiedlichen Ausgangslage 
und der speziellen Problematik der jeweiligen Ge- 
meinde verbundenen Schwierigkeiten. 

Die Ergebnisse der bisher durchgeführten Wettbe- 
werbe zeigen deutlich die wachsende Einsicht in 
städtebauliche Zusammenhänge. So konnte z. B. die 
Bundesprüfungskommission anläßlich des Wettbe- 
werbs 1974 feststellen, daß sich die Verhältnisse in 
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bezug auf die Abstimmung kommunaler Planungen 
mit den Zielen der Raumordnung und Landespla- 
nung merklich gebessert haben. Auch wurde deut- 
lich, daß die Mehrzahl der Gemeinden eine durch- 
aus maßvolle Entwicklung betreibt. Bei Sanierungs- 
maßnahmen wird überwiegend auf eine maßstabs- 
gerechte Anpassung von Neubauten in die vorhan- 
dene Baustruktur Bedacht genommen. Auch die zu- 
nehmende Bedeutung einer Nahbereichsplanung und 
interkommunalen Zusammenarbeit wird von einem 
großen Teil der Gemeinden erkannt. Dagegen berei- 
ten die Integration der Planungen im Gemeindebe- 
reich und die Abstimmung staatlicher Fachplanungen 
mit den Zielvorstellungen der kommunalen Bauleit- 
planungen noch immer Schwierigkeiten, wenn auch 
nicht zu bestreiten ist, daß es auch Fälle guter 
Kooperation gibt. 

Der bürgerschaftlichen Beteiligung wird von den Ge- 
meinden zunehmendes Gewicht beigemessen. Die 
Mitarbeit der Bürger am Planungsprozeß und an der 
städtebaulichen Realisierung konnte vielfach inten- 
siviert werden. Besondere Probleme haben diejeni- 
gen großen Flächengemeinden zu bewältigen, die 
aufgrund der kommunalen Neugliederung entstan- 
den sind. Wie der Wettbewerb 1974 zeigte, werden 
in vielen Ortsteilen von Flächengemeinden die Ge- 
meinschaftsanlagen wie Grünflächen, Spielplätze, 
Bürgerhäuser usw. durch Gemeinschaftsleistungen 
der Dorfgemeinschaft getragen. Die in der Großge- 
meinde aufgegangenen Ortschaften bewahren nicht 
selten ein reges Eigenleben und sind bemüht — zum 
Teil in enger Zusammenarbeit mit der Kernstadt — , 
neue zentrale Einrichtungen bürgerschaftlicher Da- 
seinsvorsorge für die Gesamtbevölkerung in zweck- 
mäßiger Verteilung auf die verschiedenen Gemein- 
deteile zu schaffen. Nach Ansicht der Bundesprü- 
fungskommission sollte daher die Weiterentwick- 
lung des kommunalen Verfassungsrechts „eine wohl- 
abgewogene Mitwirkung der Bürger der Ortsteile 
in der neugegliederten Einheitsgemeinde absichern". 
Darüber hinaus muß den Bedürfnissen durch eine 
bürgernahe und bürgeroffene Verwaltung Rechnung 
getragen werden. Entsprechende Planvorschläge und 
Alternativen sollten in einer Form vorgelegt wer- 
den, „die verständlich und in den Hauptargumenten 
nachvollziehbar ist". Dazu gehören nicht zuletzt 
qualifizierte Persönlichkeiten, die sich dem Dialog 
mit dem Bürger stellen. Die Ergebnisse der bisheri- 
gen Wettbewerbe haben insgesamt bestätigt, daß 
die Mitwirkung der Bürger an der Gestaltung der 
Umwelt entscheidend zur Qualität städtebaulicher 
Planung beitragen kann. 

„Industrie in der Landschaft“ 

185 . Die Erkenntnis, daß eine geordnete städtebau- 
liche Entwicklung besser gewährleistet werden kann, 
wenn alle Beteiligten von Anfang an Zusammen- 
wirken, trifft in besonderer Weise auch für die 
städtebauliche Einordnung von Arbeitsstätten zu. 

Insbesondere in ländlichen Gemeinden wird durch 
neue und größere Industriebetriebe die Landschaft 
spürbar verändert. Da betriebswirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte wie städtebauliche Aspekte gleicher- 


maßen bei der Planung von Industrieanlagen zu be- 
rücksichtigen sind, ist ein enges Zusammenwirken 
von Wirtschaft und Verwaltung Voraussetzung für 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung. 

1967 wurde daher erstmals der Wettbewerb „Indu- 
strie in der Landschaft" ausgeschrieben. Dieser Bun- 
deswettbewerb richtet sich an öffentliche und private 
Industrieunternehmen. Es werden diejenigen Unter- 
nehmen prämiert, die ihren Betrieb vorbildlich in die 
natürlichen Gegebenheiten entsprechend den Erfor- 
dernissen von Raumordnung, Städtebau und Landes- 
pflege eingefügt haben. Der Schwerpunkt lag dabei 
zunächst bei der Einordnung vorhandener Industrie- 
betriebe in die Umgebung, wobei es wesentlich um 
Fragen der Gliederung der Freiräume, der Grün- 
planung und der Gestaltung der Betriebsanlagen 
ging. Der Wettbewerb erbrachte hier eine beacht- 
liche Anzahl landschaftsschützender Leistungen und 
erfreuliche Beispiele einer gelungenen Synthese 
zwischen Landschaft und Betriebsanlagen. Er zeigte 
aber auch die Notwendigkeit einer erweiterten Be- 
trachtung, die insbesondere Standortfragen und 
Aspekte des technischen Umweltschutzes stärker 
einbezieht. 

Basierend auf diesen Erfahrungen standen beim fol- 
genden Wettbewerb im Jahre 1971 Gesichtspunkte 
der Raumordnung und Regionalplanung, der Stand- 
ortwahl und des Umweltschutzes im Vordergrund. 
Gemäß den erweiterten Wettbewerbsaufgaben sollte 
insbesondere „gezeigt werden, ob und wie aus dem 
Zusammenwirken der Industrie mit den regionalen 
und kommunalen Planungsträgern und den Fach- 
behörden unter Beachtung natürlicher, sozialer, wirt- 
schaftlicher und verkehrsmäßiger Gesichtspunkte die 
Standortwahl entstanden ist, die Beseitigung von 
Abfallstoffen, die Auswirkungen des Lärms, die 
Emissionen und Immissionen (Reinhaltung von 
Boden, Luft, Wasser) bei der Planung berücksichtigt 
wurden" und „die Anlagen in die bebaute und unbe- 
baute Umgebung unter Anbindung an die Infra- 
struktureinrichtungen (Verkehr, Versorgung und 
dgl.) eingeplant wurden". Darüber hinaus sollten 
neben der Eingliederung der Betriebe in die Land- 
schaft auch psychologische und physiologische Ge- 
sichtspunkte bei der Planung und Gestaltung der 
Arbeitsplätze, wie z. B. die Einplanung von Erho- 
lungsmöglichkeiten für Betriebsangehörige, beur- 
teilt werden. 

Die Ergebnisse zeigten, daß sich die Unternehmen, 
die sich am Wettbewerb beteiligten, ihrer Verant- 
wortung für die Landschaft und Umwelt bewußt 
waren. Gute Lösungen ergaben sich dort, wo im Zu- 
sammenwirken der öffentlichen Planungsträger mit 
der Industrie der beste Standort festgelegt und wo 
die Einbindung in die Landschaft von qualifizierten 
Fachleuten unterstützt werden konnte. Neben den 
Leistungen der Unternehmer kommt es hierbei auch 
wesentlich auf die Mitwirkung und die Leistungen 
der Gemeinden im Rahmen ihrer Bauleitplanung an. 

Der dritte Wettbewerb „Industrie in der Landschaft" 
im Jahre 1975 wird erneut Gesichtspunkte der plane- 
rischen Vorsorge zur Sicherung der natürlichen Res- 
sourcen und das Zusammenwirken aller Planungs- 
träger hierbei in den Mittelpunkt stellen. Daß Um- 
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Weltprobleme befriedigend gelöst werden können 
und dies auch wirtschaftlich vertretbar ist, haben die 
bisherigen Ergebnisse des Wettbewerbs gezeigt. 

Fachliche Wettbewerbe 

186 . Die vergleichsweise rasch sich steigernden An- 
forderungen und sich verändernden Bedürfnisse sind 
Kennzeichen unserer Zeit. Im Städtebau kann dem 
Wandel der Bedürfnisse schwerer Rechnung getra- 
gen werden, da das einmal Gebaute starr ist und 
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand geänderten 
Ansprüchen angepaßt werden kann. Eine wichtige 
Aufgabe der Städtebautechnik liegt deshalb in der 
Entwicklung flexibler Bauweisen. 

Um beispielhafte Konstruktionslösungen zur Befrie- 
digung wechselnder Anforderungen an die Woh- 
nung und die Gebäude zu fördern, wurden in den 
letzten Jahren mehrere bautechnische Wettbewerbe 
durchgeführt. 

„Flexible Wohngrundrisse“ 

187 . Als erster Wettbewerb dieser Reihe wurde 
1971 der Bauwettbewerb „Flexible Wohngrundrisse" 
ausgeschrieben. Die rege Beteiligung an diesem 
Wettbewerb unterstrich die Aktualität des Themas. 
Ziel des Wettbewerbs war, für unterschiedliche oder 
sich wandelnde Wohnansprüche Grundrisse zu ent- 
wickeln, die sich durch Alternativen in der Raum- 
einteilung den individuellen Wünschen anpassen 
konnten. Der Wunsch auch bei veränderten Wohn- 
bedingungen im bisherigen Wohngebiet verbleiben 
zu können, sollte nicht am starren und nicht mehr 
geeigneten Zuschnitt der jeweiligen Wohnung 
scheitern. 

Inzwischen wurden preisgekrönte Wettbewerbsar- 
beiten in Dortmund, Hamburg, Geislingen und Ulm 
realisiert. Sie fanden außerordentliches Interesse so- 
wohl in der Öffentlichkeit als auch bei der Woh- 
nungswirtschaft. Alle Bewohner haben von der an- 
gebotenen Flexibilität Gebrauch gemacht. Die Ergeb- 
nisse bieten einen geeigneten Ausgangspunkt, wei- 
tere Erfahrungen über die praktische Anwendung 
zu sammeln. 

„Elemente 72“ 

188 . Im Jahre 1972 folgte der Wettbewerb „Ele- 
menta 72". Er diente der Demonstration von Woh- 
nungsbausystemen, die aus vorgefertigten, typisier- 
ten Elementen bestehen und auch bei differenzier- 
ten Bauaufgaben ausreichend große Herstellungs- 
serien zu günstigen Preisen ermöglichen. Ansatz- 
punkt des Wettbewerbs war demnach die Ferti- 
gungstechnik unter dem Aspekt der Kostensenkung. 

Die preisgekrönten Bausysteme wurden auf Grund- 
stücken in Bonn, Hannover und Nürnberg verwirk- 
licht. Ein in Hannover errichteter Prototyp hat sich 
als Schrittmacher der Entwicklung erwiesen. Zur 
Zeit befinden sich, ungeachtet der augenblicklichen 
konjunkturellen Situation, insgesamt 29 nach diesem 
System geplante Projekte mit insgesamt 4 591 Woh- 
nungen im Bau oder in der Bauvorbereitung. 


Das mittelbare Ziel des Wettbewerbs, einen Impuls 
zur Anwendung von Wohnungsbausystemen zu 
geben, dürfte allein damit in recht eindrucksvoller 
Weise erfüllt sein. 

„INTEGRA“ 

189 - Der Wettbewerb „INTEGRA", der gleichfalls 
1972 ausgeschrieben worden ist, ergänzt den Wett- 
bewerb „Elementa". Er hat, über Aspekte des Woh- 
nungsbaues hinaus, Möglichkeiten zum Einsatz indu- 
strialisierter Baumethoden auch für solche Bauvor- 
haben zum Gegenstand, in denen unterschiedliche 
Nutzungsarten miteinander verbunden werden sol- 
len. Dieser Wettbewerb verfolgt damit das Ziel, der 
zunehmenden Nutzungsentmischung insbesondere 
in den Innenstädten mit wirtschaftlich vertretbaren 
Baumethoden entgegenzuwirken. Dementsprechend 
waren die Ziele des Wettbewerbs 

— die Entwicklung von Baustrukturen, die durch 
das Angebot der Funktionsmischung und des 
Funktionswechsels bei intensiver Ausnutzung 
einen praktischen Beitrag zur Erneuerung unse- 
rer Städte bieten sollen, 

— die Entwicklung von Bausystemen, die durch 
Industrialisierung und Standardisierung zur Bau- 
preisstabilisierung beitragen sollen, 

— die Verwirklichung beispielgebender Versuchs- 
und Vergleichsbauten und 

— eine weitere empirische Grundlegung als Teil 
einer umfassenden Stadtbauforschung. 

Ein erklärtes Anliegen des INTEGRA-Wettbewer- 
bes war es, Material für Experimente im Rahmen 
von Versuchs- und Vergleichsbauten zur wissen- 
schaftlichen Auswertung und für die weiterfüh- 
rende Forschung zu gewinnen. Auch dieser Wett- 
bewerb war insoweit an die Realisierung gebunden. 
Bewußt war jedoch im Gegensatz zu vorausgegan- 
genen Wettbewerben auf die Bindung an einen 
bestimmten Bauherrn bzw. Bauträger verzichtet 
worden. Statt dessen hatten eine Reihe von Groß- 
städten und die seinerzeitige Gemeinde Wulfen im 
Einvernehmen mit den Bundesländern unter Mit- 
wirkung des Deutschen Städtetages für die Reali- 
sierung von Ergebnissen des INTEGRA-Wettbe- 
werbs Grundstücke zur Verfügung gestellt. Von 
den ausgezeichneten Arbeiten sollen 9 Projekte ver- 
wirklicht werden. 

Die Ergebnisse des Wettbewerbs liefern kein 
Patentrezept für die schwierigen Bauaufgaben in 
innerstädtischen Gebieten. Die komplexen und viel- 
schichtigen Probleme in der innerstädtischen Ent- 
wicklung können nicht allein mit technischen Mitteln 
gelöst werden. Aber die technischen Erfahrungen 
können neue Perspektiven möglicher Stadtentwick- 
lung aufzeigen. Dazu ist „INTEGRA" ein Versuch. 

„Therma“ 

190 . Ein weiterer Beitrag in dem Bemühen, verän- 
derten Anforderungen im Bauwesen und Städtebau 
Rechnung zu tragen ist — auf einer anderen Ebene 

— der 1974 ausgeschriebene Wettbewerb „Therma". 
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Ziel dieses Wettbewerbs war es, beispielhafte Vor- 
schläge für eine Reduzierung des Heizenergiebe- 
darfs durch Verbesserung der Wärmedämmung an 
bestehenden Wohnbauten zu erhalten. Während die 
Verfahren und die Kosten bei Neubauten bekannt 
sind, fehlen allgemeingültige Daten für nachträg- 
lich durchgeführte Dämmaßnahmen. Gerade ältere 
Wohnungen weisen aber häufig einen nur geringen 
Wärmeschutz auf. Eine Verbesserung der Wärme- 
dämmung könnte die Energiesituation spürbar ent- 
lasten; immerhin werden 35 Vo aller Energie für die 
Beheizung der Wohnungen aufgewandt. 

Die Teilnehmer konnten Vorschläge mit Preisange- 
boten für elf konkrete Wettbewerbsbauten einrei- 
chen. Diese Bauten sind repräsentativ für den durch- 
schnittlichen Wohnungsbau der 50er und 60er Jahre. 
Die Wettbewerbsarbeiten enthielten unterschiedliche 
Lösungen. Teils wurden eine zusätzliche Wärme- 
dämmung der Außenwände durch Dämmplatten mit 
„vorgehängter" Fassade oder auch lediglich durch 
aufgeklebte und dispersionsgeputzte Platten aus 
Schaumkunststoff, teils neue, doppeltverglaste Fen- 
ster, teils Kombinationen dieser Lösungen oder wei- 
tere Ausführungsarten angeboten. Der Wärmebedarf 
konnte hierdurch bei den preisgekrönten Arbeiten 
um durchschnittlich 41 % gesenkt werden, wobei die 
Kosten je Wohnung rd. 7 800, — DM betrugen. 

Die besten Lösungen sollen an den elf Wettbewerbs- 
objekten praktisch erprobt und damit in der Öffent- 
lichkeit demonstriert werden. 

Die Realisierung der Wettbewerbsergebnisse wird 
von wissenschaftlichen Untersuchungen begleitet. 
Dadurch können die tatsächlichen Aufwendungen 
und die tatsächlich erreichte Senkung des Energie- 
bedarfs präzise erfaßt werden. 

Ausblick 

191 . Wettbewerbe in den Bereichen der Siedlungs- 
entwicklung, des Städtebaues und des Bauwesens er- 
gänzen einander in vorteilhafter Weise. Ausschrei- 
bungen von Einzelthemen gestatten eine intensive 
Behandlung von spezifischen Aufgabenstellungen 
durch qualifizierte Teilnehmer. Durch die verglei- 
chende Gegenüberstellung der Ergebnisse unter- 
schiedlicher Wettbewerbe ist es möglich, ein weitge- 
fächertes und zugleich anschauliches Bild über den 
jeweiligen Entwicklungsstand auf dem weiten Ge- 
biete der Stadtentwicklung zu vermitteln. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin städtebau- 
liche Wettbewerbe durchführen und von Fall zu Fall 
weitere Bauwettbewerbe zur Lösung spezieller bau- 
technischer Probleme veranstalten. 

Die Ergebnisse der Bauwettbewerbe werden in den 
folgenden Jahren zunächst in Anwendungsmaßnah- 


men des Bundesministers für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau erprobt und in begleitenden wis- 
senschaftlichen Untersuchungen ausgewertet werden 
müssen. Auf dem Gebiete des Hochbaues können so 
Methoden weiterentwickelt werden, die künftigen 
Anforderungen in wirtschaftlicher und technischer 
Hinsicht entgegenkommen können. Dabei wird auch 
auf Methoden besonderes Gewicht gelegt werden 
müssen, die auch künftigen Erhaltungsbedürfnissen 
entsprechen können. 

192 . Eine kontinuierliche Fortsetzung ist demgegen- 
über in den Wettbewerben zu erwarten, bei denen 
Gesichtspunkte der örtlichen Siedlungsentwicklung 
im Vordergrund stehen. Gerade unter geänderten 
Wachstums- und Entwicklungsbedingungen in Be- 
völkerung und Wirtschaft kommt insbesondere den 
Wettbewerben „Unser Dorf soll schöner werden", 
„Bürger, es geht um Deine Gemeinde" und „Indu- 
strie in der Landschaft" eine hohe Bedeutung zu, um 
Tendenzen und Auswirkungen im Städtebau ständig 
verfolgen und dokumentieren zu können. 

Durch besondere Aufgabenstellung können hierbei 
Anregungen zur Lösung aktueller Probleme von all- 
gemeiner Bedeutung gegeben werden. Aus der Art, 
wie diese Aufgaben in Einzelfällen gelöst werden, 
können sich wiederum für Bund, Länder und Gemein- 
den wertvolle Hinweise für die Fortentwicklung von 
Planungs- und Durchführungsmethoden ergeben. So 
ist einer Empfehlung des Deutschen Rates für Stadt- 
entwicklung Gewicht beizumessen, die darauf ab- 
zielt, die Verständlichkeit der Darstellung städtebau- 
licher Pläne zu fördern. Es geht hierbei um eine we- 
sentliche Voraussetzung für eine wirksame Beteili- 
gung der Bürger an der Planung. Es wird daher er- 
wogen, die verständliche Plandarstellung im Rahmen 
des Bundeswettbewerbes „Bürger, es geht um Deine 
Gemeinde" zu thematisieren. 

In ähnlicher Weise könnte die neue Aufgabe der 
Modernisierung von städtebaulich bedrohten Stadt- 
vierteln zum Gegenstand eines Wettbewerbs von 
Modernisierungszonen (vgl. Tz. 113) gemacht wer- 
den. 

Hierfür einen geeigneten Rahmen zu finden, muß wei- 
teren Überlegungen Vorbehalten bleiben. Auch wenn 
eine solche Aufgabe wahrscheinlich über den Rah- 
men der bisherigen Wettbewerbe hinausgeht, soll- 
ten die damit verbundenen Schwierigkeiten nicht ab- 
schrecken. Wettbewerbe sollten ihre Chance und 
Aufgabe nutzen, im Verein von Fachwelt und Bür- 
gerschaft sowohl der Entwicklung neuer Alternati- 
ven für Architektur und Städtebau wie auch der viel- 
gestaltigen und schwierigen Aufgabe der erhalten- 
den Erneuerung im Wohnungs- und Städtebau zu 
dienen. 
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1. Deutscher Rat für Stadtentwicklung 
Arbeitsrahmen 


A. Auftrag 

Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung hat gemäß 

§ 89 Abs. 2 StBauFG die Aufgaben: 

1. Empfehlungen für die Zusammenarbeit von Bund, 
Ländern und Gemeinden bei der Erneuerung und 
Entwicklung der Städte und Dörfer zu geben, 

2. wissenschaftliche Erkenntnisse auf dem Gebiet 
der Erneuerung und Entwicklung der Städte und 
Dörfer zu vermitteln, 

3. Orientierungsdaten für die Erneuerung und Ent- 
wicklung der Städte und Dörfer zur Verfügung 
zu stellen, 

4. Stellungnahmen, wirtschaftliche, finanzielle, so- 
ziale und technische Leitlinien und Empfehlun- 
gen zur Erneuerung und Entwicklung der Städte 
und Dörfer zu erarbeiten. 


B. Aufgaben 

1. Allgemein 

Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung sieht in Er- 
füllung dieses gesetzlichen Auftrags folgende 
Schwerpunkte, die in fünf Arbeitsgruppen behandelt 
werden: 

1.1. Grundsatzfragen der Stadtentwicklungspolitik 
und der Stadtentwicklungsplanung 
(Arbeitsgruppe 1) 

1.2. Bürgersdiaftliche Mitwirkung 
(Arbeitsgruppe 2) 

1.3. Grundsatzfragen des Städtebaues 
(Arbeitsgruppe 3) 

1.4. Weiterentwicklung des Planungs- und Boden- 
rechts 

(Arbeitsgruppe 4) 

1.5. Stadtforschung 
(Arbeitsgruppe 5) 

2. Im einzelnen 

Zu B. 1.1.: Grundsatzfragen der Stadtentwicklungs- 
politik und der Stadtentwicklungsplanung 
(Arbeitsgruppe 1) 

1. Erarbeitung eines Ziel- und Handlungskataloges 
von Bund, Ländern und Gemeinden für die Stadt- 
entwicklung. 

2. Stärkere Verzahnung von Raumordnungs- und 
Stadtentwicklungspolitik. 


3. Möglichkeiten zur Steuerung der Entwicklung 
in den städtischen Verdichtungsräumen. 

4. Programme für einen konzentrierten Mittelein- 
satz von Bund, Ländern und Gemeinden für die 
Stadtentwicklung. 

5. Wechselbeziehungen zwischen Stadtentwick- 
lungsplanung und sozialpolitischen Programmen 
und Plänen. 

6. Mehrebenennutzung von Grundstücken (Grund- 
satz- und Koordinierungsfragen) — vgl. auch „Zu 
B. 1.3."— . 

7. Verzahnung von Verkehrs- und Bauleitplanung 
in der Stadtentwicklungsplanung. 


Zu B. 1.2.: Bürgerschaftliche Mitwirkung 
(Arbeitsgruppe 2) 

1. Grundsatzfragen des Verhältnisses Bürger — 
Rat — Verwaltung im Hinblick auf den Ablauf 
des Entscheidungsprozesses bei kommunalen 
Planungen. 

2. Organisationsmodelle für die Beteiligung der Be- 
troffenen an der Planung (unter besonderer Be- 
rücksichtigung der sich aus der Beteiligung be- 
troffener ausländischer Arbeitnehmer ergeben- 
den Probleme). 

3. Information der Öffentlichkeit über Planungsfra- 
gen. 

4. Erfolgskontrolle der kommunalen Planungen im 
Hinblick auf die Befriedigung der Bedürfnisse 
der Betroffenen. 

5. Empfehlungen an die Gemeinden zur Aufstel- 
lung und Durchführung des Sozialplans im Sinne 
der gesetzlichen Grundlagen. 


Zu B.1.3.: Grundsatzfragen des Städtebaues 
(Arbeitsgruppe 3) 

1. Probleme der Entwicklung der Innenstädte und 
der städtebaulichen Problemgebiete (Vorstädte, 
Stadtrandzone). 

2. Originalität und Identität der Städte (Stadtbild 
und Erlebnisqualität). 

3. Definition und Konkretisierung der Begriffe 
„Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse" und 
„Städtebaulicher Mißstand". 
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4. Lebensqualität und Stadt: Indikatoren für die 
Sicherung angemessener Lebensqualität in städ- 
tischen Agglomerationen. 

5. Soziale Qualität der Stadt: Wohnungswesen, ins- 
besondere auch im Blick auf Problem- oder Rand- 
gruppen. 

6. Mehrebenennutzung von Grundstücken (Städte- 
bauliche Probleme) — vgl. auch „Zu B. 1.1." — . 

Zu Weiterentwicklung des Planungs- und 

Bodenrechts 
(Arbeitsgruppe 4) 

1. Erarbeitung eines einheitlichen Städtebaurechts 
als Stadtentwicklungsrecht. 


2. Reform des Bundesbaugesetzes. 

3. Eigentumsrechtliche Probleme der Reform des 
Städtebaurechts. 

Zu Stadtforschung 

(Arbeitsgruppe 5) 

1. Inhaltliche Schwerpunkte der städtebaulichen 
Forschung, insbesondere Empfehlungen zum For- 
schungsprogramm „Siedlungsentwicklung" des 
Bundes. 

2. Organisation der Forschung und Koordination 
der Forschungsförderung. 

3. Aufbereitung der Forschungsergebnisse und ihre 
Verbreitung in der Praxis. 
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2. Empfehlungen des Deutschen Rates für Stadtentwicklung 

Inhaltsverzeichnis 

I. Koordinierung, Planung, Mitteleinsatz 
LI. Stadtentwicklungsprogramme 

1.2. Koordinierung 

1.3. Kooperationsmodelle 

1.4. Investitionsplanung 

1.5. Finanzierungssystem 

1.6. Bündelung öffentlicher Mittel 

1.7. Forschungsvorhaben 

II. Bürgerschaftliche Mitwirkung 

II. 1. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und bürgerschaft- 
liche Mitwirkung bei der städtebaulichen Entwicklungsplanung 

11.2. Verbesserung der gemeindlichen Veröffentlichungspraxis 

11. 3. Durchführung eines Planspiels zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Bundesbaugesetzes 

11. 4. Erörterung der voraussehbaren Auswirkungen der Planung in 
der Gemeinde 

IL5. Wettbewerb über Berichterstattung in Lokalzeitungen über 
städtebauliche Planungen 

III. Städtebau 

III.l. Landschaft als Planungsgrundlage 
Klima, Lärm 

IIL2. Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse (Qualität der 
Unterbringung) 

111. 3. Allgemeine Anforderungen an sozial angemessene Wohnver- 
hältnisse 

111. 4. Sicherung und Erhaltung von Nutzungsstrukturen 

111. 5. Sicherung und Erhaltung vorhandener Strukturwerte — Förde- 
rung der Gestaltqualität bei Umplanungen 

IV. Bodenrecht 

IV. 1 . BBauG : Teilnovellierung — Gesamtnovellierung 

IV.2. Neuordnung des Bodenrechts und Steuerrechts 

IV. 3. Bodenrechtsreform und Bodenmarkt 

V. Städtebauliche Forschung 
Thema 

1 . Empfehlung 

2. Empfehlung 

3. Empfehlung 
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Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung hat auf sei- 
ner 3. Sitzung am 29. Juni 1973 in Bonn-Bad Godes- 
berg folgende Empfehlungen beschlossen: 

I. Koordinierung, Planung, Mitteleinsatz 

1.1. Stadtentwicklungsprogramme 

Empfehlung 

Von den Gemeinden sollen Stadtentwicklungspro- 
gramme erarbeitet, aufgestellt und fortgeschrieben 
werden. Sie sollen langfristig die Zielvorstellungen 
der Gemeinde über ihre künftige Entwicklung dar- 
stellen. 

Begründung 

Die Durchführung der Bauleitplanung reicht nach 
den bisherigen Vorschriften des BBauG nicht aus, 
um eine programmierte, ressortübergreifende, lang- 
fristige Planung der Gemeindeentwicklung zu ge- 
währleisten. Dies liegt u. a. daran, daß im Rahmen 
der Aufstellung der Bauleitplanung Zielvorstellun- 
gen langfristiger Art nicht mehr diskutiert und 
koordiniert werden können, da die Bauleitplanung 
als Durchführungsplanung das Vorhandensein sol- 
cher Zielvorstellungen unterstellen muß. Eine bür- 
gerschaftliche Beteiligung zum Zeitpunkt der Erstel- 
lung der Bauleitplanung ist zu spät. Für das Engage- 
ment der Bürger ist es erforderlich, daß diese recht- 
zeitig an der Zieldiskussion über die gemeindliche 
Entwicklung beteiligt werden. 

Es ist deshalb notwendig, Stadtentwicklungspro- 
gramme zu erarbeiten und unter bürgerschaftlicher 
Beteiligung aufzustellen. Aus diesen Programmen 
ist dann die Stadtentwicklungsplanung, als Umset- 
zung der Zielvorstellungen in künftige, räumliche 
Planungen, abzuleiten. 

1.2. Koordinierung 

Empfehlung 

Stadtentwicklungsplanungen sollen von den Ge- 
meinden als übergreifende Grundlage der erforder- 
lichen Bauleitpläne erarbeitet und aufgestellt wer- 
den. Hierbei sind die sachlichen, zeitlichen und 
finanziellen Prioritäten festzusetzen, sowie die über- 
örtlichen Programme und Planungen zu beachten. 

Begründung 

Die kommunalen Entwicklungsmöglichkeiten wer- 
den durch die Festlegung von Raumkategorien, von 
Zentralitäten verschiedener Stufen, Entwicklungs- 
schwerpunkten, Entwicklungsachsen usw. entschei- 
dend vorgezeichnet bzw. begrenzt. Die Raumord- 
nung wird mehr und mehr die Steuerungsinstru- 
mente auch der Stadtentwicklungsplanung prägen. 
In verschiedenen Programmen übergeordneter Insti- 
tutionen können Subventionen für die kommunale 
Infrastruktur bereitgestellt werden; sie sind an be- 
stimmte Voraussetzungen geknüpft und müssen von 
der Gemeinde erfüllt werden. In diesem Bereich 
können erhebliche Divergenzen zwischen den Zie- 
len der Raumordnung und Landesplanung und den 


Zielen der Gemeinde entstehen. Insoweit ist recht- 
zeitige Information und frühzeitige Koordination 
erforderlich. Die Selbstverwaltungsgarantie der Ge- 
meinden findet ihre Grenzen an übergeordneten 
Aufgabenstellungen, die durch Raumordnung, Lan- 
desplanung und Regionalplanung vorgegeben sind. 
Hierbei ergibt sich der Zielkonflikt, daß u. U. von 
den Gemeinden durch Eigeninitiative ausgelöste 
Entwicklungen, die bereits zu einem früheren Zeit- 
punkt eingeleitet wurden, durch Anpassung an spä- 
ter formulierte Ziele übergeordneter Planung zum 
Stillstand gebracht werden könnten. 

Eine Problembewertung führt zu dem Ergebnis, daß 
trotz des Grundsatzes von Einordnung der Stadt- 
entwicklungsplanung in überörtliche Programme, in 
Fällen, in denen eine bereits eingeleitete gesunde, 
den Verflechtungsbereich der Gemeinde nicht schä- 
digende Entwicklung festzustellen ist, diese durch 
überörtliche Planung nicht gefährdet werden soll. 
Eine Koordination mit der überörtlichen Planung ist 
deshalb besonders dringend. 

I.3. Kooperationsmodelle 

Empfehlung 

Die Koordination bei Planung und Entscheidung ist 
als Voraussetzung und Steuerungselement der 
Stadtentwicklungsplanung sicherzustellen; entspre- 
chende Kooperationsmodelle sind zu entwickeln. 

Begründung 

Die sachlichen Verbindungen der verschiedenen 
Fachbereiche der kommunalen Verwaltung, die Ziel- 
setzungen und die Mittel, die in der Stadtentwick- 
lungsplanung angewandt werden, qualifizieren die 
Stadtentwicklungsplanung einerseits als eine zen- 
trale Aufgabe — horizontale Ebene — , andererseits 
wirken auf die Gemeinde Planungen, an denen sie 
nur sehr beschränkt (meist zu spät) teilnehmen 
kann, wie z. B. im Bereich des Verkehrs (Bundes- 
fernstraßen, Bundesbahn u. a.) oder bei der Gebiets- 
reform (Landesentscheidungen) u. v. a. m. ein. Zwar 
gibt es bei fast allen Planungen „Anhörungsverfah- 
ren". Diese erfolgen in aller Regel während eines 
Planungsfeststellungsverfahrens, d. h. kurz vor Be- 
ginn der Durchführungsmaßnahmen und dann, wenn 
die Planung durch die übergeordneten Planungsträ- 
ger und Fachbehörden abgeschlossen ist und nur 
noch Detailpunkte geändert werden können. 

Hier müssen eine neue Planungssystematik und 
neue Kooperationsmodelle entwickelt werden. Die 
Planungsprozesse der verschiedenen Ebenen müssen 
integriert und angepaßt vollzogen werden. (Beispiel: 
Die Funktionsfähigkeit einer Autobahntrasse hat 
keine höhere Wertigkeit als die Funktionstüchtig- 
keit einer davon etwa beeinträchtigten Gemeinde.) 

Ohne eine endgültige Lösung empfehlen zu können, 
wird vorgeschlagen, es nicht bei der in der Regel 
erst sehr spät erfolgenden Anhörung der Träger 
öffentlicher Belange zu belassen, sondern zu einem 
sehr viel früheren Zeitpunkt integral zusammen- 
gesetzte Planungsinstitutionen zu bilden. Damit 
wäre eine Koordination nicht nur zwischen gleich- 
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rangigen Verwaltungen (horizontale Ebene), son- 
dern auch vertikal zu erreichen. 

Hier liegt jedenfalls ein wichtiger Schwerpunkt der 
Stadtforschung. Ein praktikables Instrumentarium 
auf diesem Gebiet ist durch wissenschaftliche For- 
schung zu erarbeiten. 

Bei der Bewertung der Probleme ergibt sich, daß 
vermutlich kein einheitliches Modell für diese Pro- 
blematik geboten werden kann, sondern daß eine 
Reihe von Modellen entwickelt werden müßten, die 
auch Anlaß geben könnten, erforderliche Rechts- 
grundlagen fortzuentwickeln oder neu zu schaffen. 
Dies ist auch bedingt dadurch, daß die Modelle den 
unterschiedlichen Gemeindetypen (Größe, Struktur, 
Aufgaben) angepaßt sein sollten. 


1.4. Investitionsplanung 

Empfehlung 

Auf der Grundlage der Stadtentwicklungsplanung 
— nach Zeit, Umfang und Rangfolgen — sind über 
die Investitionsplanung die Prioritäten für die kom- 
munale Finanzplanung aufzustellen. 

Begründung 

Die Investitionsplanung der Gemeinde stellt den 
Zusammenhang zwischen Ziel und Durchführung 
von Maßnahmen der Stadtentwicklung her. Mit Hilfe 
der Finanzierung können vor allem in der Durch- 
führungsphase noch Korrekturen, Schwerpunktver- 
lagerungen usw. relativ schnell und wirksam be- 
werkstelligt werden. Insoweit stellt die Aufstellung 
der Haushalte ein Kontrollmittel, auch der Steue- 
rung der Stadtentwicklungsplanung in kurz- oder 
mittelfristiger Sicht dar. Dies trifft allerdings nur 
auf die horizontale Ebene des Planungsprozesses 
der Stadtentwicklung zu, wo die notwendigen Ent- 
scheidungen in den Aufgabenbereich der Gemeinde 
fallen. 

Förderungsmaßnahmen und Finanzzuweisungen, die 
von überörtlichen Institutionen gewährt werden, be- 
einflussen zunehmend die Stadtentwicklung und 
ihre Finanzierung. Solche Maßnahmen sollten zu- 
künftig an das Vorliegen gemeindlicher Entwick- 
lungsplanungen gebunden und mit ihnen abge- 
stimm werden. 


1.5. Finanzierungssystem 

Empfehlung 

Die Stadtentwicklungsplanung löst nicht nur Inve- 
stitionen für die Gemeinde selbst, sondern auch zu- 
gunsten von Gemeinden im Verflechtungsbereich 
aus. Hieraus ergibt sich für die Stadtentwicklung 
die Notwendigkeit, ein Finanzierungssystem zu- 
schaffen, in dem auch die laufenden Aufwendungen 
und Folgekosten berücksichtigt werden. Es wird 
empfohlen, diesem Erfordernis auch in der kommu- 
nalen Finanzreform Rechnung zu tragen. 


Begründung 

Der im Raumordnungsgesetz und in den Landespla- 
nungsgesetzen verankerte Grundsatz der zentral- 
örtlichen Gliederung weist bestimmten Gemeinden 
überörtliche Aufgaben und Funktionen zu. Hieraus 
ergeben sich laufende Aufwendungen und Folge- 
kosten, die im Rahmen der Koordination des Mit- 
teleinsatzes abzudecken sind. Hierzu ist z. B. eine 
Fortentwicklung des kommunalen Finanzausgleiches 
mit dem Ziele der Ermöglichung solcher Finanzhilfen 
erforderlich. 


1.6. Bündelung öffentlicher Mittel 

Empfehlung 

Die raumwirksamen Mittel der öffentlichen Hand 
aller Ebenen und Institutionen sind auf der Grund- 
lage des Bundesraumordnungsprogramms gebündelt 
einzusetzen. Durch Änderung haushaltsrechtlicher 
Bestimmungen sollte sichergestellt werden, daß die 
Bündelung dieser Mittel erforderlichenfalls in Ab- 
weichung von z. Z. überwiegend durch die Fachpla- 
nungen bestimmten Prioritäten erfolgen kann. Dabei 
ist auch vorzusehen, in besonderen Fällen durch die 
Einschaltung von Finanzierungsträgern die Vor- 
und Zwischenfinanzierung später bereitzustellender 
Mittel aus öffentlichen Haushalten zu ermöglichen. 

Begründung 

Das oft beziehungslose Nebeneinander von Planun- 
gen auf den Ebenen von Ressorts, Institutionen, 
Gemeinden, Ländern, Bund, hat in der Vergangen- 
heit zu schwerwiegenden Fehlentwicklungen, mit 
der Folge verfehlten Mitteleinsatzes, wahrscheinlich 
in Milliardenhöhe, geführt. 

Noch heute erfolgt Förderung häufig ohne hinrei- 
chende Koordination, fachbezogen nach den Einzel- 
zielvorstellungen sektoraler Bundes- oder Landes- 
programme und darüber hinaus oft nach Proporz- 
denken, Schlüsselzahlen oder im „Gießkannen- 
system". Oft ist die Zuweisung auch von der Ge- 
schicklichkeit, den Initiativen und dem Durchset- 
zungsvermögen der Antragsteller abhängig. (Bei- 
spiel: Den initiativen Vorstellungen eines Bürger- 
meisters gelingt es zwar, Mittel zur Erschließung 
neuer Gewerbegebiete zu erhalten, die dann aber 
erst, wenn überhaupt, nach starker Werbung ent- 
sprechende Nachfrager finden und der Besiedlung 
zugeführt werden, wozu wiederum Aufwendungen 
zur Heranführung von Arbeitskräften erforderlich 
werden.) 

Förderungsmaßnahmen bestehen vor allem in Zu- 
wendungen zur Verbesserung der Infrastruktur, in 
Form von Finanzausgleichsleistungen, der Förde- 
rung kultureller Einrichtungen des Wohnungsbaues 
u. a. Dabei handelt es sich z. B. um folgende: 

Förderung von Investitionen der gewerblichen Wirt- 
schaft (einschließlich Fremdenverkehrsgewerbe), so- 
wie des Ausbaues der Infrastruktur nach der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" , 
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Programme des ERP-Sondervermögens, 

Investitionen nach dem Investitionszulagengesetz, 

Förderung des Zonenrandgebietes nach dem Zonen- 
randförderungsgesetz, 

Förderung nach dem Rahmenplan der „Gemein- 
schaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes", 

Förderung nach dem Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschu- 
len einschließlich Kliniken", 

Förderung im Rahmen des Jahresprogramms nach 
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz, 

Verkehrsfinanzierung 

— ÖPNV-Programm 

— kommunaler Straßenbau 

— Ortsdurchfahrten und BA-Zubringer 

— Bundesfernstraßen 

— Kreuzungsrechtsmaßnahmen (EKrG), 

Kommunales Kreditprogramm der Bundesanstalt für 
Arbeit, 

Beihilfen zum Bau kommunaler Wasserversorgungs- 
anlagen, 

Beihilfen zum Bau kommunaler Abwasseranlagen, 

Zuschüsse für den Bau kommunaler Abfallbeseiti- 
gungsanlagen, 

Beihilfen zur Unterhaltung und zum Ausbau von 
Gewässern und Bodenkulturunternehmen, 

Planungszuschüsse, 

Mittel des Arbeitsförderungsgesetzes, 

Förderungsmittel im Rahmen des Bundesprogramms 
nach § 72 StBauFG, 

Wohnungsbauförderung im Rahmen des allgemei- 
nen Wohnungsbauprogramms, des Intensivpro- 
gramms und der Sonderprogramme, 

Förderung von Demonstrativ-, Vergleichs- und Ver- 
suchsbauten und Studien- und Modellvorhaben der 
Stadt- und Dorferneuerung, 

Förderung des Schulbaues. 

Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleiches wer- 
den gewährt: 

Schlüsselzuweisungen, 

Zuweisungen von Mitteln für übergemeindliche 
Aufgaben, 

Sonderfonds zum Ausgleich von Härten aus der 
Finanzreform, 


Polizeikostenzuschüsse, 

Zuschüsse für kommunale Gesundheitsämter, 

Zuschüsse zu den Kosten der notwendigen Beförde- 
rung der Volks- und Sonderschüler auf dem Schul- 
weg, 

Sonderbedarfszuweisungen, 

Überlassung der Grunderwerbsteuer, 

Überlassung des Kraftfahrzeugsteueraufkommens 
zur Förderung des kommunalen Straßenbaues, 

Mineralölsteueraufkommen für Straßenbeihilfen, 

Beihilfen zum Bau kommunaler Einrichtungen, 

Finanzielle Förderung von Gemeindezusammen- 
schlüssen u. a. m. 

Außerdem sind im Gemeindeentwicklungsprogramm 
insbesondere als mögliche Förderungsmaßnahmen 
die Bürgschaften zu berücksichtigen, die zur Ent- 
wicklung der gewerblichen Wirtschaft, der Land- 
wirtschaft, für allgemeine Bauvorhaben, Wohnungs- 
bau und gemeinnützige Einrichtungen, für den Um- 
weltschutz, für die Wohlfahrt und Fürsorge, für die 
berufliche Bildung und Arbeitsbeschaffung gewährt 
werden (verschieden geregelt durch landesrechtliche 
Vorschriften). 

Die Koordination der Mittelvergabe muß mit den 
zeitlichen und räumlichen Komponenten der Stadt- 
entwicklung synchronisiert verlaufen. Erst dadurch 
können „Bündelungen" der verschiedenartigen Fi- 
nanzierungen und Mittelzuweisungen erreicht wer- 
den. 

Im Hinblick auf die Komplexität moderner städte- 
baulicher Entwicklungsplanung empfiehlt es sich, in 
schwierigen Fällen, insbesondere wenn eine große 
Anzahl von Haushalten verschiedener Ebenen ange- 
sprochen werden muß, die Koordination des Mittel- 
einsatzes der öffentlichen Haushalte durch eine Vor- 
und Zwischenfinanzierung z. B. über einen Finan- 
zierungsträger vorzusehen, um die Durchführung 
der Maßnahmen in einem angemessenen Zeitraum 
sicherzustellen. 


1.7. Forschungsvorhaben 

Empfehlung 

Es wird empfohlen, in einem Forschungsvorhaben 
die Begriffe, Beziehungen, Grenzen und Abhängig- 
keiten von Stadtentwicklungsprogrammen, Stadt- 
entwicklungsplanung und Bauleitplanung, besonders 
unter Beachtung der Anwendbarkeit auf verschie- 
denartige Gemeindetypen zu klären und Modelle 
für die praktische Anwendung zu entwickeln. 

Begründung 

Die obengenannten Begriffe werden im Sprachge- 
brauch und in der Literatur verschiedenartig ange- 
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wandt und ausgelegt. Es erscheint notwendig, daß 
alsbald eine Klärung herbeigeführt wird, da an- 
sonsten in der praktischen Arbeit ständig Verwir- 
rungen oder Mißverständnisse entstehen. 

Hierbei sollte es nicht nur darum gehen, verbind- 
liche Definitionen für die Begriffe selbst zu finden, 
sondern auch Inhalt und Wirksamkeit als Instru- 
mente planerischen Handelns darzustellen. Letzteres 
ist auch abhängig von den verschiedenartigen Ge- 
meindetypen (Größe, Struktur, Aufgaben u. a.). Im 
Rahmen einer solchen Forschungsarbeit können ver^ 
schiedenartige Modelle der Koordination und des 
Mitteleinsatzes als Steuerungselemente langfristiger 
Planungen entwickelt werden. 

Hierbei ergäbe sich auch eine Klärung der Frage, 
inwieweit und in welchem Umfange, insbesondere 
auch unter dem Gesichtspunkt bürgerschaftlicher Be- 
teiligung, ein solches Planungsinstrumentarium in- 
stitutionalisiert werden müßte. 


II. Bürgerschaftliche Mitwirkung 

11.1. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und 
bürgerschaftliche Mitwirkung bei der städtebau- 
lichen Entwicklungsplanung 

Empfehlung 

Für den Fall, daß — wie im § 1 des „Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbaugesetzes" vor- 
gesehen — die für die städtebauliche Entwicklung 
erforderlichen Bauleitpläne in Zukunft auf der 
Grundlage der städtebaulichen Entwicklungsplanung 
aufzustellen sind, wird empfohlen, für die städte- 
bauliche Entwicklungsplanung die Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange und die bürgerschaft- 
liche Mitwirkung entsprechend zu regeln, wie dies 
für das Verfahren der Bauleitplanung vorgesehen 
ist (§ 2 Abs. 5 BBauG und § 2 a des Entwurfs). Dabei 
muß die besondere Problematik einer Beteiligung 
der Öffentlichkeit in dem zeitlich frühen und ver- 
gleichsweise abstrakten und komplizierten Stadium 
der Entwicklungsplanung berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus sollten auch die benachbarten Ge- 
meinden an der städtebaulichen Entwicklungspla- 
nung beteiligt werden. 

Begründung 

Nach § 1 Abs. 1 des Entwurfs haben die Gemeinden 
die für die städtebauliche Entwicklung erforderlichen 
Bauleitpläne auf der Grundlage der städtebaulichen 
Entwicklungsplanung aufzustellen. Demgegenüber 
tritt die Bedeutung der Bauleitplanung deutlich zu- 
rück. Nach § 1 a Abs. 1 ist es nur noch Aufgabe der 
Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung 
der Grundstücke in der Gemeinde vorzubereiten und 
zu leiten; im Gegensatz zu § 1 Abs. 1 BBauG wird 
die Ordnung der städtebaulichen Entwicklung hier 
nicht mehr ausdrücklich genannt. 

Die städtebaulichen Entscheidungen von grundsätz- 
licher Bedeutung sollen demnach künftig nicht mehr 
im Bauleitplanverfahren, sondern im Rahmen der 
städtebaulichen Entwicklungsplanung fallen, obwohl 
diese 


— nicht förmlich geregelt ist, 

— ohne Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
und ohne bürgerschaftliche Mitwirkung vor sich 
geht, 

— keine Rechtsverbindlichkeit erlangen soll. 

Es wird zwar immer wieder angeführt, daß die 
städtebauliche Entwicklungsplanung flexibel gehal- 
ten und daher von gesetzlichen Verfahrensregelun- 
gen freigehalten werden müsse. Ob dies angesichts 
der zunehmenden Interdependenz der planerischen 
Entscheidungen und der sich daraus ergebenden 
vielfältigen Bindungen erreicht werden kann, ist je- 
doch zweifelhaft. 

Trotz dieser Vorverlegung der städtebaulich bedeut- 
samen Entscheidungen ist eine Mitwirkung erst bei 
der Bauleitplanung vorgesehen, und zwar 

— nach § 2 Abs. 5 BBauG für die Träger öffentlicher 
Belange, 

— nach § 2 a des Entwurfs („Beteiligung der Bür- 
ger") für die breitere Öffentlichkeit. 

Die Mitwirkung findet damit erst zu einem Zeit- 
punkt statt, zu dem die grundsätzlichen Entscheidun- 
gen über die städtebauliche Entwicklung bereits ge- 
fallen sind. 

Diese Regelung wird dem Gedanken der bürger- 
schaftlichen Mitwirkung nicht gerecht. Gegen sie 
sprechen 

— prinzipielle Erwägungen: Die „Demokratisierung 
der Planung" würde auf nachgeordnete Entschei- 
dungen beschränkt sein. Der Bürger kann sich in 
seiner Mitwirkungsbereitschaft frustriert fühlen 
und diese überhaupt zurückziehen; 

— inhaltliche Gründe: Sachliche Anregungen und 
Einwände können erst zu einem Zeitpunkt ein- 
gebracht werden, in dem sie kaum mehr berück- 
sichtigt werden können. 

Zweifellos wird eine weitere Ausdehnung der Mit- 
wirkungsmöglichkeiten auf die städtebauliche Ent- 
wicklungsplanung einen erheblichen sachlichen und 
personellen Aufwand erfordern. Es ist daher anzu- 
streben, geringfügige Verfahrensfehler in ihrer Be- 
deutung zu reduzieren. Dazu könnte eine weiter- 
gehende bundeseinheitliche Regelung des Planver- 
fahrens beitragen. 

11.2. Verbesserung der gemeindlichen 
Veröffentlichungspraxis 

Empfehlung 

Es wird empfohlen, im Zusammenhang mit der an- 
stehenden Novellierung des Bundesbaugesetzes die 
gemeindliche Veröffentlichungspraxis zu verbessern. 

Begründung 

Das BBauG sieht in den §§ 2 Abs. 6 und 12 die 
öffentliche Bekanntmachung von Bauleitplanentwür- 
fen und von Bebauungsplänen vor, überläßt aber die 
Einzelheiten, insbesondere über die Art der Be- 
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kanntmachung, dem jeweiligen Landesrecht. Das 
Landesrecht ist uneinheitlich, z. T. mit Unsicherhei- 
ten belastet und berücksichtigt nicht die Besonder- 
heiten der Bauleitplanung. Die landesrechtlichen Be- 
kanntmachungsvorschriften sind am herkömmlichen 
Ortsrecht (z. B. Gebührensatzung, Satzung über die 
Wegereinigung usw.) orientiert, bei dem das Inter- 
esse der Öffentlichkeit sich in erster Linie auf die 
Publizität des geltenden Ortsrechts richtet. Die Bau- 
leitplanung hingegen betrifft die Bürger unmittelbar 
in ihren persönlichen, wirtschaftlichen und sozialeii 
Lebensumständen. Bei der Bauleitplanung kommt es 
deshalb darauf an, die Öffentlichkeit schon bei der 
Diskussion über die Planungsgrundlagen und -ziele 
zu beteiligen, nicht, den Bürgern lediglich formal 
die Möglichkeit der Kenntnisnahme von fertigen 
Planentwürfen und Plänen zu geben. 

Das Bekanntmachungsrecht der Länder hat die Ge- 
meinden vielfach veranlaßt, auch bei Bauleitplänen 
nur auf eine strenge Einhaltung der formalen Re- 
geln zu achten. Eine solche Praxis hat vielfach dazu 
beigetragen, eine ausreichende Information der Bür- 
ger über Planungsfragen, über die sie hätten mitbe- 
stimmen können, zu verhindern. Auf gemeindlicher 
Seite spielten dabei neben dem unzulänglichen Bo- 
denrecht (planungsbedingte Bodenspekulation) auch 
Befürchtungen eine Rolle, ein Mehr an Öffentlich- 
keitsunterrichtung und -beteiligung könne zu Form- 
oder Verhaltensfehlern mit Nichtigkeitsfolge für den 
Bauleitplan führen. 

Eine bundeseinheitliche Regelung der öffentlichen 
Bekanntmachung von gemeindlichen Bauleitplänen 
sollte auch Regeln umfassen, die Nichtigkeitsfolgen 
für Bauleitpläne bei nur geringfügigen Form- und 
Verfahrensfehlern vermeiden. 


11.3. Durchführung eines Planspiels zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbau- 
gesetzes 

Empfehlung 

Es wird empfohlen, eine oder mehrere Städte zu 
bitten, zu einem möglichst frühen Zeitpunkt im Ver- 
lauf der weiteren Behandlung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbaugesetzes — 
spätestens jedoch nach Verabschiedung im Kabi- 
nett — ein Planspiel durchzuführen, in dem ver- 
schiedene Vorschriften des Entwurfs einer prakti- 
schen Erprobung unterzogen werden. Dabei sollte 
insbesondere darauf geachtet werden, ob bei der 
Anwendung des Gesetzes Nebenwirkungen zu er- 
warten sind, .die vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt 
waren. 

Dabei stehen im Vordergrund 

— die Neuregelung und Ergänzung der Planarten 
nach §§ 1 und 1 a, 

* — die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 2 a. 

Es sollen dabei jedoch auch andere neue Bestimmun- 
gen überprüft werden, die geeignet sind, das Inter- 
esse der Bürger an der Planung zu beeinflussen. Das 
Planspiel sollte sich nicht auf abstrakte Simulation 


beschränken. Es sollten vielmehr unterschiedliche 
Methoden und Modelle der Bürgerinformation und 
Mitwirkung der Betroffenen praktisch erprobt und 
dabei auch Erfahrungen aus der englischen Planungs- 
praxis ausgewertet werden. Hierzu sollten zwei 
Planbereiche mit unterschiedlicher Struktur ausge- 
wählt werden (Bestandsgebiet, Neuerschließungsge- 
biet). 

Begründung 

Bei der zunehmenden Komplexität der gesetzlich zu 
regelnden Tatbestände treten immer häufiger Neben- 
wirkungen gesetzlicher Vorschriften auf, die vom 
Gesetzgeber nicht beabsichtigt waren. Diese Neben- 
wirkungen beruhen darauf, daß durch die gesetzli- 
chen Maßnahmen Zusammenhänge angeschnitten 
werden, die vorher nicht bekannt waren und die 
auch bei der paragraphenweisen Beratung eines Ge- 
setzes kaum sichtbar werden. Die Erfahrungen bei 
der Durchführung des Planspiels zum Städtebauför- 
derungsgesetz haben gezeigt, daß diese Art der Ent- 
scheidungsvorbereitung geeignet ist, solche Zusam- 
menhänge und die sich daraus ergebenden Neben- 
wirkungen deutlich zu machen. 


11.4. Erörterung der voraussehbaren Auswirkungen 
der Planung in der Gemeinde 

Empfehlung 

Es wird empfohlen, § 2 a Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs 
wie folgt zu ändern: „Nach der Bekanntmachung soll 
sie frühzeitig die Ziele und Zwecke, die mit der 
Bduleitplanung verfolgt werden, und die vorausseh- 
baren Ausv/irkungen der Planung in der Gemeinde 
zur Erörterung stellen." 

Begründung 

Bei der Diskussion und Beschlußfassung über ver- 
schiedene Lösungen für die städtebauliche Entwick- 
lung des Plangebiets, die, soweit dies möglich ist, 
aufgezeigt werden sollen, spielt die Frage unter- 
schiedlicher Auswirkungen dieser Lösungen eine er- 
hebliche Rolle. Diese unterschiedlichen Auswirkun- 
gen müssen dem Bürger dargelegt werden, damit 
auch negative Auswirkungen frühzeitig erkannt 
werden. 


11.5. Wettbewerb über Berichterstattung in Lokal- 
zeitungen über städtebauliche Planungen 

Empfehlung 

Es wird empfohlen, einen über ein Jahr laufenden 
Wettbewerb auszuschreiben für die beste Bericht- 
erstattung einer Lokalzeitung über örtliche städte- 
bauliche Planungen. In die Preisverleihung sollten 
die Kommunalverwaltungen als Informationsquelle 
einbezogen werden. Der Wettbewerb sollte auf drei 
Ebenen für Städte verschiedener Größenklassen aus- 
geschrieben werden. Kriterien für die Preisverlei- 
hung sollten sein 

Kontinuität der Berichterstattung über wichtige 
Planungen, 
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Objektivität der Information, 

Verständlichkeit ohne Simplifizierung, 
kritische Stellungnahme, 

begleitende Information über die zugrundelie- 
gende allgemeine Problematik, 

Darstellung des Echos in der Öffentlichkeit. 
Begründung 

Bürgerschaftliche Mitwirkung setzt langfristige und 
umfassende Information voraus. Das Informations- 
niveau über städtebauliche und stadtplanerische 
Fragen ist in der Bundesrepublik vergleichsweise 
gering. Eine Hebung dieses Niveaus setzt am besten 
an der „Basis", an konkreten und anschaulichen Pla- 
nungsfällen an. Es muß daher erreicht werden, daß 
die örtliche Presse sich hierfür qualifizierte Bericht- 
erstatter heranzieht und daß die Verwaltung laufend 
geeignetes Material zur Verfügung stellt. 


III. Städtebau 

111.1. Landschaft als Planungsgrundlage 
Klima, Lärm 

Empfehlung 

Durch gesetzgeberische Maßnahmen — auf bundes- 
oder einheitlich auf Länderebene — sollte eine 
stärkere Sicherung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen als Basis der Planung, insbesondere auch der 
Landschaft erfolgen. 

Die Forschung über die Beeinflussung des Klimas 
durch Urbanisierung und Landschaftsplanung ist 
nachdrücklich zu intensivieren. 

Der Lärmschutz und der Schutz vor Luftverunreini- 
gung sind bei der Planung stärker als bisher zu be- 
rücksichtigen. Vom Bund werden weitere gesetz- 
geberische Initiativen — ggf. auch auf internatio- 
nale Ebene — sowohl zur Reinhaltung der Luft wie 
zur Begrenzung der Lärmemissionen insbesondere 
der Verkehrsmittel gefordert. 

Begründung 

111.1. A. Landschaft als Planungsgrundlage 

a) In der Raumordnung, Landesplanung, Stadtpla- 
nung sind die natürlichen Planungsgrundlagen, 

Topographie 

Boden 

Wasser 

Vegetation 

Klima 

in großer Vielfalt jeweils als „Landschaft — 
Kulturlandschaft" erkennbar, bis jetzt noch kein 
bestimmender Faktor. 

Die Folge sind Zerstörungen lebenswichtiger 
Landschaftsfunktionen (Wasser, Klima, Luft), 
Zerstörungen der Regenerationsfähigkeit im na- 


türlichen Bereich und damit die Entstehung fort- 
laufend neuer Beeinträchtigungen der Umwelt. 

b) Die Vernachlässigung der natürlichen Planungs- 
grundlagen beruht auf der zwar überholten aber 
immer noch praktizierten Vorstellung von 

der Unerschöpflichkeit des Landvorrats und 

seiner überall gleichen Nutzfähigkeit, 

zugunsten unbeschränkter Dispositionsfreiheit 
der öffentlichen und privaten Nutzungen. 

Angesichts der nicht vermehrbaren Landflächen 
ist diese Methode sehr unwirtschaftlich, außer- 
dem biologisch bedrohlich. 

Die natürlichen Planungsgrundlagen sind bis 
jetzt unzureichend erforscht. 

Wenn künftig Raumordnung und Landesplanung 
sie als Grundlage in ihre Disposition einbezie- 
hen, sind Analysen des natürlichen Bestandes 
die Voraussetzung. Die Methoden dazu sind noch 
zu entwickeln. Für die Stadtentwicklung sind sol- 
che Bestandsaufnahmen einfacher, weil der ge- 
ringere Umfang die Anwendung vorhandener 
Methoden erlaubt. 

c) Die Gesetzgebung ist ebenso wie die breite fach- 
liche Forschung nicht auf diese neuen Anforde- 
rungen vorbereitet. Die biologisch lebenswichti- 
gen Bestandteile des Naturraumes sind ohne 
Schutz. 

Das Bundesbaugesetz, Raumordnungsgesetz, Na- 
turschutzgesetz behandeln Landschaft unter dem 
Aspekt von Schutz und Pflege für besondere 
Teile, die aus wissenschaftlichen, ästhetischen 
oder anderen Gründen ausgesondert sind. Diese 
Teile sind nicht Bestandteil des biologischen 
Grundgerüstes der Landschaft (z. B. Flußtäler, 
Wälder, klimabildende Bereiche usw.). Notwen- 
dig wird die Änderung der o. a. Bundesgesetze 
sowie der entsprechenden Landesgesetze, mög- 
licherweise sind darüber hinaus Gesetzgebungs- 
kompetenzen von den Ländern auf den Bund zu 
übertragen. 

Für die Forschung entstehen aus solcher Methode 
der besseren und unschädlichen Nutzung des 
Landes Aufgaben erheblicher Größenordnung. Es 
sind nicht nur mengenmäßig große Bereiche zu 
bewältigen, sondern auch ein neuer Denkansatz 
aus bisher defensiver „Pflege" zu positiver Pla- 
nungsdisposition durchzusetzen. Alle existentiel- 
len biologisch-medizinischen Probleme, die ge- 
häuft auftauchen, insbesondere im Zusammen- 
hang mit Klima, Luft, Wasser, können durch die 
Berücksichtigung der natürlichen Planungsgrund- 
lagen reduziert werden. 

Für die Verwaltung jeder Ebene ergeben sich 
entsprechende Schlußfolgerungen. Die Richtwerte 
vernünftiger Nutzung des Naturraumes müssen 
aus der Raumordnung kommen, aus europäischer 
Sicht. Darauf ergeben sich Schlußfolgerungen für 
die Landesplanung, Regional- und Ortsplanung. 
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Die Querbezüge zur EWG, zur Raumordnung der 
Bundesrepublik, zur Landesplanung sind daher 
dringend notwendig sicherzustellen. 

111.1. B. Klima 

Klimaveränderung, Luftverunreinigung 

Der Mangel an Daten und Methoden zum Thema 
Klima macht die Berücksichtigung im Städtebau 
schwierig. Für die Forschung ist ein weites Feld 
offen. 

Das örtliche Klima steht mit dem Landschaftsraum 
in engem Zusammenhang. Es verändert sich mit dem 
Wandel, den die Bebauung im Stadtbereich hervor- 
bringt in seinen natürlichen Reaktionen und zusätz- 
lich mit den Auswirkungen in Luftzusammensetzung 
und Temperatur, die aus Maschinen, Heizungen usw. 
herrühren. 

Stadtklimatische Beeinträchtigungen durch Luftver- 
unreinigungen können gemildert werden durch die 
Aufrechterhaltung natürlicher Luftaustauschbahnen. 

Bei mangelhafter Durchlüftung können extreme Luft- 
temperatur und -feuchtigkeitswerte auftreten, die 
die Leistungsfähigkeit und das Wohlbefinden der 
Bewohner beeinträchtigen und Kranke gefährden. 


111.1.C. Lärm 

a) Bei der Beurteilung der Lärmsituation sollte man 
davon ausgehen, daß der Lärm in unserer tech- 
nischen Umwelt universal geworden ist und stän- 
dig an Intensität und Umfang zunimmt; daß be- 
sonders der Verkehrslärm zum Faktor der Stadt- 
zerstörung wird. Es ist diesbezüglich nicht ver- 
tretbar, Stadtstrukturen (mit langfristigem Gel- 
tungsanspruch, mit langfristiger Wirkung) auf 
die gerade gegebene Technologie der Verkehrs- 
mittel (die kurzfristig durchgreifenden Entwick- 
lungen unterworfen ist) abzustellen. Es ist wei-' 
terhin davon auszugehen, daß die Wohnung und 
ihre Umgebung der letzte Bereich unseres Le- 
bensraumes ist, in dem die notwendige und ge- 
wünschte Ruhe erhalten werden kann. 

b) Unabhängig von aller Lärmzoneneinteilung — 
die aus den oben angeführten Gründen fragwür- 
dig ist und die auch spezielle Lärmlagen einzel- 
ner Gebäude nicht berücksichtigt — müßte 

eine konsequente Verminderung der Lärmemis- 
sionen angestrebt werden, deren Verwirkli- 
chung durch laufende Kontrollen gewährleistet 
wird; 

von der Bundesregierung dargelegt werden, ob 
sie die Absicht hat, für die Verkehrsmittel 
neue Zulassungs- und besondere Rahmenbe- 
dingungen zum Lärmschutz zu fixieren, die et- 
wa von einem festzusetzenden Termin ab ein- 
zuhalten sind und die dann sinnvoller Aus- 
gangspunkt einer normativen Fixierung von 
Lärmschutz im Städtebau werden könnten; 


durch entsprechende Planung eine Schallpegel- 
minderung hergestellt werden (entsprechend 
der DIN 18005), vor allem aber wären in Neu- 
baugebieten mit dichter Bebauung Gehwege 
und Fahrbahnen getrennt anzuordnen oder die 
Straßenführung nach außen zu verlegen bzw. 
zu verdecken; 

für jede Wohnung — insbesondere für die 
Schlaf räume — ein wirksamer Schutz gegen 
Lärm von außen vorgesehen werden. Ziel 
müßte sein, für jede Wohnung den gleichen 
niedrigen Lärmpegel zu erreichen, unabhän- 
gig von der Lage des Gebäudes innerhalb des 
Stadtgebietes. 

Insbesondere für die Dämmung des Schalls bei 
Gebäuden von außen — vor allem des Verkehrs- 
lärms — bestehen keine Vorschriften; so ent- 
hält die DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) 
keine Anforderungen an den Schallschutz von 
Türen und Fenstern. 


111.2. Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse 
(Qualität der Unterbringung) 

Empfehlung 

Die Modernisierung von Wohnungen als Mittel der 
Stadtentwicklung ist systematischer und stärker als 
bisher zu fördern (Objektsanierung). 

Es muß versucht werden, den Begriff der „allgemei- 
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse" möglichst normativ zu konkretisieren. 

Begründung 

111.2. A. 

Eine durchgreifende Beseitigung ungesunder Wohn- 
verhältnisse sollte nicht vorrangig durch Abbruch 
und Neubau erreicht werden. Tatsächlich zeigen die 
Ergebnisse der GWZ sowie empirische Untersuchun- 
gen, daß durch eine systematische Verbesserung und 
Modernisierung älterer und schlechter Wohnungs- 
bestände dieses Ziel in absehbarer Zeit und unter 
Einsatz relativ geringer öffentlicher Mittel erreicht 
werden kann. Eine solche Wohnungsbestandspolitik 
sichert zudem, daß größere Eingriffe in erhaltens- 
werte gewachsene Stadtstrukturen in vielen Fällen 
vermieden werden können. Voraussetzung für eine 
solche Wohnungsbestandspolitik sind allerdings die 
Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs 
„allgemeine Anforderungen an gesunde Wohnver- 
hältnisse" und weitere gesetzgeberische Handhaben. 
Bei der Konkretisierung der Anforderungen an ge- 
sunde Wohnverhältnisse sollten normative Bestim- 
mungen des geltenden Rechts (Bauordnungsrecht, 
Wohnungsbauförderungsrecht, Planungsrecht) sowie 
entsprechende DIN-Normen herangezogen werden. 

Ein so konzipiertes Modernisierungsprogramm be- 
gründet sich nicht nur ökonomisch, nicht nur aus sei- 
ner auch zeitlich sich ergebenden Realisierungs- 
I Chance, sondern insbesondere auch soziologisch. 
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111.2. B. 

a) Maßgebend für das Ziel, gesunde Wohnverhält- 
nisse zu schaffen, sind nicht Wohnungsbaurekor- 
de, sondern ein öffentlich gefördertes Moderni- 
sierungsprogramm, durch das die Wohnungsbe- 
stände so verbessert werden, daß sie den „all- 
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohnver- 
hältnisse" entsprechen. 

Mit dieser These wird der weithin verbreiteten 
Auffassung entgegengetreten, daß man die nach 
der Gebäude- und Wohnungszählung mit Män- 
geln behafteten Wohnungen in jedem Fall ab- 
reißen und durch Wohnungsneubau ersetzen 
müsse. Empirische Untersuchungen beweisen, 
daß weitaus mehr als die Hälfte der mit Mängeln 
behafteten Wohnungen und Wohngebäude so 
hergerichtet werden können, daß sie den allge- 
meinen Anforderungen an gesunde Wohnverhält- 
nisse enstprechen. 

b) Eine so definierte Wohnungsbestandspolitik hat 
nicht den Charakter der Wohnungspflege im Sin- 
ne der früher erlassenen Wohnungspflegegesetze, 
sondern der Objektsanierung. Eine solche Ob- 
jektsanierung sollte im Zweifel Vorrang haben 
vor der Flächensanierung. Sie ist in die öffent- 
liche Förderung auch in bezug auf Mietpreisrege- 
lungen einzubeziehen. 

Wohnungspflegegesetze, soweit noch in Kraft, 
haben primär Polizeicharakter. Durch sie soll in 
erster Linie die Verwahrlosung von Wohngebäu- 
den und die Uberbelegung von Wohnungen ver- 
hindert werden. Notwendig ist es, die Aufgabe 
im Sinne einer systematischen Anhebung des 
Wohnungsstandards zu definieren. Dabei ist 
sicherzustellen, daß die öffentliche Förderung der 
Modernisierung dem Mieter zugute kommt. 

111.2. C. 

a) Die Bundesgesetzgebung sollte zum einen auch 
im Bundesbaugesetz Möglichkeiten einer aktiven 
Gemeindeentwicklungspolitik verankern, sie soll- 
te zum anderen ein Gesetz zur Sicherung gesun- 
der Wohnverhältnisse, und zwar in erster Linie 
als Handlungsgrundlage für die Objektsanierung 
schaffen. Es sollte als Bundesrahmengesetz kon- 
zipiert werden und den Ländern die Möglichkeit 
geben, notwendige Anpassungen an landschaft- 
liche Besonderheiten vorzunehmen. Das Moder- 
nisierungsgebot ist als generelle Rechtsvorschrift 
auszugestalten. 

b) Die Durchführung des vorgeschlagenen Gesetzes 
zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse wäre 
Aufgabe der Gemeinden (Erlaß von Wohnungs- 
verordnungen, Verfahrensdurchführung, insbe- 
sondere Sachverhaltsfeststellung, Beratung, In- 
standsetzungs- und Modernisierungsanordnungen 
sowie Anordnung von Unbewohnbarkeitserklä- 
rungen) . 

c) Es ist notwendig, durch Erweiterung des GWZ- 
Programms Kriterien für die Unterscheidung zwi- 
schen modernisierungsfähigen und abrißbedürf- 


tigen Wohngebäuden festzusetzen. Weiterhin 
wird empfohlen, durch Repräsentativerhebungen, 
u. U. im Zusammenhang mit der nächsten amt- 
lichen Wohnungsstichprobe, die Bereitwilligkeit 
der Mieter zu erkunden, für die modernisierte 
Wohnung höhere Mieten zu zahlen, wobei der- 
artige Erhebungen teilmarktbezogen angelegt 
werden sollten. 


III.3. Allgemeine Anforderungen an sozial 
angemessene Wohnverhältnisse 

Empfehlung 

Die Regelungen des öffentlich geförderten Woh- 
nungsbaus (Finanzierung, Fehlsubventionierung, 
Wohngeldgesetz u. ä.) sind mehr und mehr frag- 
würdig geworden ist. Hier ist, parallel zu den Ent- 
wicklungen im Planungs- und Bodenrecht, eine neue 
Konzeption zu erarbeiten. 

Die Modernisierung von Wohnungen — das gilt 
auch für nach 1945 gebaute öffentlich geförderte 
Wohnungen — ist in diese Konzeption miteinzube- 
ziehen. 

Die Sicherung insbesondere der Mieterrechte ist 
auch über den 31. 12. 1974 hinaus sicherzustellen. 


Begründung 

111.3. A. 

Entscheidende Voraussetzungen für eine am Allge- 
meinwohl orientierte Stadtentwicklung ist eine 
Wohnungspolitik, die den Wohnungsnutzer vor un- 
vertretbaren Mietbelastungen und vor Kündigungs- 
willkür schützt. 

In Frage steht, ob die bishergien gesetzlichen Rege- 
lungen (Zweites Wohnungsbaugesetz, Wohngeldge- 
setz, Kündigungsschutzgesetz) diesen Zielen in aus- 
reichender und finanziell verkraftbarer Weise und 
ohne unerwünschte Nebenerscheinungen entspre- 
chen oder ob Regelungen empfohlen werden sollten, 
die den Zielen einer sozialen Marktwirtschaft im 
Wohnungswesen und der Stadtentwicklung besser 
Rechnung tragen. 

111.3. B. 

a) Das Wohngeldgesetz, das als generelles soziales 
Absicherungssystem wirken sollte, erfüllt seine 
Funktion aufgrund systematischer Mängel und 
seiner Praktizierung nicht mehr in der ursprüng- 
lichen gewollten Weise. Zudem wirkt es beim 
nicht öffentlich geförderten Wohnungsbau eher 
preistreibend als preisdämpfend. Es kann daher 
die Funktion eines Absicherungsystems, unter 
dessen Schirm die Mietpreisverzerrungen im So- 
zial-Wohnungsbestand abgebaut werden könn- 
ten, nichterfüllen. 

Die normativen Prozentsätze für die zumutbare 
Belastung werden durch die Miet- und Einkom- 
mensentwicklung zunehmend überholt, weil der 
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Mieter den nicht anrechnungsfähigen Mietanteil 
in voller Höhe tragen muß. Außerdem werden 
durch die fehlende Synchronisation zu den Vor- 
schriften des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, ins- 
besondere zu den Regelungen des Regionalpro- 
gramms, die mittleren Einkommensschichten vom 
Wohngeld nur unzureichend oder gar nicht erfaßt. 
Die negativen Wirkungen des jetzigen Wohn- 
geldgesetzes können nur durch Regelungen ver- 
mieden werden, die das Ausmaß der sozialen 
Absicherung aus einer Verbesserung der Kombi- 
nation von Einkommen und Wohnwert bestimmt 
(KomponentensystefQ). Ziel muß dabei sein, das 
Wohnwertbewußtsein anzuregen und damit zu 
einer stärkeren Eigenverantwortung bei Wohn- 
entscheidungen zu kommen. 

b) Die öffentliche Förderung des Wohnungsbaues 
entspricht nicht mehr den Prinzipien der sozialen 
Gerechtigkeit und der fiskalischen Ökonomie. 
Zudem ist die öffentliche Förderung prinzipiell 
einseitig auf Wohnungsneubau ausgerichtet und 
erfaßt nicht die systematische Modernisierung 
der Wohnungsbestände, wodurch die Abwande- 
rung von citynah wohnender Bevölkerung in die 
Randgebiete verstärkt wird. 

Das geltende Subventionssystem löst sich nur 
sehr langsam aus der Tendenz, den Wohnungs- 
bau zu verbilligen, obwohl maßgebende Fach- 
kreise mit Nachdruck eine Hinwendung zu einer 
Förderung empfehlen, die stärker den Einkom- 
mens- und Haushaltsveränderungen im Zeitab- 
lauf Rechnung trägt und damit eine Fehlsubven- 
tionierung verhindert. Diese kann nämlich so- 
wohl darin bestehen, daß bei Haushalt Schrump- 
fungen mehr subventionierte Fläche genutzt wird, 
als auch durch Hinauswachsen der ursprünglich 
Förderungsberechtigten. 

c) Die Bindungsregelung für öffentlich geförderte 
Wohnungen verhindert die aus sozialen, aber 
auch aus Gründen der Stadtentwicklung ge- 
wünschte Flexibilität und Mobilität der Woh- 
nungsnutzer innerhalb und außerhalb der neuen 
Wohngebäude. Sie birgt weiterhin in sich die 
Tendenzen zur Ghettoisierung, verhindert also 
die Bindung ausgeglichener Bevölkerungsstruk- 
turen innerhalb der neuen Wohngebiete. Das 
geltende Subventionsrecht berücksichtigt bei der 
Subventioninsbemessung die Haushaltsgröße und 
die Einkommensverhältnisse bei Bezug der Woh- 
nung. Bei Änderungen der Einkommensverhält- 
nisse und der Haushaltsgröße wirkt die Bin- 
dungsregelung blockierend, so daß sich die So- 
zialstruktur in den Neubausiedlungen negativ 
entwickelt (vgl. NEUE VAHR-Untersuchung) . 
Außerdem wirkt sich die infrastrukturelle Zu- 
ordnung im öffentlich geförderten Wohnungsbau 
wegen der zunächst einseitigen Bevölkerungs- 
struktur bei Errichtung von neuen Wohnanlagen 
in der Weise aus, daß notwendige infrastruk- 
turelle Einrichtungen (Schulen, Kindergärten 
usw.) nach einiger Zeit nicht mehr voll genutzt 
werden und für andere infrastrukturelle Einrich- 
tungen, die sich aus einer allmählich sich ausglei- 


chenden Bevölkerungsstruktur ergeben, kein 
Raum verfügbar ist. 

d) Durch die zeitliche Befristung des Gesetzes über 
den Kündigungsschutz für Mietverhältnisse ist 
der Mieter ab 1. 1. 1975 gegen unangemessene 
Mieterhöhungen nicht mehr ausreichend ge- 
schützt, weil die Regelung über die Vergleichs- 
miete fortfällt. 

Das nach dem 1. 1. 1975 geltende allgemeine 
Recht zur Begrenzung des Mietanstiegs enthält 
keine klaren Orientierungspunkte dafür, wann 
eine Kündigung aus Gründen der Mietpreiserhö- 
hung gerechtfertigt ist oder nicht. 

III.3.C. Darstellung des Instrumentariums 

a) Aus den vorgenannten Thesen ergeben sich zwei 
Regelungsbereiche für die Gesetzgebung, und 
zwar 

für die öffentliche Förderung des Wohnungs- 
wesens und 

für einen wirksamen Schutz gegen ungerecht- 
fertigte Mietpreiserhöhungen. 

Aus den genannten Thesen wird die Notwendig- 
keit abgeleitet, ein einheitliches Förderungsrecht 
unter Einbeziehung des Wohngeldgesetzes und 
unter Berücksichtigung der Modernisierungsför- 
derung zu schaffen. Dabei sollte dem Wohngeld 
die Funktion einer sozialen Absicherung für alle 
Bevölkerungskreise zukommen, die derartiger 
Hilfen bedürfen. Innerhalb dieses Rahmens sollte 
eine gezielte Förderung des Wohnungsbaus 
durch abbaufähige Aufwendungsdarlehen erfol- 
gen. 

Das Absicherungssystem würde es ermöglichen, 
Ungerechtigkeiten, die insbesondere durch die 
Jahresringe im sozialen Wohnungsbau entstan- 
den sind, allmählich zu beseitigen. Damit könn- 
ten zugleich bessere Voraussetzungen für mehr 
Flexibilität und Mobilität der Wohnungsnutzer 
geschaffen werden, wodurch der Bildung einsei- 
tiger Bevölkerungsstrukturen in den Neubau- 
siedlungen entgegengetreten werden würde. 

Zum Schutz des Mieters gegen ungerechtfertigte 
Mietpreissteigerungen sollte nach Auslaufen des 
Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und 
zur Begrenzung des Mietanstiegs vom 25. 11. 
1971 eine die Vergleichsmietenregelung erset- 
zende Bestimmung in das Gesetz zur Verbes- 
serung des Mietrechts vom 4. 1. 1971 aufge- 
nommen werden. Diese neu aufzunehmende Be- 
stimmung sollte sichern, daß der Mieter einer 
aus Gründen der Mietpreiserhöhung ausgepro- 
chenen Kündigung dann wirksam widersprechen 
kann, wenn diese Mietpreiserhöhung in zwischen- 
zeitlich eingetretenen Kostensteigerungen keinen 
Anhalt findet. 

b) Das Verwaltungshandeln ergibt sich aus der 
empfohlenen Gesetzgebung. Dem Argument, das 
gegen eine Generalisierung des Wohngeldgeset- 
zes als soziale Absicherung in der Weise erho- 
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ben wird, daß hierdurch ein Verwaltungsaufwand 
in personell und finanziell nicht vertretbarer 
Weise entsteht, kann entgegengehalten werden, 
daß die Überprüfung der personellen Verhält- 
nisse in bezug auf Einkommen und Haushalts- 
größe nicht unbedingt jährlich zu erfolgen 
braucht, sondern es vertretbar erscheint, der- 
artige Überprüfung in 3-Jahres-Abständen durch- 
zuführen. Eine solche Vereinfachung erscheint 
nicht zuletzt deswegen vertretbar, weil bei der 
öffentlichen Förderung im Wohnungsbau z. T. 
überhaupt noch keine Überprüfung der persön- 
lichen Verhältnisse nach Wohnungsbezug statt- 
findet und somit im Zeitablauf eintretende sozia- 
le Ungereimtheiten in Kauf genommen werden. 

c) Die Forschungsthemen ergeben sich aus den 
Empfehlungen für die Gesetzgebung. Im einzel- 
nen handelt es sich insbesondere um folgende 
Themen: 

Wissenschaftliche Orientierungshilfen für eine 
Novellierung des Wohngeldgesetzes, vor al- 
lem zur Frage der sog. Komponentengewich- 
tung bei der Wohngeldbemessung. 

Untersuchungen für eine sozial und fiskalisch 
optimale öffentliche Förderung im Wohnungs- 
wesen unter Einbeziehung der Modernisierung 
des Altwohnungsbestandes. 

Erarbeitung von Möglichkeiten und Methoden 
zur stärkeren Integration des Wohnungswe- 
sens in die Stadtentwicklungspolitik. 

111.4. Sicherung und Erhaltung von 
Nutzungsstrukturen 

Empfehlung 

Auf die Gefahr, daß durch neue steuerliche Rege- 
lungen (Besteuerung unrealisierten Wertzuwachses) 
der wirtschaftliche Druck auf erhaltenswerte Nut- 
zungsstrukturen verstärkt und ein planerisch uner- 
wünschter Umwandlungsprozeß erzwungen oder 
doch gefördert werden könnte, wird hingewiesen. 
Für eine Erhaltung solcher Nutzungsstrukturen 
kommt auch der vorgesehenen Novellierung des 
§ 44 BBauG eine besondere Bedeutung zu. 

Die Forderung nach Kfz-Stellplätzen muß situations- 
bezogen differenzierbarer gemacht werden. 

Begründung 

111.4. A. 

Die Unterwanderung von stadtkernnahen Wohnge- 
bieten durch Büronutzung ist eine seit langem be- 
kannte Erscheinung, die in vielen Fällen zu ausge- 
prägten Mißständen geführt hat: unerwünschte Flä- 
chenausdehnung des Zentrums, Verdrängung von 
Wohnbevölkerung aus bisher erschwinglichen Alt- 
bauwohnungen mit der Folge erhöhter individueller 
Belastung durch höhere Miete, Änderung der Ver- 
kehrsstruktur und vermehrte Arbeitswegkosten. 
Auch gesamtwirtschaftlich kann dieser Umlegungs- 


prozeß unter Umständen nachteilig und unerwünscht 
sein. 

Die künftigen gesetzlichen Regelungen sollten auf 
diesen Sachverhalt bedacht nehmen und Werkzeuge 
zur Verhinderung solcher unerwünschter Entwick- 
lungen bieten. 

Wirksam zur Verhinderung solcher Entwicklungen 
können Verbote der Nutzungsänderung sein; wirk- 
samer dürfte ein Abbau jener wirtschaftlichen An- 
reize sein, die heute solche Änderungen für den Ei- 
gentümer attraktiv machen. Auf keinen Fall dürften 
solche Anreize durch künftige Regelungen noch ver- 
stärkt und vielleicht gar zu Zwängen gemacht wer- 
den. Diese Gefahr scheint aber bei der ins Auge ge- 
faßten Besteuerung unrealisierten Wertzuwachses 
und bei der hierzu vorgesehenen Selbsteinschätzung 
in hohem Maße gegeben. Der Eigentümer eines drei- 
geschossigen Wohnhauses im Frankfurter Westend, 
auf dessen Nachbar grundstück eben ein Bankhoch- 
haus emporwächst, wird sich nicht ernsthaft auf der 
Grundlage seines gegenwärtigen Ertragswertes ein- 
schätzen können, wenn er weiß, was die Bank für 
das Nachbargrundstück bezahlt hat. Es würde also 
durch die erwogene steuerliche Regelung ein Zwang 
zu einem den Planungsabsichten entgegengerichteten 
Verhaltens ausgeübt werden. Das muß vermieden 
werden. 

Bei der weiteren Erörterung dieses Instruments muß 
also die Möglichkeit vorgesehen werden, in solchen 
von unerwünschter Umwandlung bedrohten Gebie- 
ten die Besteuerung nach einem auf die tatsächlich 
ausgeübte, gegebenenfalls auch auf die planerisch 
zugelassene Nutzung gegründeten Ertragswert zu 
bemessen. Die Einzelheiten können hier nicht ent- 
wickelt werden; es geht vor allem um den Flinweis 
auf die akute Gefahr, die in der ins Auge gefaßten 
Regelung für alle solchen Gebiete liegt, in denen 
planerisch unerwünschte Umwandlungstendenzen 
bereits vor Inkrafttreten einer solchen Regelung das 
Preisgefüge verändert haben. 

Aus diesem Zusammenhang ergibt sich die Notwen- 
digkeit, den verbesserten Mieterschutz und die 
Genehmigungspflicht für Zweckentfremdung von 
Wohnraum gemäß „Artikelgesetz" auf jeden Fall 
beizubehalten. 

111.4. B. 

In manchen Fällen schöpft der Bestand, den es zu 
sichern gilt, nicht die nach dem geltenden Baurecht 
zulässigen Ausnutzungsmöglichkeiten aus — dort 
beispielsweise, wo ein etwa um 1850 bebautes Ge- 
biet um die Jahrhundertwende in einen Bauzonen- 
plan einbezogen wurde, der wesentlich weiter- 
reichende Ausnutzungsmöglichkeiten vorsah. Für 
solche Gebiete bedarf es dringend der in der No- 
velle zum BBauG vorgesehenen Regelung § 44 Abs. 1, 
nach der unausgenutzte Baurechte keinen Entschädi- 
gungsanspruch auslösen. 

111.4. C. 

Bereiche mit altem Baubestand und dementsprechend 
altem Block- und Grundstückszuschnitt sind vielfach 


102 


Deutscher Bundes tag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3583 


nur dann sinnvoll zu rehabilitieren und zu bewah- 
ren, wenn die heute für Neubauten (und damit auch 
für Umbauten nennenswerten Ausmaßes) geltenden 
Vorschriften auf verschiedenen Gebieten nicht sche- 
matisch angewandt werden müssen, da ihre Durch- 
seztung häufig gerade die zu erhaltenden Qualitäten 
einschneidend beeinträchtigen würde. 

Das betrifft beispielsweise für die Forderung nach 
Stellplätzen auf dem Grundstück oder in seiner 
Nähe zu. Es muß im Gegenteil ermöglicht werden, 
die Schaffung von Stellplätzen in bestimmten Berei- 
chen unter dem Blickwinkel der Wohnqualität zu un- 
tersagen und dafür eine Ablösungsgebühr zu for- 
dern, für die an anderer Stelle Abstellmöglichkeiten 
geschaffen werden. Derartige Aussagen können zwar 
im Bebaungsplan getroffen werden. Eine entspre- 
chende Möglichkeit muß aber auch für Einzelbau- 
maßnahmen in einem Erhaltungsgebiet gegeben 
sein. Das setzt allerdings voraus, daß Erreichbarkeit 
und Zugänglichkeit solcher Bereiche auch ohne Pkw- 
Benutzung erhalten bleiben. Eine zumutbare Alter- 
native zur Pkw-Benutzung (einschließlich zumutbarer 
Gehweiten zu den Haltestellen etwaiger öffentlicher 
Verkehrsmittel) muß daher angeboten werden. 

Eine analoge Problematik ergibt sich bei Anwen- 
dung der bautechnischen Vorschriften der Landes- 
bauordnungen bezüglich Geschoßhöhen, Treppen- 
maße u. ä. Das ist zwar als Bauwerksrecht Länder- 
sache, muß aber als ernsthaftes Sanierungshindernis 
in diesem Zusammenhang angesprochen werden. 

III.4.D. 

Die Erhaltung bestimmter Nutzungsstrukturen ge- 
rade in vielfältig genutzten innerstädtischen Gebie- 
ten kann mit Rücksicht auf deren Funktion als 
Markt- und Kommnuikationsstätte erwünscht sein. 
Sie kann jedoch durch die Schaffung von Einkaufs- 
zentren — insbesondere des „nichtintegrierten" Ty- 
pus — gefährdet oder unmöglich gemacht werden. 
Da es sich hierbei über die Interessenlage der Be- 
troffenen und die Anziehungskraft städtischer Kern- 
gebiete hinaus um ein gesamtwirtschaftliches Pro- 
blem handelt, sollten Entscheidungen über die An- 
lage neuer Einkaufszentren erst nach sorgfältiger 
Prüfung ihrer Auswirkungen in dieser Hinsicht ge- 
troffen werden. 


III.5. Sicherung und Erhaltung vorhandener Struktur- 
werte 

Förderung der Gestaltungsqualität bei Um- 
planungen 

Empfehlung 

Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen der 
gebauten Umwelt sind die Sicherung und Erhaltung 
vorhandener Strukturwerte und die Förderung der 
Gestaltqualität bei Neuplanungen notwendig. 

Dies gilt ebenso lür Einzelbauten wie für städtebau- 
liche Zusammenhänge und beschränkt sich keines- 


wegs auf Kulturdenkmale im engeren Sinn. Es ist 
eine politische Aufgabe der Gemeinden, die gebaute 
Umwelt vor Überbeanspruchung und Zerstörung zu 
schützen. Der Gesetzgeber hat die hierzu notwendi- 
gen rechtlichen Instrumente zu schaffen. 


Begründung 

111.5. A. 

Parallel mit den Konzentrationsprozessen in der 
Wirtschaft entstehen in immer größerem Umfang 
sehr große einseitig bestimmte Baustrukturen — 
Warenhäuser, Groß-Verwaltungen, Groß-Wohnge- 
biete, nach Flächen und/oder Höhen außerordentlich 
anspruchsvolle Komplexe. 

Nach geltendem Recht hat die öffentliche Hand (und 
die öffentliche Diskussion) nur sehr geringen, durch- 
aus nicht der Bedeutung des Vorhabens angemesse- 
nen Einfluß auf solche Projekte, die andererseits in 
bedeutender Weise die Umwelt, den Stadtraum, das 
Stadtbild beeinflussen bzw. prägen. Hierbei zeigt 
sich immer wieder, daß vorhandene Strukturen und 
Substanzen nicht die ihrem Wert angemessene Be- 
rücksichtigung finden. Dies gilt ebenso für Einzel- 
bauten, wie für städtebauliche Zusammenhänge 
(Ensembles) und beschränkt sich keineswegs auf 
Kulturdenkmale im engeren Sinne. 

111.5. B. 

Die Ordnung der gebauten Umwelt, ihr Schutz vor 
baulicher Überforderung oder Zerstörung, ihre Be- 
wahrung vor kommerziellem Mißbrauch (z. B. Wer- 
bung) sind politische Aufgaben der Gemeinden. Der 
Gesetzgeber muß durch eindeutige Wertsetzung und 
durch rechtliche Instrumente die Voraussetzungen 
zur Erfüllung dieser Aufgaben schaffen. 

111.5. C. 

Neben den aus dem Städtebauförderungsgesetz ins 
BBauG zu übernehmenden Möglichkeiten für Bau- 
gebot, Modernisierungsgebot, Abbruchgebot, ist 
auch die Möglichkeit für ein „Erhaltungsgebot" 
durch Bebauungsplan einzuführen. 

Der Schutz der Kulturdenkmale im engeren Sinn ist 
durch gesetzliche Bestimmungen sicherzustellen. Es 
ist anzustreben, daß für Planungen und Bauvor- 
haben in Bereichen, an deren Gestaltung ein beson- 
deres öffentliches Interesse besteht, Handhaben ge- 
schaffen werden zur Sicherung einer harmonischen 
Einordnung der Neubauten in vorhandene Struk- 
turen. 

Schließlich sollte der Schutz der erhaltenswerten 
baulichen Umwelt in den Katalog der Planungs- 
grundsätze des BBauG (§ 1 Abs. 4 und 5) aufgenom- 
men werden. 
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Der Deutsche Rat für Stadtentwicklung hat auf sei- 
ner 4, Sitzung am 4. April 1974 in Bonn-Bad Godes- 
berg folgende Empfehlungen beschlossen: 

IV. Bodenrecht 

IV.1. Bundesbaugesetz 

Teilnovellierung — Gesamtnovellierung 

Empfehlung 

Eine Novellierung des BBauG in Teilen ist zwar zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt unumgänglich, doch müs- 
sen auch die von der laufenden Novelle nicht er- 
faßten Materien (z. B. Bodenverkehrsrecht, Umle- 
gungsrecht, Erschließungsrecht) wegen ihrer Bedeu- 
tung und ihres Sachzusammenhangs mit den ande- 
ren Teilbereichen unverzüglich reformiert werden. 
Die zweite Stufe der Reform des BBauG (Gesamtlö- 
sung) sollte deshalb sofort mit Nachdruck in Angriff 
genommen und noch in dieser Legislaturperiode für 
das Gesetzgebungsverfahren vorbereitet werden. 

Begründung 

Die derzeit laufende Novelle zum BBauG bringt we- 
der eine umfassende Reform des Städtebaurechts 
noch kann sie die Neuordnung des Bodenrechts ab- 
schließend regeln. Im Bereich des Städtebaurechts 
werden zwar wichtige Teilbereiche in Angriff ge- 
nommen und vor allem die Disparitäten zwischen 
StädtebauförderungsG und BBauG im wesentlichen 
beseitigt, doch werden neue geschaffen. Es fehlen 
wichtige Bereiche, die ebenfalls dringend der Re- 
form bedürfen — etwa das Bodenverkehrsrecht, das 
Umlegungs- und Erschließungsrecht. Diese Teilge- 
biete stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den von der laufenden Novelle erfaßten Materien 
und sind unentbehrlich für den praktischen Vollzug. 
So wird das Erschließungsbeitragsrecht trotz der 
Wertabschöpfung besonders in Gebieten außerhalb 
der Ballungsräume von besonderer Bedeutung blei- 
ben. 

Schon um ein sachlich nicht gerechtfertigtes und auf 
die Dauer nicht tragbares Auseinanderklaffen wich- 
tiger Teilbereiche des Städtebaurechts zu vermei- 
den, kann die laufende Novelle nur als erster Schritt 
zu einer Reform angesehen werden, der zwar zu 
brauchbaren Ergebnissen führt und bereits jetzt voll- 
zogen werden soll, dem aber unverzüglich der zwei- 
te Schritt folgen muß. Die Gesamtlösung (u. a. Re- 
form des Bodenverkehrsrechts, des Umlegungs- und 
Erschließungsrechts, Beseitigung noch bestehender 
Disparitäten im Städtebaurecht) sollte deshalb mit 
allem Nachdruck in Angriff genommen und noch 
in dieser Legislaturperiode für das Gesetzgebungs- 
verfahren vorbereitet werden. 


IV.2. Neuordnung des Bodenrechts und Steuerrechts 

Empfehlung 

Wegen der Auswirkung einer Wertabschöpfungs- 
regelung im BBauG auf das Steuerrecht, insbesondere 
auf die einheitswertabhängigen Steuern, muß das 


Steuerrecht mit den neuen bodenrechtlichen Bestim- 
mungen harmonisiert werden. Ergänzende steuer- 
liche Lösungen müssen auch deshalb vorangetrieben 
werden, um ungerechtfertigte unterschiedliche Be- 
lastungen der Eigentümer von Grundstücken in ver- 
planten und nicht verplanten Gebieten durch die 
Wertabschöpfungsregelung zu vermeiden. 

Zwei verschiedene Bewertungssysteme und -stellen 
(nach Steuerrecht und nach BBauG) sollten vermie- 
den werden. Das gegenwärtige Konzept des Bewer- 
tungssystems nach BBauG befriedigt nicht. 

Ein pauschaliertes Verfahren wird als notwendig an- 
gesehen. 

Begründung 

Das Bodenrecht kann durch die laufende Novelle 
zum BBauG nicht abschließend und umfassend re- 
formiert werden. Das Hauptproblem der Boden- 
rechtsreform (Wertabschöpfung) wirkt sich über das 
Bodenrecht hinaus auf das Steuerrecht, insbesondere 
auf die einheitswertabhängigen Steuern aus. Die 
gegenwärtige Ausgestaltung der Bestimmungen des 
BMBau-Entwurfs (§§ 96 a, 135 a) läßt nicht erken- 
nen, wie BBauG und Steuerrecht harmonisiert wer- 
den sollen. Ergänzende steuerliche Lösungen müs- 
sen auch deshalb vorangetrieben werden, um unge- 
rechtfertigte unterschiedliche Belastungen der Grund- 
stückseigentümer in verplanten und benachbarten 
nicht verplanten Gebieten durch die Wertabschöp- 
fungsregelung zu vermeiden. 

Zwei verschiedene Bewertungssysteme und -stellen 
im Steuerrecht und im BBauG sollten vermieden 
werden. Das gegenwärtige Konzept des BBauG be- 
friedigt nicht. Ein pauschaliertes Verfahren wird als 
notwendig angesehen. Die Harmonisierung von Bo- 
denrecht und Steuerrecht ist wegen des Sachzusam- 
menhangs gleichzeitig mit der Reform des BBauG 
vorzunehmen. Die steuerliche Anpassung kann nicht 
als zweiter Schritt einer Reform nachgezogen wer- 
den. 

Es müßte im übrigen noch geprüft werden, ob und 
inwieweit die Abschöpfung unverdienter Wertstei- 
gerungen allein der einzelnen Gemeinde zugute 
kommen sollen oder ob nicht ein übergemeindlicher 
Ausgleich stattfinden muß. 


IV.3. Bodenrechtsreform und Bodenmarkt 

Empfehlung 

Die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der Wert- 
abschöpfung, die Reaktion des Bodenmarkts auf die 
Wertabschöpfung und die sozialen Folgen der neuen 
Regelung müssen noch genauer untersucht werden. 
Diese Analyse könnte auch nähere Aufschlüsse über 
den richtigen Zeitpunkt der Fälligkeit und über den 
Umfang der Wertabschöpfung geben. 

Begründung 

Untersucht werden müssen z. B. die Belastungen, die 
sich insbesondere in Ballungsgebieten für Handel 
und Industrie ergeben und auf die Preise durch- 
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schlagen können. Die Wertabschöpfung soll die 
Eigentumsbildung nicht behindern und nach Mög- 
lichkeit den treffen, der die wirtschaftlichen Vorteile 
der Wertsteigerung genießt. Die Erschließungsbei- 
träge sollen angerechnet werden. Diese Analyse 
könnte auch nähere Aufschlüsse über den richtigen 
Zeitpunkt der Fälligkeit und über den Umfang der 
Wertabschöpfung (keine vollständige Abschöpfung) 
geben. Der Zeitpunkt der Fälligkeit muß die Mobili- 
tät des Grundstücksmarkts berücksichtigen. 

Der Deutsche Rat für Stadt entwicklung hat auf sei- 
ner fünften Sitzung am 29. November 1974 in Bonn- 
Bad Godesberg folgende Empfehlungen beschlossen: 

V. Städtebauliche Forschung 

Thema 

Jede anwendungsorientierte Forschung ist auf Ver- 
mittlung ihrer Ergebnisse an die Anwender, an die 
Nutzer von Forschungsergebnissen angewiesen. Für 
eine solche Vermittlung bieten sich verschiedene 
Möglichkeiten, vor allem Veröffentlichungen, Fort- 
bildungsveranstaltungen und Personalaustausch zwi- 
schen Praxis und Forschung. Keine dieser Möglich- 
keiten ist bisher ausreichend entwickelt. 

1. Empfehlung 

Die gegenwärtige Veröffentlichungspraxis sollte er- 
gänzt werden. Neben die Darstellung der Ergebnisse 
in ausführlicher und in knapper Form müssen ver- 
gleichende kritische Bewertungen und zusammen- 
fassende Interpretationen verschiedener Ergebnisse 
treten. Eine Verknüpfung mit einem umfassenden, 
aber zugleich themenspezifisch differenzierenden 
Dokumentationsdienst ist erforderlich. 

Begründung 

Die bisherigen Erfahrungen deuten darauf hin, daß 
ein hohes Maß an Aufbereitung nötig ist, wenn For- 
schungsergebnisse den Praktiker erreichen und 
seine Berufsausübung beeinflussen sollen. Bei der 
gegenwärtigen Informationsüberflutung ist der Prak- 
tiker auf Hilfen zur Auffindung und Auswahl der 
für ihn wichtigen Forschungsergebnisse zwingend 
angewiesen; im anderen Falle bleibt sein Kontakt 
mit solchen Ergebnissen zufällig, der Wirkungsgrad 
der Forschung demnach unzureichend. 

2. Empfehlung 

Das Angebot an Fortbildungsveranstaltungen auf 
dem Gebiet der Stadtentwicklung sollte verbreitert 
und koordiniert werden mit dem Ziel, ein in regio- 
naler, thematischer und zeitlicher Hinsicht differen- 
ziertes, auf die Bedürfnisse der Praxis abgestimmtes 
Programm zu bieten. 

Begründung 

Die heute gebotenen Fortbildungsmöglichkeiten für 
Stadtplaner bleiben weit hinter den Erfordernissen 
zurück. Die Probleme liegen dabei sowohl auf der 
Ebene des Angebots als auch auf der der Nachfrage. 


Auf der Angebotsseite sollte theoretisch das 
Schwergewicht bei einem von den Hochschulen an- 
zubietenden „Kontaktstudium" — entsprechend den 
Vorschlägen des Wissenschaftsrats — liegen. Prak- 
tisch besteht ein solches Angebot nicht; es wird 
auch wesentlich auf Jahre hinaus nicht zustande 
kommen, da die gegenwärtige Hochschulpolitik der 
Länder, auf Abbau des Numerus-clausus-Problems 
gerichtet, dem Lehrkörper keine freie Kapazität für 
solche Veranstaltungen läßt, ganz abgesehen von 
der zusätzlichen organisatorischen Belastung, auf 
die der Hochschulapparat kaum eingerichtet ist. 

Damit beschränkt sich das Fortbildungsangebot auf 
relativ isolierte Veranstaltungen einzelner Institu- 
tionen — so der beiden Institute der Deutschen Aka- 
demie für Städtebau und Landesplanung in Berlin 
und in München, des Deutschen Volksheimstätten- 
werks und ähnlicher Einrichtungen, zu denen auch 
gelegentliche Hochschulveranstaltungen wie etwa 
die der Universität Trier-Kaiserslautern kommen. 
Das Angebot ist jedoch in seiner Gesamtheit zeit- 
lich wie räumlich zersplittert und sachlich unkoordi- 
niert, da es keinen Ansatz zu einer gegenseitigen 
Abstimmung gibt. 

Auch auf der Nachfrageseite ist die Situation un- 
übersichtlich und wenig geordnet. Die Teilnahme an 
solchen Planungskursen ist sowohl bei Behörden- 
angehörigen als auch bei freien Planern und Archi- 
tekten stark von der jeweiligen Arbeitslage beein- 
flußt; eine einigermaßen geregelte Wissensvermitt- 
lung oder eine zeitliche Stufenfolge von Kursen, die 
einander in logischem Zusammenhang folgen und 
sich jeweils an den gleichen Hörer richten, ist des- 
halb nicht möglich. In vielen Fällen wirken auch 
schon die erheblichen Reise- und Aufenthaltskosten 
abschreckend — gerade gegenüber denjenigen Be- 
hörden, deren Mitarbeiter am dringendsten einer 
Fortbildung bedürften. 

Was also nottut, ist ein koordiniertes und differen- 
ziertes Angebot von Fortbildungsveranstaltungen in 
einer solchen räumlichen Streuung, daß mindestens 
in jedem „Flächenstaat" einmal jährlich Kurse oder 
Tagungen abgehalten werden, die sowohl nach The- 
menschwerpunkten wie nach verschiedenartigen 
Anspruchsniveaus differenziert sind. Das ist mit 
der bestehenden Organisation nicht zu leisten; hier- 
zu bedarf es einer grundlegenden Verbesserung der 
Fortbildungsmöglichkeiten. 

Zu diesem Zweck könnten verschiedene Organisa- 
tionsformen ins Auge gefaßt werden, wie etwa 

— bessere Ausstattung bestehender Fortbildungs- 
einrichtungen mit der Auflage, gemeinsam ein 
koodiniertes Programm zu erarbeiten, 

— Schaffung einer neuen Zentralstelle, die unter 
weitgehender Ablösung der bisher tätigen Ein- 
richtungen die Fortbildung bundesweit organi- 
siert und trägt, 

— Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle, 
die sowohl die vorhandenen Institutionen als 
auch die Hochschulen (im Sinne des Kontakt- 
studiums) bei der Abhaltung solcher Veranstal- 
tungen unterstützt und koordiniert. 
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Die Vor- und Nachteile der einzelnen Organisations- 
formen bedürften ausführlicher Erörterung; die 
rechtlichen Zuständigkeitsprobleme zwischen Bund 
und Ländern sollten nicht unterschätzt werden. 

3. Empfehlung 

Die Möglichkeiten des Personalaustausches zwischen 
Forschung und Praxis auf dem Gebiet der Stadtent- 
wicklung, die gegenwärtig gering und faktisch aus- 
schließlich auf Privatinitiative angewiesen sind, soll- 
ten institutionell gefördert werden. 

Begründung 

Im Personalaustausch zwischen Forschung und Praxis 
— beispielsweise zwischen Hochschule und Kommu- 


naldienst, analog dem Verfahren der Bundesbahn — 
wird eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg 
anwendungsorientierter Forschung gesehen. Im an- 
deren Falle ist — wie Beispiele zeigen — mit einer 
wachsenden Entfremdung von Forschung und Praxis 
zu rechnen, die den Anwendungsbezug der For- 
schung und die Vermittlung ihrer Ergebnisse beein- 
trächtigen muß. Das hängt vor allem mit der Tat- 
sache zusammen, daß im multidisziplinären Bereich 
von Städtebau und Regionalplanung der Forschende 
selbst — sei es durch eigene Erfahrungen als Planer, 
sei es durch enges Zusammenwirken mit planenden 
Stellen — eine Vertrautheit mit der Praxis erworben 
haben muß, wenn er anwendungsbezogen forschen 
will. Eine solche Austauschmöglichkeit — etwa zwi- 
schen Baurat im Planungsamt und Wissenschaft- 
lichem Rat an der Universität — bedarf aber einer 
gut durchdachten institutioneilen Hilfestellung. 
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3. Deutsches Nationalkomitee zur Vorbereitung des Europäischen 
Denkmalschutzjahres 1975 

Beschluß 

Bonn, den 6. August 1974 

Inhalt 
1. Grundlagen 

Wozu Europäisches Denkmalschutz] ahr? 

Warum Denkmalschutz und Denkmalpflege? 

Was soll geschützt werden? 

Wie lassen sich Schutz und Erhaltung erreichen? 

11. Ziele und Aufgaben des Nationalkomitees 

IIL Maßnahmen und Anregungen des Nationalkomitees 

A. Stärkung des Bewußtseins 

B. Verbesserungen der Voraussetzungen 

C. Verbesserung in der Ausbildung und Verstärkung der For- 
schung 

D. Koordination aller Kräfte 


I. Grundlagen 

Wozu Europäisches Denkmalschutz jahr? 

Das Europäische Denkmalschutz] ahr 1975 steht unter 
dem Motto: „Eine Zukunft für unsere Vergangen- 
heit." 

Dieses Jahr sollte Anlaß dazu sein, das Verständnis 
der Öffentlichkeit zu wecken und Grundlagen für 
eine neue Politik zu schaffen, die den Erhaltungs- 
gedanken stärker als bisher zum Anliegen aller Be- 
teiligten macht. Es gilt, ]eden einzelnen Bürger 
ebenso zu aktivieren wie die öffentliche Hand, die 
Wirtschaft und die Wissenschaft, und sie dazu anzu- 
spornen, mehr als bisher auf dem Gebiet der Erhal- 
tung historischer Bauten, Ensembles und Kultur- 
landschaften zu leisten. Denkmalschutz wird dabei 
in umfassendem Sinne verstanden als Mittel zur 


Erhaltung und Erhöhung der Qualität unserer ge- 
bauten Umwelt. 

Warum Denkmalschutz und Denkmalpflege? 

Die Erhaltung historischer Bausubstanz und gewach- 
sener Strukturen wird mehr und mehr zu einer 
Existenzfrage für ]ede Gemeinschaft. Sie verdeut- 
licht das historische, politisch-soziale und geistige 
Selbstverständnis des Menschen und trägt wesent- 
lich zur Individualität von Siedlungsstrukturen bei. 
Die Unverwechselbarkeit des Bildes von Stadt und 
Land ist eine der wichtigsten Grundlagen für die 
Bindung des Bürgers an seine Gemeinde und für 
ein intaktes, kommunales Leben. Auch die Anzie- 
hungskraft unserer Städte für den Fremden liegt 
weitgehend in der Einmaligkeit des Stadtbildes be- 
gründet. 
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Es geht darum, den Menschen vor dem Verlust eines 
seiner wichtigsten Lebenselemente zu schützen; denn 
das Weiterbestehen überkommener Bauten und 
städtebaulicher Strukturen gibt oft den Ausschlag 
dafür, daß das Gefüge einer Gemeinde sozial, wirt- 
schaftlich und kulturell unversehrt bleibt. Wo diese 
Bauten und Strukturen niedergerissen werden oder 
durch entstellende Umbauten ihr Gesicht verlieren, 
gerät deshalb das gemeindliche Leben in Gefahr. 

Die Aufgabe des Erhaltens gewinnt überragende 
Bedeutung in der Welt von heute, die gekennzeich- 
net ist durch tiefgreifende wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Veränderungen, durch wachsende Mobi- 
lität der Bevölkerung, zunehmende Rationalisierung 
und durch die normierende Wirkung der Technik, 
die auch die Architektur erfaßt hat. Wir leben in 
einer Gesellschaft, die auf Verbrauch und Neupro- 
duktion eingestellt ist und dadurch vielfach verlernt 
hat, Werte und Mängel ihrer Umwelt richtig einzu- 
schätzen. Zu keiner Zeit haben sich Projekte und^ 
Bauten so rasch als änderungsbedürftig und als 
volkswirtschaftliche Fehlinvestitionen erwiesen wie 
heute. 

Was soll geschützt werden? 

Denkmalschutz will das Ganze: Er gilt nicht nur 
Einzelheiten und nicht nur dem Dokumentarischen, 
sondern will Fülle und Vielfalt unserer Lebens- 
bereiche erhalten, das Ineinander von Gegenwart 
und Vergangenheit, das Sichtbarbleiben der Ge- 
schichte, die in uns und unserer Umwelt wirkt. 

Gegenstand des Denkmalschutzes ist das Einzel- 
objekt und des Ensemble, die Straße und der Platz. 
Schutzwürdig kann ein ganzer Stadtbereich, ja eine 
ganze Stadt sein, wobei auch einfachster historischer 
Hausbestand über die „Stadtqualität" mitentschei- 
det. Auch Bauten des 19. und 20. Jahrhunderts müs- 
sen heute geschützt werden, und über den Umge- 
bungsschutz kann auch die Kulturlandschaft zum 
Gegenstand des Denkmalschutzes werden. 

Wie lassen sich Schutz und Erhaltung erreichen? 

Ein dauernder Schutz kann nur erreicht werden, 
wenn bedrohte Einzelobjekte und Ensembles einer 
ihnen gemäßen Nutzung zugeführt werden. 

Denkmalschutz heißt ja nicht nur im musealen Sinn 
zu konservieren, sondern heißt vor allem, im Rah- 
men moderner Stadtentwicklungspolitik unser histo- 
risches Erbe in das Leben von heute zu integrieren, 
damit menschlicher Maßstab und Qualität unserer 
Umwelt auch für die Zukunft erhalten bleiben. 

Dazu ist die Zusammenarbeit aller Beteiligten und 
Betroffenen notwendig; denn die Erhaltung unseres 
baulichen Erbes ist eine Verpflichtung für jeden von 
uns, mit seinen Mitteln den historischen Bestand zu 
schützen. Wichtige Aufgaben erwachsen vor allem 
den für das Bauen und Planen Verantwortlichen. 
Der Städtebau muß den Erhaltungsgedanken als 
eigenes Anliegen aufgreifen und darf dabei nicht an 
den Grenzen der „Erhaltungsbereiche" stehenblei- 
ben. Oft entscheiden Maßnahmen außerhalb dieser 
Bereiche über den Erfolg der Erhaltungsbemühun- 


gen, wie z. B. die Bereitstellung von Ausweichge- 
lände für Nutzungen, die mit historischen Baustruk- 
turen nicht in Einklang zu bringen sind. 

II. Ziele und Aufgaben des Nationalkomitees 

Das Deutsche Nationalkomitee sieht in Überein- 
stimmung mit dem Internationalen Organisations- 
komitee eine der vordringlichsten Aufgaben unserer 
Generation darin, der gefährlichen Bedrohung un- 
seres historischen Erbes Einhalt zu gebieten. Es sieht 
Möglichkeiten, diesem Ziel näher zu kommen in vier 
Bereichen: 

A Die Einsicht jedes einzelnen in die Notwendig- 
keit der Erhaltung des überkommenen Bestandes 
muß gestärkt und die Initiative des Bürgers ge- 
weckt werden. 

B Die rechtlichen, finanziellen, organisatorischen 
und wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Lö- 
sung der Probleme müssen verbessert werden. 

C Durch Forschung und Dokumentation müssen die 
Gegebenheiten überschaubar, die Probleme sicht- 
bar gemadit und Wege zu ihrer Lösung gezeigt 
werden. 

D Die Kräfte müssen zusammengefaßt, alle Bemü- 
hungen müssen koordiniert werden. 


III. Maßnahmen und Anregungen des 
Nationalkomitees 

A. Stärkung des Bewußtseins 

1. Das Nationalkomitee wird „Handreichungen" 
für Parlamente, Behörden, Kirchen, Medien der 
Meinungsbildung, Architekten, Eigentümer 
historisch wertvoller Gebäude und die breite 
Öffentlichkeit herausgeben, die in allgemein ver- 
ständlicher Form über die Ziele des Europäischen 
Denkmalschutz jahres 1975 und über die Möglich- 
keiten einer umfassenden Erhaltungspolitik un- 
terrichten. 

2. Das Nationalkomitee wird sich darum bemühen, 
daß ein Veranstaltungsprogramm durchgeführt 
wird, das sich vor allem an Kreise außerhalb der 
Fachwelt wendet und Kontakte zwischen fachlich 
vorgebildeten und anderen Beteiligten fördert. Es 
sollte darauf hingewirkt werden, daß sich alle 
dafür geeigneten Fachtagungen mit dem Europä- 
ischen Denkmalschutzjahr befassen. Das Natio- 
nalkomitee wird an die Organisationen der Wirt- 
schaft, der Arbeitnehmer und der Berufsgruppen 
eine Empfehlung richten und sachgerechte Vor- 
schläge machen. 

3. Das Nationalkomitee appelliert besonders an die 
Städte, Gemeinden und Kreise über das bisher 
Geleistete hinaus, den Grundgedanken des Euro- 
päischen Denkmalschutzjahres aufzunehmen und 
in diesem Jahre durch besondere Programme die 
Bürgerschaft an die Probleme des Denkmalschut- 
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zes, der Denkmalpflege und der Stadtentwicklung 
heranzuführen. 

4. Das Nationalkomitee appelliert an die Kirchen, 
ihr Erbe zu erhalten und zu pflegen. Denn gerade 
im kirchlichen Raum wird deutlich, wie sehr sich 
Gegenwart und Vergangenheit begegnen. 

5. Das Nationalkomitee schlägt Bund und Ländern 
vor, einen nationalen Wettbewerb „Denkmal- 
schutz im Städtebau" unter den Städten und Ge- 
meinden der Bundesrepublik Deutschland ins Le- 
ben zu rufen und unterbreitet ihnen ein Pro- 
gramm dafür. Es ruft Körperschaften, Vereine und 
Verbände auf, Wettbewerbe über vorbildliche 
Leistungen privater Investoren zu veranstalten. 

6. Das Nationalkomitee wird im Jahr 1975 eine 
große Wanderausstellung über Probleme und 
Leistungen des Denkmalschutzes ausrichten. 

7. Das Nationalkomitee fordert die zuständigen 
Behörden in Bund und Ländern auf, Leit- und Bei- 
spielprojekte besonders zu fördern. 

8. Das Nationalkomitee wird sich an der For- 
mulierung und Verbreitung einer „Europäischen 
Charta zur Erhaltung und Wiederbelebung des 
kulturellen Architekturgutes" beteiligen und in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Unesco- 
Kommission eine Veröffentlichung „Historische 
Städte — Städte für morgen" herausgeben. 

B. Verbesserung der Voraussetzungen 

1. Das Nationalkomitee appelliert an die zuständi- 
gen Behörden von Bund und Ländern, die beste- 
henden einschlägigen Vorschriften (z. B. auf dem 
Gebiet der Städtebauförderung) mehr als bisher 
im Sinne des Erhaltungsgedankens anzuwenden. 

Es bittet Bund und Länder, bei den laufenden 
Gesetzgebungsvorhaben die Erhaltung der über- 
kommenen Bausubstanz in stärkerem Maße als 
bisher zu berücksichtigen. Dies gilt besonders 
für die Novellierung des Bundesbaugesetzes, den 
Erlaß eines Modernisierungsgesetzes und die 
Überprüfung der Steuergesetzgebung. Dabei soll- 
ten Steuervergünstigungen für den Erwerb, die 
Erhaltung und die Modernisierung von wertvol- 
ler Altbausubstanz geschaffen werden. 

Das Nationalkomitee wird konkrete Vorschläge 
zum Erlaß neuer Schutzvorschriften machen. Es 
wird ferner die Änderung von Vorschriften an- 
regen, die dem Erhaltungsgedanken zuwiderlau- 
fen. 

2. Das Nationalkomitee hält es für erforderlich, daß 
den Schutzgesichtspunkten auch in der Raum- 
ordnung, in der Landesplanung und vor allem in 
der Stadtentwicklungsplanung sowie in der fach- 
lichen Planfeststellung Rechnung getragen wird. 

Es empfiehlt, bei der Vergabe von Bundes- und 
Landesmitteln und bei der Vergabe von Mitteln 
aus den Gemeinschaftsaufgaben zu prüfen, ob 
solche Zuschüsse nicht in erhöhtem Maße auch 


dem Erhaltungsziel nutzbar gemacht werden 
können. Dies gilt z. B. auch für die regionale 
Wirtschaftsförderung. Vielfach sind die bezeich- 
neten Ziele nur zu erreichen, wenn sie aus ver- 
schiedenen Haushaltansätzen gefördert wer- 
den. Hierauf sind die Richtlinien abzustellen. 

Zugleich erwartet das Nationalkomitee, daß die 
öffentliche Förderung von Maßnahmen vermie- 
den wird, die sich für den Denkmalschutz und 
den Erhaltungsgedanken nachteilig auswirken. 
Bisher bestehende Hindernisse im Rahmen der 
Kreditpolitik sollten abgebaut werden. 

Das Nationalkomitee bittet Bund und Länder 
ergänzend darum, auch das Normwesen den Not- 
wendigkeiten des Bestandschutzes anzupassen. 

3. Das Nationalkomitee appelliert an Bund und Län- 
der, in höherem Maße als bisher Mittel für die 
Erhaltung, Wiederherstellung und Belebung 
historischer Substanz bereitzustellen, und zwar 
nicht nur für Einzelobjekte, sondern auch für En- 
sembles und erhaltenswerte Bereiche. Einen glei- 
chen Appell richtet das Nationalkomitee an die 
Städte, Gemeinden und Kreise. 

4. Der Ausbau des Verkehrswesens von Schiene, 
Wasser und Straße bringt erhöhte Gefahren für 
die bebaute Umwelt mit sich. Das Nationalkomi- 
tee appelliert an die zuständigen Verkehrsver- 
waltungen im Rahmen ihrer eigenständigen Pla- 
nung in verstärktem Maße auf den Erhaltungs- 
gedanken Rücksicht zu nehmen und vor allem 
historische Stadtgebiete durch Ortsumgehungen 
zu schonen. Die Zuschußrichtlinien — insbeson- 
dere für die Verteilung von Straßenbaumitteln — 
sind in dieser Richtung zu überprüfen. 

5. .Das Nationalkomitee regt an, ein Programm zur 
erhaltungskonformen Wirtschaftsförderung hi- 
storischer Städte von geringerer Zentralität aus- 
arbeiten zu lassen. Hierfür bieten sich in beson- 
derer Weise die Mittel auf dem ERP-Programm 
an. 

6. Das Nationalkomitee appelliert an die Städte 
und Gemeinden für Neubauvorhaben in histo- 
rischen Bereichen, alle Möglichkeiten auszu- 
schöpfen, alternative Lösungen zu gewinnen. 
Hierzu empfiehlt sich vor allem die Veranstal- 
tung von Wettbewerben. 

7. Das Nationalkomitee erwartet von den Ländern, 
daß sie die Arbeitsfähigkeit der für die Bau-, 
Kunst- und Bodendenkmalpflege zuständigen Be- 
hörden wesentlich verbessern. Dies gilt sowohl 
für den personellen Bereich, wie auch hinsicht- 
lich der Behördenorganisation und der inneren 
Ausstattung. 

C. Verbesserung in der Ausbildung und Verstärkung 
der Forschung 

1. Das Nationalkomitee wird Vorschläge ausarbei- 
ten lassen, wie Probleme des Denkmalschutzes in 
verstärktem Maße in die Schul-, Hochschul- und 


109 


Drucksache 7/3583 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Erwachsenenbildung aufgenommen werden kön- 
nen. Es wird ferner Vorschläge für die Verbes- 
serung der praktischen Ausbildung (vor allem im 
Bauhandwerk) vorbereiten. 

2. Das Nationalkomitee fordert die für die Aus- 
bildung für den höheren technischen Verwal- 
tungsdienst zuständigen Behörden auf, die Denk- 
mal- und Kulturlandschaftspflege in verstärktem 
Maße in den Zulassungs-, Ausbildungs- und Prü- 
fungsbestimmungen zu verankern. 

3. Das Nationalkomitee regt an, die Forschung zur 
Stadterhaltung und Stadtentwicklung zu verstär- 
ken. Dies gilt insbesondere für die Forschung 
über Ausmaß und Ursachen der Veränderung 
von Bauten, Straßen, Plätzen und Ortsteilen von 
geschichtlicher, künstlerischer und städtebau- 
licher Bedeutung. Hierbei sollten auch städte- 
bauliche Fehlentwicklungen aus gesamtwirt- 
schaftlicher Sicht untersucht werden. Eine breite 
Publizität für diese wissenschaftlichen Ergeb- 
nisse wäre erwünscht. 

4. Das Nationalkomitee regt eine Untersuchung 
über alternative Möglichkeiten zur Gründung 
von Stiftungen für baulichen Kulturbesitz an. 


D. Koordination aller Kräfte 

1. Das Nationalkomitee ruft alle Bürger unseres 
Landes auf, in ihrem jeweiligen Lebensbereich 
mitzuhelfen, daß die Ziele des Europäischen 
Denkmalschutzjahres verwirklicht werden. Es 
bittet auch die Gesellschaften, Vereine, Stiftun- 
gen und sonstige juristische Personen des priva- 
ten und öffentlichen Rechts, sich diesem Appell 
nicht zu verschließen. 

2. Das Nationalkomitee erwartet von Bund, Län- 
dern und kommunalen Gebietskörperschaften 

eine engere Zusammenarbeit auf den Gebieten 
des Denkmalschutzes, der Denkmalpflege und 
der Stadtentwicklungspolitik. Diese Zusammen- 
arbeit sollte sich auch auf die Kirchen erstrek- 
ken. 

Das Nationalkomitee hält es für erforderlich, daß 
die kommunalen Behörden und die zuständigen 
staatlichen Stellen in stärkerem Maße als bis- 
her Zusammenarbeiten und dafür bessere per- 
sonelle und sachliche Voraussetzungen schaffen. 

3. Die Erhaltung der Bausubstanz liegt im beson- 
deren Interesse der Gemeinden. Das National- 
komitee hofft, daß diese Einsicht in die denkmal- 
pflegerischen Belange auch in der Kommunal- 
politik den ihr gebührenden Rang erhält. 

Die Möglichkeiten der Gemeinden sind beson- 
ders vielfältig. Sie reichen von der Aufstellung 
der Bebauungspläne bis hin zu den Ausnahme- 
regelungen. Gerade sie können auch in recht- 
licher Hinsicht Einzelobjekte besonders wirk- 
sam schützen und mit neuen Funktionen erfül- 
len. 


Das Nationalkomitee bittet die kommunalen 
Spitzenverbände, für die Bauverwaltungen der 
Städte, Kreise und Gemeinden spezielle Fortbil- 
dungsmöglichkeiten zu schaffen. Die vorhande- 
nen Fortbildungsinstitutionen vor allem auf dem 
Gebiet des Städtebaus sollten für die Mitarbei- 
ter in den Bauverwaltungen entsprechende Fort- 
bildungsmöglichkeiten anbieten. 

4. Das Nationalkomitee bittet die Wirtschaft, ins- 
besondere die Bauwirtschaft und die Architekten, 
bei der Entwicklung neuer Elemente und Verfah- 
ren mehr als bisher auf die differenzierten Be- 
dürfnisse eines modernen Städtebaus Rücksicht 
zu nehmen, der in der Lage bleiben muß, seiner 
Aufgabe zur Erhaltung der gewachsenen Sub- 
stanz Rechnung zu tragen. 

5. Die Entwicklung und Pflege von Verfahren für 
die Bauerhaltung wird auch in Zukunft eine der 
besonderen Aufgaben des Handwerks sein. So- 
weit erforderlich, sind hier gezielte Förderungs- 
maßnahmen einzuleiten, wenn nur auf diesem 
Wege spezielle Handwerke erhalten bleiben 
können. Denn gut ausgebildete Facharbeitskräfte 
sind für alle Erhaltungsarbeiten die unabding- 
bare Voraussetzung. 

6. Die eben geschilderten Aufgaben gelten in glei- 
cher Weise für die Bauforschung. Das National- 
komitee befürwortet die Einrichtung eines fach- 
übergreifenden Instituts für erhaltende Stadt- 
erneuerung an einer deutschen Universität. 

7. Die Erhaltung unseres Kulturgutes ist und bleibt 
eine Aufgabe von europäischem Rang. Sie sollte 
auch in Zukunft nach Ablauf des Denkmal- 
schutzjahres in enger Zusammenarbeit mit unse- 
ren europäischen Partnern fortgesetzt werden. 
Dies gilt nicht nur für den Erfahrungsaustausch, 
sondern auch z. B. für die Gewinnung geeigneter 
Facharbeitskräfte. 

Bei der wissenschaftlichen Inventarisierung und 
Dokumentation ist in Deutschland manches er- 
reicht worden. Bei der Fortführung der Arbeit in 
diesem Bereich sollte besonderes Gewicht auf die 
Erfassung von Ensembles und Erhaltungsberei- 
chen gelegt werden, weil sich so am einfachsten 
ein vorläufiger Schutz gegen Abbruchmaßnah- 
men erreichen läßt. 

8. Das Nationalkomitee fordert die zuständigen 
Ministerien auf, die organisatorischen und finan- 
ziellen Voraussetzungen für eine zügigere Durch- 
führung der Haager Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten zu schaf- 
fen. 

9. Das Nationalkomitee wird sich für das Denkmal- 
schutzjahr um eine Koordinierung der Vorhaben, 
Aktivitäten und Veranstaltungen aller für den 
Aufgabenbereich des Komitees bedeutsamen 
Gruppen und Institutionen bemühen. Es bittet 
diese Gruppen und Institutionen seinerseits um 
eine aktive Mitarbeit, damit das Europäische 
Denkmalschutz jahr auch in unserem Land zu 
einem Erfolg wird. 
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4. Bauen für Behinderte 

Katalog der Schwerpunkte bei der Beseitigung baulicher 
und technischer Hindernisse 


Herausgegeben vom Interministeriellen Ausschuß zur Beseitigung baulicher und technischer Hindernisse 
unter Federführung des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau März 1973 


Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Reha- 
bilitation der Behinderten und für die Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der älteren Menschen ist die 
Schaffung einer hindernisfreien baulichen Umwelt, 
und zwar sowohl in der Wohnung und am Arbeits- 
platz als auch im gesamten öffentlichen Bereich. 

In vorliegendem Katalog sind die Schwerpunkte die- 
ser Aufgabe, die jeweils notwendigen baulichen 
Maßnahmen und die jeweilige Zuständigkeit ge- 
nannt. 

Uber weitere Einzelheiten geben die Normblätter 
DIN 18 024 (Bauliche Maßnahmen für Behinderte 
und alte Menschen im öffentlichen Bereich) Blatt 1 
„Straßen und Plätze" (z. Z. Entwurf) und Blatt 2 
„öffentlich zugängige Gebäude" (z. Z. Entwurf) so- 
wie DIN 18 025 (Wohnungen für Schwerbehinderte) 
Blatt 1 „Wohnungen für Rollstuhlbenutzer" (Januar 
1972) und Blatt 2 „Wohnungen für Blinde und we- 
sentlich Sehbehinderte" (z. Z. Entwurf) nähere Aus- 
kunft. 

Die Beseitigung vorhandener und die planmäßige 
Vermeidung entstehender baulicher Hindernisse ge- 
reicht nicht etwa nur bestimmten Personengruppen, 
z. B. Behinderten und älteren Menschen, zum Vor- 
teil. Alle derartigen Maßnahmen tragen — über die 
spezielle Aufgabe der Rehabilitation hinaus — ganz 
allgemein zur Rehumanisierung des Städtebaues und 
zur Schaffung einer menschengerechten Umwelt we- 
sentlich bei. 

1. Schwerpunkte auf Straßen, Plätzen und anderen 
öffentlichen Freiflächen 

1.1. Fahrbahnborde 

Maßnahmen: 

In Anliegerstraßen und Sammelstraßen sollte 
die Höhe der Borde zwischen Gehweg und Fahr- 
bahn 8 cm im allgemeinen nicht überschreiten. 

An Fußgängerüberwegen sind die Borde nach 
Möglichkeit auf Fahrbahnhöhe, mindestens je- 
doch auf 3 cm, abzusenken. 

Borde sind durch Verwendung farbigen Mate- 
rials optisch abzusetzen. 

Zuständig: 

Straßenbaulastträger 


1.2. Fußgänger-Schutzinseln 

Maßnahmen: 

Der Fußgängerüberweg über eine Schutzinsel 
muß mindestens 3,00 m breit angelegt sein. 

Eine Breite von 4,00 m und mehr ist erwünscht. 
Die Hochborde der Schutzinseln sind im Be- 
reich des Fußgängerüberweges 2,50 m betragen, 
der Fahrbahn abzusenken. 

Die Tiefe der Schutzinsel — d. h. die Abmes- 
sung der Insel in Gehrichtung — sollte im Be- 
reich des Fußgängerüberweges 2,50 m betragen. 
Ein Mindestmaß von 1,60 m soll nicht unter- 
schritten werden. 

Zuständig: 

Straßenbaulastträger 

1.3. Fußgängerüberwege mit Lichtzeichenregelung 

Maßnahmen: 

Zum überqueren verkehrsreicher Fahrbahnen 
sollten an geeigneten Stellen lichtzeichengere- 
gelte Fußgängerüberwege, deren Lichtzeichen- 
anlage vom Fußgänger selbst betätigt werden 
kann, angeordnet werden. 

An Fußgängerüberwegen in der Nähe von Blin- 
denzentren sind zusätzliche akustische Signale 
zweckmäßig. Voraussetzung ist, daß Verwech- 
selungen — z. B. an Straßenkreuzungen — aus- 
geschlossen sind. 

Zuständig: 

Straßenbaulastträger 

1.4. Pkw-Stellplätze 

Maßnahmen: 

Etwa 3 Vo der Pkw-Stellplätze auf öffentlichen 
Parkplätzen sollten für Schwerbehinderte (Geh- 
behinderte und Rollstuhlfahrer) reserviert wer- 
den. 

Die für Schwerbehinderte reservierten Pkw- 
Stellplätze sind, um den Ein- und Ausstieg zu 
ermöglichen, 3,50 m breit anzulegen. 
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Durch Beschilderung ist auf das Vorhandensein 
von Pkw-Stellplätzen für Schwerbehinderte auf- 
merksam zu machen. 

Bei zeitweiliger Nichtinanspruchnahme sollten 
die Pkw-Stellplätze für Schwerbehinderte auch 
von anderen Verkehrsteilnehmern — unter Be- 
grenzung der Parkdauer — benutzt werden 
können. Die Benutzung ist durch Beschilderung 
zu regeln. 

Der Zugang zu den Pkw-Stellplätzen für 
Schwerbehinderte ist nach Abschnitt 1.1 zu ge- 
stalten. 

Zuständig: 

Straßenbaulastträger 

1.5. Zugänge zu Fußgängerbrücken und Fußgängertunneln 

Maßnahmen: 

Wenn Fußgängerüberwege in einer zweiten 
Ebene angelegt werden (Tunnel oder Brücke) 
sind außer den Treppen möglichst auch Rampen 

— ggf. auch Fahrsteige — vorzusehen. 

Rampen — als Zugang zu Fußgängerbrücken 
und Fußgängertunneln — sollen ein Gefälle von 
10 Vo nicht überschreiten. Sie sind in ihrer 
ganzen Länge und beidseitig mit Handläufen 

— in 80 cm Höhe — auszustatten. Rampen müs- 
sen — zwischen den Handläufen gemessen — 
mindestens 150 cm breit und mit griffiger Ober- 
fläche versehen sein. 

Tunnel, Treppen und Rampen sind zu beleuch- 
ten. 

Zuständig: 

Gemeinden 


2. Schwerpunkte in öffentlich zugängigen 
Gebäuden 2) 

2.1. Eingänge 

Maßnahmen: 

Ein Eingang des Gebäudes, möglichst der 
Haupteingang, muß stufenlos erreichbar sein. 
Der Zugang ist durch Beschilderung kenntlich 
zu machen. 


Eine Begrenzung auf 15 Minuten dürfte angemessen 
sein. 

2) Der Begriff „öffentlich zugängig" ist im weitesten 
Sinne zu verstehen. Wenn nur ein Teil eines Gebäudes 
öffentlich zugängig ist, sind die Maßnahmen minde- 
stens auf diesen Teil des Gebäudes anzuwenden. 

Als öffentlich zugängige Gebäude gelten insbesondere: 
Verwaltungsgebäude mit Publikumsverkehr, Bahnhöfe, 
Flughafengebäude, Parkhäuser, Gaststätten und Be- 
herbergungsbetriebe, Versammlungsräume, Schulen 
und andere Bildungseinrichtungen, Sportbauten (ein- 
schließlich der eigentlichen Sportanlagen). Läden, Wa- 
renhäuser, Banken, Sparkassen, Apotheken, Arztpra- 
xen, Krankenhäuser, Ausstellungsbauten, Bibliotheken, 
Museen. 


Rampen sind zulässig. Ihr Gefälle darf jedoch 
nicht mehr als 6 Vo, ihre Breite muß mindestens 
100 cm betragen. Bei Rampenlängen von mehr 
als 6 m ist ein Zwischenpodest von mindestens 
120 cm Länge erforderlich. Podeste von minde- 
stens 120 cm Länge sind außerdem am Anfang 
und am Ende der Rampe anzuordnen. 

Rampen sind mit einem Handlauf in 80 cm 
Höhe auszustatten. 

Die Eingangstür muß eine lichte Durchgangs- 
breite von mindestens 95 cm aufweisen. 

Schwellen und Niveauunterschiede sind nur 
bis zu 2,5 cm zulässig. 

Vor und seitlich von Drehflügeltüren muß ge- 
nügend Bewegungsfläche gesichert sein. 

Zuständig: 

Öffentliche und private Bauherren 

2.2. Bewegungsfreiheit innerhalb der Gebäude 

Maßnahmen: 

In allen Räumen, auch in Fluren und dgl., muß 
die Bewegungsfläche mindestens 140 cm breit 
sein. 

Alle Türen müssen eine lichte Durchgangs- 
breite von mindestens 85 cm aufweisen. Vor 
und seitlich von Drehflügeltüren muß genügend 
Bewegungsfläche gesichert sein. 

Treppen sollen möglichst gradläufig sein. Bei 
gewandelten Treppen sind Handläufe auf bei- 
den Seiten anzubringen. Der Handlauf am Trep- 
penauge darf nicht unterbrochen sein. Der 

Wandhandlauf soll Anfang und Ende des Trep- 
penlaufs rechtzeitig erkennbar machen. Die Stu- 
fen sind mit griffiger Oberfläche zu versehen. 
Vorragende Trittstufen sind zu vermeiden. 

Niveauunterschiede, deren Überwindung aus- 
schließlich über Stufen möglich ist, sind unzu- 
lässig. Aufzugskabinen sind wie folgt zu bemes- 
sen: 

lichte Breite ^ 110 cm 

lichte Tiefe ^ 140 cm 

lichte Türbreite ^ 80 cm 

Vor den Aufzugsgängen ist eine Bewegungs- 
fläche von mindestens 140 cm X 140 cm erfor- 
derlich. 

Zuständig: 

öffentliche und private Bauherren 

2.3. Sanitärräume 

ln Gebäuden mit hoher Besucherzahl ist min- 
destens je ein WC für schwerbehinderte Be- 
sucher vorzusehen. Das WC ist mit Spülklosett 
und Handwaschbecken auszustatten. 

Auf einer Seite des Spülklosetts muß eine 80 cm 
breite Bewegungsfläche vorhanden sein. Die 
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freie Zufahrt zu dieser Bewegungsfläche muß 
gesichert sein. 

Vor dem Spülklosett ist eine 1,20 m tiefe Be- 
wegungsfläche freizuhalten. 

Die Tür muß eine lichte Durchgangsbreite von 
85 cm aufweisen. Sie darf nicht nach innen auf- 
schlagen. 

Pendeltüren sind unzulässig. 

Zuständig: 

öffentliche und private Bauherren 

2.4. Fernsprechstellen 

Maßnahmen: 

In öffentlich zugängigen Gebäuden soll minde- 
stens eine öffentliche Fernsprechstelle so gestal- 
tet werden, daß Rollstuhlbenutzer unmittelbar 
bis zum Fernsprechapparat gelangen können. 
Bei Fernsprechstellen, die nicht durch Seiten- 
wände begrenzt sind, ist der unmittelbare Zu- 
gang am ehesten gewährleistet. 

Nummernschalter (Wählscheibe), Handapparat 
(Hörer) und Münzeinwurf sollten so angeordnet 
sein, daß sie von einem Rollstuhlbenutzer be- 
dient werden können. 

Zuständig: 

Bundespost 

Öffentliche und private Bauherren 

3. Schwerpunkte im öffentlichen Personenverkehr 

3.1. Einstieg und Beförderung 

Der Ein- und Ausstieg behinderter Personen ist 
durch entsprechende technische und organisa- 
torische Maßnahmen, die Beförderung durch Be- 
reitstellung ausreichend bemessener Plätze zu 
ermöglichen. 

Zuständig: 

Verkehrsunternehmen 


3.2. Zugang zu Haltestellen der Untergrund- und 
Unterstraßenbahnen 

Die an Bedarfsschwerpunkten gelegenen Halte- 
stellen sind mit Fahrsteigen, Rampen oder Auf- 
zügen auszustatten. 

Zuständig: 

Verkehrsuntemehmen 


4. Schwerpunkte im Wohnungsbau 

4.1. Wohnungen für Rollstuhlbenutzer 

Für Rollstuhlbenutzer sind Wohnungen zu er- 
richten, deren Bemessung und Ausstattung den 
Behinderten von fremder Hilfe weitgehend un- 
abhängig machen. 

Die erforderlichen Maßnahmen sind in der 
Planungsnorm DIN 18 025 (Wohnungen für 
Schwerbehinderte) Blatt 1 „Wohnungen für 
Rollstuhlbenutzer" erfaßt. 

Zuständig: 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

öffentliche und private Bauherren 

4.2. Wohnungen für Blinde und wesentlich Sehbehinderte 

Für Blinde und wesentlich Sehbehinderte sind 
Wohnungen zu errichten, deren Grundriß und 
Ausstattung dem Behinderten das Wohnen und 
Wirtschaften erleichtern. 

Die erforderlichen Maßnahmen sind in der Pla- 
nungsnorm DIN 18 025 (Wohnungen für Schwer- 
behinderte) Blatt 2 „Wohnungen für Blinde und 
wesentlich Sehbehinderte" erfaßt. 

Zuständig: 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Öffentliche und private Bauherren 
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